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FRAGEN/024: Jaime Kurakeo, Chile - "Durch die Musik habe ich entdeckt, dass ich ein Mapuche bin" (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Chile

"Durch die Musik habe ich entdeckt, dass ich ein Mapuche bin"

Interview mit Jaime Kurakeo, Musiker und Mapuche 

in Santiago de Chile am 01.02.2020

von Helodie Fazzalari (Pressenza)
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Jaime Kurakeo, Musiker und Mapuche

Foto: © Helodie Fazzalari



Für eine indigene Ausdrucksform wie die Musik ist es schwer,
wahrgenommen zu werden. Im Fernsehen sieht man Mapuche nur als
terroristenartige Vermummte.

 * 

Können Sie uns von Ihrer Mapuche-Herkunft erzählen? Wie entdeckten
Sie Ihre indigenen Wurzeln?

Mein Familienname stammt aus dem Süden Chiles, aus einer Gegend nahe
der Stadt Temuco in Chiles IX. Region (auch bekannt als Región de la
Araucanía). Von dort ging mein Großvater mit knapp 18 Jahren nach
Santiago und heiratete meine Großmutter, die aus der VII. Region
stammt. Zwei Kinder wurden geboren, eines davon ist mein Vater. Ich
habe drei Brüder und bin von uns derjenige, der sich am meisten dafür
interessiert, unsere Identität als Mapuche wiederzuerlangen. Für mich
lautet eine der wichtigsten Fragen: "Was bedeutet es, Mapuche zu
sein?". Oft ist es sehr schwierig, darauf zu antworten, und daher habe
ich viel Zeit damit verbracht, mich wieder neu mit der indigenen
Kultur zu identifizieren.

Ich bin in Santiago geboren und mit (nicht-indigenen) Chilen*innen
aufgewachsen, weil mein Vater anfangs seine Herkunft verleugnete. Dank
der Musik entdeckte ich dann, dass ich ein Mapuche bin. Ich begann,
mich für meine indigenen Wurzeln zu interessieren, als ich in
Verbindung mit der Folklore und der chilenischen Musik trat: Als Kind
tanzte ich alle möglichen folkloristischen chilenischen Tänze und
schloss mich einer Gruppe an, die folkloristische Musik spielte.
Innerhalb dieser Gruppe gab es immer irgendetwas, das Mapuche-Wurzeln
hatte. Von diesem Moment an begann ich, musikalische Bezüge zu
schaffen. Und sofort wurde mir klar, dass die Musik ein wichtiger Teil
meines Lebens werden würde. Das ging bis zu meinem Studium an der
Universität. Wir reden jetzt über die Zeit der Diktatur, als Namen mit
Mapuche- oder anderem indigenem Ursprung lieber verborgen blieben.
Damals begann ich, mir Gedanken über meinen Familiennamen zu machen
und mich zu fragen, wer ich überhaupt war. Ich habe verschiedene Arten
von Musik erlernt und ein Repertoire mit meinen eigenen Liedern
geschaffen, die einen Bezug dazu hatten, ein Mapuche zu sein, um auf
dieser Grundlage meine eigene Identität zu bauen. Musik hat eine
wichtige pädagogische Funktion; die Musik, die ich hörte, behandelte
in ihren Liedern Themen, die mich zum Nachdenken brachten.
So begann ich, mich mit dem chilenischen Staat, den politischen Fragen
und dem Bildungssystem auseinanderzusetzen.

Bekanntlich versuchte der chilenische Staat während der Diktatur,
indigene Traditionen zu assimilieren. Geschah das auch in der Musik?
Oder gelang es ihr, ihre eigene Identität beizubehalten?

Dem Diktator Pinochet gelangen einige sehr intelligente Schachzüge.
Zum Beispiel ist Puelche heute ein chilenischer Nationaltanz.
Eigentlich hat er aber indigene Wurzeln, weil er aus der Begegnung
zwischen der spanischen und der indigenen Kultur entstand. Dieser
Nationaltanz also wurde standardisiert und zu etwas Chilenischem
gemacht. Pinochet sorgte dafür, dass aus dem Puelche, der ursprünglich
sozusagen Teil der Streetart war, ein Salon-Tanz wurde.
Heute befinden sich die Medien in Chile in den Händen zweier
wirtschaftlicher Gruppen, es handelt sich um ein Duopol. Für eine
indigene Ausdrucksform, wie die Musik es sein kann, ist es sehr
schwierig, wahrgenommen zu werden. Im Fernsehen werden Mapuche nur als
terroristenartige Vermummte dargestellt.

Irgendwann in deinem Leben versuchst du, deinen Weg zu finden und zu
verstehen, welche deine Prinzipien sind. Mapuche zu sein bedeutet für
mich vor allem, "Mensch" zu sein, eine Person, die ein Bewusstsein
hat, eine Kultur, eine Person, die es versteht, gut zu sein, die ein
reines Herz hat, eine spirituelle Kraft ebenso wie eine physische
Kraft, denn der Körper ist sehr wichtig für die Arbeit. Diese ganzen
Elemente muss sich ein Mapuche auf seiner Lebensreise aneignen, um als
"Mensch" betrachtet zu werden. All diese Prinzipien sind verbunden mit
der politischen und der sozialen Frage. Denn im Besitz dieser Elemente
zu sein bedeutet, dass du kämpfen kannst, um dein Land zu verteidigen,
deine Identität. Es bedeutet, dass du Respekt für die Alten der
Gemeinschaft haben kannst.

Fühlen Sie sich als Musiker und als Mapuche anerkannt?

Ich weiß es nicht, und ich glaube auch nicht, dass es besonders
wichtig ist. Das Wichtigste ist, ehrlich gegenüber sich selbst zu sein
und im Blick zu behalten, wer wir sind. Ich versuche, Musik zu machen,
die eine Verbindung hat mit all dem, worüber wir gesprochen haben.
Anfangs war es schwierig, Mapuche-Klänge in meine Lieder zu bringen.
Ich habe dann damit begonnen, die Musikkultur der Mapuche zu
studieren, um daraus irgendwie Elemente in meine Musik einzubauen.
Innerhalb des Konzepts der Mapuche-Musik spielt die Dualität eine
grundlegende Rolle. Wenn man nur vom Lonko als einzigem Anführer der
Mapuche-Gemeinschaft spricht, ist das schlecht, denn er hat seine
Ehefrau an seiner Seite. Auch meine Partnerin Mónica und ich empfinden
es so, dass wir uns gegenseitig stark ergänzen, wir singen zum
Beispiel gemeinsam in der Mapuche-Sprache Mapudungun. Oft machen wir
Versionen beliebter Lieder auf Mapudungun, und ich glaube, das ist
sehr wichtig, nicht nur um den Hörer*innen unsere Sprache
näherzubringen, sondern unsere Kultur ganz allgemein.

Glauben Sie, dass die Musik ein Medium sein kann, um der
Mapuche-Kultur in Chile ihren richtigen Wert zurückzugeben?

Ja, selbstverständlich. Die Musik ist eine lebendige gesellschaftliche
Ausdrucksform. Für mich zum Beispiel war es eine ziemlich schwierige
Aufgabe, weil ich aus einem Umfeld komme, das auf der chilenischen
Kultur gründet. Es gibt Mapuche, die Gitarre spielen, aber es ist ein
Instrument, das nicht Teil unserer Kultur ist, dennoch versuche ich,
es in meine Musik zu integrieren. Insbesondere arbeite ich daran, den
Klang der Gitarre den Mapuche-Melodien anzupassen. Ich glaube, die
Musik ist ein geeignetes Mittel, um Menschen zum Nachdenken zu
bringen, Bewusstsein zu erzeugen und Diskussionen anzustoßen. Die
Musik ist eine Ausdrucksform, und die Mehrheit der beliebten Sänger
erkennen sich in Autoren wie Víctor Jara und Violeta Parra wieder, die
den Wandel in der traditionellen Folkloremusik vorangebracht und sie
zu einer Musik mit Wurzeln gemacht haben, die sich nicht auf
Landschaft und Natur beschränkt, sondern beschreibt, was bei den
Menschen passiert.

Abgesehen davon ist es immer gut, sich einer Sache bewusst zu sein:
Ein grundlegender Teil der Anerkennung der Mapuche-Bevölkerung hängt
mit dem Anspruch auf unsere Gebiete zusammen. Wir wurden hier geboren,
aber das Mapuche-Land, das die Stütze des Mapuche-Volkes ist, muss
zurückgewonnen werden. Dem müssen wir unsere Energien widmen und ein
Teil unserer Arbeit muss dem gelten: der Wiedererlangung unseres
Landes. Mapudungun sprechen zu können, sich auf traditionelle Weise zu
kleiden und all diese Dinge bedeuten nichts ohne den Kampf für das
eigene Land.

Abschließend möchte ich sagen: Widerstand ist nicht Terrorismus. Die
Aktionen von Mapuche-Gruppen im Süden Chiles sind keine
terroristischen Handlungen, sondern Widerstand gegen die
Forstunternehmen. Widerstand verdient äußersten Respekt und hat mit
Terrorismus nichts zu tun.


Übersetzung: Bernd Stößel


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/kultur-medien/durch-die-musik-habe-ich-entdeckt-dass-ich-ein-mapuche-bin/
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SPRACHE/1016: Vorurteile und verquere Blicke (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 11.02.2020

Vorurteile und verquere Blicke



Zwischen 1884 und 1919 hatte auch das Deutsche Reich Kolonien - in Afrika,
Ozeanien und Ostasien. Mit der deutschen Sprache zur faktischen
Kolonialzeit haben sich an der Uni Würzburg Masterstudierende der
Germanistik befasst.

Sie hatten die Führungsposition inne. Hatten das Sagen. Deuteten und
bewerteten. Und das prägte die Sprache der deutschen Kolonialherren. Wie
berichteten sie über indigene Völker? Auf welche Weise fassten sie in
Worte, was sie vor Ort sahen? Das haben Germanistik-Studierende der
Universität Würzburg in einer umfangreichen Textsammlung analysiert, in
einem Masterseminar unter Leitung von Matthias Schulz, Professor für
Deutsche Sprachwissenschaft.

Zum Abschluss werden die Ergebnisse in einer Posterausstellung im
Philosophiegebäude präsentiert. Die Ausstellung ist noch bis 25. Februar
2020 zu sehen.

Seit 2019 ist die "Digitale Sammlung deutscher Kolonialismus" (DSDK)
online verfügbar. Die Analysen der Studierenden haben gezeigt, dass sich
diese Sammlung von knapp 1.000 Texten aus der Zeit zwischen 1880 und 1920
gut für sprachwissenschaftliche Analysen eignet. Die Untersuchung der
Quellen zeigt spezifische Strukturen kolonialzeitlichen Wortschatzes. An
Beispielen wird auch deutlich, wie abwertend und rassistisch Deutsche über
indigene Völker schreiben konnten.

Sprache der Indigenen wurde abgewertet

Mit Grafiken, Gegenüberstellungen und Textbeispielen zeigen die
Studierenden auf ihren Postern, was sie herausgefunden haben. Alicia
Hückmann zum Beispiel befasste sich mit der Frage, inwiefern der westliche
Blick deutsche Sprachforscher im südpazifischen Raum beeinflussen konnte.

Überlegenheits-Vorurteile und Herrschaftsdenken, fand sie heraus,
manipulierten die Forschungsarbeit. Das wird anhand der Sprache deutlich:
So ist in 17 von ihr analysierten Texten von einem "sehr unvollkommenen"
Wortschatz der indigenen Bevölkerung die Rede. Die Grammatik gleiche einer
"Kindersprache", gewisse Wortbildungen wirkten "erheiternd".

Die Sprachforscher zeigten, wie weit die Sprache der Indigenen hinter der
deutschen Sprache zurückbleibe. "Unterschwellig ist aus den Texten
herauszulesen, dass Deutsch als vollkommene Sprache gilt, die Sprache der
Indigenen wird im Vergleich als unvollkommen bewertet", so Hückmann.

Interessant fand die Studentin, welche psychologischen Schlussfolgerungen
aus der Untersuchung von Sprachen der indigenen Völker gezogen wurden. Aus
der Tatsache zum Beispiel, dass es viele Wörter mit konkreter und nur
wenige mit abstrakter Bedeutung gibt, wurde geschlossen, dass das indigene
Volk ein "schlechtes Vorstellungsvermögen" habe. Die koloniale Bewertung
von Sprachen und von Sprecherinnen und Sprechern sind hier wechselseitig
aufeinander bezogen.

"Naive" und "lächerliche" Glaubensvorstellungen

Auch aus den Texten, die das Religiöse thematisieren, geht hervor, dass
die Kolonialherren das Eigene als das Höchste ansahen und das, was sie in
den Kolonien vorfanden, kaum gelten ließen. Das ging zum Teil so weit,
dass der Glaube der indigenen Völker überhaupt nicht als "echte" Religion
angesehen wurde. Mit dem Wort "Religion" wurde vor allem der christliche
Glaube bezeichnet; religiöse Vorstellungen und Praktiken der indigenen
Bevölkerungen wurden hingegen als "Aberglaube" oder "heidnische
Vorstellungen" bezeichnet.

Wie die weitere Analyse der Kolonialzeittexte ergab, belegten die
Kolonialherren indigene Glaubensvorstellungen mit Wörtern wie "naiv",
"kindlich" oder gar "lächerlich".

Auch das, was in Reiseberichten als charakteristisch dargestellt wird,
zeugt von Vorurteilen und Konstrukten, fand Doktorandin Miriam Reischle
heraus. So werde der koloniale Raum, statt Differenzen wahrzunehmen, in
seiner sprachlichen Konstruktion oft als Gesamtheit angesehen. Ein
Beispiel aus einem Text: "Hier wie überall in dieser Gegend waren uns die
(...) Hütten aufgefallen." Kolonisierter Raum wird sprachlich generalisiert.

Teilweise auch positive Beschreibungen

Die Studierenden konnten bei ihren Analysen auch Vorurteile über die
kolonialzeitliche Sprache entlarven. "Es trieft nicht alles vor einem
spezifisch kolonialistischen Wortschatz", sagt Professor Schulz. So wurde
die Sprache der indigenen Völker teilweise auch mit positiven Wörtern
beschrieben: Sie sei "sehr melodisch und klangvoll" oder die Verbalformen
seien "unglaublich mannigfaltig".

Bei der Beschreibung von Gebäuden gleicht sich die Verwendung von
Adjektiven häufig. Aber auch das sei ein wichtiger Forschungsbefund, so
Schulz. Es sei zu einfach, negative Bewertungen ausschließlich quantitativ
am Gebrauch und an der Häufigkeit bestimmter Wörter festzumachen. Die
Belegkontexte müssten stets einbezogen werden; koloniale Einstellungen und
Gewissheiten könnten auch die Ursache dafür sein, dass manche Themen
überhaupt nicht explizit versprachlicht werden.

Jinyang Ma untersuchte in ihrer Projektarbeit die Wortfamilie "Kolonie"
(also Wörter wie Koloniebeamter, Kolonialregierung, kolonisieren). Die
Masterstudentin aus China konnte im Vergleich mit anderen Textsammlungen
außerhalb der "Digitalen Sammlung Deutscher Kolonialismus" zeigen, dass
der Blick der Kolonialherren sehr stark auf die eigenen Interessen
gerichtet war: "Diese Wörter beschreiben die Handlungen und die
Perspektive der Kolonisten". Man könne am Umfang der Wortfamilie und an
den einzelnen Wörtern belegen, dass es tatsächlich spezifische
Wortschatzanteile und Wortschatzstrukturen in der Kolonialzeit gab.

Frauen wurden aus rassistischen Motiven gebraucht

Die Kolonien zu regieren, war fast ausschließlich der Job von Männern.
Doch es brauchte auch Frauen in den Kolonien. Mit welchen Argumenten diese
bewegt wurden, in die Kolonien zu ziehen, damit befasste sich Sonja Gutte
in einer Argumentationsanalyse.

Sie fand heraus, dass die werbenden Argumente vor allem in einem
nationalpatriotischen Kontext standen. Emanzipatorische Argumente kommen
vor, sind aber selten. Nicht selten wurde sogar rassistisch argumentiert.
Zum Beispiel so: "Die Anwesenheit der Frau ist geboten in Rücksicht auf
die Reinerhaltung der Rasse."



Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
http://idw-online.de/de/institution99

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg, 11.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KURSUS/5076: Bielefeld - Arabischkurs für Anfänger, 15 x ab 19.02.20


Stadt Bielefeld

Arabischkurs für Anfänger



Bielefeld (bi) . Am Mittwoch, 19. Februar, startet in der
Volkshochschule (VHS) im Ravensberger Park ein neuer Anfängerkurs für
alle, die Arabisch lernen möchten. Der Kurs wird an 15 Abenden von
jeweils 18.15 bis 19.45 Uhr von der muttersprachlichen Dozentin Nagham
Al-Asi durchgeführt. Dieser Kurs eignet sich auch für Menschen, die
hauptberuflich oder ehrenamtlich in der Flüchtlingshilfe tätig sind.

Infos und Anmeldung unter Tel. 0521 51-6811 oder unter www.vhs-bielefeld.de
 *

Quelle:

Pressemitteilung: 12.02.20

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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KURSUS/5075: Unna - Tastschreiben intensiv für Erwachsene, 29.02. u. 01.03.2020


Kreisstadt Unna

VHS-Aktuell: Tastschreiben intensiv für Erwachsene



Kreisstadt Unna. Die VHS Unna Fröndenberg Holzwickede bietet einen
Intensivkurs für Anfänger*innen ohne oder mit geringen Vorkenntnissen
an, die die 10-Finger-Tastschreibmethode zur Verbesserung ihrer
Schreibgeschwindigkeit erlernen wollen. Das Seminar "Tastschreiben
intensiv für Erwachsene" mit der Kursnummer 201-4367 findet am
Samstag, 29. Februar und 1. März 2020 jeweils von 9 bis 13.30 Uhr im
Raum 006 im zib statt. Die Gebühr für die Veranstaltung beträgt 37
Euro inkl. 7 Euro für Lehrmittel.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen 
VHS-Programmheft auf der Seite 56 zu finden. Der Kurs ist auch im 
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV für den privaten Bereich / Tastschreiben und
Abschreibprüfungen" zu finden. Und natürlich berät auch der
Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre gerne Interessierte zum
Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre, 02303 / 103-735,
andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder -
714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung
auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 11.02.20

Kreisstadt Unna

Der Bürgermeister, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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LESUNG/4428: Berlin - WISSEN DER DICHTUNG. Vom pädagogischen Eros, 26.02.2020


Haus für Poesie, Programmvorschau für Februar 2020

MI., 26.2.20, 19.30 UHR

WISSEN DER DICHTUNG

Vom pädagogischen Eros

Lesung & Gespräch



mit Ruth Aylett Autorin und Wissenschaftlerin, Glasgow | Anne Osbourn
Autorin und Wissenschaftlerin, Norwich | Hans-Jörg Rheinberger Autor und
Wissenschaftler, Berlin | Special-Guest der Roboter Alyx | Moderation
Asmus Trautsch Autor, Berlin

Der pädagogische Eros offenbarte sich zuerst auf dem Feld der Lyrik: das
Deklamieren von Texten war die vorherrschende Technik der
Wissensweitergabe. Das veränderte sich mit dem Buchdruck, und spätestens
mit den Theorien der modernen Physik wurde das Wissen so komplex, dass die
theoretische Mathematik die linear-phonetische Sprache notwendig ablösen
musste.

Es ist aber auch ein gegenläufiger Trend zu beobachten: Das Gedicht erlebt
in der Wissenschaft eine Renaissance als Speichermedium.
WissenschaftlerInnen an den Universitäten von Exeter und Liverpool haben
die Gehirnaktivitäten bei ProbandInnen während der Lektüre von Poesie
gemessen und herausgefunden, dass vorrangig solche Hirnareale stimuliert
werden, die dem Langzeitgedächtnis zuarbeiten.

Über diese Verbindung von Gedicht, Gedächtnis und Wissensvermittlung
sprechen: die Biologin und Dichterin Anne Osbourn, Direktorin des Norwich
Research Park und Fellow of the Royal Society, die auf dem Gebiet der
Stoffwechsel- und Zellbiologie forscht und ein spartenübergreifendes
Programm für Kinder initiiert hat (SAW-Projects: Science, Art and
Writing); die Informatik-Professorin und Dichterin Ruth Aylett, die
gemeinsam mit ihrem Roboter Alyx auftritt, sowie Hans-Jörg Rheinberger,
Dichter, Molekularbiologe und ehemaliger Direktor des Max-Planck-Instituts
für Wissenschaftsgeschichte.

Die Veranstaltung wird englisch-deutsch gedolmetscht.

Mit freundlicher Unterstützung der Stiftung Preußische Seehandlung, des
British Council und von ECHOO Konferenzdolmetschen

Eintritt: 6/4 EUR

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Februar 2020

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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TREFF/1525: Berlin - mit Harald Schmidt über "Populärkultur(en)" diskutieren, 20.02.20


Die Junge Akademie an der Berlin-Brandenburgischen Akademie der
Wissenschaften und der Nationalen Akademie der Wissenschaften Leopoldina,

Harald Schmidt über "Populärkultur(en)", 20.02.20, 19 Uhr, Heimathafen
Neukölln, Berlin



Die Junge Akademie feiert ihr 20-jähriges Jubiläum mit der
Veranstaltungsreihe "Cha(lle)nging Perspectives" im Heimathafen Neukölln
in Berlin. Zum Auftakt diskutieren Mitglieder der Jungen Akademie mit
Harald Schmidt über "Populärkultur(en)".

Weitere Jubiläumsveranstaltungen auf

http://www.2020.diejungeakademie.de

Als Schauspieler, Entertainer, Kabarettist und Kolumnist lotet Harald
Schmidt die Möglichkeiten von Fernsehen, Kabarett und Theater, von Ernst
und Unterhaltung, von "Hochkultur" und "leichter Kultur" virtuos aus und
verändert dabei auch die Perspektive auf das, was Populärkultur ist und
sein kann.

Grund genug für die Arbeitsgruppe "Populärkultur(en)" der Jungen Akademie,
Harald Schmidt einzuladen. Was ist - oder war - eigentlich Fernsehen? Wie
ist Satire in (un)ernsten Zeiten möglich? Was ist überhaupt Populärkultur?
Und schließlich: Was kann Wissenschaft von Populärkultur lernen? Diese und
andere Fragen wollen der Islamwissenschaftler Simon Wolfgang Fuchs, die
Geschichtswissenschaftlerin Valeska Huber und der Althistoriker Christoph
Lundgreen gemeinsam mit Harald Schmidt diskutieren. Durch den Abend führt
der Literaturwissenschaftler und Sprecher der Arbeitsgruppe Michael Bies.

Die Reihe "Cha(lle)nging Perspectives" bringt an sechs Abenden unseres
Jubiläumsjahrs 2020 namhafte Gäste aus Wissenschaft, Kunst und
Öffentlichkeit auf die Bühne des Heimathafens Neukölln in Berlin.
Vorgestellt und befragt werden unsere Gäste von Mitgliedern aus sechs
Arbeitsgruppen der Jungen Akademie zu aktuellen wissenschaftlichen und
anderen gesellschaftlichen Großthemen. Es geht dabei bewusst auch darum,
kritische Stimmen zu Wort kommen zu lassen, um auf diese Weise
interessante Perspektivwechsel zu provozieren. Das Publikum ist
eingeladen, mitzudiskutieren und neue Sichtweisen auf vieldebattierte
Themen zu entwickeln.

Der Eintritt ist frei. Einlass ab 18:30 Uhr nur mit gültigem Ticket von
eventbrite.

Die Junge Akademie ist die weltweit erste Akademie für herausragende junge
Wissenschaftler*innen an der Schnittstelle zwischen Wissenschaft,
Gesellschaft und Kunst.


Weitere Informationen unter:

https://2020.diejungeakademie.de/

https://www.eventbrite.de/e/challenging-perspectives-harald-schmidt-zu-gast-bei-der-jungen-akademie-tickets-86897327245

- kostenlose Tickets

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution829

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Die Junge Akademie an der Berlin-Brandenburgischen Akademie der Wissenschaften

und der Nationalen Akademie der Wissenschaften Leopoldina, 11.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1524: Hamburg - Kulturcafé Komm du, Programm vom 17. bis 22. Februar 2020




Kulturcafé Komm du - Das Programm der 8. Kalenderwoche 2020

Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Konzerte, Lesungen, Vorträge, Comedy, Kabarett, Puppentheater für Kinder und Ausstellungen




[image: Logo des Kulturcafé Komm du]






Sofern nicht anders angegeben, gilt:

 - Eintritt frei / Hutspende

 - Beginn der Veranstaltungen um 20:00 Uhr



Kulturcafé Komm du

 Buxtehuder Straße 13

 21073 Hamburg-Harburg

 http://www.komm-du.de



Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 7.30 bis 17.00 Uhr, Samstag 9.00 bis 17.00 Uhr

 an Veranstaltungstagen durchgängig geöffnet und abends open end



Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder per E-Mail: kommdu@gmx.de









[image: Raute]



        

        

Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

        

        

                                                - + * + * + * + -

        

            

        *Mittwoch, 19. Februar 2020, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

        Flemming Borby | Indie Pop Folk

        Eintritt frei / Hutspende

        

        Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

        Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

        Homepage: http://www.komm-du.de
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Flemming Borby
Foto: by Rikke Aamann




        Indie Pop Folk


        Im Februar dürfen wir Flemming Borby bei uns begrüßen, der als
        großes Talent des Indie Pop Folk gilt und uns mit seiner
        aufmunternden Musik direkt aus dem Winterschlaf holen wird. Mit
        seiner Liebe zu Musik, die Wert auf Harmonien und Melodie legt,
        trifft er einerseits den Wohlfühl-Nerv, erzählt aber auch
        melancholische Geschichten so, dass man immer weiter zuhören möchte.
        Seit einigen Jahren konzentriert sich der gebürtige Däne auf seine
        eigenen Songs und ließ sich für das Album “Somebody Wrong” von alten
        amerikanischen Songs inspirieren. Mit dem Sprung zu seinem neuen
        Werk “Live Like You Want It” geht es dann wieder in eine sehr
        tanzbare Richtung, die positiv-Club kompatibel ist.

        

        Der Faden der guten Stimmung zieht sich überall durch die Musik von
        Flemming Borby, der unter anderem mit seiner dänischen Band
        “Greene”mehrere, von der Kritik hochgelobte Alben veröffentlicht
        hat. Auf seinem Weg lagen viele Kooperationen, Projekte und Touren
        um die ganze Welt, weshalb wir uns besonders über den Stopover und
        die neuen Songs im Komm du am 19. Februar freuen! 

        

        Besetzung:

        Flemming Borby - Gesang und Gitarre

        

        Weitere Informationen:

        http://www.flemmingborby.net/

        https://www.facebook.com/flemming.borby

        

        

        

        *Donnerstag, 20. Februar 2020, 20.00 bis 22.00 Uhr:
            Autorenlesung

        James Hiller - Twinking  | Autorenlesung

        Eintritt frei / Hutspende 

        

        Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

        Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

        Homepage: http://www.komm-du.de
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James Hiller
Foto: by Ernst Trümpelmann vom Brighton Verlag




        Autorenlesung von „Twinking“


        James Hiller stellt im Komm du sein Buch “Twinking” vor, dessen
        Geschichte sich im Jahr 2018 abspielt und erzählt, wie sich das
        Leben der fünf Jugendlichen Jim, Sammy, Gabrielle, Arabella und
        Annik mit der Ankunft eines Raumschiffes schlagartig verändert. Das
        gigantische Objekt verschluckt die Erde und fliegt mit ihr zum
        Sonnensystem der Außerirdischen. Konstellation: Nördliche Krone,
        Stern: XO-1. Dort angekommen und in eine Umlaufbahn gebracht, nehmen
        die fremden Wesen das Quintett als Botschafter mit auf ihren
        Planeten Arsibo. Anschließend führen sie die jungen Erwachsenen in
        ihre weiterentwickelte Welt ein. Kurz nachdem die Aliens den „Chip
        des ewigen Wissens“ vorgestellt haben, der sämtliche Informationen
        ihrer Spezies enthält, geschieht das Unvorstellbare. Nun wird es eng
        für die Erdlinge…

        

        Der Autor, James Hiller studierte Informationsmanagement, arbeitete
        als politischer Mitarbeiter fu?r den SPD-Parteivorstand in Berlin
        und hielt sich eine Zeit lang in London auf. Zur Frage der
        politischen und technologischen Entwicklung der Menschheit in der
        Zukunft schrieb er bereits Kurzgeschichten und Gedichte, die in
        Zeitschriften und Sammelbänden publiziert wurden. Seine Lesung wird
        er als größeren Plot aufbauen, in dem der historische Verlauf bis
        zum Beginn der Handlung 2081 über Kurzgeschichten und Gedichte
        herausgearbeitet wird.

        

        Besetzung:

        James Hiller - Autor

        

        Weitere Informationen:

        http://www.jameshiller.de

        https://www.facebook.com/Lothaeus

        

        

        

        *Freitag, 21. Februar 2020, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

        Port Joanna | Funk, Soul and Rock

        Eintritt frei / Hutspende

        

        Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

        Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

        Homepage: http://www.komm-du.de
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Port Joanna
Foto: by Franzi Fockel




        Funk, Soul and Rock


        Port Joanna ist ein Ort, an dem Musik lebendig ist. Ein Ort, wo
        Gitarren, Funk, Soul und Rock einen musikalischen Cocktail ergeben,
        der sowohl vintage als auch modern klingt. Die deutsch-afrikanische
        Band fing als Coverband an, bevor sie in den nordischen Wassern
        Hamburgs mit ihren eigenen Songs auf Reisen ging. Schon wird ihnen
        nachgesagt, dass man bei ihrem Sound kaum stillsitzen kann und sie
        mit ihrem ganz eigenen Stilmix und Lyrics Ohrwürmer in den Köpfen
        des Publikums produzieren.

        

        MIt ihrer schwebenden, raumgreifenden Stimme voller Lebensfreude
        bringt die Sängerin Tash Manzungu pure Lebensfreude nach vorn, das
        Publikum auf die Tanzfläche, und Nahrung für Körper, Geist und Seele
        mit sich. Einen Vorgeschmack könnt ihr euch von der ersten EP
        “Atlas” holen aber vor allem sollte man sich das Live-Erlebnis der
        Band nicht entgehen lassen, wenn sie am 21. Februar die Bühne im
        Komm du rocken. 

        

        Besetzung:

        Tash Manzungu - Gesang

        Jannik Stumm - Gitarre

        Moritz Huth - Schlagzeug

        Dario Leps - Bass

        

        Weitere Informationen:

        port-joanna.com

        https://www.facebook.com/portjoanna/

https://open.spotify.com/artist/4SNINGEdfHXoadxFStY6x5?si=86bVuWWJTPSZfuwhFI0H3A

https://www.youtube.com/channel/UCreJC2RnA_QbWQwuM_AF46w/videos?sort=dd&view=0&shelf_id=0

        

        

        

        *Samstag, 22. Februar 2020, 12.00 und 15.00 Uhr:
            Puppen-Theater

        Maya Raue – Puppentheater | Kollin Kläff und die
            Glitzerschnecke

        Eintritt 6€

        

        Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

        Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

        Homepage: http://www.komm-du.de
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Maya Raue
Foto: by Victoire Wogba




        Maya Raue – Puppentheater | Kollin Kläff und die Glitzerschnecke


        Am 22. Februar kommt das Puppentheater Kollin Kläff mit einer
        besonders bunten Geschichte für Kinder nach Harburg. Ein
        farbenfrohes und vielseitiges Stück mit sehr unterschiedlichen
        Charakteren. Auf der Bühne treffen sich ein orangenes
        Schneckenmädchen, das so gerne ein Glitzerschloss wie das von Barbie
        hätte, ein grüner Papagei, der Stöcke mit Bockwürstchen verwechselt
        und ein kleiner schwarzer Vogel mit großen Absichten. Mit dabei ist
        auch ein außerirdischer Hund mit drei Augen und natürlich Kollin
        Kläff, der hilfsbereite Hundeheld mit den Schlappohren, die so schön
        schlackern, wenn er sich schüttelt. 

        

        Das Stück dauert etwa 40 Minuten und ist für Kinder von 2 bis 10
        Jahren geeignet. Anschließend dürfen die Kinder sich noch persönlich
        von Puppenspielerin und dem vergesslichen Punktehund aus der
        Handtasche verabschieden und wer mag, bekommt sogar einen Hundekuss.
        Wer das bunte Februar Stück miterleben möchte, sollte sich schon
        bald Plätze reservieren. Entweder per Mail über kommdu@gmx.de  oder
        telefonisch unter 040-57228952. Der Eintritt kostet 6 Euro und
        Restkarten gibt es an der Tageskasse. 

        

        Außerdem plant die Puppenspielerin für März und April, eine
        Aufführung mit Kindern und ein Puppenspiel Workshop für Erwachsene.
        Die Anmeldungen hierfür laufen bereits und können über die
        Internetseite www.kollin-kläff.de vorgenommen werden.

        

        Besetzung:

        Maya Raue – Puppenspielerin und Autorin

        

        Weitere Informationen:

        www.kollin-kläff.de

        

        

        

        *Samstag, 22. Februar 2020, 20.00 bis 22.00 Uhr:
            Tanz-Performance

        Iris Lange und Bruno – Flamenco Pasión! | Flamenco-Tanz-Abend

        Eintritt frei / Hutspende

        

        Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

        Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

        Homepage: http://www.komm-du.de
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Iris Lange und Bruno
Foto: by Mario Reich




        Flamenco Pasión!


        Wer einmal den Flamenco in der klassischen Darbietungsform und
        intimen Atmosphäre der spanischen Tablaos erleben möchte, hat
        demnächst im Kulturcafé Komm du die Gelegenheit dazu! Die
        passionierten Tänzer Iris Lange und Bruno bringen den Flamenco in
        Bewegung und im Zusammenspiel mit Gitarrenspiel und Cajon so auf die
        Bühne, wie er sich am besten entfalten kann: im Spannungsfeld von
        Struktur und Improvisation, wild, leidenschaftlich und spielerisch,
        mal elegant, mal dreckig….und auch mal modern!

        

        Es sind die Gegensätze, die in der Kultur - oder besser den
        zahlreichen kulturellen Wurzeln des Flamenco den Reiz ausmachen!
        Zwei Tänzer und zwei Persönlichkeiten verleihen diesem Phänomen mit
        ihren Körpern individuellen Ausdruck, getragen von faszinierendem
        Gitarrenspiel und ergreifendem Gesang, die alle zusammen das
        Ereignis “Flamenco” ausmachen.

        

        Besetzung:

        Iris Lange und Bruno - Tanz

        Elva La Guardia - Gesang

        Josel Ratsch - Gitarre

        

        Weitere Informationen:

        www.laresaca.de
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        *Aktuelle Ausstellung im 'Komm du' (08.02.2020 bis 17.4.2020)

        Kirsten Barthel | Ausstellung „Nativismus in starken Farben“

        Eintritt frei / Hutspende

        

        Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

        Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

        Homepage: http://www.komm-du.de
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Kirsten Barthel | Ausstellung
Foto: by Kirsten Barthel




        „Nativismus in starken Farben“


        Ein Gedanke, ein Traum oder ein Gedicht, das aus dem Kopf auf die
        Leinwand fließt und sich in eine Struktur ergießt, aus der fliegende
        Fische oder weit entfernte Horizonte hinter bunten Bäumen hervor
        gehen. 

        

        Die Bilder von Kirsten Barthel sind raumfüllend, weil dahinter so
        viele Geschichten wie Farben stehen und mit diesen wird das Auge
        geflutet. Strahlendes Gelb trifft leuchtendes Blau und immer wieder
        tiefes Purpur und vor allem kräftige Töne, die von Lebensfreude bis
        Melancholie alle Stimmungen durchschreiten. Der „Nativismus“ rührt
        aus dieser Quelle der klaren, einfachen und direkten Farben
        einerseits und andererseits aus der Inspiration für die Bilder,
        welche in Gesprächen und Gedichten liegt, sich aber auch aus
        Berührungen mit unterschiedlichen Kulturen von der japanischen bis
        zur nordischen Mythologie und Formen des Schamanismus speist.

        

        Kirsten Barthel wurde 1953 in Hamburg geboren und hat sich als
        visueller Mensch schon immer zur Malerei sowie zur Fotografie
        hingezogen gefühlt. Im Kunststudium an der Armgartstraße befasste
        sie sich mit dem, was man heute wohl als „visuelle Kommunikation“
        beschreiben würde, experimentierte mit Schwarz-Weiß Fotografie und
        ließ sich immer wieder von Reisen, Musikeinflüssen und, schlicht,
        ihrer Wahrnehmung der unmittelbaren Umwelt beeinflussen. In diesem
        Sinne ist auch die aktuelle Ausstellung der Werke im Komm du, vom 8.
        Februar bis zum 17. April als eine Einladung zum Träumen, zum Dialog
        und zum Wandeln in Gedankenwelten und weiten Horizonten zu
        verstehen.

        

        Die Bilder von Kirsten Barthel werden vom 08. Februar bis zum 17.
        April 2020 in den Räumlichkeiten des Komm dus ausgestellt.

        

        Weitere Informationen:

        https://www.kirstenbarthel.de/

        https://www.facebook.com/events/626690518075198/
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Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Svantje Buchholz

Telefon: 0172 36 00 494

E-Mail: kommdueventmanagement.assistenz@gmx.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuelle Wochenprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

Einladung und Pressemitteilung vom 11.2.2020

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Str. 13

21073 Hamburg

Tel.: 040/57228952

E-Mail: kommdu@gmx.de

Internet: www.komm-du.de

Facebook: https://www.facebook.com/KommDu



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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INFOPOOL / BUCH / FAKTEN





MESSE/676: #Weltentdecker - Leseförderung im Fokus der Leipziger Buchmesse 2020 (Leipziger Buchmesse)


Leipziger Messe GmbH - LEIPZIGER BUCHMESSE (12. bis 15. März
2020)

Pressemeldung - Dezember 2019

#Weltentdecker: Leseförderung im Fokus der Leipziger Buchmesse 2020



Laut aktueller PISA-Studie haben knapp 21 Prozent der 15-Jährigen in
Deutschland Schwierigkeiten beim Lesen. Mit ihrem neuen
Schwerpunkt #Weltentdecker rückt die Leipziger Buchmesse vom 12. bis 15.
März 2020 die Leseförderung in den Fokus. Passend dazu setzt sich die
Leipziger Buchmesse als jüngstes Mitglied im Stifterrat der Stiftung Lesen
für eine ganzjährige Leseförderung ein.

"Die Leseförderung ist seit jeher fester Bestandteil der Leipziger
Buchmesse. Leser jeden Alters auf Bücher aufmerksam zu machen, ist unser
ureigenes Anliegen, denn ohne Lesekompetenz keine Medienkompetenz und keine
politische Urteilsfähigkeit", erklärt Oliver Zille, der Direktor der
Leipziger Buchmesse. "Von Vertretern der Wissenschaft und politischen
Entscheidern, von Pädagogen, Buchhändlern und Bibliothekaren über die
Eltern bis hin zu den Kindern und Jugendlichen - bei uns kommen alle
Akteure und Zielgruppen der Leseförderung an einem Ort zusammen."

Als Buchmesse mit einem starken Fokus auf die junge Zielgruppe und einem
stetig wachsenden Bildungsbereich ist die Leipziger Buchmesse die größte
Plattform für die Themen Leseförderung und Medienbildung im
deutschsprachigen Raum. Unter der Überschrift #Weltentdecker gibt es
Aktionen und Projekte auf dem Messegelände und in der Stadt Leipzig: von
Symposien zur Lesemotivation, Diskussionen zu einem Lese-Pakt bis hin zu
phantasievollerem Lesen im Fremdsprachenunterricht, Motorradprinzessinnen
für geschlechterbewussteres Vorlesen, Live-Comic-Lesungen und vielem mehr.

Nach Jahren der erfolgreichen Zusammenarbeit zum Lesekompass erweitern die
Leipziger Buchmesse und die Stiftung Lesen ihre Partnerschaft. Ab sofort
engagiert sich die Leipziger Buchmesse im Stifterrat der Stiftung Lesen.
Sie ist damit eines von mittlerweile 59 Unternehmen, Verbänden,
Institutionen und Organisationen, die die Stiftung Lesen bei ihrer Arbeit
unterstützen. So ermöglichen die Mitglieder langfristige Maßnahmen zur
Leseförderung und die Entwicklung neuer Projekte auch jenseits der
Bildungsinstitutionen.

Dr. Jörg F. Maas, Hauptgeschäftsführer der Stiftung Lesen, freut sich über
das Engagement der Leipziger Buchmesse: "Dass neben Verlagen und
Buchhandlungen nun auch einer der größten Veranstalter der Buchbranche
unsere Arbeit unterstützt, ist ein wichtiges Signal. Denn nur gemeinsam und
im konstruktiven Austausch gelingt es uns, dem Lesen die nötige
Aufmerksamkeit zu verschaffen. Mit Vielfalt, guten Ideen und ungewöhnlichen
Lösungen können wir auch die Menschen erreichen, für die Bücher, Zeitungen
und digitale Texte nicht zum Alltag gehören."

Alle Veranstaltungen des Fokus #Weltentdecker gibt es ab dem 18. Februar
2020 online unter: 

www.leipzig-liest.de/.


Über die Leipziger Buchmesse

Die Leipziger Buchmesse ist der wichtigste Frühjahrstreff der Buch- und
Medienbranche und versteht sich als Messe für Leser, Autoren und Verlage.
Sie präsentiert die Neuerscheinungen des Frühjahrs, aktuelle Themen und
Trends und zeigt neben junger deutschsprachiger Literatur auch Neues aus
Mittel- und Osteuropa. Durch die einzigartige Verbindung von Messe und
"Leipzig liest" - dem größten europäischen Lesefest - hat sich die
Buchmesse zu einem Publikumsmagneten entwickelt. Im Verbund mit der
Leipziger Buchmesse öffnet die Manga-Comic-Con (MCC) in Halle 1. Parallel
dazu findet die 26. Leipziger Antiquariatsmesse statt.

Leipziger Buchmesse im Internet:

www.leipziger-buchmesse.de

www.leipziger-buchmesse.de/buecherleben

www.preis-der-leipziger-buchmesse.de

Leipziger Buchmesse im Social Web:

http://www.facebook.com/leipzigerbuchmesse

http://twitter.com/buchmesse

http://www.instagram.com/leipzigerbuchmesse

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - Dezember 2019

Leipziger Messe GmbH

Messe-Allee 1, 04356 Leipzig

Telefon +49 341 678-0, Telefax +49 341 678-8762

E-Mail: info@leipziger-messe.de

Leipziger Buchmesse im Internet: http://www.leipziger-buchmesse.de

Leipziger Messe im Internet: http://www.leipziger-messe.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER





AFRIKA/763: Sudan will früheren Diktator Bashir an Internationalen Strafgerichtshof überstellen


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 11. Februar 2020

Sudan will früheren Diktator Bashir an Internationalen Strafgerichtshof
überstellen

Wichtiger Meilenstein im Kampf gegen Straflosigkeit

Sudans Führung steht vor Zerreißprobe



Göttingen, den 11. Februar 2020 - Als "wichtigen Meilenstein im
weltweiten Kampf gegen Straflosigkeit" hat die Gesellschaft für
bedrohte Völker (GfbV) die angekündigte Überstellung des früheren
sudanesischen Diktators Omar Hassan al Bashir an den Internationalen
Strafgerichtshof (IStGH) bezeichnet. "Der Mann ist ein Massenmörder,
der Millionen Menschenleben auf dem Gewissen hat und zahllose
Verbrechen gegen die Menschlichkeit zu verantworten hat", erklärte
der GfbV-Direktor Ulrich Delius am Dienstag in Göttingen. Sein Sturz
im April 2019 sei im Sudan als Befreiung empfunden worden. Doch es
sei der Makel geblieben, dass er von der sudanesischen Justiz bislang
nur wegen Korruption und dem gewaltsamen Tod einiger Demonstrierender
belangt wurde. Nun könne es endlich Gerechtigkeit für Millionen Opfer
von Gewalt, Krieg und Flucht geben.

Sudans Machthaber kündigten heute an, Bashir an den IStGH überstellen
zu wollen. Das Schicksal Bashirs ist im Sudan heftig umstritten.
Während Teile der Zivilgesellschaft seine Auslieferung an Den Haag
forderten, lehnten Armee und Sicherheitsapparat entsprechende
Vorstöße kategorisch ab. "Die heutige Entscheidung wird den Sudan vor
eine Zerreißprobe stellen und den ohnehin hohen Druck auf die
demokratischen Kräfte weiter verstärken", warnte Delius.

Bashir wird vom IStGH unter anderem wegen Völkermord in Darfur seit
Jahren mit internationalem Haftbefehl gesucht. Vor mehr als einem
Jahrzehnt hatten die Vereinten Nationen beim Stand von rund 400.000
Opfern in Darfur aufgehört, die Toten zu zählen. Doch die
tatsächliche Opferzahl sei sicherlich deutlich höher. Auch im
Südsudan und in den Nuba-Bergen habe er unsagbare Verbrechen verüben
lassen, für die bislang niemand zur Rechenschaft gezogen worden sei.
Auch habe Bashir die systematische Aushungerung der Zivilbevölkerung
und den Einsatz von Vergewaltigung als Kriegswaffe zu verantworten.

"Deutschland hat zwar den weltweiten Kampf gegen Straflosigkeit zum
Leitspruch seiner Außenpolitik erklärt, doch in den letzten Jahren
wenig unternommen, um diesen Massenmörder zur Rechenschaft zu
ziehen", erklärte Delius. Stattdessen habe man sich des Diktators
bedient, um Europa vor Geflüchteten abzuschotten. Es sei das
Verdienst der demokratischen Zivilgesellschaft im Sudan, dass es nun
endlich eine Chance für Gerechtigkeit gebe.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. Februar 2020

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





MELDUNG/1055: #WannWennNichtJetzt ruft zum Protest in Erfurt und Dresden auf (#WannWennNichtJetzt)


-#WannWennNichtJetzt - Pressemmitteilung vom 12. Februar 2020

#WannWennNichtJetzt ruft zum Protest in Erfurt und Dresden auf - eigener
Block bei #nichtmituns



Gemeinsam mit vielen zivilgesellschaftlichen und antifaschistischen
Initiativen beteiligt sich #WannWennNichtJetzt an den Mobilisierungen nach
Erfurt und Dresden am 15.02. Unter dem Motto #nichtmituns hatten sich nach
den Ereignissen in Thüringen viele Verbände, Vereine und Organisationen
sowie das bundesweite Bündnis unteilbar spontan zusammengeschlossen um
gesellschaftlichen Druck gegen die Zusammenarbeit von CDU und FDP mit
Faschist*innen zu organisieren. Gemeinsam mit Refugee Black Box, MOVE e.V.,
Sprachcafé, weltraum, Alles muss man selber machen, und der
interventionistischen Linken (iL) ruft #WannWennNichtJetzt zu einem Block
auf der #nichtmituns-Demonstration in Erfurt auf.

Till Facius aus Thüringen: "Das Geschehen letzter Woche rund um die
Ministerpräsidentenwahl macht uns Aktive hier in Thüringen wütend. Dass die
AfD, besonders in Thüringen, stramm rechts und faschistisch ist, wissen wir
schon lange. Doch statt aus dem Geschehenen zu lernen und sich klar
gegenüber diesen Faschist*innen abzugrenzen, öffnen sowohl die FDP als auch
die CDU ihre Flanke nach rechts. Auch das ist für uns keine Überraschung,
schaut man auf die rassistische und neoliberale Politik beider Parteien,
die Menschen auf dem Mittelmeer ertrinken lässt, Naturgrundlagen zerstört
und Menschen in die Armut und in den Tod treibt. Dennoch stellt das Handeln
einen politischen Tabubruch sondergleichen dar. Er zeigt aber auch, dass es
jetzt an uns liegt, die rechten, konservatien und liberalen Ausbeuter
zurückzudrängen, um gemeinsam für eine freie, gleiche und solidarische
Welt zu streiten.

Für die Aktivist*innen von #WannWennNichtJetzt ist klar, dass die
Zusammenarbeit von CDU und FDP mit der AfD in Thüringen nicht einmalig ist
und schon lange auf anderer Ebene erprobt und vorbereitet wurde: "Der
Dammbruch in Thüringen war nicht der erste. Allein in Sachsen kooperierten
CDU und FDP auf kommunaler Ebene dutzende Male mit der AfD, wählten
Faschist*innen in Gremien und unterstützten Angriffe auf linke Projekte.
Deshalb ist es umso wichtiger, dass wir am 15.2. alle in Dresden und Erfurt
auf die Straße gehen und klar sagen: nicht mit uns!" erklärt Bruno
Rössel für WannWennNichtJetzt Sachsen.

Sarah Fartuun Heinze von #WannWennNichtJetzt Brandenburg ergänzt: "Am
Samstag wird in Erfurt, Dresden und auch in Cottbus gegen Rechts
demonstriert: Denn jetzt genau wie im Sommer der Solidarität heißt es
gemeinsam Zeichen zu setzen und unsere Solidarität lautstark auf die Straße
zu tragen: #WannWennNichtJetzt #nichtmituns! Denn egal ob in Sachsen,
Brandenburg, Thüringen oder sonstwo: Lasst uns gemeinsam und entschlossen
unseren Protest auf die Straßen und in die Parlamente tragen! Gegen jeden
Faschismus: Überall!"

Weitere Informationen finden sich auch auf unserer Website:

https://wannwennnichtjetzt.org/



Über #WannWennNichtJetzt: #WannWennNichtJetzt organisierte 2019 in Zwickau
(20.07.), Bautzen (27.07.), Gera (02.08.), Cottbus, Annaberg-Buchholz,
Müncheberg (alle 03.08.), Plauen (10.08.), Neuruppin (16.08.), Forst
(17.08.), Grimma (30./31.), Eisenberg (12.09), Saalfeld (21.09.),
Mühlhausen (27.09.) und Erfurt (20.10.) Konzerte und ein inhaltliches,
kostenfreies Bildungs- und Kulturprogramm. #WannWennNichtJetzt ist ein
Bündnis von kulturpolitisch, antifaschistisch, antirassistisch und
feministisch engagierten Menschen, die vor Ort für eine offene und
solidarische Gesellschaft einstehen.

Getragen wird das Projekt durch zahlreiche lokale Vereine in den jeweiligen
Orten, wie z.B. Dorf der Jugend Grimma, Roter Baum Zwickau, Cottbus
Nazifrei, Klubhaus Saalfeld e.V., Initiative Nie Wieder Plauen. Unterstützt
werden die lokalen Gruppen durch Aktivist*innen aus Leipzig, Berlin, Jena,
Hamburg und anderen bundesdeutschen Städten, sowie zahlreichen Vereinen und
Initiativen wie Unteilbar, Landstreicher Booking, We'll Come United, der
Interventionistischen Linken, Audiolith, Pekari - linke Basisgruppe Jena
und Roter Baum Leipzig.

 * 

Quelle:

-#WannWennNichtJetzt

E-Mail: presse@wannwennnichtjetzt.org

Internet: www.wannwennnichtjetzt.org
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FIAN





ASIEN/029: Kambodscha - Entzug von EU-Handelspräferenzen angesichts anhaltender schwerer Menschenrechtsverletzungen


Fian - Pressemitteilung vom 12. Februar 2020

Internationale Menschenrechtsorganisation für das Recht, sich zu ernähren

Kambodscha: Entzug von EU-Handelspräferenzen angesichts anhaltender
schwerer Menschenrechtsverletzungen



Die Europäischen Kommission hat heute entschieden, bestehende
Handelspräferenzen für Kambodscha teilweise zu entziehen. Der
Präferenzentzug gilt auch für Zucker, dessen Produktion erst durch
Landgrabbing ermöglicht wurde. Die Entscheidung ist das Ergebnis eines
einjährigen Untersuchungs- und Dialogprozesses zwischen EU-Kommission und
der kambodschanischen Regierung.

Kambodscha besitzt im Rahmen der "Alles außer Waffen"-Initiative
(Everything But Arms/EBA) als eines der 47 ärmsten Länder der Welt
zollfreien Zugang zum EU-Markt. Dies löste eine regelrechte Jagd nach Land
aus. Internationale Zuckerkonzerne und nationale Eliten sicherten sich Land
für riesige Zuckerrohrplantagen. Seit 2010 haben von Landraub betroffene
Gemeinden - unterstützt von FIAN und anderen zivilgesellschaftlichen
Organisationen in Kambodscha und Europa - die EU dazu aufgerufen, diese
Menschenrechtsverletzungen zu untersuchen.

Seit 2017 hat sich die Menschenrechtslage in dem südostasiatischen Land
weiter massiv verschlechtert. Mit dem Verbot der größten Oppositionspartei
des Landes und der systematischen Unterdrückung von Gewerkschaften,
unabhängigen Medien und der Zivilgesellschaft beerdigte Premierminister Hun
Sen, der das Land seit 35 Jahren regiert, jeglichen Anschein von
Demokratie.

Die Europäische Kommission leitete vor einem Jahr ein Verfahren zur
Überprüfung der menschenrechtlichen Situation ein und verhandelte intensiv
mit der kambodschanischen Regierung. Diese versäumte es jedoch, notwendige
Schritte durchzuführen, um auch weiterhin uneingeschränkt vom zollfreien
Zugang zum EU-Markt zu profitieren. Mit der Entscheidung der Europäischen
Kommission liegt das Heft des Handelns erneut bei der kambodschanischen
Regierung: Bis zum Inkrafttreten des Präferenzentzugs vergehen weitere
sechs Monate; die kambodschanische Regierung kann diesen Schritt durch
substantielles Handeln noch abwenden.

Die zehnjährigen Erfahrungen von FIAN haben zudem strukturelle Probleme der
EU-Handelsinitiative sichtbar gemacht: Zum einen ist die Hürde für ein
Handeln der Europäischen Kommission selbst bei systematischen
Menschenrechtsverletzungen derart hoch, dass erst nach vielen Jahren eine
Untersuchung eingeleitet wird. Hier wäre eine stärkere Rolle des
Europaparlaments, welches mehrfach eine entsprechende Untersuchung
gefordert hatte, hilfreich. Zudem ist die Handelsinitiative blind gegenüber
möglichen negativen Auswirkungen. Ignoriert wird - wie im Fall der
Zuckerkonzessionen - dass die Initiative zu substantiellen
Menschenrechtsverletzungen beitragen kann, indem sie Investoren finanzielle
Anreize gibt, zu Lasten der Landbevölkerung große Plantagen aufzubauen.
"Die EU muss endlich eine menschenrechtliche Folgenabschätzung für solche
Handelspolitiken durchführen. Auf diese Weise könnten
Menschenrechtsverletzungen schon im Vorfeld identifiziert und abgewendet
werden", so FIAN-Agrarreferent Roman Herre, der wiederholt vor Ort
Vertreibungsfälle dokumentiert hat.

Pressemeldung der Europäischen Kommission: 

https://trade.ec.europa.eu/doclib/press/index.cfm?id=2113


Hintergrund:

• Die Handelspräferenzen unter der EU-Initiative "Alles außer Waffen"
(Everything but Arms, kurz EBA) sind an die Einhaltung grundlegender
Menschenrechtsverträge gebunden. Die Europäische Kommission kann auf Basis
ihr vorliegender Informationen eine Untersuchung einleiten, welche deren
Einhaltung überprüft. Dabei wird überprüft, in wieweit schwere und weit
verbreitete Menschenrechtsverletzungen auftreten (Link zur Verordnung auf
Deutsch: 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32012R0978&from=EN).

• Seit 2010 berichteten betroffene Gemeinden, Medien und Vereinten
Nationen von systematischen Menschenrechtsverletzungen (siehe bspw. FIAN-
Studie "Landgrabbing in Kambodscha": 

www.fian.de/fileadmin/user_upload/dokumente/shop/landwirtschaft/2014_casedossier_Cambodia_dt_screen_final.pdf).


Im Zuge der Anlage von fast 100.000 Hektar Zuckerrohplantagen kam es zu
gewaltsamen Vertreibungen, Raub und Zerstörung von Ackerland und Wäldern,
Verlust des Zugangs zu Wasser und Kriminalisierung von
Menschenrechtsverteidiger*innen. Sogar die anfangs in die
Zuckerkonzessionen verwickelte Deutsche Bank zog sich aus ihrer Beteiligung
an einem dort aktiven Zuckerkonzern zurück. Die Thailändische
Menschenrechtskommission bestätigte, dass thailändische Zuckerkonzerne in
Menschenrechtsverstöße in Kambodscha verwickelt sind.

• Ebenfalls seit 2010 haben die Gemeinden, unterstützt von
zivilgesellschaftlichen Organisationen wie FIAN, die EU aufgefordert, eine
Untersuchung einzuleiten. Die EU hatte über viele Jahre abgewiegelt. 2010
bestritt der damalige EU-Botschafter jegliche Zusammenhänge zwischen der
Handelsinitiative und Menschenrechtsverletzungen.

• 2014 hatte die Europäische Kommission auf anhaltenden Druck der von
Zuckerkonzessionen betroffenen Gemeinden einen freiwilligen Überprüfungs-
und Entschädigungsprozess ("Audit-Prozess") mit der kambodschanischen
Regierung vereinbart. Diese hat den Prozess jedoch immer wieder
verschleppt, sodass er 2016 ergebnislos beendet wurde.

• EBA war ein zentrales Instrument um die industrielle
Zuckerproduktion in Kambodscha aufzubauen. Über die Zollbefreiung wurde die
Landnahme belohnt - EBA spülte den Zuckerinvestoren in Kambodscha weit über
10 Millionen Euro an zusätzlichen Gewinnen in die Kassen. Dieses
Anreizsystem muss besonders für den entwicklungspolitisch und
menschenrechtlich hoch sensiblen Landwirtschaftssektor überdacht werden.

• Die aktuelle Regulierung des Präferenzsystems ist bis 2023 gültig.
Die anstehende Überarbeitung muss die menschenrechtlichen Sicherungen
deutlich verbessern.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. Februar 2020

Herausgeber: FIAN-Deutschland e.V., Briedeler Straße 13, 50969 Köln

Telefon: 221/702 00 72, Fax: 0221/702 00 32

E-Mail: fian@fian.de

Internet: www.fian.de
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AKTION/206: Münster - Internationaler Frauentag, Vortrag, Musik, Kabarett, Film, 60 Veranstaltungen von Februar bis Mai


Stadt Münster

Internationaler Frauentag: Umfangreiches Programm

Vortrag, Musik, Kabarett und Film / Rund 60 Veranstaltungen 



Münster (SMS) In diesem Jahr hat das Amt für Gleichstellung ein
rekordverdächtiges Programm zum Internationalen Frauentag
zusammengestellt. An rund 60 Terminen von Februar bis Mai liefern
Frauenorganisationen und Projekte zum Internationalen Frauentag viele
unterschiedliche Angebote - vom Konzert über Vorträge bis zum
sportlichen Schnuppertraining.

Zum Auftakt lädt am Freitag, 14. Februar, die Aktion "One Billion
Rising" mit Tanz und anschließendem Demonstrationszug gegen Gewalt an
Frauen und Mädchen ein. Start ist um 16.30 Uhr auf der Stubengasse. Im
weiteren Programm gibt es sowohl Altbekanntes, als auch zahlreiche
neue Highlights. Münster zeigt sich dabei vielseitig: Lesungen,
Partys, Vorträge, Workshops, Konzerte, Sportangebote, Comedy,
Demonstrationen oder Filme. Zur Ruhe kommen und die eigene Resilienz
stärken, selber in Bewegung kommen oder von spannenden Frauen lesen
und hören - das Angebot ist unterschiedlich und bunt.
Das Konzert des Amtes für Gleichstellung mit der Sängerin Nikola
Materne am 3. März ist bereits ausverkauft. Dort erwartet das Publikum
deutsche Jazzchansons mit der sanften Stimme Maternes, begleitet von
ihrer Band und zwei Special Guests.

Der Veranstaltungskalender zum Internationalen Frauentag 2020 liegt
unter anderem in der Münster-Information (Syndikatplatz 3), und der
Stadtbücherei (Alter Steinweg 11) aus. Außerdem ist er direkt beim Amt
für Gleichstellung erhältlich: 02 51/4 92-17 01.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 07.02.20

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301, Fax 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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AUFRUF/115: München - Proteste gegen die "Münchner Sicherheitskonferenz" am 15. Februar 2020


Aktionsbündnis gegen die NATO-"Sicherheits"konferenz

Aufruf zu den Protesten gegen die "Münchner Sicherheitskonferenz" am 15.
Februar 2020

um 13 Uhr in München am Stachus



Vom 14. bis zum 16. Februar findet die "Münchner Sicherheitskonferenz"
(Siko) statt. Dort treffen sich Staats- und Regierungschefs
mit Vertretern von Großkonzernen und der Rüstungsindustrie, mit
Militärs, Geheimdiensten und Politikern. Wenn sie von Sicherheit
reden, geht es nicht - wie Konferenzleiter Wolfgang Ischinger behauptet -
um die "friedliche Lösung von Konflikten", nicht um die
Sicherheit der Menschen hier und nicht um die Sicherheit der Menschen
anderswo auf der Welt, sondern um die Vormachtstellung
des Westens mit seinem kapitalistischen Wirtschaftssystem, das
auf der Ausbeutung von Mensch und Natur basiert.

Wir treten den Kriegstreibern in Politik und Wirtschaft entgegen!

Dieses Wirtschaftssystem heizt Konflikte an - egal ob kalte
Wirtschaftskriege wie die in Folge der Putsch- und Sanktionspolitik
gegen Kuba, Venezuela und Bolivien oder die zugespitzten wirtschaftlichen
und militärischen Konfrontationen gegen die VR China
und Russland, die drohen in heiße Kriege umzuschlagen, wie sie
in Afghanistan, Libyen, Mali und im Sudan ausgetragen oder gegen
den Iran provoziert und in Syrien geführt werden. Die herrschende
Politik von Regimewechsel und gewaltsamem Zugriff auf Ressourcen bedeutet
Destabilisierung, Sanktionen, Wirtschaftsboykott,
Bürgerkrieg und Krieg. Dabei wird das Völkerrecht systematisch
gebrochen; aktuellste Beispiele sind der totgeschwiegene Völkermord im
Jemen durch die saudische Kriegskoalition, der andauernde Krieg zur
Zerschlagung Syriens und der Angriff der Türkei auf
die Kurden in Nordostsyrien.

Wir wollen nicht zusehen, wie die Mächtigen die Sicherheit der
Menschen gefährden. Wir stehen in der Tradition derer, die schon
immer gegen Kriege und Massensterben aufgestanden sind und
Solidarität mit den Völkern geübt haben, die von der westlichen
Staatengemeinschaft angegriffen wurden.

Der Umbau der Bundeswehr zur Offensivarmee und die Bewaffnung der
EU.

Die deutsche Bundesregierung deckt und betreibt diese Kriegspolitik und
verkauft sie als Sicherheit. In den Verteidigungspolitischen
Richtlinien der Bundesregierung definiert sie (seit 1992) die
"Aufrechterhaltung des freien Welthandels und des ungehinderten
Zugangs zu Märkten und Rohstoffen in der Welt" als "vitales deutsches
Sicherheitsinteresse". Mit Landesverteidigung hat das nicht
das Geringste zu tun. Bis 2031 will die Bundesregierung die Militär

ausgaben im Vergleich zu 2018 verdoppeln. Die Münchner
Sicherheitskonferenz, die der strategischen Planung der Kriegspolitik
dient, wird von der Bundesregierung mitgetragen. Vor dieser Kulisse
inszeniert sie das Märchen von Sicherheit und Frieden, während
deutsches Militär durch massive Aufrüstung zur angriffsfähigen
Interventionsarmee umstrukturiert wird. Um "neue Macht" und
"neue Verantwortung" zu übernehmen, treibt die Bundesregierung
die Militarisierung der EU voran: Gemeinsam mit Frankreich hat
sie das bisher teuerste europäische Waffenprogramm beschlossen.

Militarismus hat Tradition!

Die Bundesregierung steht in der Tradition derer, die die Bundesrepublik
unter dem Deckmantel der Verteidigung wiederbewaffnet
und aufgerüstet haben. Vor 20 Jahren zog sie als rot-grüne Bundesregierung -
 zusammen mit der NATO - in den Angriffskrieg gegen
die Bundesrepublik Jugoslawien. Später gab der damals verantwortliche
Bundeskanzler Gerhard Schröder zu, damit "gegen das
Völkerrecht verstoßen" zu haben. Inzwischen ist die Bundeswehr
eine Berufsarmee, die auch Minderjährige rekrutiert. Damit verstößt sie
gegen die Kinderrechtskonvention, die unter 18-Jährige
als Kindersoldaten bezeichnet.

Die Bundesregierung beteiligt sich am weltweiten Drohnenkrieg
der USA, indem sie amerikanische Militärstützpunkte wie Ramstein mit
Millionen unterstützt. Sie baut die Straßen- und Schienennetze so aus, dass
Rüstungstransporte der NATO-Staaten Richtung Russland reibungslos
funktionieren, unterstützt die Lagerung
von US-Atomwaffen in Büchel; sie lässt die Bundeswehr den Abwurf dieser
Atomwaffen trainieren und weigert sich den UN-Atomwaffenverbotsvertrag zu
unterschreiben.

"Diese Wirtschaft tötet!"

Das ist wörtlich zu nehmen: Profitstreben und wirtschaftliche
Erpressungspolitik zerstören ökonomische und ökologische
Existenzgrundlagen. Rüstungsexporte und Waffenlieferungen entfalten
eine vernichtende Wirkung. Die Kriege der NATO-Staaten dienen
der Durchsetzung globaler Macht- und Wirtschaftsinteressen. Sie
kosten unzählige Menschenleben, verwüsten ganze Regionen der
Erde, rauben künftigen Generationen die Lebensgrundlage und
treiben die Menschen massenhaft in die Flucht. In vollem Bewusstsein dieser
Folgen eskalieren die Vertreter der westlichen "Wertegemeinschaft" weiter.
(siehe Rückseite)

So hat beispielsweise US-Präsident Trump den INF-Vertrag über
nukleare Mittelstreckenwaffen gekündigt und - mit Rückendeckung aller 
NATO-Staaten - eine neue Phase der atomaren Aufrüstung eingeleitet. Mit der
Neustationierung von US-Mittelstreckenraketen in Europa, die keine 
Defensiv-, sondern Erstschlagwaffen sind, droht die Gefahr eines Atomkrieges in
Europa.

Krieg, Ausbeutung und die Zerstörung der Umwelt sind die Ursachen für
Flucht!

Schon jetzt - auch ohne atomare Kriegsführung - erleben wir,
wie neben den zahlreichen Kriegen die Zerstörung unserer Lebensgrundlagen,
insbesondere durch den Klimawandel, zur bedrohlichsten Fluchtursache wird.
Deutschland ist viertgrößter Waffenund Rüstungsexporteur der Welt. - Wer
Fluchtgründe beseitigen will, darf zu Krieg, Ausbeutung und
Umweltzerstörung und deren Ursachen nicht schweigen!

Alles muss sich ändern!

Wir stellen uns der herrschenden Politik entgegen, weil es Frieden
nur demokratisch, sozial und ökologisch gibt. Alles muss sich ändern! Wir
kämpfen für eine solidarische Gesellschaft, in der die Interessen der
Vielen und nicht die Profite der Wenigen im Mittelpunkt stehen. - Unser
Aktionsbündnis ist Teil der weltweiten Bewegung für Gerechtigkeit und
Frieden. Wir lehnen jede militärische Drohung und jeden Angriffskrieg ab.
Unser Protest richtet sich in erster Linie gegen die Bundesregierung, die
sich im Rahmen der NATO an völkerrechtswidrigen Angriffskriegen beteiligt.
Mit der NATO wird es keine friedliche, gerechte und solidarische Welt
geben. Eine solche Welt ist aber nötig und möglich. - Lasst uns gemeinsam
dafür aktiv werden!

Geht mit uns auf die Straße,
um gegen die "Münchner Sicherheitskonferenz" zu demonstrieren!

Schluss mit dem brandgefährlichen Konfrontationskurs und dem
Truppenaufmarsch gegen Russland. Statt Säbelrasseln braucht es
Verhandlungen und zivile Konfliktlösung ohne Erpressung und militärische
Drohungen. Frieden in Europa kann es nur mit und nicht
ohne Russland geben.

Der Aufrüstungswahnsinn muss beendet werden. Abrüstung ist das
Gebot der Stunde. Statt Milliardensummen für die militärische Aufrüstung
und Kriegsvorbereitung zu verschleudern, müssen unsere
Steuergelder in die Sozialsysteme, in das Bildungswesen und in den
Klimaschutz investiert werden.

Deutschland darf keinerlei Beihilfe zu völkerrechtswidrigen
Angriffskriegen leisten. Die US-Airbase Ramstein, die US-Truppenstützpunkte
und alle anderen Kommandozentralen der USA und NATO
in Deutschland müssen geschlossen werden.

Schluss mit allen Rüstungsexporten! Die todbringenden Geschäfte
der Waffenhändler und Kriegsprofiteure müssen eingestellt und unterbunden
werden. Statt Hetze gegen Menschen zu dulden, die vor
den mit deutschen Waffen geführten Kriegen fliehen, üben wir Solidarität
mit den Geflüchteten.

Deutschland darf sich nicht an der Atomkriegsstrategie der USA
beteiligen. Die Bundesregierung darf die Stationierung von
Mittelstreckenwaffen nicht genehmigen; sie muss die Stationierung der
US-Atomwaffen verbieten und dem UN-Atomwaffenverbotsvertrag
beitreten.

Für die Einhaltung des Völkerrechts und die Stärkung der Vereinten
Nationen (UNO) als Institution gemeinsamer Sicherheit.

Kommt zur Demonstration am Samstag, den 15. Februar 2020, um 13 Uhr in
München am Stachus!

 * 

Quelle:

Aktionsbündnis gegen die NATO-"Sicherheits"konferenz

BIFA, Friedensbüro, Frauenlobstr. 24 Rgb., 80337 München

E-Mail: info@sicherheitskonferenz.de

Internet: https://sicherheitskonferenz.de
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LESUNG/6612: Leverkusen - Horst Eckert, "Im Namen der Lüge", Thriller, 17.03.2020


Stadt Leverkusen

"Im Namen der Lüge"

Horst Eckert liest aus seinem neuen Thriller



Auf Einladung der Stadtbibliothek Leverkusen liest am 17. März 2020 ab
19 Uhr der mehrfach ausgezeichnete Autor Horst Eckert aus seinem
aktuellen Thriller "Im Namen der Lüge" (Erscheinungstermin: 09. März
2020 im Heyne Verlag) in der Hauptstelle der Stadtbibliothek
Leverkusen, Friedrich-Ebert-Platz 3d.

Zum Inhalt: Melia Khalid arbeitet in Düsseldorf für den
Inlandsgeheimdienst. Als ihr aus Antifa-Kreisen ein brisantes
Geheimpapier zugespielt wird, glaubt ihre Behörde an das Erwachen
einer neuen RAF. Doch Melia stößt auf Indizien, die sie an ihrer
Quelle zweifeln lassen. Hauptkommissar Vincent Veihs jüngster Mordfall
hingegen scheint rasch geklärt zu sein. Die Staatsanwaltschaft
bewertet ihn als Beziehungstat und erklärt die Ermittlungen für
abgeschlossen. Doch das Opfer war ein Journalist, der undercover in
der rechten Szene recherchiert hatte. Bei ihren Nachforschungen
kreuzen sich die Wege von Vincent und Melia, und gemeinsam kommen sie
einer rechten Verschwörung auf die Spur, deren Verbindungen bis in die
Regierung reichen. Melia begreift den Fall als persönliche Sache - und
der Feind ist viel näher, als sie dachte.

Der Autor: Horst Eckert, 1959 in Weiden/Oberpfalz geboren, lebt seit
vielen Jahren in Düsseldorf. Er arbeitete fünfzehn Jahre als
Fernsehjournalist, u.a. für die «Tagesschau». 1995 erschien sein Debüt
«Annas Erbe». Seine Romane gelten als «im besten Sinne komplexe
Polizeithriller, die man nicht nur als spannenden Kriminalstoff lesen
kann, sondern auch als einen Kommentar zur Zeit» (Deutschlandfunk).
Sie wurden unter anderem mit dem Marlowe-Preis und dem
Friedrich-Glauser-Preis ausgezeichnet und ins Französische,
Niederländische und Tschechische übersetzt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 11.02.20

Stadt Leverkusen - Pressestelle

Friedrich-Ebert-Platz 1

51373 Leverkusen

Telefon: (0214) 406-8860

Telefax: (0214) 406-8862

Mail: presse@stadt.leverkusen.de
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LESUNG/6611: Braunschweig - Theodoros Iatridis, "Klein ist die Seele", Debütroman, 18.02.20


Stadt Braunschweig

Theodoros Iatridis liest aus seinem Debütroman "Klein ist die
Seele"



Braunschweig. Theodoros Iatridis liest am Dienstag, 18. Februar, um 19
Uhr im Braunschweig-Kolleg, Wolfenbütteler Str. 57 aus seinem
Debütroman "Klein ist die Seele". Moderiert wird die Lesung in der
Reihe "Das erste Buch" von Ronald Schober.

Die Handlung: Im eher friedlichen Gifhorn soll Kommissar Eonas nur
einen Bericht zu einem abgeschlossenen Fall aus Kapstadt übersetzen.
Doch er stößt auf seltsame Tagebucheinträge und dunkle Geheimnisse. So
beginnt eine Kriminalgeschichte über düstere Themen.

Veranstalter ist das Raabe-Haus:Literaturzentrum Braunschweig".

Der Eintritt ist frei. Weitere Informationen und Reservierungen unter
der Telefonnummer 0531/70189317.
 *

Quelle:

Pressemitteilung: 11.02.20

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TREFF/1297: Marbach - Auftakt des Hölderlinjahrs mit Thomas Schmidt und Christian Reiner, 16.02.2020


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Februar 2020

Sonntag, 16. Februar

Tübingen, Rathaus und Museum im Hölderlinturm

Auftakt des Hölderlinjahrs mit Thomas Schmidt und Christian
Reiner



Von 12.30 Uhr an ist der zwei Jahre lang wegen Renovierung
geschlossene Hölderlinturm wieder für die Öffentlichkeit zugänglich.
Thomas Schmidt (DLA Marbach), der die Umgestaltung des Turms und die
neue Dauerausstellung im Hölderlinturm federführend kuratiert hat,
stellt sie vor (Rathaus, 11 Uhr). Christian Reiner liest um 19 Uhr
Hölderlins Turmgedichte am Ort, an dem sie entstanden sind, und so,
wie sie zu Papier kamen - mit allen Zeilensprüngen und
Buchstabenabständen der Originalhandschriften. Wir zeichnen die Lesung
für unsere Ausstellung Hölderlin, Celan und die Sprachen der Poesie
auf.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im Februar 2020

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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AUSSICHTEN/8892: Und morgen, den 13. Februar 2020 (SB)


+++ Vorhersage für den 13.02.2020 bis zum 14.02.2020 +++






[image: Jean-Luc 8892 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Morgen aufgehellte Sicht,

doch bald wieder Wind und Regen,

Jean-Luc spürt die Rückengicht

und wird sich aufs Sofa legen.
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TAGUNG/453: Berlin - Mathematik und Kosmologie - "Von den Einstein'schen Gleichungen bis zur Planck-Mission", 17.03.2020


Wissenschaftliche Abteilung, Französische Botschaft in der Bundesrepublik
Deutschland

Mathematik und Kosmologie: "Von den Einstein'schen Gleichungen bis zur
Planck-Mission"



Die Abteilung für Wissenschaft und Technologie der Französischen Botschaft
in Deutschland (SST) und die Deutsche Mathematiker-Vereinigung (DMV)
veranstalten eine Konferenz zum Thema: Mathematik und Kosmologie: "Von den
Einstein'schen Gleichungen bis zur Planck-Mission" am 17. März 2020 in der
Französischen Botschaft in Berlin.

Mit Vorträgen von Julien Lesgourgues (Rheinisch-Westfälische Technische
Hochschule Aachen - RWTH Aachen) und Oliver Hahn (Observatoire de la Côte
d'Azur) über Modelle der Expansion des Universums, Dunkle Materie, Dunkle
Energie und die kosmologische Konstante sowie über die Planck- und
Euklid-Missionen.

Die Allgemeine Relativitätstheorie basiert hauptsächlich auf einer
partiellen Differentialgleichung, der Einstein-Gleichung (1915), die den
meisten paradoxen physikalischen Phänomenen zugrunde liegt, die diese
Theorie erklärt. 1917 fügte Einstein einen Parameter, die kosmologische
Konstante, hinzu, um die Theorie mit seiner Idee eines statischen
Universums kompatibel zu machen. Diese Ergänzung bewertete er dann selbst
als größte "Eselei" seines Lebens. Durch die experimentelle Entdeckung der
beschleunigten Expansion des Universums Ende der 1990er Jahre rückte diese
kosmologische Konstante jedoch wieder in den Fokus der Aufmerksamkeit: Es
soll sich bei der Konstanten um eine Dunkle Energie, also um eine Kraft
handeln, die diese Beschleunigung erklärt. Die Entdeckung dieser
unbekannten Energie, die bereits während der Planck-Mission vorhanden war,
ist eine der größten Herausforderungen für das Weltraumteleskop Euclid,
das 2022 starten soll.

Die Konferenz findet am 17. März 2020 um 18:00 Uhr in der Französischen
Botschaft statt und wird von Frau Anne-Marie Descôtes, französische
Botschafterin in Deutschland, eröffnet. Prof. Jean-Pierre Bourguignon gibt
uns ebenfalls die Ehre mit einem Vorwort. Ein Empfang wird der Konferenz
folgen.

Mit Vorträgen von Julien Lesgourgues (Rheinisch-Westfälische Technische
Hochschule Aachen - RWTH Aachen) und Oliver Hahn (Observatoire de la Côte
d'Azur) über Modelle der Expansion des Universums, Dunkle Materie, Dunkle
Energie und die kosmologische Konstante sowie über die Planck- und
Euklid-Missionen.

Eintritt frei, Anmeldung erforderlich


Weitere Informationen unter:

https://www.eventbrite.de/e/konferenz-von-den-einsteinschen-gleichungen-bis-zur-planck-mission-tickets-92901241113?aff=ebdssbdestsearch

https://www.wissenschaft-frankreich.de/materialwissenschaften/mathematik/mathematik-und-kosmologie-von-den-einsteinschen-gleichungen-bis-zur-planck-mission-am-17-maerz-2020-in-der-franzoesischen-botschaft-in-berlin/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution688

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Wissenschaftliche Abteilung,

Französische Botschaft in der Bundesrepublik Deutschland, 11.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TIERE/136: Lernen von der Natur - der Nebeltrinker-Käfer ... (SB)




Es gibt wohl nur wenige Orte auf der Welt, die so trocken und heiß
sind, wie die Namib Wüste. Hier finden sich die wahren
Überlebenskünstler aus dem Tier- und Pflanzenreich, denn das größte
Problem ist das fehlende Wasser, genauer gesagt, ohne das
lebensspendende Nass auszukommen. Ein winziges Tier hat hier eine ganz
besondere Methode entwickelt, um trotz dieser schwierigen Bedingungen
an Wassertropfen zu gelangen: der Nebeltrinker-Käfer.

Doch zuvor sehen wir uns seinen Lebensraum etwas genauer an.
Beheimatet ist er in der Wüste Namib, die zu einem großen Teil aus
Sand und vielen kleinen und gewaltig großen Sanddünen besteht. An
ihrer Westseite trifft sie in ihrer gesamten Länge auf den Atlantik.
Die Dünen sind der Hauptaufenthaltsort dieser kleinen, nur zwei
Zentimeter großen Käfer mit ihren ungewöhnlich langen Beinen, die es
ihnen ermöglichen, ihren Körper weit von dem heißen Sand abzuheben.
Viel Zeit verbringen diese winzigen Wüstentiere eingegraben im Sand.
Tagsüber schützen sie sich unter der Sandschicht vor der sengenden
Sonne, in der Nacht ebenso vor der Kälte. In der Zeit vor der großen
Mittagshitze begibt sich der Nebeltrinker-Käfer auf Nahrungssuche und
seinen Tag beginnt er früh am Morgen, wenn vom Atlantik her die
Nebelschwaden über die Wüste treiben.


Kühles Meerwasser und heiße Wüstenluft

Die Oberfläche des Meeres in der Nähe der Wüste wird durch die heiße
Wüstenluft erwärmt, steigt als Nebel auf und weht in nahe
Wüstenregionen. Dieser Nebel ist es, den der kleine schwarze Käfer
sich zunutze macht. Und das funktioniert folgendermaßen:

Die Deckflügel des Nebeltrinker-Käfers sind mit kleinen Noppen übersät
und die gesamte Oberfläche ist leicht gewellt, so dass diese Noppen
sich auf "Wellentälern" oder "Wellenbergen" befinden. Diese Anordnung
hat zur Folge, dass sich wasseranziehende (hydrophile) und
wasserabweisende (hydrophobe) Bereiche auf seinen Deckflügeln bilden.
Das Wichtigste daran ist aber, dass durch diese Noppenanordnung die
Oberfläche der Deckflügel stark vergrößert wurde und sich so mehr
Feuchtigkeit ansammeln und kondensieren kann. Dort wo die beiden
Flügelhälften aneinander treffen, zeigt sich zudem eine Rinne, die bis
zum Kopf des Käfers führt.




[image: Ein schwarzer Käfer steht mit hochgestütztem Hinterleib auf gelben Sand - Grafik: © 2020 by Schattenblick]

Ein Nebeltrinker-Käfer auf dem Kamm einer Sanddüne, stark vergrößert

Grafik: © 2020 by Schattenblick




Am Morgen also begibt sich der Nebeltrinker-Käfer möglichst weit oben
auf eine Sanddüne und nimmt dort eine eigentümliche Haltung ein. Mit
den Hinterbeinen hievt er seinen Körper in die Höhe, so dass sein Kopf
ziemlich steil nach unten weist, den Sand aber nicht berührt. Dabei
richtet er sich stets in Richtung Wind aus. Trifft nun der frühe Nebel
auf den Rücken des Tieres, kondensiert er dort zu Wassertröpfchen.
(Zur Veranschaulichung: Wenn ihr draußen im Nebel in eurer
Regenkleidung spazieren geht, dann bildet sich dort zunächst ein
feuchter Film und schließlich feine Wassertropfen)

Diese winzigen Tröpfchen sammeln sich auf der speziellen Oberfläche
seiner Deckflügel und in der Rinne zwischen den Flügeln, fließen dann
nach unten in Richtung Käferkopf und auf direktem Weg in seinen Mund.
Auf diese Weise kann der Nebeltrinker seinen Wasserbedarf für den Tag
decken.


Wissenschaftler lernen von dem Käfer

In dem Wissenschaftsbereich Bionik beschäftigen sich Wissenschaftler
und Techniker damit, die in der Tier- und Pflanzenwelt durch
Evolution entwickelten Methoden und Strukturen zu erkennen, zu
untersuchen und sie sich zum Vorbild zu nehmen, um bestimmte Probleme zu
lösen - zum Beispiel das Problem der Wasserknappheit in bestimmten
Regionen dieser Erde. Es wird mithin daran geforscht, Wasser nach
dem Vorbild des Nebeltrinker-Käfers zu gewinnen, um die Wasserversorgung
für Wüstenbewohner in Zukunft zu verbessern.

Wenn ein kleiner Käfer die Feuchtigkeit aus der Luft nutzen kann, um
Trinkwasser für sein Überleben zu gewinnen, fällt das mit Sicherheit
nicht weiter ins Gewicht. Sollten jedoch Anlagen gebaut werden, die im
großen Stil der Luft Wasser entziehen, wäre vorher zu überlegen,
welche Auswirkungen das auf die ökologischen und meteorologischen
Verhältnisse haben könnte.



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

https://www.umweltnetz-schweiz.ch/themen/konsum/962-tr5C3%A4gt-ein-k%C3%A4fer-zur-I%C3B6sung-des-welt-durst-problems-bei.html

https://www.biologie-seite.de/Biologie/Nebeltrinker-K%C3%A4fer
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AKTION/554: Borken - Welttag des Radios im kult, mobiles Studio für Kinder, 16.02.20


Kreis Borken

Welttag des Radios im kult



Aktuelle Sonderausstellung "Im Westen was Neues" wird um Exponate und
Führungen erweitert / Radio WMW baut am Sonntag, 16. Februar, mobiles
Studio für Kinder auf

Kreis Borken / Vreden. Das erste technische Massenmedium des 20.
Jahrhunderts steht Anfang Februar im kult Westmünsterland in Vreden im
Mittelpunkt: Vom 13. bis 16. Februar dreht sich alles um das Radio.
Seine Entwicklung in den 1920er-Jahren führte zu einer
Medienrevolution und bisher eher abgelegene Regionen, wie auch das
Westmünsterland, konnten erstmals "live" an Ereignissen aus der ganzen
Welt teilhaben. Am 13. Februar ist der Internationale Welttag des
Radios. Das hat das kult zum Anlass genommen, die aktuelle
Sonderausstellung "Im Westen was Neues", die sich mit der veränderten
Lebenswelt der Menschen im Westmünsterland in der Weimarer Republik
beschäftigt und dabei auch die Erfindung des Radios beleuchtet, vom
13. bis 16. Februar um eine Vielzahl von Führungen und Exponaten zu
erweitern.

Gezeigt werden neben den ersten Empfangsgeräten so manche Schätze aus
90 Jahren Radiogeschichte. Die Spanne reicht dabei vom Detektorradio
über den Volksempfänger, einem der ersten Transistorradios, welches
kurzzeitig parallel auch noch als Röhrenvariante auf dem Markt war,
einem der ersten stattlichen Autoradios bis hin zu modernen
internetbasierten Empfangsgeräten. Aber nicht nur besondere
Extraführungen zur Radiogeschichte werden angeboten. Darüber hinaus
haben Besucherinnen und Besucher die Gelegenheit, sich über
Sendetechnik zu informieren und an einem Modell selbst zu erleben, wie
Radioempfang funktioniert.

Das Highlight ist am Sonntag, 16. Februar, der Besuch der
Radio-Macherinnen und -Macher von Radio WMW. Ab 11 Uhr können Kinder
in einem mobilen Studio selbst Radio machen. Um 14 und 16 Uhr geben
Marketingleiter Guido Lammers und Chefredakteur Lennart Thies
Einblicke in die modernen Arbeitsabläufe heutiger Radiosender und die
Besonderheit der Medienlandschaft in NRW.

Nähere Informationen zum Ablauf der Tage, Führungen und
Veranstaltungen gibt es auf der Website des kult unter 
www.kult-westmuensterland.de oder telefonisch unter 02564/9899100.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 07.02.20

Kreis Borken - Pressestelle

Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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THEATER/1476: Hamburg - Luise ist weg, 20.2.2020


FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Theater Albersmann

Luise ist weg

Für Träumer und Trödler

Spiel: Petra Albersmann

Regie: Martina Couturier

Ausstattung: Bernd und Petra Albersmann

Sound: Marie-Elsa Drelon

DO, 20.02.2020. 10.00 Uhr, HoheLuftschiff, 4+



Zurück auf dem Hof zählt der Schäfer seine geliebten Schafe - oh
Schreck - Luise ist weg! Hund Bruno und Huhn Agathe sind sich einig:
Luise ist selber schuld! Sie träumt und trödelt immer. Doch da hat der
Wolf Luises Spur aufgenommen und es beginnt ein Wettlauf gegen die
Zeit. Wer wohl Luise zuerst findet?

Das FUNDUS THEATER ist ein zentraler Ort für zeitgemäßes
Kindertheater. Es zeigt Eigenproduktionen und Stücke Hamburger und
überregionaler Gruppen. Als neue Kooperationspartner und zusätzliche
Spielstätten begrüßen wir sehr herzlich das HoheLuftschiff und das
Hamburger Puppentheater.

KARTENTELEFON: 040 - 250 72 70

TICKETKAUF ONLINE: WWW.FUNDUS-THEATER.DE

 * 

Quelle:

FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Hasselbrookstraße 25 - 22089 Hamburg

Tel.: +49 (0)40 / 250 72 43 Fax: +49 (0)40 / 250 72 26

Internet: www.fundus-theater.de
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TREFF/779: München - I'LL BE YOUR MIRROR. Wie erzeugt Kunst Gefühle?, 20.02.2020


Begleitend zur Ausstellung "FEELINGS. Kunst und Emotion" lädt die
Pinakothek der Moderne zu folgender Veranstaltung ein:

PODIUMSDISKUSSION

I'LL BE YOUR MIRROR. Wie erzeugt Kunst Gefühle?

DO 20.02.2020 | 18.30 Uhr

Ernst von Siemens-Auditorium in der Pinakothek der Moderne | Eintritt frei



Was passiert mit uns, wenn wir Kunst betrachten? Ist das Kunstwerk ein
Spiegel? Welche Rolle spielen Erinnerungen und Erfahrungen? Wie
unterscheidet unsere Wahrnehmung gegenständliche von abstrakten
Darstellungen? Im Gespräch beschäftigen sich mit diesen Fragen die
Neurobiologin Hannah Monyer, die Medienkünstlerin Alexandra Ranner, der
Philosoph Martin Gessmann und der Maler Ruprecht von Kaufmann. Hannah
Monyer und Martin Gessmann haben gemeinsam ein Buch über "Das geniale
Gedächtnis" und dessen Bedeutung für unser gegenwärtiges Denken und Handeln
verfasst. Alexandra Ranner ist mit ihrer Videoinstallation "Flur" in der
Ausstellung "FEELINGS" vertreten, Ruprecht von Kaufmann mit seinen
Porträtmalereien von Menschen mit Migrationserfahrung.

Einführung: Bernhart Schwenk, Sammlungsleiter Gegenwartskunst und
Kurator der Ausstellung "FEELINGS"

Moderation: Nicola Graef, Kuratorin der Ausstellung "FEELINGS"

Eine Veranstaltung der Gesprächsreihe CONNEXIONS, gefördert von EY

Weitere Podiumsgespräche am DO 18.06.2020 und am DO 09.07.2020, jeweils
18.30 Uhr

In der Ausstellung "FEELINGS" laden 80 Bilder, Objekte und Filme von rund
40 internationalen zeitgenössischen KünstlerInnen zum unmittelbaren
emotionalen Dialog der Betrachtenden mit der Kunst ein.

Welche Gefühle kommen bei der Betrachtung von Werken zum Vorschein, wenn
allein die Intuition den Blick leitet?

FEELINGS. Kunst und Emotion | BIS 04.10.2020



Alle weiteren Termine zu Begleitprogramm und Kunstvermittlung folgen in
Kürze u.a. unter www.pinakothek.de/feelings

Über den Hashtag #PinaFeelings begleiten @pinakotheken die Ausstellung in
den Sozialen Medien und freuen sich auf Beiträge der Besucherinnen und
Besucher via Twitter, Facebook und Instagram.

www.facebook.de/pinakotheken

www.twitter.com/pinakotheken

www.instagram.com/pinakotheken

www.vimeo.com/pinakotheken

 * 

Quelle:

Pinakotheken | Pinakothek der Moderne | Bayerische Staatsgemäldesammlungen

Pressestelle der Pinakotheken

Barer Straße 29 | 80799 München

E-Mail: presse@pinakothek.de

Internet: www.pinakothek-der-moderne.de
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AUFBAU/594: Griechenland - Hetze und Plattformkapitalismus gegen die Rebellion


aufbau Nr. 99, Januar/Februar 2020

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

GRIECHENLAND

Hetze und Plattformkapitalismus gegen die Rebellion



Im Juli löste Mitsotakis von Nea Dimokratia Tsipras von Syriza als
Ministerpräsident Griechenlands ab. Teil Mitsotakis' Wahlkampagne war
die Hetze gegen das Feindbild von AnarchistInnen und Flüchtlingen. Nun
wird staatlich an- und durchgegriffen.


(agj) Der Wahlerfolg der klassisch rechten Nea Dimokratia (ND)
in diesem Sommer an der Urne lässt sich wohl kaum erklären, ohne
zugleich kurz darauf hinzuweisen, dass dieser auch ein Ausdruck der
Enttäuschung oder Resignation gegenüber den vollmundigen
Versprechungen Syrizas in den vergangenen Jahren ist. Angetreten als
ein politisches Produkt aus der Krise und der Bewegung, um den
Troika-Diktaten etwas entgegenzuhalten, die stets mehr Sparpakete und
weniger Lebensqualität forderten, entpuppte sich Syriza spätestens an
der Macht als klassisch sozialdemokratische Partei. Machterhalt um
jeden Preis, Befriedung antagonistischer Kämpfe auf der Strasse,
Partizipation an den mörderischen Sparregimes und als 2015 im
Referendum über die EU-Sparmassnahmen 61 Prozent der Wählenden diese
ablehnten, wurde das Resultat kurzerhand in sein Gegenteil verwandelt.

Nun schwingt das Pendel mit der Wahl von ND gewissermassen wieder nach
rechts. Vor den Wahlen wurde in den bürgerlichen Medien ordentlich
reaktionäre Stimmung erzeugt, Frust und Wut auf die noch schwächeren
Menschen in der Gesellschaft gelenkt und damit klassische
Spaltungspolitik betrieben. Die zwei hauptsächlichen Personengruppen
im Land, die dabei ins Visier genommen wurden, waren einerseits die
Geflüchteten, welche das Land überfluten würden. Andererseits aber
revolutionäre Kräfte, welche Räume ohne Gesetze schaffen würden, in
denen angeblich Drogenhandel, Besetzungen und Ausschreitungen zur
Tagesordnung gehören. Vor dieser Kulisse versprach ND durchzugreifen
und sauberzumachen.


"Säubern und räumen!", so die Devise der Rechten

Angetreten mit diesem Wahlversprechen, wurde nach der Wahl
entsprechend gehandelt. Wohlgemerkt: Es ist nicht so, dass es unter
Syriza keine Räumung besetzter Häuser gab, dass unter Syriza den ins
Land Geflüchteten mit Respekt begegnet wurde. Doch die
Geschwindigkeit, Aggressivität, propagandistische Ausschlachtung und
allgemeine Gründlichkeit, mit der ND angriff, war doch von einer neuen
Qualität. Bereits wenige Tage nach den Wahlerfolgen wurden erste
Besetzungen geräumt, in denen primär Sans-Papiers lebten. Während in
überfüllten und entlegenen Flüchtlingslagern Menschen bei Bränden
starben, die auch ein Symptom der miserablen Bedingungen an diesen
Orten sind, wurde zeitgleich in Städten wie Athen das Wenige zerstört,
was sich zahlreiche Menschen in den vergangenen Jahren aufgebaut und
erkämpft hatten. Denn die Polizei beliess es nicht bei der Räumung an
sich, sondern es wurde unbewohnbar gemacht und Türen wurden
zugemauert. Die BewohnerInnen der Häuser wurden wiederum mit Bussen
aus den Städten in jene Lager gefahren, die seit Jahren beste
Beispiele für die Barbarei des europäischen Grenzregimes sind.

Zeitgleich trieb Mitsotakis weitere Massnahmen voran, um den
Repressionsapparat in Griechenland zu stärken und Gesetze einzuführen,
die sich offenkundig gegen den Widerstand richten und autoritäre
Qualitäten haben. Bei der Polizei sollen etwa 2000 neue Stellen
geschaffen werden, wovon mehr als die Hälfte der Motorradstaffel
"Delta" zufallen. Diese Einheit ist für ihre Einsätze bei
Demonstrationen berüchtigt, wo sie oftmals die Speerspitze des
Angriffs bildet und für ihre Brutalität bekannt ist. Menschen, die
ohne gültige Ausweispapiere aufgegriffen werden, sollen künftig für
bis zu zwölf Monate inhaftiert werden, während zugleich das
Universitätsasyl abgeschafft wurde.

Universitätsasyl bedeutet, dass weder Polizei noch Militär das Gelände
von Universitäten betreten dürfen. Dies hat in Griechenland eine
enorme politische und symbolische Bedeutung. Historisch ist es ein
Produkt des Widerstands gegen die Militärdiktatur. Da sich der
Widerstand gegen die Junta an den Universitäten konzentrierte und
organisierte, wurde nach dem Sturz der Generäle das Asyl auf diesen
Geländen gesetzlich festgehalten. Heute, 46 Jahre nach dem Aufstand
vom 17. November 1973, ist es die ND, welches das Rad der Zeit
zurückzudrehen versucht und diese Errungenschaft zerschlagen will. Der
Symbolismus dieses Akts wird dadurch weiter aufgeladen, weil sich die
Massnahme zeitlich mit dem jährlichen Gedenken an diesen Aufstand
überschneidet. Das Polytechnio im Stadtteil Exarchia von Athen,
welches der zentrale Ausgangspunkt des Aufstands vom 17. November war,
wurde im Vorfeld des Jahrestags geschlossen, die Tore mit Ketten
verschlossen und die Eingänge polizeilich bewacht.


Kapitalkräftige statt Riot-Tourismus

Exarchia bildet allgemein so etwas wie die zweite Front im staatlichen
Angriff. Hier konzentrieren sich räumlich die Feindbilder, welche die
ND in ihrem Wahlkampf aufgebaut hat, hier schlägt das Herz des
politischen Widerstands in Athen. Viele der ersten Besetzungen, in
denen Geflüchtete lebten und die durch die neue Regierung geräumt
wurden, befinden sich in diesem Quartier. Weiter gibt es hier
zahlreiche politische und soziale Projekte, die auf
Selbstorganisierung von unten setzen und dadurch den neuen Herren im
Land ein Dorn im Auge sind. Schliesslich ist es ein Quartier, welches
über Jahre die Polizei grösstenteils aus seinen Strassen vertrieb, was
einerseits den Raum für eigene Projekte öffnete, andererseits aber
auch die Präsenz der Drogenmafia in der Gegend erleichterte.

Es muss allerdings bemerkt werden, dass der Angriff auf Exarchia nicht
mit dem Amtsantritt der neuen Regierung begann. Schon seit Jahren ist
dieses Quartier ein beliebtes Ziel von Aufwertungsversuchen. Ganz
ähnlich wie man es von Kreuzberg in Berlin oder St. Pauli in Hamburg
kennt, wird die Präsenz des Widerstands (allgegenwärtig ersichtlich an
Wänden oder in Form der vielen linken Zentren) zu einem Element der
Kommodifizierung des Quartiers. Auf Plattformen wie Airbnb werden
Wohnungen vermietet und beworben mit dem Hinweis darauf, dass man sich
hier in einer ganz verruchten Gegend bewege. Es gibt "anarchistische
Quartierrundgänge", bei denen man zu einer Art entpolitisierendem
Polittourismus eingeladen wird und die immer wieder angegriffen
werden, wenn sie Selfie-schiessend durch die Strassen Exarchias
flanieren, stets auf der Suche nach dem möglichst "instagramable
Moment".

Als Folge dessen ist es bereits heute so, dass viele Häuser in
Exarchia eigentlich gar nicht mehr von Leuten bewohnt werden, die dort
leben, sondern nur noch von jenen, die dort auf der touristischen
Durchreise kurz verweilen. Das Quartier wird gewissermassen
gesellschaftlich ausgehöhlt, ähnlich wie in gewissen Vierteln
Barcelonas, wo die TouristInnen Häuser und Strassen fast gänzlich via
Airbnb übernommen haben. Eine Folge davon sind die durchschnittlichen
Mieten, die in den vergangenen drei Jahren um rund 30 Prozennt
gestiegen sind, eine andere ist, dass immer weniger derjenigen, die im
Quartier politisieren, auch im Quartier leben können. Was handkehrum
dann zum Problem wird, wenn "Delta"-Einheiten auf ihrer Jagd nach
MigrantInnen oder AnarchistInnen in Exarchia einfallen, sich der
Widerstand dagegen aber (grösstenteils) von ausserhalb des Viertels
mobilisieren muss.

Doch die neue Regierung bläst zum intensivierten Aufwertungsangriff
gegen Exarchia. Seitdem sie an der Macht ist, hat die Häufigkeit, mit
der Polizeieinheiten im Quartier unterwegs sind und Präsenz markieren,
markant zugenommen. Sie besetzen den zentralen Platz im Viertel, um
welchen sich das soziale Leben vor Ort abspielt, und greifen die
politischen Projekte unablässig an. Ein zentrales Element in ihren
Plänen für eine Umgestaltung des Viertels ist die Errichtung einer
Metrostation an diesem zentralen Platz, damit die Tourismusströme noch
einfacher und schneller in das Quartier gelenkt werden können. Zwecks
Konfliktbewältigung war sich die Nea Dimokratia Ende November auch
nicht zu schade, mit Räumungsultimaten gegen alle Besetzungen in
Exarchia zum nächsten Schlag auszuhohlen: Werden die Squats nicht
innerhalb von 14 Tagen verlassen, sollen sie gewaltsam geräumt werden.
Nicht zufällig läuft die Frist kurz vor dem 6. Dezember ab - dem
Todestag von Alexandros Grigoropoulos, an welchem es seit 2008 in
Griechenland regelmässig zu Strassenkämpf kommt. Während Mitsotakis
und seine reaktionären Freunde befürchten, dass Besetzungen als
Treff- und Bezugspunkt für Militante dienen, hoffen wir, dass eben
dies gelingt. Sowie am 17. November, als Zehntausende auf der Strasse
dem Widerstand gegen die Militärdiktatur gedachten und Delta-Einheiten
mit Steinen und Molotow's eingedeckt wurden.


aufbau 99 wurde Ende November gedruckt, daher konnte
nicht auf Ereignisse rund um den 6. Dezember eingegangen werden.

 * 
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Trumps Haushaltsentwurf: 

Oberste Priorität für eine neue Generation von Atomwaffen

Von Patrick Martin

12. Februar 2020



Die Trump-Regierung räumt der Entwicklung einer neuen Generation von
Atomwaffen eine hohe Priorität ein. Das ist wohl das Beunruhigendste am
neuen Haushaltsentwurf, den die US-Regierung am Montag vorlegte. Zu dieser
Generation gehören auch Waffen mit "geringer Sprengkraft", die kleiner sind
als die Atombomben, die Hiroshima und Nagasaki zerstört haben. Allgemein
gilt es als wahrscheinlicher, dass derartige Waffen auch tatsächlich
eingesetzt werden.

Der Entwurf sieht fast 50 Milliarden Dollar für die Modernisierung des
Atomarsenals vor, u.a. 29 Milliarden Dollar aus dem Etat des Pentagon. Dazu
kommen 19,8 Milliarden Dollar für die National Nuclear Security
Administration (NNSA), eine Abteilung des Energieministeriums, die die
eigentliche Produktion von Atomsprengköpfen sowie einen Teil der
Primärforschung organisiert.

Trumps Haushaltsentwurf sieht eine Kürzung der Ausgaben für Internationale
Zusammenarbeit und Entwicklungshilfe bei einer deutlichen Erhöhung der
Mittel für Atomwaffen vor. Das verdeutlicht, welchen politischen Kurs das
Weiße Haus einschlägt, nachdem Trump letzte Woche im
Amtsenthebungsverfahren vor dem Senat freigesprochen wurde. Die Demokraten
haben ein Debakel erlitten, als sie Trump wegen außenpolitischer
Differenzen abzusetzen versuchten. Gleichzeitig haben sie seine realen und
ständigen Verbrechen gegen die Arbeiterklasse und seine Angriffe auf die
demokratischen Rechte der Bevölkerung ignoriert. Nun fühlt sich das Weiße
Haus ermutigt, das Programm von Militarismus und Angriffen auf Migranten
voranzutreiben.

Der Haushaltsentwurf sieht die größte Summe für Forschung und Entwicklung
des Pentagons seit 70 Jahren vor. Damals war der US-Imperialismus mit den
ersten Forschungen an der Wasserstoffbombe und der Interkontinentalrakete
(ICBM) beschäftigt. Die Mittel für die Modernisierung von Atomwaffen
stiegen im Vergleich zum letzten Jahr um 18 Prozent.

Das Modernisierungsprogramm wurde erstmals von der Obama-Regierung
bewilligt. Es wird sich über 30 Jahre hinziehen, mehr als eine Billion
Dollar kosten und alle drei Teile der nuklearen Triade der USA umfassen:
bodengestützte Raketen, U-Boot-basierte Raketen sowie Atombomben, die von
Langstreckenbombern abgeworfen werden.

Ein wichtiger Teil des Modernisierungsprogramms ist die Verbesserung der
Trägersysteme, u.a. eine neue Generation von Atom-U-Booten der 
Columbia-Klasse. Daneben soll das Tarnkappenkampfflugzeug F-35, das teuerste jemals
gebaute Waffensystem, für die Bewaffnung mit Atombomben befähigt werden. Da
diese Flugzeuge für Radargeräte fast unsichtbar sind, wäre diese
Zusammenstellung ideal für einen möglichen atomaren Überraschungsangriff
auf Russland oder China.

Laut einem Fachorgan der Rüstungsindustrie gab es ernste innere Machtkämpfe
zwischen der NNSA und dem Office of Management and Budget des Weißen Hauses
um die immensen Geldmittel für die Modernisierung des Atomarsenals. Diesen
Konflikt gewann die NNSA, nachdem der Vorsitzende des Militärausschusses
des Senats James Imhofe (Republikaner) sich auf ihre Seite stellte.

Im Ringen um die Verteilung der Ausgaben wurde andere andere Vorhaben, wie
zum Beispiel der Bau eines Atom-U-Boots hinten angestellt, um die
zusätzlichen Ausgaben für Atomsprengköpfe auszugleichen.

Die Chefin der NNSA Lisa Gordon-Hagerty nennt fünf große
Modernisierungsprogramme für Sprengköpfe, die finanziert werden: das 
B61-12-Programm zur Verlängerung der Lebensdauer, das W80-4-Programm zur
Verlängerung der Lebensdauer, der W88 Umbau 370, das 
W87-1-Änderungsprogramm und das W93-Sprengkopfprogramm. Sie erwähnte auch, dass
die Produktion von Plutonium-"Kernen" - der Hauptbestandteil eines
Atomsprengkörpers - bis 2030 auf 80 Stück pro Jahr erhöht werden muss.

Im Vorfeld der Bekanntgabe des Haushaltsplans hatte das Pentagon bestätigt,
dass man eine neue Variante des Atomsprengkopfs W76-1 mit geringer
Sprengkraft entwickelt hat, der auf der Trident-Rakete eingesetzt wird.
Dieser Sprengkopf vom Typ W76-2 wurde auf dem U-Boot USS Tennessee
eingesetzt, das von der Kings-Bay-U-Bootbasis in Georgia aus operiert. Die
Federation of American Scientists berichtete als erste über die aktuellen
Vorbereitungen der USA auf einen Atomkrieg und warnt, dieses Vorgehen berge
die Gefahr eines tatsächlichen Einsatzes von Atomwaffen.

Der Bau der W76-2 war eine direkte Folge des Berichts über die nukleare
Lage von 2018, die mit der allgemeinen Überarbeitung der Militärdoktrin des
Pentagons einherging. Im Rahmen dieser Überarbeitung wurden statt des so
genannten "Kriegs gegen den Terror" nunmehr "Großmachtkonflikte" mit
Russland und China als wichtigster Gegenstand der US-Kriegsvorbereitungen
genannt.

Was das Gesamtmilitärbudget angeht, so wird der Etat des Pentagons zwar nur
um 0,3 Prozent pro Jahr erhöht, doch diese Zahl ist in mindestens zweierlei
Hinsicht irreführend. Der Verteidigungsetat mit einem absoluten Volumen von
740,5 Milliarden Dollar im Haushaltsjahr 2021 wäre der größte Betrag, den
eine US-Regierung jemals für Kriegsvorbereitungen ausgegeben hat. Er liegt
außerdem wesentlich über den Militäretats aller imperialistischen Rivalen
zusammengenommen.

Zudem stehen für den Fond Overseas Contingency Operations (OCO), der die
anhaltenden Kampfoperationen im Irak, Syrien, Afghanistan und anderen
Ländern finanziert, in denen US-Soldaten, Schiffe und Drohnen an Kämpfen
beteiligt sind, unbegrenzte Mittel zur Verfügung.

Das Weiße Haus will zwar 69 Milliarden Dollar für die OCO, doch diese Zahl
geht von einem deutlichen Rückgang der US-Truppen in Afghanistan aus. Wenn
diese Truppen in Afghanistan bleiben oder in ein anderes Kriegsgebiet
verlegt werden, wird das Pentagon weitere Mittel beantragen, die sowohl vom
demokratisch kontrollierten Repräsentantenhaus als auch vom republikanisch
dominierten Senat schnell bewilligt würden.

Die Veröffentlichung des Etats für das Haushaltsjahr 2021 ging einher mit
Kommentaren der Medien und Erklärungen führender Demokraten im Kongress,
dieser Etat sei nur eine "Wunschliste" und aus politischen Gründen
zusammengestellt, um an Trumps rechte Basis zu appellieren. In der Praxis
sei der Haushalt jedoch "bereits tot".

Das mag zwar für die massiven Kürzungen bei nationalen Programmen wie
Medicare, Medicaid und Lebensmittelmarken gelten, bei denen in zehn Jahren
etwa zwei Billionen Dollar eingespart werden sollen. Keine der beiden
staatstragenden Parteien in Amerika wird solche Kürzungen bereitwillig in
den neun Monaten vor der Wahl am 3. November durchsetzen. Das Dokument ist
aber dennoch wichtig als Blaupause für die soziale Konterrevolution, die
Trump nach seiner Wiederwahl durchsetzen will. Die Demokraten haben trotz
ihres geheuchelten Entsetzens keine prinzipiellen Einwände dagegen.

Für die nächsten zehn Jahre ist u.a. bei Medicare eine Kürzung der
Erstattungen für Krankenhäuser und Ärzte in Höhe von 465 Milliarden Dollar
vorgesehen, was die Gesundheitsversorgung für ältere Personen
verschlechtern wird. Bei Medicaid, das die Gesundheitsversorgung von Armen
und Behinderten zahlt, und bei Lebensmittelmarken sollen 292 Milliarden
eingespart werden und 70 Milliarden bei den Zahlungen an Behinderte bei der
Social Security.

Der Vorsitzende des Haushaltsausschusses des Repräsentantenhauses John
Yarmuth (Demokraten) bezeichnete Trumps Haushaltsplan als "destruktiv und
irrational" und erklärte, er beinhalte "destruktive Änderungen bei
Medicaid, SNAP [Lebensmittelmarken], Social Security und anderen
Programmen, die Amerikanern dabei helfen, über die Runden zu kommen.
Gleichzeitig werden seine Steuersenkungen für Millionäre und reiche
Konzerne ausgeweitet."

Tatsächlich haben die Demokraten die Steuersenkungen und Haushaltskürzungen
der Republikaner noch nie zurückgenommen, obwohl sie sich als deren Gegner
darstellen. Im US-Zweiparteiensystem herrscht seit Langem eine
Arbeitsteilung: Die Republikaner schlagen gigantische Kürzungen der
Sozialausgaben vor, gegen die die Demokraten "erbittert kämpfen".
Schließlich einigen sich beide Parteien auf einen Kompromiss, der
beträchtliche Kürzungen beinhaltet und die Bedingungen für die nächste
Runde endloser Angriffe auf die Reste des Sozialstaats schafft.

Während es bei diesem angeblichen Konflikt um die nationalen Sozialausgaben
geht, kooperieren beide Parteien in der Regel offen miteinander bei der
Erhöhung der Ausgaben für den Militär- und Geheimdienstapparat. Das
bedeutet, die von Trump geplanten Kürzungen werden vielleicht bis nach der
Wahl vertagt, doch die Aufrüstung wird von der großen Mehrheit beider
Parteien unterstützt werden. Die Pläne, die in dem Haushaltsdokument
geschildert werden, verdienen eine sorgfältige Auseinandersetzung.

Ein wichtiges Element ist die Aufrüstung der Bodentruppen, die für den
Überfall und die Besetzung von ausländischem Staatsgebiet oder für die
Unterdrückung von inneren Unruhen zur Verfügung stehen. Die Armee fordert
eine deutliche Erhöhung des Personalbestands auf 485.900 reguläre Soldaten,
verstärkt durch 336.500 Mann der Nationalgarde und 189.800 für die Reserve.
Damit würde die Gesamtzahl der Bodentruppen auf über eine Million Soldaten
steigen, genauer auf 1.012.200 Mann.

Zu den neuen Waffen dieser Soldaten gehören Überschallwaffen,
lasergestützte Flugabwehrwaffen (das Directed Energy Mobile Short-Range Air
Defense System) und die Indirect Fire Protection Capability. Letztere wird
beschrieben als: "eine mobile Kapazität zur Verteidigung gegen unbemannte
Flugsysteme, Marschflugkörper, Raketen, Artillerie und Granatwerfer".

Mindestens sechs Milliarden Dollar sollen für die Modernisierung wichtiger
Waffensysteme wie den Bradley-Schützenpanzer, den Stryker-Panzerfahrzeug,
den M1-Abrams-Kampfpanzer und die Paladin-Haubitze aufgewandt werden.
Weitere 3,5 Milliarden Dollar sollen für den Kauf von Flugzeugen fließen,
darunter 36 UH-60M-Black-Hawk-Hubschrauber und 50 
AH-64E-Apache-Kampfhubschrauber.

Man sollte bei der Gesamtsumme auch darauf hinweisen, dass das staatliche
Haushaltsdefizit dieses Jahr die Marke von einer Billion Dollar
überschreiten und im nächsten Jahr vermutlich noch weit darüber liegen
wird. Die Haushaltsbehörde des Weißen Hauses sieht für das Haushaltsjahr
2021 ein Defizit von knapp unter einer Billion Dollar vor, da es von völlig
unrealistischen wirtschaftlichen Erfolgen ausgeht: einem Anstieg des
Bruttoinlandsproduktes um über drei Prozent und Zinsen bei nahe Null,
sodass die Staatsschulden billig refinanziert werden können.

Wenn sich diese Zahlen dann unweigerlich als zu optimistisch erweisen und
das Defizit steigt, werden das politische Establishment und die Medien noch
stärkere Kürzungen der Sozialausgaben fordern, weil angeblich "kein Geld da
ist". Inzwischen steigen die Einkommen und die Vermögen der
Finanzaristokratie weiter.
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GRASWURZELREVOLUTION/1938: Anarchistische Musik


graswurzelrevolution Nr. 445, Januar 2020

Anarchistische Musik

Der Klang der Freiheit. Eine biographische Skizze

von Gerhard Hanloser



"Concert for Anarchy" heißt ein 1990 von der Aktionskünstlerin
Rebecca Horn geschaffenes Kunstwerk, zu sehen in der Tate Gallery of
Modern Art in London. "Hoch unter der Lichtkuppel schwebt ein
Konzertflügel, an den Beinen von der Decke baumelnd. In regelmäßigen
Intervallen klappt er mit Gedröhn seinen Deckel auf und streckt
lustvoll-aggressiv lange, wippende Tast-Zungen heraus. Mit
respektloser Geste werden bei diesem 'Concert for Anarchy' Ordnung und
Werte auf den Kopf gestellt", ist auf kunstforum.de zu lesen. In
Anspielung auf dieses anarchische Piano heißt die Musikrubrik in der
GWR seit einem viertel Jahrhundert "Concert for Anarchy". In dieser
GWR bieten wir Euch auf Seite 13 ff. anstelle nur eines
"Concert"-Beitrags, einen kleinen Themenschwerpunkt "Widerständige
Musik und Anarchie". Den Auftakt macht Gerhard Hanloser mit folgendem
Diskussionsbeitrag. (GWR-Red.)


Musik und Musikgeschmack sind etwas Persönliches. Wenn wir
Anarchistisches nicht so sehr in strikter Form als Ideologie, Bewegung
oder Theorie verstehen, sondern als freiheitlichen Geist und Element
befreiend-kollektiven Zusammentretens gegen Herrschaft und
Unterdrückung, dann können wir kaum etwas Allgemeines und
Verbindlich-Gültiges über eine derartige Musik aussagen.

Ein bislang unübertroffener Versuch, dies dennoch zu leisten, stellt
meines Erachtens das Buch "Der Kampf um die Träume. Musik,
Gesellschaft und Veränderung" von Wolfgang Sterneck aus dem Jahre 1995
dar. Doch für jemand, der sich nicht professionell mit Musik
auseinandersetzt, löst sich die Frage nach dem Zusammenhang von
Befreiung und Musik ins Biographische auf.

Für meinen Vater, Jahrgang 1930, verkörperte beispielsweise der Jazz
der 1940er und 50er Jahre in all seinen Varianten etwas Befreiendes,
sprengte es doch sowohl den Nazikitsch wie den
Wirtschaftswunderkleister, der damals musikalisch beherrschend war.
Bei mir, Jahrgang 1972, war es der Hardcore-Punk der späten 80er, der
von Bands wie "Fugazi", "Bad Brains", aber auch "Verbal Assault"
verkörpert wurde. Konzerte europäischer Hardcore-Bands wie "Life...but
how to live it" aus Norwegen, von der Anarchopunk-Band "Kina" aus
Italien, der Briten von "HDQ" standen in einem klaren Zusammenhang zu
den Autonomen Jugendzentren oder auch den besetzten oder legalisierten
Häusern. Politische Haltung und subkulturelle Verortung stehen in
einem Wechselverhältnis, das nachhaltig prägt. Politisiert war diese
Hardcore-Szene im Sinn eines autonomen Antiimperialismus, der eher
anarchistisch geprägt war als marxistisch-leninistisch. Davon zeugen
nicht zuletzt die beiden musikalisch wie inhaltlich interessanten
Sampler, die gleichzeitig Benefit-Sampler waren: Viva Umkhonto! (1987)
vom Konkurrel Records Label aus den Niederlande und ein Jahr später
die Soli-Platte "Intifada. The Palestinian Uprising".

Auf beiden vertreten war auch die äußerst ambitionierte
niederländische Band "The Ex". Diese 1979 gegründete Band hatte
bereits 1981 eine Benefiz-Single Weapons For El Salvador eingespielt,
die den bewaffneten Widerstand in El Salvador unterstützen sollte.
1983 führte "The Ex" eine Solidaritäts-Tour für den britischen
Bergarbeiterstreik durch. Ihren Anarchismus zeigt die Doppel-Single
"1936 - the spanish revolution" von 1986, die neben vier Stücken aus
und über den spanischen Bürgerkrieg ein umfangreiches zweisprachiges
Booklet enthält, das über den anarchistischen Widerstand der
anarchosyndikalistischen Confederación Nacional del Trabajo (CNT)
berichtet.

Wo "Viva Umkhonto!" zur Unterstützung des Kampfes der südafrikanischen
Bewegung rund um den ANC gegen die Apartheid aufrief, sollte der
"Intifada"-Sampler von 1988 Ausdruck der Unterstützung des
Palästinensischen Aufstands sein. Eine beigelegte Broschüre
informierte in antikolonial ausgerichteten Texten über den Hintergrund
des Konflikts.

Diese Veröffentlichung war nicht die einzige deutliche Positionierung
an der Seite der palästinensischen aufständischen Jugendlichen mit
ihrer "Revolte der Steine". So lieferte die schottische
Anarcho-Punk-Band "Political Asylum" aus Stirling, die von 1982 bis
1993 aktiv war, einen Text mit deutlichem Inhalt in Bezug auf den
Israel-Palästina-Konflikt:


"This desertrose has deadly thorns

 The blossoming nation built upon conquest and creed

 Four million Palestinians scattered in its wake

 An encamped nation of refugees just learning how to hate

 Down amongst the olive groves there is no promised land

 Zion bends to the wargod's will and blood still stains the sand

 Attack's the best form of defense

 So the strong would have us believe when they make war on the
 weak

 The Star of David pierced the heart of Lebanon

 Innocents lost in the battlefield have no place to run

 Who fuels the flames of Israel

 The true bastions of democracy"




Das lange Zeit führende bundesrepublikanische
Hardcore/Punk-Fanzine "Trust" aus Süddeutschland brachte in diesem
Geist der radikalen Palästina-Unterstützung im Januar 1989 auf dem
Rückcover ein Plakat, auf dem ein Pressefoto zu sehen war, auf dem ein
israelischer Soldat eine Gruppe junger palästinensischer Frauen mit
dem Gewehrkolben traktiert, darüber steht "Palästina 88", darunter:
"Alltag heute, und morgen?"

Das mag sich dem Verständnis eines heutigen, mit den antideutschen
Bands "Egotronic", "Antilopen Gang" oder "UltraViolentKitten"
aufgewachsenen jungen Antideutschen, der sich als subversiv
imaginiert, vollständig entziehen. Ja, er wird es nur als Ausdruck
eines verdammenswürdigen "Antisemitismus" markieren können, haben sich
alle diese antideutschen Bands doch einer die Realität Israels und der
besetzten Gebiete vollständig ausklammernden "Israel-Solidarität"
verschrieben. Von Mitgliedern dieser Bands kommen schließlich
Statements, die mit Bekundungen zum Nahostkonflikt wie folgender
aufwarten: "Erschreckender ist eigentlich, dass zur Zeit Springers Die
Welt das einzige Medium ist, das sich nicht der antisemitisch
gefärbten Berichterstattung anschließt. Schlimm, dass ich das mal
sagen muss." (Interview mit Torsun von Egotronic im
Ox-Fanzine/Ausgabe #120, Juni/Juli 2015) Etwas davor im Interview
bekundete der Musiker auf die Frage, ob er in einer Art
Punk-Bürgerlichkeit angekommen sei: "Ja, irgendwie schon, ich bin
glücklich. Auch weil ich alles andere bis zum Abwinken gemacht und
gehabt habe. Mein Traum, von der Musik zu leben, ist wahr geworden.
Ich fühle mich angekommen."

Vor dem Hintergrund meiner politischen, musikalischen und
subkulturellen Erfahrungen empfinde ich allerdings diese Auslassungen
als vollkommen geschichtslos, naiv-angepasst und ihrerseits
erfahrungsarm; also als ideologisch.

Weitere befremdliche Reaktionen in Hinblick auf die Frage des
befreienden und politisch sprengenden Potentials von Musik begegneten
mir auf dem Workshop "Musik und Anarchistisches" auf dem Hamburger
Kongress "Anarchistische Perspektiven auf Wissenschaft". (Vgl.: Ralf
Landmessers Bericht in der Graswurzelrevolution Nr. 444 vom Dezember
2019) Neben einer lebhaften und kontroversen Diskussion, nahmen wir
uns als Textlektüre das kurze, programmatische Manifest der "Ton
Steine Scherben" vor, das am 24. Dezember 1970 in der Berliner
Untergrundzeitung Agit 883 veröffentlicht wurde und den Titel trägt:
"Musik ist eine Waffe". Der Text sei in voller Länge dokumentiert,
weil er einen Geist der Subversion in sich trägt, der heute eine
nahezu vollständig versunkene Welt zu sein scheint:

"Musik kann zur gemeinsamen Waffe werden, wenn du auf der Seite der
Leute stehst, für die du Musik machst!

Wenn du mit deinen Texten etwas sagst und eine Situation nennst, die
zwar alle kennen, die aber jeder vereinzelt in sich hineingefressen
hat, dann werden alle hören, daß sie nicht die einzigen sind, die
damit noch nicht fertig geworden sind und du kannst ihnen eine
Möglichkeit zu Veränderung zeigen.

Musik kann also zur Waffe werden, wenn du mit ihr die Ursachen deiner
Aggressionen erkennst. Wir wollen, daß du deine Wut nicht
verinnerlichst, daß du dir darüber klar wirst, woher deine
Unzufriedenheit und deine Verzweiflung kommen.

Wir wollen die Feinde des Volkes nennen: 'Macht kaputt was euch kaputt
macht - zerstört das System, das euch zerstört!' Unsere Musik soll ein
Gefühl der Stärke vermitteln. Unser Publikum sind Leute unserer
Generation: Lehrlinge, Rocker, Jungarbeiter, 'Kriminelle', Leute in
und aus Heimen. Von ihrer Situation handeln unsere Songs. Lieder sind
zum Mitsingen da. Ein Lied hat Schlagkraft, wenn es viele Leute singen
können. Unsere Lieder sind einfach, damit viele sie mitsingen können.
Wir brauchen keine Ästhetik; unsere Ästhetik ist die politische
Effektivität. Unser Publikum ist der Maßstab und nicht irgendwelche
ausgeflippten Dichter. Von unserem Publikum haben wir gelernt Lieder
zu machen, nur von ihnen können wir in Zukunft lernen, Lieder für das
Volk zu schreiben.

Wir sind in keiner Partei und in keiner Fraktion. Wir unterstützen
jede Aktion, die dem Klassenkampf dient. Egal, von welcher Gruppe sie
geplant ist.

Wir werden in Berlin und Westdeutschland vor und in Betrieben und in
den Jugendheimen der Arbeiterviertel spielen. Dazu zeigen wir Dias,
die eine Ergänzung zur Musik und zum Text bilden.

Das Ziel ist es, unsere Aktionen den jeweiligen Situationen in den
Betrieben oder Stadtteilen anzupassen. Dazu brauchen wir die
Unterstützung der dort arbeitenden Gruppen."


Ein jüngerer anarchistischer Genosse äußerte recht spontan: "Das
könnte ja auch von 'Landser' (Neonazi-Band aus Berlin, die sich 2003
auflöste) kommen... Dieser Volksbegriff!" Große Einigkeit bestand auch
darin, den Waffen-Begriff als militaristisch abzulehnen.

Die Reaktion ist interessant, weil sich in ihr so einiges verdichtet
und widerspiegelt, was in zeitgenössischen Debatten auch im
anarchistischen Milieu immer wieder aufscheint: Liberalismus,
Geschichtslosigkeit und Dekontextualisierung. "Ton Steine Scherben"
den vorherrschenden Moden des Anti-Extremismus oder den
Querfrontkonstruktionen folgend vor eine rechte Kulisse zu schieben,
kann nur gelingen, wenn man die linke Militanz und aufklärerische
Kampfbereitschaft, die sich auch in der "Waffen"-Metapher ausdrückt,
nicht im Kontext der damaligen Zeit sieht, sondern lediglich zu
skandalisieren trachtet. Eine Waffe ist jedoch nicht nur ein
Gegenstand, bestimmt und geeignet, Lebewesen physisch in ihrer
Handlungsfähigkeit zu beeinträchtigen, handlungsunfähig zu machen oder
gar zu töten. Waffen sind auch Mittel, die Gegenstände oder
immaterielle Güter beschädigen, zerstören oder gebrauchsunfähig machen
können. Und nicht nur die Vorstellung von "Kritik als Waffe" zeigt,
dass der Begriff der Waffe immer eine übertragene Bedeutung hatte. So
ist die Aussage von Friedrich Wolf "Kunst ist Waffe" überliefert und
niemand geringeres als Pablo Picasso erklärte: "Nein, Malerei ist
nicht dazu da, um Appartements zu schmücken. Sie ist eine Waffe zu
Angriff und Verteidigung gegen den Feind."

Der Volksbegriff in dem vorliegenden Fall wird durch "Leute unserer
Generation: Lehrlinge, Rocker, Jungarbeiter, 'Kriminelle', Leute in
und aus Heimen" näher spezifiziert - und erinnert nicht nur an die
Randgruppenstrategie von Herbert Marcuse und die der frühen RAF,
sondern zeigt auch, dass im Volksbegriff der "Ton Steine Scherben"
alle jene einen konstitutiven Platz haben, die bei den Nazis und den
postfaschistischen WohlstandsbürgerInnen der BRD als "Asoziale"
markiert wurden. Die "Ton Steine Scherben" machten Volksmusik in
diesem Sinne und in einem Sinne wie es auch der Liedermacher Daniel
Viglietti in Uruguay verstand: das Volk als pueblo, als die Armen, die
Leute von unten - eine Kategorie, die sich manchem akademischen Linken
heute entziehen mag. Und sie machten eine Art Volksmusik wie es der
anarchistisch geprägte Sänger aus dem
süddeutsch/französisch/schweizerischen Dreiländereck, Walter Mossmann,
betrieb, wenn er in Wyhl auf den besetzten Plätzen mit seiner Gitarre
aufspielte. Dieser wollte im regional situierten Kampf eine
solidarische Neuzusammensetzung kämpfender Individuen jenseits der
Nationalstaaten sehen und propagierte dies. Außerdem ging es Mossmann
darum, die Energie des Konservativ-Bäuerlichen herrschaftskritisch
aufzuheben und das Reaktionäre aufzusprengen, wie es in der Bewegung
gegen das AKW in Wyhl auch der Fall war. Schließlich war die Bewegung
keinesfalls rein bäuerlich, so nahm unter anderem "eine Lehrerfamilie,
die von Jean-Jacques und Inge Rettig aus Schirmeck im Elsass" eine
wichtige Rolle ein. "An denen ist das Jahr 1968 und der Pariser Mai
nicht spurlos vorbeigegangen. Außerdem spielten von Anfang an auch
kritische Wissenschaftler und Dissidenten aus der Industrie eine
Rolle", so Mossmann in einem rückblickenden Interview aus dem Jahre
2005 (1).

Anspruch auf Veränderung bedeutet: Mehrheiten gewinnen, will mensch
nicht Putschist*in sein. Nichts anderes besagt auch dieser linke
Volksbegriff. Muss deshalb anarchistische Musik mehrheitsfähig sein?
Noch lange nicht. So wie Avantgarde-Gruppen, wie die Lettristen oder
die Situationistische Internationale, immer eine Berechtigung und
Bedeutung hatten und haben, gilt dies auch für Musik wie jene eines
John Cage. Aber jede musikalische Komposition als populistisch zu
verdammen, die klassische Hörgewohnheiten bedient, gar zum Mitsingen
animiert, ist kontraproduktiv und elitär. Tatsächlich macht es mehr
Sinn, subversive Musik mit Anspruch auf Popularität auf die Gefahr der
Verkitschung zu befragen. Kitsch ist gegenaufklärerisch. Er ist
vorgetäuschte Empfindung, gehorcht mechanischen und festen Formen, er
lässt ein Hinterfragen so wenig zu wie er Ausdruck tatsächlich
vorhandener Gefühle ist. Mir scheinen die Stücke der "Ton Steine
Scherben" frei zu sein von Kitsch und Schwulst, also überladener
Sprache und einem hohlen Pathos, auch weil Witz und Ironie in fast
jedem Stück anwesend sind. So sind selbst die großen epischen
"Rührstücke" wie das 20minütige "Steig ein" von der "Wenn die Nacht am
tiefsten"-LP kein Schmalz, obwohl hier in pathetischer Sprache eine
Utopie besungen wird und Flöten zum Einsatz kommen, aber das Stück
endet im repetitiven "Wir wollen keine Ketten" und der Überlagerung
verschiedener linksradikaler Parolen in einer Art meditativem
Sampling. Ich würde mich zu der These hinreißen lassen, dass keines
der "Ton Steine Scherben"-Stücke mit den großen Themen wie Revolution,
Hoffnung, Utopie, Exodus, Heimat und Liebe im klassischen Sinne
schmalzig sind und dennoch, besser: gerade deshalb berühren. Und sie
sind zeitlos. Auf einer hipsterkommunistischen Geburtstagsparty in
Berlin Anfang Dezember, legte der DJ nachts um 3 einen technoiden
Remix von "Mensch Meier" auf. Es war das einzige Mal an diesem Abend,
dass sich ein gemeinsames freudiges Aufmerken auf der Tanzfläche
bemerkbar machte und das Stück wurde
regelrecht zelebriert.

Die Gründung der Ton Steine Scherben, eine der wenigen anarchistischen
Bands, die für mehrere Generationen Linksradikaler und Subversiver von
Bedeutung war und ist, hat 2020 ihr 50. Jubiläum. Vielleicht ein guter
Anlass, dem Geist der Subversion nachzuspüren. Damit der damalig in
Text und Lied gefasste Anspruch der Scherben, ein Gefühl der Stärke im
Klassenkampf zu vermitteln, angesichts der heutigen Zustände nicht nur
in linker Melancholie mündet, die allerdings auch eine verborgene
Kraft darzustellen vermag.


Gerhard Hanloser ist Sozialwissenschaftler, Historiker
und Germanist. Im Oktober 2019 ist im Unrast Verlag sein neues Buch
"Die andere Querfront. Skizzen des antideutschen Betrugs" erschienen.
Eine Rezension dazu erscheint voraussichtlich im März 2020 in den
Libertären Buchseiten (GWR 447).


Anmerkung:

(1) vgl.: www.badisch-elsaessische.net/Presseberichte/Mossmann.pdf

 * 

Quelle:

graswurzelrevolution, 49. Jahrgang, Nr. 445, Januar 2020, S. 1+15

Herausgeber: Verlag Graswurzelrevolution e.V.

Koordinationsredaktion Graswurzelrevolution:

Breul 43, D-48143 Münster

Telefon: 0251/482 90-57, Fax: 0251/482 90-32

E-Mail: redaktion@graswurzel.net

Internet: www.graswurzel.net

 

Die "graswurzelrevolution" erscheint monatlich mit

einer Sommerpause im Juli/August.

Der Preis für eine GWR-Einzelausgabe beträgt 3,80 Euro.

Ein GWR-Jahresabo kostet 38 Euro.



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





VORWÄRTS/1556: Meer als Synonym für Flüchtlingstragödie


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 01/02 vom 17. Januar 2020

Meer als Synonym der Flüchtlingstragödie

von Sabine Hunziker



Gerade Flüchtlinge zeigten uns auf, indem sie die Grenzen
niederrissen, dass die europäischen Grenzen niemals fielen. Bostjan
Videmsek skizziert in seinem Buch "Auf der Flucht" die Geschichte von
Flucht und Migration ab 2005 bis heute skizziert.


In Videmseks Buch sind Reportagen über Fluchtursachen, Tragödien
in den Flüchtlingslagern oder dem Sterben auf dem Mittelmeer
gesammelt: "Die Geschichte der Flüchtlinge wird eine Geschichte von
morgen sein", schreibt der Autor, wie auch von heute und gestern. Doch
sein Buch "Auf der Flucht - Moderner Exodus ins gelobte Land"
beinhaltet nicht nur Reportagen von den Geflüchteten, sondern auch
"von uns". So erzählt er von Rassismus und Populismus in Europa, aber
auch vom Engagement der ehrenamtlichen Helfer*innen, die menschliche
Werte verteidigen.


Schiffstragödien

Lampedusa ist nur eine der Stationen, die mit einem Beitrag ab 2006
beschrieben wird. Die der afrikanischen Küste nahegelegene
Mittelmeerinsel war schon immer Ziel von Flüchtlingen und
Migrant*innen. Auf alten Fischkuttern, Gummibooten und Segelbooten
schlugen sich Menschen von der Küste in Richtung Europa durch. Trotz
der kurzen Distanz hiess dies: mehrere Tage auf dem Meer verbringen.
Schiffsmotoren gingen kaputt und Menschen starben vor Hunger und
Durst. Und nirgends Hilfe. Videmseks Protagonist*innen waren auf einem
Fischkutter, auf welchem normalerweise höchstens vierzig Leute Platz
gehabt hätten - nun fuhren 120 Menschen nach Italien.

Bei einer anderen Geschichte ging der Motor knapp nach einem halben
Tag auf See kaputt. Das alte überlastete Motorboot trieb verloren auf
dem offenen Meer. Telefone funktionierten nicht. Flüchtlinge waren
ohne Wasser und Nahrung. Nachts kalt und windig - tagsüber brannte die
Sonne heiss. Die maltesische Küstenwache kam nach Tagen zu Hilfe und
lieferte die Reisenden einem libyschen Schiff aus, das auf dem Rückweg
war. Damals hatten es solche Geschichten noch nicht oft auf die
Titelseiten der Magazine geschafft.


"Flüchtlingsmanagement"

Andere hatten weniger "Glück": Bostjan Videmsek berichtet von einem
Unglück, bei dem vor der libyschen Küste etwa 800 Flüchtlinge
ertranken, weil auch hier der Motor ausgefallen war. Hubschrauber der
Nato flogen über sie hinweg und auf allen Radaren der Küstenwache war
die missliche Lage zu sehen - doch niemand kam zu Hilfe. Geflüchtet
vor Krieg und Elend auf dem afrikanischen Kontinent, starben die
Menschen nun im Meer - vor den Ufern Europas.

Ein Zeitsprung im Buch ins Jahr 2010 zeigt, dass sich nichts geändert
hat. Im Gegenteil: von der nordafrikanischen Küste kamen immer mehr
"neue und neue" Migrant*innen nach Lampedusa. Im unzugänglichsten Teil
der Insel war ein Lager errichtet worden und das
"Flüchtlingsmanagement" gehörte zur Inselroutine. Klar war, dass die
Krise schlimmer werden würde und noch grössere Tragödien nicht mehr
lange auf sich warten liessen. "Wir wollen niemandem etwas tun. Wir
wollen nur leben", sagte einer der Geflüchteten zu Videmsek.

Im Frühling 2015 erreichte die Tragödie im Mittelmeer einen Höhepunkt.
Libyen war dabei wichtiger Punkt, denn hier begann für Menschen aus
Afrika und dem Nahen Osten die Flucht nach Europa. Alleine in der
ersten Aprilhälfte ertranken auf dem Weg von Libyen nach Lampedusa und
Sizilien mehr als tausend Menschen. An einem einzigen Wochenende, an
dem Videmsek in Sizilien weilte, rettete die italienische Küstenwache
fast 8500 Menschen vor dem Ertrinken. Es gibt viele Arten zu sterben
im Meer: Am 24. April versank ein Schiff mit 550 Flüchtlingen.
Männer*, Frauen* und Kinder erstickten zuerst in den Räumen, um dann
ganz in den Wasserfluten zu verschwinden.


Sie haben überlebt!

Das Mittelmeer verwandelte sich langsam in ein Massengrab. Mindestens
Zehntausend Menschen sollen seit Beginn Winter 2011 bis Ende 2015
umgekommen sein. Zu diesem Zeitpunkt warteten nach Angaben der
Internationalen Organisation für Migration (IOM) an der Küste
Nordafrikas etwa eine halbe Million Menschen, um nach Europa zu gehen.
Ein Teil davon wählte später die sogenannte Balkanroute, die der
Mittelmeerroute zu dieser Zeit schon "Konkurrenz" machte. Eine
Anwältin meinte zu Videmsek: "es gibt zwei Strategien in der
Flüchtlingsfrage. Die eine ist politischer Natur. Die funktioniert
nicht. Die Institutionen arbeiten langsam, schwerfällig und reagieren
nicht auf die Probleme ...

Die andere Strategie ist eine zivile, staatsunabhängige. Hier gibt es
viele Initiativen, in die wir unsere Hoffnung für die Zukunft setzen".
Eine davon ist die Privatinitiative MOAS (Migrant Offshore Aid
Station). Das Ehepaar Catrambone hatte ein Schiff gekauft, um Menschen
zu retten. Bereits in den ersten Wochen im Mai 2014 gelang es den
Aktivist*innen unter Mithilfe von Ärzte ohne Grenzen (MSF) 1500
Menschenleben zu retten. Die Aktion basierte auf einer unmittelbaren,
sofortigen Rettung. Menschen sterben vor den Toren Europas: "Es ist
unsere ethische und moralische Pflicht, etwas dagegen zu unternehmen."


"Auf der Flucht - Moderner Exodus ins gelobte Land":
 Bostjan Videmsek 

(KLAK Verlag) ISBN: 9783943767704
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FEATURE/1396: Deutschlandfunk - Deutsche Kolonialgeschichte heute, 14.2.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Dekolonialisiert euch (4/4)

Pippi und die vergessenen Kinder Papua-Neuguineas

Von deutscher Kolonialgeschichte heute

Von Rebekka Endler

Deutschlandfunk 2019

Das Feature

Freitag, 14. Februar 2020, 20.05 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Weihnachten 1904 sinkt ein Schiff, das deutsche koloniale Interessen
vertritt, unweit der Inselgruppe Tabar in Papua-Neuguinea. Der
Kapitän, ein junger Schwede namens Carl Pettersson, rettet sich an
Land, gründet eine Familie und wird bald zu einem der
einflussreichsten Männer der Insel. Sein abenteuerliches Leben
inspiriert in der schwedischen Heimat nicht nur Fernweh, sondern auch
Astrid Lindgren zu Pippi Langstrumpfs Vater, dem Südseekönig Efraim
Langstrumpf. Petterssons fantastisches Leben ist allerdings mehr als
Taka-Tuka-Land. Es ist auch deutsche Kolonialvergangenheit. Rebekka
Endler hörte im Radio, dass 'Unserdeutsch' ausstirbt, und machte sich
auf die Suche nach den letzten Sprechern. Dabei entdeckte sie nicht
nur die Nachfahren von Pippi Langstrumpf, sondern auch ein wenig
bekanntes Kapitel deutscher Kolonialgeschichte.

 * 
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MELDUNG/2024: B5 / - Bayern 2 - BR berichtet umfassend von der Münchner Sicherheitskonferenz, 14. - 16.2.2020 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 10. Februar 2020

Münchner Sicherheitskonferenz

BR berichtet umfassend



Von Freitag, 14., bis Sonntag, 16. Februar werden bei der 56. Münchner
Sicherheitskonferenz in München wieder hunderte Staats- und
Regierungschefs, Minister, Militärs, Experten und Wirtschaftsvertreter
zusammenkommen. Der BR berichtet umfangreich in Fernsehen, Hörfunk und
online auf BR24.de.

B5 aktuell:

Das Informationsradio des Bayerischen Rundfunks berichtet mit
Interviews, Hintergrund-Beiträgen oder "Themen des Tages" fortlaufend
über Verlauf und Ergebnisse der Sicherheitskonferenz. Zusätzlich ist
die Sicherheitspolitik am 16. Februar Thema des Hörertalks "Sonntags
um 11" auf B5 aktuell."

Bayern 2:

Die Sicherheitskonferenz ist am Freitag, 14. Februar Thema in der
"radioWelt am Morgen". (ab 6.00 Uhr). Am Samstag, 15. Februar läuft in
"Bayern 2 am Samstagvormittag" der Beitrag "Wo sind sie geblieben? Die
Friedensbewegung und die SIKO in München" (9.05 Uhr). Am Tag darauf
plant "Bayern 2 am Sonntagvormittag einen Schwerpunkt zur
Sicherheitskonferenz (9.05 Uhr).

Online auf BR24.de:

BR24 bietet online laufend aktuelle Artikel und Analysen der
außenpolitischen Experten. Livestreams übertragen an allen drei Tagen
Reden und Diskussionen. Auch auf den Social Media-Auftritten
informiert BR24 mit wichtigen Nachrichten, Experten-Interviews und
Hintergründen.

 * 
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MELDUNG/2023: Deutschlandfunk Kultur - Wie unabhängigen Verlagen geholfen werden könnte, 14.2.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Mit Geldpreisen aus der Krise?

Wie unabhängigen Verlagen geholfen werden könnte

Von Ulrich Rüdenauer

Zeitfragen. Literatur

Freitag, 14. Februar 2020, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Fast nirgendwo sonst ist die unabhängige Verlagsszene so lebendig wie
in Deutschland. Die Bedingungen aber werden für kleine und mittlere
Verlagshäuser schwieriger: Die Insolvenz des Buchgroßhändlers KNV hat
einige an den Rand der Pleite gebracht, der Onlinebuchhändler Amazon
ist ein übermächtiger Konkurrent, und in vielen Buchhandlungen liegt
keines ihrer Bücher aus. Die Politik scheint inzwischen zu ahnen, dass
eine wichtige Kulturbranche verlorenzugehen droht. 2019 wurde erstmals
der Deutsche Verlagspreis verliehen - eine willkommene Finanzspritze.
Aber reicht das? Wäre nicht kontinuierliche Unterstützung durch ein
Subventionsmodell wie in Österreich notwendig? Oder ist der Ruf nach
Staatsknete der Anfang vom Ende einer Branche, die Unabhängigkeit,
Kreativität und Meinungsfreiheit gern so offensiv im Mund führt, dass
Verlage als künstlerische Unternehmungen erscheinen?

 * 
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AUGEN/506: Durchbruch bei der Erforschung altersbedingter Makuladegeneration (idw)


Universitätsklinikum Tübingen - 07.02.2020

Durchbruch bei der Erforschung altersbedingter Makuladegeneration 

Aktuell in Nature Communications publiziert



Die altersbedingte Makuladegeneration (AMD) ist eine chronisch verlaufende
Netzhauterkrankung und bei Menschen über 50 Jahren in den westlichen
Ländern die häufigste Ursache für schwerste Seheinbußen bis hin zur
kompletten Erblindung. Schätzungen zufolge leiden mindestens sieben
Millionen Menschen allein in Deutschland an dieser Erkrankung. Die
Behandlungsoptionen sind bisher noch eingeschränkt: Während die sogenannte
feuchte AMD (geographische Atrophie) bis zu einem gewissen Grad behandelt
werden kann, gibt es für die trockene (neurovaskuläre) AMD derzeit keine
Therapie.

Heute haben Wissenschaftler um Professor Simon Clark vom
Forschungsinstitut für Augenheilkunde am Universitätsklinikum Tübingen in
Nature Communications die Ergebnisse ihrer Studie publiziert. Ziel der
Forschungsarbeit war es, den Einfluss des Proteins Faktor-H (FH) und dem
Komplementfaktor H (CFH) assoziierte Gene (CFHR1-5) für die Prädisposition
der AMD Erkrankung zu ermitteln und entsprechende Ansatzpunkte für eine
pharmakologische Intervention zu finden.

Seit über 20 Jahren ist bekannt, dass Entzündungsprozesse bei der
Entstehung der AMD eine zentrale Rolle spielen. Die Tatsache, dass ein
Gendefekt im Protein Faktor-H (FH) ein Risikofaktor für die AMD ist,
rückte das so genannte Komplementsystem, dem im Immunsystem eine
Schlüsselfunktion bei der Auslösung von Entzündungen zukommt, in das
Interesse der Forschung. Die Annahme, dass AMD durch eine Störung der
Komplementregulierung im Auge verursacht wird, hat die Entwicklung vieler
Medikamente zur Komplementhemmung bei der feuchten AMD ausgelöst.
Doch um effektive Medikamente zur Behandlung der AMD entwickeln zu können,
muss zunächst verstanden werden, was in der Fein-Regulation des
Komplementsystems falsch läuft.

Die Wissenschaftler aus Tübingen, Manchester, Cardiff, London und Nijmegen
gingen daher der Frage nach, ob auch andere Regulatoren des
Komplementsystems beim Kontrollverlust im Immunsystem eine Rolle spielen.
Ein starker genetischer Risikofaktor für die AMD ist das Protein Faktor-H
(FH), das Teil dieser komplexen Kaskade des Immunsystems ist.
Eines dieser Proteine, das Faktor H assoziierte Eiweiß 4 (FHR4), wurde im
Blut von AMD-Patienten in erhöhtem Maße gefunden. Im Vergleich zwischen
gesunden Personen und Menschen die unter AMD leiden war das Ergebnis
statistisch hochsignifikant. Insgesamt wurden 484 Patienten- und 522
Kontrollproben aus zwei unabhängigen Untersuchungen analysiert. Auch
Untersuchungen von Augen, die post-mortem zu Forschungszwecken gespendet
worden waren, wiesen das FHR4-Protein in den von AMD-betroffenen Teilen
des Auges, in denen die Komplementaktivierung stattfindet, nach. Diese
Ergebnisse deuten darauf hin, dass das FHR4-Protein zum Kontrollverlust
des Komplementsystems bei AMD beiträgt.

Das Forscherteam untersuchte nun auf genetischer Ebene, ob die
gesteigerten FHR4-Mengen eine Ursache oder eine Folgeerscheinung von AMD
sind. Alle Gene, die für FH, FHR4 und andere sogenannte
FH-Familien-Mitglieder kodieren, findet man zusammen in einem engen räumlichen Cluster
auf Chromosom 1. Erstaunlicherweise offenbarte eine genomweite
Assoziationsstudie, dass Varianten in diesem Gencluster die größte
Auswirkung auf FHR4-Mengen im Blut haben und diese Varianten sich mit
denjenigen stark überlappen, die das gut etablierte genetische Risiko eine
AMD zu entwickeln auf Chromosom 1 bestimmen.

Diese, auf Ebene der Proteine und Genen gelieferten Ergebnisse, sind
überzeugende Beweise, dass FHR4 ein kritischer Regulator von Komplement im
Auge ist. Genetisch höhere FHR4-Mengen im Blut führen zu mehr FHR4 im
Auge, welches seinerseits das Risiko einer unkontrollierten
Komplementaktivierung erhöht, und damit die Krankheit verstärkt.
"Diese Studie ändert grundlegend unser Verständnis davon, wie die
Komplementaktivierung die AMD vorantreibt", fasst Simon Clark zusammen.
"Bisher wurde nur auf die Rolle der FHR-Proteine geschlossen. Die neuen
Untersuchungen zeigen aber einen direkten Zusammenhang. Damit kommen wir
der Behandlung dieser schweren Augenerkrankung einen greifbaren Schritt
näher".

Neben einem besseren Verständnis, was die AMD verursacht, liefert diese
Studie eine Möglichkeit, das Risiko auf Erkrankung an AMD durch Messen der
Mengen von FHR4 im Blut zu prognostizieren. Damit eröffnet sich eine neue
Möglichkeit der Behandlung: Indem man die FHR4-Mengen im Blut reduziert,
um die Komplementkontrolle im Auge wiederherzustellen.


Originalpublikation:

Increased circulating levels of Factor H-Related Protein 4 are strongly
associated with age-related macular degeneration

Valentina Cipriani, Laura Lorés-Motta, Fan He, Dina Fathalla, Viranga
Tilakaratna, Selina McHarg, Nadhim Bayatti, İlhan E. Acar, Carel B. Hoyng,
Sascha Fauser, Anthony T. Moore, John R.W. Yates, Eiko K de Jong, B. Paul
Morgan, Anneke I. den Hollander, Paul N. Bishop & Simon J. Clark

https://doi.org/10.1038/s41467-020-14499-3

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution82
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Quelle:
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Universitätsklinikum Tübingen - 07.02.2020
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ETHIK/1308: Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen verzichtet auf Bezeichnung "Rasse" (IQWiG)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 10.02.2020

IQWiG unterstützt "Jenaer Erklärung"

Das Institut verwendet die Bezeichnung "Rasse" in seinen Bewertungen nicht
mehr. Stattdessen wird nun die Übersetzung "Abstammung" eingesetzt.



Das Institut verwendet die Bezeichnung "Rasse" in seinen Bewertungen nicht mehr

Im September 2019 haben die Deutsche Zoologische Gesellschaft und die
Friedrich-Schiller-Universität Jena eine Erklärung mit dem Titel "Das
Konzept der Rasse ist das Ergebnis von Rassismus und nicht dessen
Voraussetzung" veröffentlicht. Das Institut für Qualität und
Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) hat dies zum Anlass
genommen, den obsoleten Begriff der Rasse in seinen Berichten künftig
nicht mehr zu verwenden. Er wurde dort bislang gelegentlich in
Beschreibungen klinischer oder epidemiologischer Studien verwendet, und
zwar als wörtliche Übersetzung von "race", einer in Studiendokumenten nach
wie vor gängigen Kategorisierung von Studienteilnehmerinnen und
-teilnehmern. Wo dieses Subgruppenmerkmal für die Bewertung relevant ist,
etwa weil eine in der Herkunftspopulation verbreitete genetische
Disposition den Krankheitsverlauf oder die Therapiewirkung beeinflussen
kann, wird es nunmehr mit "Abstammung" übersetzt.

Faktisch falsch und unauflöslich mit rassistischen Traditionen verwoben

Wie die Verfasser der Jenaer Erklärung in Erinnerung rufen, gibt es für
die Verwendung des typologischen Konstrukts "Rasse" in Bezug auf Menschen,
zum Beispiel eine Unterteilung in eine weiße, eine schwarze und eine
asiatische Rasse, keine biologische Begründung.

Zugleich ist das Konzept der Rasse unauflöslich mit Rassismus verbunden.
"Man kann die Bezeichnung Rasse in Bezug auf Menschengruppen also nicht
'retten', indem man sie von einer vermeintlichen Deformation durch
kolonialistische und rassistische Ideologien befreit", so Uwe Hoßfeld vom
Institut für Zoologie und Evolutionsforschung in Jena, der die Erklärung
mit verfasst hat. "Ihr Nichtgebrauch sollte zur wissenschaftlichen
Redlichkeit gehören. Es freut mich, dass das IQWiG sich dazu entschlossen
hat, und ich hoffe, dass sich noch viele weitere wissenschaftliche
Einrichtungen anschließen."

Originalpublikation:

https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=1&ved=2ahUKEwjogdHmz7_nAhURzKQKHdbDCPIQFjAAegQIARAB&url=https%3A%2F%2Fwww.dzg-ev.de%2Fwp-content%2Fuploads%2F2019%2F12%2FJEBiuz.2019.pdf&usg=AOvVaw3_RqPdQp52LxDXEArqf-WS

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.iqwig.de/de/presse/pressemitteilungen/2020/iqwig-unterstuetzt-jenaer-erklaerung.12829.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution906
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Quelle:
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Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 10.02.2020
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FORSCHUNG/4138: Zelluläre Müllabfuhr entsorgt Coronaviren (idw)


Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e.V. - 10.02.2020

Zelluläre Müllabfuhr entsorgt Coronaviren

Wissenschaftler entdecken einen möglichen Ansatzpunkt für Medikamente zur
Behandlung von Coronavirus-Infektionen



Die Erforschung grundlegender zellulärer Abläufe führt immer wieder zu
unvermuteten Entdeckungen. Eine Studie von Forschern des
Max-Planck-Instituts für Psychiatrie in München, des Uniklinikums Bonn und der
Charité in Berlin ist ein anschauliches Beispiel dafür, dass auch
Grundlagenforschung zu neuen medizinischen Behandlungen führen kann. Die
Wissenschaftler haben Proteine für das Recycling von Abfallstoffen
untersucht, mit denen die Zellen des Körpers Stress bewältigen. Dabei
haben sie entdeckt, dass sie diese Proteine mit bereits zugelassenen
Medikamenten regulieren können. Da Zellen mit diesen Proteinen auch
eingedrungene Coronaviren abbauen, könnten die Wirkstoffe möglicherweise
auch gegen die Krankheitserreger eingesetzt werden. Am Lead Discovery
Center in Dortmund suchen Forscher nun nach weiteren Wirkstoffen, mit
denen sie die zelluläre Müllabfuhr gegen die Viren aktivieren können.

Psychischer und physischer Stress ist ein wichtiger Risikofaktor für die
Entwicklung psychiatrischer Krankheiten. Auch die Zellen des Körpers
reagieren auf Stress. Insbesondere bei physischem Stress entsorgen sie zum
Beispiel verstärkt nicht mehr benötigte oder schädliche Zellbestandteile.
Dadurch kann die Zelle Mangelsituationen überstehen und beschädigte
zelluläre Bestandteile erneuern. Sie kann aber durch diese Art der
Müllentsorgung auch manche Viren bekämpfen.

Die Arbeitsgruppe von Theo Rein am Max-Planck-Institut für Psychiatrie hat
kürzlich entdeckt, dass das Stressprotein FKBP51 diese auch als Autophagie
bezeichnete Recyclingmaschinerie steuert. Nils Gassen, der inzwischen eine
Arbeitsgruppe am Universitätsklinikum Bonn leitet, ist bei seinen
Untersuchungen auf ein weiteres an der Müllentsorgung beteiligtes Protein
gestoßen, das sich durch verschiedene Substanzen regulieren lässt.
"Darunter sind auch bereits zugelassene Medikamente", sagt Theo Rein.
Zusammen mit Marcel Müller und Christian Drosten vom Institut für
Virologie der Charité in Berlin haben die Max-Planck-Forscher entdeckt,
dass diese Wirkstoffe die Vermehrung des MERS-Coronavirus in Zellen
eindämmen können.

Das MERS-Coronavirus ist wie das SARS-Coronavirus ein Verwandter des neuen
Coronavirus (nCoV-2019), das für den aktuellen Ausbruch in China
verantwortlich ist. Das MERS-Coronavirus kann beim Menschen eine schwere
Lungenentzündung auslösen, die in mehr als 30 Prozent der Fälle tödlich
verläuft. Bislang gibt es weder eine zugelassene Therapie noch einen
Impfstoff.

"Ob die zelluläre Müllabfuhr zur Abwehr von Coronaviren im Menschen
eingesetzt werden kann, muss sich erst noch zeigen", so Rein. Derzeit
untersuchen Wissenschaftler am Lead-Discovery-Center in Dortmund, einer
Ausgründung der Max-Planck-Gesellschaft, Substanzen, die die Autophagie in
Zellen auslösen können. Auf diese Weise sollen neue Medikamente zur
Behandlung von Coronavirus-Infektionen sowie verschiedenster weiterer
Krankheiten entwickelt werden.


Originalpublikation:

Nils C. Gassen, Daniela Niemeyer, Doreen Muth, Victor M. Corman, Silvia
Martinelli, Alwine Gassen, Kathrin Hafner , Jan Papies, Kirstin Mösbauer,
Andreas Zellner, Anthony S. Zannas, Alexander Herrmann, Florian Holsboer,
Ruth Brack-Werner, Michael Boshart, Bertram Müller-Myhsok, Christian
Drosten, Marcel A. Müller & Theo Rein

SKP2 attenuates autophagy through Beclin1-ubiquitination and its
inhibition reduces MERS-Coronavirus infection.

Nature Communications

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution207
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FORSCHUNG/4137: Neurowissenschaft - Sinneswahrnehmungen sind keine oberflächliche Hirnarbeit (idw)


Max-Planck-Institut für Kognitions- und Neurowissenschaften - 10.02.2020

Sinneswahrnehmungen sind keine oberflächliche Hirnarbeit



Wie entscheidet das Gehirn beim Zusammenspiel der Sinne, auf welchen es
die übergreifende Aufmerksamkeit lenkt? Forscher des Max-Planck-Instituts
für Kognitions- und Neurowissenschaften in Leipzig und des Computational
Neuroscience and Cognitive Robotics Centre der University of Birmingham
machen erstmals sichtbar, wie Sinnesreize tief im Gehirn verarbeitet
werden.

Schauen wir beim Überqueren der Straße aufs Smartphone, lässt uns ein
warnendes Hupen oder Motorengeräusch aufschrecken. Im Alltag können wir
mühelos Informationen von verschiedenen Sinnen zusammenführen und unsere
Aufmerksamkeit von einem Sinneseingang auf einen anderen verlagern - etwa
vom Sehen auf das Hören. Doch wie entscheidet das Gehirn beim
Zusammenspiel beider Sinne, auf welchen es die übergreifende
Aufmerksamkeit lenkt? Und wie spiegeln sich diese Mechanismen in der
Hirnstruktur wider?

Signale aus der Tiefe

Um das zu beantworten, haben Wissenschaftler des Max-Planck-Instituts für
Kognitions- und Neurowissenschaften (MPI CBS) in Leipzig und des
Computational Neuroscience and Cognitive Robotics Centre der University of
Birmingham beobachtet, wie Sinnesreize im Gehirn verarbeitet werden. Im
Gegensatz zu bisherigen Studien haben sie dabei nicht nur beobachtet, an
welchen Stellen die Großhirnrinde, auch Kortex genannt, auf der Oberfläche
aktiviert wird. Sie haben erstmals auch nach stärkeren Signalen in der
Tiefe, entlang ihres Querschnitts gesucht. Die Ergebnisse der Forscher
deuten darauf hin, dass unser Gehirn den "übersinnlichen"
Informationsfluss über ausgeprägte Schaltkreise bis in die kleinsten
Windungen dieser stark gefalteten Hirnstruktur leitet.

Während die Teilnehmer ihrer Studie im Magnetresonanztomographen (MRT)
lagen, zeigten die Wissenschaftler ihnen grafische Symbole auf einem
Bildschirm, gleichzeitig spielten sie ihnen Geräusche vor. Davor waren die
Studienteilnehmer gebeten worden, ihre Aufmerksamkeit entweder auf den
hörbaren oder den sichtbaren Teil des Experiments zu richten. Die
Neurophysiker um Robert Turner, Robert Trampel und Rémi Gau analysierten
im Anschluss daran, an welchen exakten Stellen die Sinnesreize verarbeitet
werden - und mussten dabei mit zwei Schwierigkeiten umgehen. "Die
Hirnrinde ist nur zwei bis drei Millimeter dick. Wir benötigten also eine
sehr hohe räumliche Auflösung von unter einem Millimeter während der
Datenaufnahme.", erklärt Robert Trampel, der die Studie am MPI CBS
mitbetreut hat. "Durch die dichte Faltung der Hirnrinde mussten wir sie
außerdem virtuell glätten und in verschiedene Schichten zerlegen, um die
Signale genau orten zu können. Das passierte am Computer."

Hören lenkt vom Sehen ab

Faszinierend hierbei: Hörten die Teilnehmer ein Geräusch, schaltete sich
bei ihnen der visuelle Teil des Gehirns weitgehend ab - unabhängig davon,
ob sie ihre Aufmerksamkeit auf den hörbaren oder den sichtbaren Teil des
Experiments richteten. Achteten sie hingegen verstärkt auf das Geräusch,
verringerte sich vor allem in den Regionen die Hirnaktivität, die dem
Zentrum des Gesichtsfeldes entsprechen. Geräusche lenken unsere
Aufmerksamkeit also stark von dem ab, was wir gerade betrachten.

In den Regionen, die fürs Hören zuständig sind, beobachteten die Forscher
zudem zum ersten Mal, dass sich das Aktivierungsprofil entlang der
verschiedenen Schichten des Kortex veränderte, wenn den Teilnehmern
ausschließlich Geräusche präsentiert wurden. Anders hingegen, wenn die
Studienteilnehmer nur "etwas fürs Auge" wahrnahmen: Dann gab es keine
Veränderungen. Rémi Gau resümiert: "Wenn wir also gleichzeitig
verschiedene Sinneseindrücke verarbeiten müssen, werden auch verschiedene
Verschaltungen von Neuronen aktiv - je nachdem, worauf wir unsere
Aufmerksamkeit richten. Das konnten wir nun durch neuartige Experimente am
Computer sichtbar machen."


Originalpublikation:

Remi Gau, Pierre-Louis Bazin, Robert Trampel, Robert Turner, Uta Noppeney:

"Resolving multisensory and attentional influences across cortical depth
in sensory cortices" 

in eLife (2020)

Weitere Informationen finden Sie unter

https://elifesciences.org/articles/46856

https://www.mpg.de/14442678/0207-nepf-132884-sinneswahrnehmung-keine-oberflaechliche-hirn-arbeit?c=2191

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2155
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GESUNDHEIT/1375: Eisenmangel - Erkennen und Vorbeugen (AOK Hessen)


AOK - Die Gesundheitskasse in Hessen - 10. Februar 2020

Eisenmangel: Erkennen und Vorbeugen



Bad Homburg - Eisenmangel kommt oftmals schleichend und die Symptome
werden eher alltäglichem Stress zugeschrieben. Eisen ist wichtig für
lebensnotwendige Körperfunktionen. Zum Beispiel trägt Eisen zu einer
ausreichenden Bildung von Hämoglobin bei. Liegt ein Mangel vor, ist
der aber normalerweise durch entsprechende Nahrungsmittel leicht zu
beheben.

Eisenmangel hat viele Symptome: Atemnot, Herzrasen, Ohrensausen oder
blasse Haut und brüchiges Haar. Eisenmangel ist eine der häufigsten
Mangelerscheinungen in Europa. Frauen sind häufiger betroffen als
Männer. Die Symptome sind allerdings nicht eindeutig und entwickeln
sich schleichend. Symptome wie chronische Müdigkeit und
Abgeschlagenheit werden dem stressigen Alltag zugeschrieben.
Eisenmangel wird oftmals nicht in Betracht gezogen und unterschätzt.
Dabei ist Eisen ein essenzielles Spurenelement, welches nur einen
winzigen Teil der menschlichen Ernährung ausmacht. Es ist für die
Bildung vom Blutfarbstoff (Hämoglobin) von Nöten. Diesen brauchen rote
Blutkörperchen, um Sauerstoff aufzunehmen und in die Lunge zu
transportieren. Fehlt es an Eisen, können die Organe nicht mehr
ausreichend versorgt werden. Auch Muskelzellen und einige Enzyme
benötigen Eisen, um ihre Aufgaben zu erfüllen.

Eisenmangel entsteht meist, wenn dem Körper zu wenig Eisen durch die
Nahrung zugeführt wird. Der Körper greift dann auf eigene Speicher
zurück. Sind diese erschöpft, können nicht mehr genug rote
Blutkörperchen gebildet werden: Es kommt zur Eisenmangelanämie und das
Blut kann weniger Sauerstoff transportieren. Aber auch trotz
ausreichender Aufnahme von Eisen kann es zu einer Unterversorgung
kommen. Chronische Darmerkrankungen oder auch eine
Glutenunverträglichkeit kann die Aufnahme von Eisen stören.

Durch eine ausgewogene Ernährung ist die ausreichende Aufnahme von
Eisen eigentlich kein Problem. Einige Risikogruppen müssen aber besser
als andere auf ihre Eisenzufuhr achten. Die deutsche Gesellschaft für
Ernährung (DGE) empfiehlt eine tägliche Eisenaufnahme von 10 mg.
Frauen verlieren während ihrer Regelblutung viel Eisen. Daher sollten
sie in dieser Zeit mit 15 mg täglich den Verlust ausgleichen. Auch in
der Schwangerschaft und Stillzeit erhöht sich der Eisenverbrauch. In
der Schwangerschaft werden 30 mg und in der Stillzeit 20 mg Eisen pro
Tag empfohlen. Eisenreiche Nahrungsquellen sind unter anderem Fisch
und Fleisch. Wird auf tierische Nahrungsmittel verzichtet, ist es
wichtig Eisen von pflanzlichen Quellen aufzunehmen. Eisenreich sind
zum Beispiel rote Bete oder weiße Bohnen. Pflanzliches Eisen kann
allerdings vom menschlichen Körper weniger gut verarbeitet werden, als
tierisches.

Werden Symptome des Eisenmangels erkannt, sollte zunächst auf eine
eisenreiche Ernährung umgestiegen werden. Bringt dieser Schritt keine
Besserung, sollte ärztliche Beratung hinzugezogen werden. Mit einem
kleinen Blutbild kann eine Anämie schnell bestätigt oder
ausgeschlossen werden. Liegt eine Anämie vor, verschreibt der Arzt
oftmals ein Eisenpräparat. In seltenen Fällen können auch ernsthafte
Erkrankungen zu den beschriebenen Symptomen eines Eisenmangels führen.
Daher ist es wichtig, diese nicht auf die leichte Schulter zu nehmen,
vor allem dann nicht, wenn sie sich nicht durch einen gesunden
Lebensstil verbessern lassen.

 * 

Quelle:

AOK - Die Gesundheitskasse in Hessen

Pressemitteilung vom 10. Februar 2020

Basler Straße 2, 61352 Bad Homburg

Telefon: 0800 0000 255, Fax: 069 / 85 091-7920
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INFEKTION/1844: Wie sich ein Pilz im Körper unsichtbar macht (idw)


Westfälische Wilhelms-Universität Münster - 05.02.2020

Wie sich ein Pilz im Körper unsichtbar macht



Das menschliche Immunsystem kann Pilze leicht erkennen, weil ihre Zellen
von einer festen Zellwand aus Chitin und anderen komplexen Zuckern umgeben
sind. Forscher der Universität Münster haben herausgefunden, dass sich ein
pilzlicher Krankheitserreger, Cryptococcus neoformans, mithilfe eines
Enzyms vor dem Immunsystem versteckt. Die Studie ist in der
Fachzeitschrift "PNAS" erschienen.

Während es Viren und Bakterien regelmäßig schaffen, den menschlichen
Organismus zu infizieren, gelingt das Pilzen nur sehr selten. Der Grund:
Sie sind für das menschliche Immunsystem sehr leicht zu erkennen, da ihre
Zellen von einer festen Zellwand aus Chitin und anderen komplexen Zuckern
umgeben sind. Chitin ist sozusagen das Alarmzeichen für das Immunsystem,
auf das es mit einem ganzen Arsenal von Abwehrwaffen reagiert. Manche
Pilze aber haben offenbar gelernt, dieser für sie fatalen Erkennung zu
entgehen: Sie besitzen Enzyme namens Chitin-Deacetylase, mit denen sie
einige der Chitin-Bausteine verändern. So entsteht ein sogenanntes
Chitosan, ein Biopolymer, das für das Immunsystem unsichtbar ist.

Ein besonders aggressiver Pilz, Cryptococcus neoformans, der vor allem bei
immungeschwächten Patienten leicht zu einer tödlichen Infektion führen
kann, besitzt gleich vier Gene, die solche Enzyme zu codieren scheinen.
Bisher konnten Forscher aber nur für drei von ihnen zeigen, dass sie
wirklich Chitin-Deacetylasen sind - die Funktion des vierten Proteins war
unbekannt. Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Westfälischen
Wilhelms-Universität Münster (WWU) haben jetzt dieses vierte Enzym genau
untersucht und herausgefunden, dass es sich bei dem Enzym um eine zuvor
noch nicht beschriebene Chitosan-Deacetylase handelt. Die Studie ist in
der Fachzeitschrift "PNAS" (Proceedings of the National Academy of
Sciences) erschienen.

Hintergrund und Methode:

Chitin ist ein Polysaccharid, also ein Riesenmolekül aus tausenden von
Einzelzuckern, die wie eine Perlenkette hintereinander aufgereiht sind. Es
erfüllt in Pilzzellwänden die gleiche Rolle wie die besser bekannte
Zellulose in den Zellwänden von Pflanzen. Im Gegensatz zu Zellulose, die
aus dem Einfachzucker Glukose aufgebaut ist, besteht Chitin aus
N-Acetylglukosamin-Einheiten, also einem komplizierteren Einfachzucker, der
eine basische Aminogruppe trägt, woran ein Essigsäuremolekül gebunden ist.
Das Enzym Chitin-Deacetylase entfernt einige der Essigsäuremoleküle in der
Chitinkette, jedoch nicht alle, sodass als Produkt Chitosan entsteht.
Chitosan setzt sich also aus zwei verschiedenen Einfachzuckern zusammen:
dem Chitin-Baustein N-Acetylglukosamin und dem Chitosan-Baustein
Glukosamin.

Die Forscher um Prof. Dr. Bruno Moerschbacher vom Institut für Biologie
und Biotechnologie der Pflanzen der WWU entwickelten biotechnologische
Methoden, um solche Gene in das Bakterium E. coli einzubringen und die in
diesen Bakterien produzierten Enzyme im Detail zu charakterisieren.
Mithilfe moderner Massenspektrometrie sequenzierten sie die Produkte der
Enzyme, entschlüsselten also die Abfolge von Chitin- und
Chitosan-Bausteinen. Im Anschluss konnten sie die Bioaktivitäten der Produkte
analysieren und so die Zusammenhänge zwischen ihren Strukturen auf der
einen Seite und ihren Funktionen auf der anderen Seite verstehen.

"Offenbar benötigen die Chitin-Deacetylasen mehrere Chitin-Bausteine
hintereinander in der Kette, um das Molekül anzugreifen und eine
Essigsäure zu entfernen", erklärt Biochemiker Bruno Moerschbacher. "Daher
bleiben am Ende immer einige Chitin-Bausteine übrig. Die neue
Chitosan-Deacetylase kann dann diese letzten Essigsäure-Moleküle auch noch
entfernen." Der Verdacht lag auf der Hand, dass erst dieser letzte Schritt
den Pilz wirklich für das menschliche Immunsystem unsichtbar macht. Und
tatsächlich: In Zusammenarbeit mit Dermatologen des Universitätsklinikums
Hamburg-Eppendorf konnten die Forscher zeigen, dass ein Chitosan, das noch
viele Essigsäuremoleküle trägt, das Immunsystem sogar stärker stimuliert
als Chitin. Erst die Behandlung mit der Chitosan-Deacetylase führt zu
einem Produkt, das das Abwehrsystem nicht mehr aktiviert.

Die Chitosan-Deacetylase ist also ein entscheidendes Werkzeug des Pilzes,
um seinen Wirt unter dem Chitin-Radar von dessen Immunsystem zu befallen.
Die vollständige Entfernung der Essigsäuremoleküle aus dem Chitin wirkt
wie eine Art Tarnkappe, die den Pilz für das Immunsystem unsichtbar macht.
"Damit wird die Chitosan-Deacetylase zu einem interessanten Ziel für neue
Medikamente", betont Dr. Christian Gorzelanny vom Universitätsklinikum
Hamburg-Eppendorf, der zuvor in der Forschergruppe von Bruno Moerschbacher
an der WWU tätig war. Lea Hembach, Doktorandin in Münster und Erstautorin
der Studie, ergänzt: "Ein Fungizid auf Basis eines Stoffs, der gezielt
dieses Enzym hemmt, wäre für den Menschen und andere Organismen überhaupt
nicht schädlich, da sie ein solch seltenes Enzym gar nicht haben."

In einem neuen Projekt, das von der Bioinformatikerin Dr. Ratna Singh
geleitet wird, suchen die münsterschen Forscher bereits nach einem solchen
Hemmstoff. Darüber hinaus hofft Bruno Moerschbacher, dass es seiner
Arbeitsgruppe gelingen wird, ein besonders stark immunstimulierendes
"Designer"-Chitosan zu entwickeln.


Originalpublikation:

L. Hembach et al. (2020). 

Unique subsite specificity and potential natural function of a chitosan deacetylase from the human pathogen Cryptococcus neoformans. 

PNAS; DOI: 10.1073/pnas.1915798117

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.pnas.org/content/early/2020/01/30/1915798117 

(Originalpublikation in "PNAS")
https://www.uni-muenster.de/Biologie.IBBP/agmoerschbacher/index.html 

(Forschergruppe Prof. Bruno Moerschbacher an der Universität Münster)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
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INFEKTION/1843: Forschung - Natürliche Killerzellen produzieren Botenstoff zur Virusabwehr (idw)


TWINCORE - Zentrum für Experimentelle und Klinische Infektionsforschung - 10.02.2020

Natürliche Killerzellen produzieren Botenstoff zur Virusabwehr

Forscher nutzen neues Mausmodell, um Interferon-gamma-Produzenten zu
identifizieren



Die erste Abwehrreaktion des Immunsystems auf eine Infektion mit einem
Virus ist die Ausschüttung von Interferonen. Diese Botenstoffe, die zu den
Zytokinen gehören, lösen einerseits antiviral wirksame Mechanismen in noch
nicht infizierten Zellen aus und stimulieren anderseits weitere
Immunreaktionen. Wissenschaftler vom TWINCORE - Zentrum für Experimentelle
und Klinische Infektionsforschung in Hannover konnten jetzt aufklären,
welche Bedeutung das von Zellen der angeborenen Immunität gebildete
Interferon-gamma für die Kontrolle einer Infektion mit dem Vakziniavirus
hat.

Ihre Ergebnisse veröffentlichen sie in der Fachzeitschrift PLOS Pathogens.

Während IFN-alpha und IFN-beta direkt von virusinfizierten Zellen gebildet
werden, handelt es sich bei IFN-gamma um das "Immuninterferon", das nicht
nur bei der Virusabwehr, sondern generell im Verlauf von Immunantworten
gebildet wird. IFN-gamma ist ein wichtiger Faktor für die Aktivierung von
Makrophagen und die Stimulation von T-Zellen. Es koordiniert das gesamte
Immungeschehen und wird hauptsächlich von natürlichen Killerzellen des
angeborenen Immunsystems und von T-Zellen der adaptiven Immunität
gebildet. Die Menge des Zytokins lässt sich zwar im Blut messen, bisher
war aber meist unklar, welche unterschiedlichen Funktionen das von Zellen
des angeborenen oder des adaptiven Immunsystems gebildete IFN-gamma hat.
Dabei ist genau diese Information beispielsweise für die Entwicklung neuer
Impfstoffe von zentraler Bedeutung.

Um dieses Rätsel zu lösen, mussten die Forscher zunächst ein neues
Mausmodell entwickeln. Die Produktion des Zytokins war im Grundzustand in
allen Zellen des Immunsystems deaktiviert und ließ sich selektiv in
einzelnen Zelltypen wieder einschalten. Mit solchen Tieren untersuchten
die Forscher dann, welche Funktion das von natürlichen Killerzellen
gebildete IFN-gamma bei einer Infektion mit dem Vakziniavirus hat.

"Unsere Ergebnisse haben ganz klar gezeigt, dass alleine das
Interferon-gamma der Zellen des angeborenen Immunsystems ausreicht, um eine
Vakziniavirusinfektion zu kontrollieren", sagt Katharina Borst, ehemalige
Doktorandin am Institut für Experimentelle Infektionsforschung des
TWINCORE und Erstautorin des Artikels. "Bisher ist man davon ausgegangen,
dass insbesondere das Interferon-gamma der T-Zellen wichtig ist."

"Diese neue Erkenntnis ist vor allem deshalb so bedeutend, da das
Mausmodell zukünftig auch zur Klärung weiterer immunologischer
Fragestellungen eingesetzt werden kann", sagt Theresa Graalmann, die als
Wissenschaftlerin und Ärztin an dem Projekt beteiligt war. "Die lange
Autorenliste und dass für die Durchführung des Projekts viele Jahre
benötigt wurden, zeigen auch, dass die Herstellung dieses Tiermodells sehr
anspruchsvoll war", sagt Ulrich Kalinke, Leiter des Instituts für
Experimentelle Infektionsforschung und Geschäftsführer des TWINCORE. "Es
ist gut, dass dieses Mausmodell nun für die Untersuchung von
Infektionserkrankungen, Tumorerkrankungen, Autoimmunität und die
Entwicklung neuer Impfansätze zur Verfügung steht."

Neben den Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern aus Hannover waren
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an den früheren Wirkstätten von Ulrich
Kalinke, dem European Molecular Biology Laboratory im italienischen
Monterotondo und dem Paul-Ehrlich-Institut in Langen, sowie
Kooperationspartner vom Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung in
Braunschweig, der Universität Düsseldorf, der Veterinärmedizinischen
Universität Wien, der Ludwig-Maximilians-Universität München und der
Medizinischen Hochschule Hannover an dem Projekt beteiligt.


Originalpublikation:

Katharina Borst, Sven Flindt, Patrick Blank, Pia-Katharina Larsen, Chintan
Chhatbar, Jennifer Skerra, Julia Spanier, Christoph Hirche, Martin König,
Tomas Alanentalo, Martin Hafner, Zoe Waibler, Klaus Pfeffer, Veronika
Sexl, Gerd Sutter, Werner Müller, Theresa Graalmann, Ulrich Kalinke

Selective reconstitution of IFN-γ gene function in Ncr1+ NK cells is
sufficient to control systemic vaccinia virus infection

PLOS Pathogens (2020)

https://doi.org/10.1371/journal.ppat.1008279

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.twincore.de/de/infothek/infothek-news-details/news/natuerliche-killerzellen-produzieren-botenstoff-zur-virusabwehr/

(Diese Pressemitteilung auf twincore.de)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1570
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FORSCHUNG/1390: Proteine in ihrer natürlichen Umgebung beobachten (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 10.02.2020

Proteine in ihrer natürlichen Umgebung beobachten



Bestimme Medikamente, zum Beispiel gegen Krebserkrankungen, verlieren ihre
Wirkung, weil Proteine in der Membran der Zielzelle sie einfach wieder
ausschleusen. Ein verantwortliches Transportprotein konnte ein Team der
Ruhr-Universität Bochum (RUB) erstmals in seiner natürlichen Umgebung
beobachten. Dazu markierten die Forscherinnen und Forscher es mit kleinen
Sequenzen von Antikörpern, an denen ein Kontrastmittel angedockt war.
Dessen Spin konnten sie mittels Elektronenspinresonanz detektieren und
Rückschlüsse auf den Zustand des Proteins ziehen.

Über die Methode berichtet das Team um Prof. Dr. Enrica Bordignon und Dr.
Laura Galazzo vom Exzellenzcluster Ruhr Explores Solvation Resolv
(http://www.solvation.de/) in Zusammenarbeit mit der Gruppe von Prof. Dr.
Markus Seeger von der Universität Zürich in der Zeitschrift PNAS vom 4.
Februar 2020.

Nanobodies finden das Protein und binden daran

Bisher konnte man Membranproteine nur isoliert untersuchen, wobei die
Gefahr besteht, dass sie ihre für die Funktion ausschlaggebende Gestalt
verlieren. Das Team von Resolv konnte sie nun in ihrer natürlichen
Umgebung in der Membran von Escherichia-coli-Bakterien beobachten. "Dort
ist es sehr eng und voll", beschreibt Enrica Bordignon. Der Trick des
Teams besteht darin, zwei nur wenige Nanometer kleine Sequenzen von
Antikörpern als Markierung zu benutzen, sogenannte Nanobodies. "Wir
verwenden exakt die Sequenzen, die bestimmte Abschnitte des Proteins
erkennen und daran binden können", erklärt Laura Galazzo.

Die Auswahl der richtigen Nanobodies übernahm das Team von Markus Seeger.
"Dank der von uns entwickelten Selektionsplattform, die die Immunisierung
von Tieren umgeht, kann jedes Labor schnell synthetische Nanobodies für
jeden Zweck erzeugen. Das bedeutet einen Schritt zu ihrer Verwendung in
der strukturellen Biologie, wie diese Arbeit zeigt", so Seeger.

An die beiden Nanobodies werden Gadolinium-Atome angehängt. Gadolinium
wird auch als Kontrastmittel für Kernspintomografien eingesetzt und kann
aufgrund seines Elektronenspins sichtbar gemacht werden. Da sich die so
markierten Nanobodies schlecht in Bakterien einschleusen lassen, wurden
diese nach außen umgestülpt, sodass das Innere der Membran außen zu liegen
kam.

Signal nur bei einer bestimmten Gestalt

"Die Nanobodies binden sofort an die Sequenz des Membranproteins, die sie
erkennen, und sind dann auch kaum noch von ihnen zu lösen", so Enrica
Bordignon. Die so behandelten Bakterien untersuchten die Forscherinnen und
Forscher dann mittels Elektronenspinresonanz, englisch electron
paramagnetic resonance, kurz EPR. "Dabei konnten wir nur dann ein Signal
empfangen, wenn sich zwei unserer unterschiedlichen Nanobodies in
unmittelbarer Nähe zueinander befanden", erklärt Laura Galazzo. Das war
genau dann der Fall, wenn das Protein die Konformation einnimmt, die
Wirkstoffe aus der Zelle herausschleust.

"Unsere Arbeit zeigt, dass die Methode, mit der wir Abstände im Bereich
von 1,5 bis 6 Nanometern erreichen, funktioniert", so Enrica Bordignon.
"Im nächsten Schritt wollen wir die Nanobodies in Bakterien einschleusen,
um künftig an lebenden Zellen beobachten zu können, wann das
Membranprotein in welchem Zustand ist." "Diese Technik eröffnet ungeahnte
Möglichkeiten", sagt Laura Galazzo.

Förderung

Die Arbeiten wurden gefördert von der Deutschen Forschungsgemeinschaft im
Rahmen des Exzellenzclusters Ruhr Explores Solvation Resolv, EXC-2033,
Projektnummer 390677874, BO3000/1-2, INST 130/972-1 FUGG, und durch den
Schweizerischen Nationalfonds (PP00P3_144823).


Originalveröffentlichung

Laura Galazzo, Gianmarco Meier, M. Hadi Timachi, Cedric A. J. Hutter,
Markus A. Seeger, Enrica Bordignon: 

Spin-labeled nanobodies as protein
conformational reporters for electron paramagnetic resonance in cellular
membranes

in: PNAS, 2020

DOI: 10.1073/pnas.1913737117

https://www.pnas.org/content/early/2020/01/14/1913737117

Weitere Informationen finden Sie unter

Originalpaper: 

https://www.pnas.org/content/early/2020/01/14/1913737117

Presseinformation zur vorherigen Arbeit: 

https://news.rub.de/presseinformationen/wissenschaft/2019-06-17-medikamentenresistenz-transportproteine-vom-transport-abhalten

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2
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MELDUNG/471: Lieferengpässe bei Medikamenten (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 1/2020

Nachricht

Lieferengpässe bei Medikamenten

von PM/RED



Apothekerkammer und Kassenärztliche Vereinigung Schleswig-Holstein
(KVSH) fordern Maßnahmen gegen Lieferengpässe bei Arzneimitteln.
Engpässe gibt es nach ihren Angaben bei Schmerzmitteln, Blutdrucksenkern, Gerinnungshemmern und Antidepressiva.

Beide Institutionen kritisierten, dass die aktuelle Situation einen
erheblichen Mehraufwand bedeute. Ärzte und Apotheker seien zunehmend
belastet, wenn sie die Folgen für die Patienten abzufedern versuchten.
"Unsere Apotheken im Land müssen ständig prüfen, welche Medikamente
überhaupt noch vorhanden und welche Alternativen erhältlich sind",
sagte der Vorsitzende des Apothekerverbandes, Dr. Peter Froese. Wenn
ein bestimmtes Präparat nicht verfügbar sei, müsse der Apotheker ein
wirkstoffgleiches Medikament beschaffen oder mit dem Arzt klären, ob
ein neues Rezept ausgestellt werden könne. "Statt im Verkaufsraum
müssen Apotheker ihre Zeit immer öfter am Telefon verbringen", sagte
Froese.

"Bei den Ärzten bleibt durch den Mehraufwand durch Abklärungsgespräche
weniger Zeit für die Behandlung von Patienten", sagte die
KV-Vorstandsvorsitzende Dr. Monika Schliffke. Beide Institutionen
sehen die Ursache der Lieferengpässe im Kostendruck. Sie forderten,
die Rabattverträge der Krankenkassen auf eine breitere Basis mit
mehreren Pharmaunternehmen zu stellen.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 1/2020
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2020/202001/h20014a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 

Quelle:

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt

73. Jahrgang, Januar 2020, Seite 5

Herausgegeben von der Ärztekammer Schleswig-Holstein

mit den Mitteilungen der Kassenärztlichen Vereinigung

Schleswig-Holstein

Bismarckallee 8-12, 23795 Bad Segeberg

Telefon: 04551/803-272, -273, -274,

E-Mail: aerzteblatt@aeksh.de

www.aeksh.de

www.arztfindex.de
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Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt erscheint 12-mal im Jahr.
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NEBENWIRKUNG/298: Cholesterinsenker - Forscherinnen kommen Ursache von Muskelschmerzen durch Statine auf die Spur (idw)


Universität des Saarlandes - 10.02.2020

Cholesterinsenker: Forscherinnen kommen Ursache von Muskelschmerzen durch
Statine auf die Spur



Patienten, die Statine einnehmen, um ihren Cholesterinspiegel im Blut zu
senken, klagen relativ häufig über Muskelbeschwerden. Warum diese
auftreten, ist bislang weitgehend ungeklärt. In einer aktuellen Studie
haben die Pharmazeutinnen Professor Alexandra K. Kiemer und Jessica
Hoppstädter von der Universität des Saarlandes einen möglichen
ursächlichen Zusammenhang gefunden: Statine führen ihren Ergebnissen
zufolge dazu, dass der Körper vermehrt ein Protein namens "Gilz"
produziert, das die Muskelzellen beeinträchtigt.
Ihre Studie veröffentlichen die Forscherinnen in der Fachzeitschrift "The
FASEB Journal":

https://faseb.onlinelibrary.wiley.com/doi/full/10.1096/fj.201902557RRR

Cholesterinsenker zählen weltweit zu den meistverordneten Arzneimitteln.
Ärzte greifen dabei vor allem nach Statinen, die im Allgemeinen gut
verträglich sind. Relativ häufig klagen die Patientinnen und Patienten
jedoch über Muskelsymptome, die in Form von Schmerzen oder einer
Muskelschwäche auftreten können. "Zahlen aus klinischen Anwendungsstudien
zufolge treten diese in fünf bis zu 29 Prozent der Fälle auf. Sowohl
ältere und weibliche Patienten, aber auch Personen, die körperlich aktiv
sind, scheinen ein höheres Risiko zu tragen", erklärt Alexandra K. Kiemer,
Professorin für Pharmazeutische Biologie an der Universität des
Saarlandes. Im Jahr 2018 wurden in Deutschland über sechs Millionen
Patientinnen und Patienten mit Statinen behandelt. Daher ist von mehreren
Hunderttausend bis zu 1,8 Millionen Betroffenen auszugehen, bei denen
Muskelbeschwerden auftreten. Welche Vorgänge dabei im Körper genau
ablaufen und die Symptome auslösen, ist bis heute ungeklärt.

Alexandra K. Kiemer und ihre Forschergruppe könnten nun die tatsächliche
Ursache der Muskelschmerzen gefunden haben: Sie machen ein Protein namens
"Gilz" für die entsprechenden Vorgänge im Körper verantwortlich. "Gilz ist
eine Kurzform für Glucocorticoid-induzierter Leuzin Zipper", erklärt
Kiemer. Ihre Arbeitsgruppe befasst sich seit Jahren und in vielen Studien
mit diesem Protein. "Eigentlich ist die Hauptfunktion von Gilz im Körper,
Entzündungsprozesse zu unterdrücken. Statine schützen vor Herzinfarkten
einerseits, indem sie den Cholesterinspiegel senken, andererseits aber
auch, indem sie Gefäßentzündungen verringern. Daher vermuteten wir einen
Zusammenhang zwischen Statinen und Gilz. Unsere Daten weisen darauf hin,
dass Gilz im Körper Gutes, aber auch Schlechtes bewirken kann", erläutert
die Pharmazeutin. Sie bringt das Protein erstmals mit den Statinen und
ihren Nebenwirkungen in Verbindung.

Auf diesen Anfangsverdacht hin analysierten die Pharmazeutinnen für ihre
Studie zunächst zahlreiche Datensätze aus weltweit verfügbaren
Forschungsdatenbanken: Sie werteten diese daraufhin aus, ob Statine Gilz
beeinflussen. Nachdem ihr Verdacht sich erhärtet hatte, konnten die
Forscherinnen ihre Vermutung in Versuchsreihen an lebenden Zellen
bestätigen. "Statine bewirken, dass das Protein Gilz in den Zellen
vermehrt gebildet wird. Dadurch beeinträchtigen sie die Muskelzellen. Denn
die vermehrte Gilz-Produktion führt dazu, dass die Muskelzellen eher
absterben. Zusätzlich wird die Bildung neuer Muskelfasern gehemmt",
erklärt Kiemer. Die Forscherinnen schalteten daher Gilz in lebenden Zellen
aus und beobachteten dann die Wirkung der Statine. "Wenn wir die
Behandlung mit Statinen an Muskelzellen oder ganzen Muskelfasern
durchführen, bei denen Gilz genetisch ausgeschaltet wurde, bleibt die eben
beschriebene Schädigung praktisch komplett aus", stellt die
Wissenschaftlerin fest.

Es gibt Hinweise darauf, dass besonders körperlich aktive Menschen nach
der Einnahme von Statinen unter den Muskelsymptomen leiden. Zudem scheinen
Statine den Trainingserfolg zu beeinträchtigen. Die Pharmazeutinnen um
Alexandra K. Kiemer planen daher eine neue Studie gemeinsam mit der
Sportmedizinerin Anne Hecksteden aus der Arbeitsgruppe von Professor Tim
Meyer an der Universität des Saarlandes: "Wir haben Hinweise darauf, dass
es einen Zusammenhang zwischen Statinen, körperlichem Training und dem
Protein Gilz gibt und diesen wollen wir näher beleuchten", erklärt
Alexandra K. Kiemer.


Originalpublikation:

Die Studie ist in der Fachzeitschrift "The FASEB Journal" veröffentlicht:

"The Glucocorticoid-Induced Leucine Zipper Mediates Statin-Induced Muscle
Damage",

https://faseb.onlinelibrary.wiley.com/doi/full/10.1096/fj.201902557RRR

DOI: 10.1096/fj.201902557RRR
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LABEL/5187: Warner Music Medien Newsletter KW 07 (Warner Music)


Warner Music Medien Newsletter KW 07

Hamburg, 11. Februar 2020



Um die Wartezeit auf ihr am 08.05. erscheinendes Solo-Debütalbum
"Petals For Armor" zu überbrücken, präsentierte Hayley Williams -
bekannt als Frontfrau der Grammy-ausgezeichneten amerikanischen
Alternative-Rock-Formation Paramore - vergangene Woche mit "Petals
For Armor I" den ersten fünf Tracks starken Vorboten. Die Sammlung
enthält die bereits erschienenen Titel "Simmer" und "Leave It Alone"
sowie den ebenfalls kürzlich enthüllten neuen Song "Cinnamon". Auch
"Cinnamon" erscheint in Begleitung eines packenden Musikvideos [1],
bei dem erneut Warren Fu (Paramore, The 1975, The Strokes) Regie
führte und das den Erzählstrang der ersten beiden Videos fortsetzt.
"Mein kommendes Album behandelt zahlreiche verschiedene Themen.
Also dachte ich, es wäre sinnvoll, es thematisch zu trennen. So haben
alle Zeit, die ersten Songs zu verdauen, bevor es weitergeht",
erklärt Hayley Williams. "Petals For Armor" wurde von ihrem
Bandkollegen/Kreativpartner Taylor York produziert.

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


AKTUELLES

BIRDS OF PREY

Ende letzter Woche feierte der neue Blockbuster und "Suicide
Squad"-Spin-Off "Birds Of Prey" seinen weltweiten Kinostart. Am
Freitag erschien dann zugleich auch der begleitende, rein weiblich
besetzte offizielle Soundtrack zum Film, angeführt vom Halseys
rockiger Hymne "Experiment On Me" [2].

Nach bereits veröffentlichten neuen Tracks - darunter Megan Thee
Stallion & Normanis "Diamonds" sowie Doja Cats "Boss B*tch" -
erschien außerdem noch das offizielle Musikvideo [3] zur Rache-Hymne
der Filmheldin Harley Quinn, alias "Joke's On You" von Charlotte
Lawrence.

"Birds Of Prey: The Album" wurde produziert und betreut von
"Soundtrack-Guru" (Rolling Stone) Kevin Weaver, dessen diverse
Multiplatin-Soundtrack-Projekte sich weltweit über zehn Mio. Mal
verkauften.


WILHELMINE

"Ey, dein Lächeln steht dir so gut" singt Wilhelmine in ihrer
jüngst veröffentlichten Single "Solange du dich bewegst" und meint
damit sich selbst. Der neue Track ist ein Manifest der Selbstliebe
und ein mitreißendes Statement für das Festhalten an seine eigenen
Stärken.

Nun legt die Berliner Sängerin noch das dazugehörige Musikvideo [4]
vor und zeigt sich darin von ihrer Sonnenseite. Der Clip wurde
komplett mit einem iPhone 11 gedreht und überzeugt mit gelebter
Leichtigkeit und wunderbaren Farben.

Wilhelmine performte kürzlich in der aktuellen Staffel von TV Noir
und startet im April ihre "Komm wie du bist"-Debüt-Tour. Zuvor ist
sie im Februar als Support von Lotte und im März von Selig unterwegs.
Hier [5] alle Termine auf einen Blick.


FITZ AND THE TANTRUMS

"I just wanna shine, like the sun when it comes up / Run the city
from the rooftops / 'Cause today's gonna be my day", singen Fitz
and The Tantrums in ihrer 2019er Feelgood-Hymne "I Just Wanna Shine"
[6], die auf ihrem aktuellen fünften Album "All The Feels" zu finden
ist.

"Natürlich schreibt man Songs, damit die Menschen sie hören. Ich
möchte eine Verbindung zu den Leuten aufbauen. [...] Ich habe mein
Herz und meine Seele in dieses Album gesteckt und hoffe, das können
die Menschen fühlen", verriet Frontmann Michael "Fitz"
Fitzpatrick dem Rolling Stone.

Anfang April performt die Band aus L.A. ihr aktuelles Album und
bekannte Songs wie "Out Of My League" oder "HandClap" live in
Deutschland: 08.04. Berlin, Frannz Club | 09.04. Hamburg, Mojo Club.


MEEK MILL

Rap-Superstar Meek Mill meldete sich kürzlich mit einem spektakulären
Live-Auftritt bei den Grammys zurück und zog dort die Augen der
Musikwelt auf sich. Nun legt er nach und enthüllt seinen brandneuen
Song "Believe" samt Musikvideo [7] - eine Kollaboration mit Pop-Titan
Justin Timberlake.

Gemeinsam haben die beiden hochkarätigen Künstler einen starken Song
geschaffen, der davon handelt, dass man auch in den dunklen Momenten
des Lebens seine Träume und Ziele nicht aus dem Blick verlieren
sollte. "Follow your dreams, not your addictions", rappt Meek
Mill darin.

2018 veröffentlichte der Rapper mit "Championships" sein letztes
Studioalbum und erreichte damit einmal mehr Platz #1 der US-Charts.


A BOOGIE WIT DA HOODIE

Während die Welt auf sein neues Album "Artist 2.0" wartet,
präsentiert der Multiplatin-Rapper und selbstgekrönte König von New
York seine neue Single "King Of My City" und entführt im Clip [8]
dazu auf eine Reise durch Gotham City.

"King Of My City" ist nach den bereits erschienenen Hit-Singles
"Reply (feat. Lil Uzi Vert)" und "Mood Swings" die dritte Auskopplung
seines mit Spannung erwarteten neuen Projekts. Das Album soll ein
Statement seiner musikalischen und persönlichen Entwicklung werden,
auf dem sich A Boogie Wit Da Hoodie endgültig als globaler Star
manifestiert.

2018 veröffentlichte A Boogie sein Album "Hoodie SZN", das weltweit
über 3,3 Milliarden Streams generierte und zu einem der
Billboard-Alben der 2010er Jahre gekürt wurde.


NICKLAS SAHL

Die aufstrebende dänische Pop-Ikone Nicklas Sahl hat ein
erfolgreiches Jahr hinter sich, allem voran seine Platin-Hitsingle
"New Eyes", mit der er zahlreiche Preise gewann - u.a. ein Carl
Neilsen Award (das dänische Pendant zum Ivor Novello) für die beste
Komposition sowie eine Auszeichnung zum "Best Danish Act" bei den MTV
EMAs.

Mit seiner brandneuen Single "There For You" setzt Nicklas Sahl nun
an, auch 2020 seinen musikalischen Stempel aufzudrücken. Die Single
bettet seine verlockenden Vocals auf entspannte Beats und die
eingängige Melodie einer Akustik-Gitarre und ist hier [9] im
offiziellen Video zu hören.

"'There For You' handelt von zwei Kindheitsfreunden, deren Wege im
Erwachsenenalter langsam auseinanderzugehen drohen", kommentiert
Nicklas Sahl.


MILCK

Für die Sängerin und Multi-Instrumentalistin MILCK aus L.A. ist Musik
ein Zufluchtsort. "Musik ist der eine Ort, an dem ich einfach nur
ich selbst sein kann", sagt sie. 2017 wendete sich MILCKs Leben
um 180 Grad, nachdem ein Handyvideo viral ging, das sie beim
Performen ihres #1-Protestsongs "Quiet" beim Women's March zeigte.

Auch ihre neue EP "Into Gold" symbolisiert eine Reihe von Übergängen
und entstand an der Seite des Grammy-ausgezeichneten Producers Malay.
Mit "Into Gold" wollte MILCK einen Groove erschaffen, der es ihr und
ihrer Zuhörerschaft ermöglicht, mehr im Einklang mit ihrem
körperlichen Selbst zu sein.

Der erst Track daraus heißt "If I Ruled The World" [10] und stellt
sich eine Gesellschaft mit mehr Mitgefühl, Akzeptanz und Freude vor.


GALANTIS

Das international gefeierte Duo Galantis hat vor Kurzem sein drittes
Studioalbum "Church" veröffentlicht und parallel dazu das
tanzfreudige Musikvideo zur [11] gemeinsam mit Hook N Sling
gefertigten Single "Never Felt A Love Like This (feat. Dotan)".

"Es ist uns wichtig, dass eine Bedeutung hinter unserer Musik
steht", erklären Galantis. "'Church' bezieht sich nicht
zwangsläufig auf ein Gebäude oder eine bestimmte Religion, sondern
auf Menschen, die eine gemeinsame Idee verbindet. Sei es, dass man
sich für Frieden, Veränderung oder dafür einsetzt, sich gegenseitig
aufzurichten."

Das neue Album enthält zudem die explosive Single "Faith" mit
Countrymusik-Ikone Dolly Parton und Mr. Probz, die seit fünf
Wochen #1 der US-Dance-Radio-Charts besetzt.


TRACK OF THE WEEK • ANNE-MARIE - BIRTHDAY

Die britische Sensations-Künstlerin Anne-Marie (über zehn Milliarden
Streams und zwei Mio. verkaufte Alben) ist zurück und fühlt sich
offenbar wie neugeboren. Ihr neueste Single "Birthday" ist ein
wahrhaftes Stück Empowerment-Pop, das auch im begleitenden Musikvideo
[12] selbstbewusst auftrumpft. Anne-Marie feiert Geburtstag, obwohl
ihr wirklicher Ehrentag am 07.04. ist. Dafür zelebriert sie ihre
symbolhafte Wiederauferstehung aus den Trümmern eine gescheiterten
Liebe und erstrahlt in neuem, rosafarbenem Glanz. Mit zahllosen
internationalen Auszeichnungen - darunter hierzulande einmal
dreifaches Gold, einmal Doppelplatin, zweimal Platin und fünfmal Gold
- ist und bleibt Anne-Marie einer der spannendsten, dynamischsten und
erfolgreichsten Popstars, die in den letzten Jahren aus dem UK
hervorgingen.


WARNER MUSIC ON STAGE - JAMES BLUNT

In wenigen Wochen startet der britische Superstar James Blunt seine
ausgedehnte "Once Upon A Mind"-Tournee durch Deutschland und darf nun
sogar, im Rahmen der diesjährigen Telekom Street Gigs, zum
allerersten Mal in einem der weltbesten Konzertsäle auftreten.

Denn am 11.03. performt James Blunt seine bewegende Popmusik vor
einmaliger Kulisse in der Hamburger Elbphilharmonie. Fans rund um den
Globus können den Street Gig im MagentaMusik 360-Livestream [13]
mitverfolgen.

Fest steht, wenn James Blunt dort sein sechstes und bislang
ehrlichstes Album auf die Bühne bringt, wird spätestens zu seiner
emotionalen Ballade "Monsters" [14] kein Auge trocken bleiben.

Hier nun die weiteren Termine seiner bis April andauernden
Deutschland-Tour:

09.03. Berlin, Mercedes-Benz Arena

10.03. Leipzig, Arena

12.03. Hannover, TUI Arena

13.03. Lingen, EmslandArena

14.03. Hamburg, Barclaycard Arena

16.03. Mannheim, SAP Arena

17.03. Köln, Lanxess Arena

18.03. Oberhausen, König-Pilsener-Arena

19.03. Frankfurt, Festhalle

21.03. München, Olympiahalle

22.03. Innsbruck (A), Olympiahalle

30.03. Linz (A), Tips Arena

31.03. Wien (A), Stadthalle

03.04. Stuttgart, Hans-Martin-Schleyer-Halle

04.04. Nürnberg, Arena



  [1] http://click.email.artistarena.com/?qs=bc444c0bd636e792a68f42a311f5e25f9174dacb4283c3fc357a02abe20ced14f38c92f3dcafbfaf16654d9501807cba

  [2] http://click.email.artistarena.com/?qs=bc444c0bd636e7926bb04aee2caeab958226f3bb4c1d2997d7b18f8055139fd6ddd130967cc1909f28328f1e3bb90cae

  [3] http://click.email.artistarena.com/?qs=bc444c0bd636e792f2819de9231d25f374f2d501ac94f7ac9ef6b50b5749dd52da0f769d70509944fe14c64152022d26

  [4] http://click.email.artistarena.com/?qs=bc444c0bd636e79220bd915512682c7c8c1fe5f49f97808aeeb3bb1355bf83b389f1b0e068f94756f3d1612c274aacaf

  [5] http://click.email.artistarena.com/?qs=bc444c0bd636e792eb387144bce301e575ceeeacf526d7572efe0ad91e0daa37ebf75e0fbab3bc55e6c16dc68053975d

  [6] http://click.email.artistarena.com/?qs=bc444c0bd636e792bbcbd4278ceed7c19891a12b97ddda77ee9f900cf0b6001ef6f851d83413c0f8ee86c169ee81e26a

  [7] http://click.email.artistarena.com/?qs=bc444c0bd636e792f00c81f9fc3ae0e139a386f880c88421e33979038a4414919840202e32f0ac52220ba770df040f8f

  [8] http://click.email.artistarena.com/?qs=bc444c0bd636e79212ba71ebf0841ea9bc7ed7dbb99a0cc4827b28c1349e69fe7d2ce3989c7b60a481c702b3eae6b5b7

  [9] http://click.email.artistarena.com/?qs=bc444c0bd636e792541c576073f7556dec69b8cc8dae81df88e10ac5f8044251012b88085cfbe79d50c4f811398f5517

[10] http://click.email.artistarena.com/?qs=bc444c0bd636e792914b3d8cc6bf4a74fc512cc9dc963901b4ae9ac4d1623b75d9ce319703f84c1bd957ff4daf1cd8b9

[11] http://click.email.artistarena.com/?qs=bc444c0bd636e7920c3e8a75a37c84ac7046f7ca715fb30ebebad93f2658a4a5d47b9aa4a10df5799b86e3cc5bf4684c

[12] http://click.email.artistarena.com/?qs=bc444c0bd636e79265f8539d8dd5e4dd2330183b4b25f91b136e171849436c9aea6f7c724ee36bc236f9a8e9b9f62503

[13] http://click.email.artistarena.com/?qs=bc444c0bd636e792e7b9c79488917fb09b6790863212d12f337a2ddc35d9af6437368df0d9e56f232a85404bc6950be3

[14] http://click.email.artistarena.com/?qs=bc444c0bd636e792f7b170a5fe51725c2f7e4644257a58075eb85153adfea77bc549708faf2f42d184d9c61374761d54

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





AKTION/2823: Braunschweig - "Der kleine Prinz" von Saint-Exupéry als Suite, mit Gedichtversen, 14.02.20


Stadt Braunschweig

"Der kleine Prinz" von Antoine de Saint-Exupéry als Suite


Premiere in der Mühlenkirche



Braunschweig. Zum 75. Todestag von Antoine de Saint-Exupéry am 31.
Juli 2019 haben der Komponist Andreas Willscher und der Lyriker Klaus
Lutterbüse eine Suite mit 15 Sätzen komponiert und ebenso viele
Gedichtverse verfasst, um die wesentlichen Inhalte der Erzählung "Der
kleine Prinz" im Rahmen eines Konzertes zu gestalten. Swetlana Bopp
und Heinz-Dieter Lange präsentieren das musikalisch-literarisches
Projekt als Premiere im Rahmen der Veranstaltungsreihe "Kultur vor
Ort" des Fachbereichs Kultur und Wissenschaft der Stadt Braunschweig
am Freitag, 14. Februar, um 19.30 Uhr in der Mühlenkirche in
Veltenhof, Pfälzerstr. 39. Der Eintritt beträgt im Vorverkauf fünf
Euro. Karten sind bei der Bäckerei Henniges, Pfälzer Str. 57,
erhältlich. An der Abendkasse gibt es Restkarten für sieben Euro,
ermäßigt für fünf Euro. Informationen und Reservierungen unter der
Telefonnummer 0531/470- 4862.

Die in Braunschweig ansässige Klavierlehrerin Swetlana Bopp und
Projektideengeber sowie Koordinator Heinz-Dieter Lange als Rezitator
haben dieses Werk für die Aufführung in kleineren Räumen einstudiert.
Das Stück stellt eine hörenswerte "Verbeugung" dieser beiden Künstler
vor dem Werk des berühmten französischen Schriftstellers dar. Bei der
Komposition wurde eine formale und ausdrucksstarke Vielfalt
angestrebt, so dass sie auf sowohl auf großen Kirchenorgeln als auch
auf kleinen historischen Instrumenten und Pianos gespielt werden kann.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 07.02.20

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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AKTION/2822: Leverkusen - Jugend musiziert 2020, Konzert in der Musikschule am 01.03.2020


Stadt Leverkusen

Jugend musiziert 2020 - Konzert in der Musikschule

23 Leverkusener Musikerinnen und Musiker haben sich für den
Landeswettbewerb qualifiziert



Am ersten Februarwochenende fand der Wettbewerb "Jugend musiziert" der
Region Bergisch Land statt, ein Verbund der Städte Remscheid,
Solingen, Leverkusen und Wuppertal. Austragende Stadt war in diesem
Jahr Remscheid.

Aus Leverkusen nahmen 61 junge Musikerinnen und Musiker teil, 37
gingen mit einem ersten Preis nach Hause, 23 davon konnten sich über
die Weiterleitung in den Wettbewerb auf Landesebene freuen.

Das Konzert der Leverkusener Teilnehmerinnen und Teilnehmer findet am
Sonntag, 1. März, um 11.00 Uhr im Großen Saal der Musikschule statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 11.02.20

Stadt Leverkusen - Pressestelle

Friedrich-Ebert-Platz 1

51373 Leverkusen

Telefon: (0214) 406-8860

Telefax: (0214) 406-8862

Mail: presse@stadt.leverkusen.de
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AUSLAND/9313: Aus aller Welt - 12.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Senat in Rom macht Weg für Gerichtsprozeß gegen Salvini frei

Der italienische Senat stimmte heute mehrheitlich für die Aufhebung
der Immunität von Ex-Innenminister Matteo Salvini. Der Vorsitzende
der rechtspopulistischen Lega wird von einem Gericht in Catania auf
Sizilien des Amtsmißbrauchs und der Freiheitsberaubung beschuldigt.
Im Juli vergangenen Jahres hatte Salvini dem Schiff Gregoretti der
italienischen Küstenwache untersagt, mehr als 100 vor der libyschen
Küste gerettete Migranten in einem sizilianischen Hafen an Land zu
bringen. Im Falle einer Verurteilung drohen dem ehemaligen Minister
bis zu 15 Jahre Haft.

12. Februar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9313: Kriminalität und Rechtsprechung - 12.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Rekordmenge an Fentanyl bei Razzia entdeckt

In Eindhoven in der Provinz Nordbrabant im Süden der Niederlande
haben Einsatzkräfte der Polizei mehr als ein Kilogramm Fentanyl
gefunden. Die Staatsanwaltschaft sprach nach Angaben der Deutschen
Presse-Agentur von der größten Menge der extrem gefährlichen
Substanz, die je in den Niederlanden beschlagnahmt worden sei. Schon
zwei Milligramm des Opioid-Schmerzmittels können tödlich sein. Die
Beamten stellten im Rahmen der Razzia zudem verbotene Waffen,
Munition und große Summen Bargeld sicher.

12. Februar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9310: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 12.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Verteidigungsminister beraten über größeren Militäreinsatz im Irak

NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg erwartet, daß das Bündnis die
Ausbildungsmission im Irak ausweitet. Das Engagement dort sei äußerst
wichtig, damit die Dschihadistenmiliz IS im Irak nicht zurückkehrt,
sagte Stoltenberg einem Bericht der Nachrichtenagentur AFP zufolge zu
Beginn des zweitägigen Verteidigungsministertreffens in Brüssel. Eine
Ausweitung der Mission ist laut Stoltenberg aber abhängig von der
Zustimmung der irakischen Regierung.

12. Februar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9312: Aus Parlament und Gesellschaft - 12.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Wer folgt auf CDU-Chefin Kramp-Karrenbauer?

Nach der Rücktrittsankündigung von CDU-Chefin Annegret
Kramp-Karrenbauer hat sich ein weiterer möglicher Anwärter um den
Posten ins Gespräch gebracht. Er habe immer gesagt, daß er bereit
sei, Verantwortung zu übernehmen, sagte Gesundheitsminister Jens
Spahn nach Informationen der Nachrichtenagentur AFP am Rande einer
Sitzung in Berlin. Auch dem früheren Unionsfraktionschef Friedrich
Merz und dem nordrhein-westfälischen Ministerpräsidenten Armin
Laschet werden Ambitionen auf den Parteivorsitz nachgesagt.
Kramp-Karrenbauer will in der kommenden Woche Gespräche mit
Interessenten für ihre Nachfolge und die Kanzlerkandidatur führen.

12. Februar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9310: Tragisches und Kurioses - 12.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Unfall an unbeschranktem Bahnübergang

In Plauen im Südwesten von Sachsen wurde ein Autofahrer schwer
verletzt, als sein Wagen an einem unbeschrankten Bahnübergang mit
einer Diesellok zusammenstieß. Der 56jähriger kam zur stationären
Behandlung in ein Krankenhaus. Wie der MDR unter Berufung auf
Polizeiangaben berichtete, handelt es sich bei der Bahnstrecke um ein
Nebengleis, das auf ein Firmengelände führt.

12. Februar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8395: Aus Forschung und Technik - 12.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



US-Regierung will NASA-Budget deutlich erhöhen

Gut fünfzig Jahre nach der ersten Mondlandung plant die
Trump-Administration wieder Astronauten zum Erdtrabanten zu
entsenden. Schon 2024 soll wieder ein Amerikaner seinen Fuß auf den
Mond setzen. Für dieses ambitionierte Vorhaben will die US-Regierung
das Raumfahrtbudget um zwölf Prozent aufstocken. Der Raumfahrtbehörde
NASA könnten für das Haushaltsjahr 2021 demnach mehr als 25
Milliarden Dollar zur Verfügung stehen - die Hälfte davon für die
bemannte Raumfahrt. Knapp 820 Millionen Dollar sollen in die
Luftfahrtforschung fließen. Mit dem Budget werde die gesamte
Spitzenforschung zur kommerziellen Nutzung von Überschallflugzeugen,
vollelektrischen Flugzeugen und die Entwicklung eines unbemannten
Flugzeugsystems finanziert, erklärte NASA-Chef Jim Bridenstine bei
der Vorstellung des Finanzplans.

12. Februar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8409: Aus aller Welt - 12.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Senat in Rom hebt Immunität von Legachef Matteo Salvini auf

Nach dem zuständigen Parlamentsausschuß hat der Senat in Rom die
Immunität des früheren Innenministers Matteo Salvini aufgehoben,
damit ein Gericht in Cantania auf Sizilien diesen wegen
Amtsmißbrauchs und Freiheitsberaubung anklagen kann. Salvini soll
dafür zur Verantwortung gezogen werden, daß unter ihm als
Innenminister im Sommer 2019 das Rettungsschiff Gregoretti mit 116
Flüchtlingen an Bord mehrere Tage lang keinen italienischen Hafen
anlaufen durfte. Der Vorsitzende der rechtsradikalen Lega könnte in
dem Zusammenhang mit bis zu 15 Jahren Haft bestraft werden. Außerdem
könnte er bis zu acht Jahre lang von politischen Aktivitäten
ausgeschlossen werden.

12. Februar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8364: Medizin und Gesundheitswesen - 12.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Neuartige Lungenerkrankung jetzt mit eigenem Namen

Während die Weltgesundheitsorganisation WHO der neuartigen
Lungenerkrankung aus China mit Covid-19 - abgeleitet von Corona Virus 
Disease" einen eigenen Namen gegeben hat, wie das Deutsche Ärzteblatt 
berichtete, spitzt sich die Situation in China weiter zu. So zählten 
offizielle Stellen innerhalb der letzten 24 Stunden fast 100 weitere 
Todesfälle. Damit kletterte deren Zahl auf 1113. Weiterhin wurden 2015 
Neuerkrankungen registriert, so daß nun bei mehr als 44.000 die 
Infektion mit dem neuartigen Coronavirus bestätigt ist. Und Experten 
rechnen insbesondere außerhalb Chinas mit einer hohen Dunkelziffer. 
Wenn der weiteren Ausbreitung nicht Einhalt geboten werden kann, 
könnten zwei Drittel der Weltbevölkerung betroffen sein. Selbst bei 
einer Todesrate von einem Prozent, so laut derwesten.de die Leiterin 
der epidemiologischen Abteilung der Universität Professor Gabriel 
Leung, wäre die Zahl der Toten erschreckend hoch.

12. Februar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8397: Kriminalität und Rechtsprechung - 12.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Explosionen in niederländischen Poststellen

In Amsterdam und im südniederländischen Kerkrade hat es in zwei
Unternehmen Explosionen gegeben. Mutmaßlich waren Sprengstoffbriefe
die Ursache. In der Poststelle eines Firmengebäudes in Amsterdam und
in dem Unternehmen zur Sortierung von Postsendungen in Kerkrade wurde
niemand verletzt. Die Polizei machte zunächst keine Angaben zu
Hintergründen der Explosionen und den Urhebern. Möglicherweise
besteht ein Zusammenhang zwischen beiden Ereignissen und auch zu den
Sprengstoffbriefen, welche in den vergangenen Wochen in einem Hotel,
einer Tankstelle und einem Büro entdeckt wurden. Diese Sprengsätze
waren nicht detoniert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8319: Sprache, Kunst und Medium - 12.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Bundespolitiker verstehen Musikclubs als Kultureinrichtungen

Bundestagspolitiker aus den Reihen der Grünen, der FDP sowie der
Linken brechen eine Lanze für die kleineren Musikclubs und
Livemusikstätten, von denen viele - nicht zuletzt wegen baulicher
Auflagen - finanziell nicht zurechtkommen und schließen müssen. In
Berlin ist sogar die Rede vom Club-Sterben.

Deshalb ist laut Deutschlandfunk heute in Berlin im Bauausschuß des
Bundestages das Clubsterben, und wie dieses überwunden werden kann,
Thema.

So fordert der Verband der Musikspielstätten LIVEKOMM, der rund 580
Clubs vertritt, die ausdrücklich keine Diskotheken sind, sondern
Live-Musik veranstalten, seit langem, daß Musikclubs in Deutschland
als Kultureinrichtungen anerkannt werden.

Bisher werden die Clubs wie Spielkasinos als Vergnügungsstätten
eingestuft, die in einigen Bereichen für sie günstigere Auflagen zu
erfüllen haben. Das betrifft beispielsweise bauliche Auflagen für den
Lärmschutz. Anders als Konzerthäuser oder Theater sind Clubs auch
rechtlich wenig geschützt, so daß sie verhältnismäßig leicht gekündigt
werden können.

Ob oder wann die Club-Szene mit Erleichterungen für sich rechnen
kann, steht aber noch nicht fest. Im Augenblick werden noch Fakten
gesammelt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8386: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 12.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Treibstoff für Großmanöver "US Defender Europe 2020"

Das Großmanöver "US Defender Europe 2020" zur Verlegung von Soldaten
und Kriegsmaterial aus den USA an die Westgrenze Rußlands ist im
Januar angelaufen. An der bis Mai dauernden Kriegsübung von 18
Staaten sind rund 37.000 Soldaten, davon bis zu 20.000 aus den USA,
beteiligt. Die US-Truppen landen in belgischen, niederländischen und
deutschen Häfen an. Der Weitertransport Richtung Baltikum und
Georgien erfolgt hauptsächlich auf dem Landweg. Logistische
Drehscheibe ist Deutschland. Auf dem niedersächsischen
Truppenübungsplatz Bergen-Hohne im Landkreis Celle wurde am Mittwoch
das größte mobile Tanklager Europas vorgestellt. Die "Bulk Fuel
Installation" faßt insgesamt 1350 Kubikmeter Treibstoff zur Betankung
von rund 700 Fahrzeugen, die bei Manövern eingesetzt werden, welche
die US-Brigade ab März auf dem Truppenübungsplatz durchführt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8400: Aus Parlament und Gesellschaft - 12.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Bundeskabinett benennt neue strategische Schlüsselindustrien

Das Bundeskabinett hat am Mittwoch den Marineüberwasserschiffbau und
die Elektronische Kampfführung zu nationalen
verteidigungsindustriellen Schlüsseltechnologien erklärt. An dem
Strategiepapier waren das Wirtschaftsministerium, das
Verteidigungsministerium, das Innenministerium und das Auswärtige Amt
sowie weitere Ressorts beteiligt. Wirtschaftsminister Altmaier sagte
dazu, man wolle industrielle Kernfähigkeiten und strategisch
relevante Entwicklungskapazitäten in Deutschland wie auch in der EU
erhalten und fördern. Zum Beispiel müssen aufgrund der neuen Doktrin
Rüstungsvorhaben der deutschen Marine nicht mehr europaweit
ausgeschrieben werden. Der Auftrag für deutsche Mehrzweckkampfschiffe
MKS 180 mit einem Volumen von 5,3 Milliarden Euro war noch an ein
niederländisch geführtes Konsortium statt an die Kieler Werft German
Naval Yards gegangen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8369: Tragisches und Kurioses - 12.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Ungarn zählt diesen Winter schon über 120 Kältetote

Im EU-Land Ungarn sind in diesem Winter bisher mindestens 122 Menschen
erfroren. Die Opfer der Kälte wurden mehrheitlich tot in ihren
unbeheizten Wohnungen gefunden. Andere erfroren als Obdachlose im
Freien oder starben beim Transport in ein Krankenhaus, wie die
Salzburger Nachrichten schrieben.

Laut Ungarischem Sozialforum (MSZF) erfroren im Winter 2018/2019 nach
offiziellen Angaben sogar 179 Menschen. Als ein Netzwerk unabhängiger
Hilfsorganisationen kritisierte das Sozialforum "schuldhafte
politische Versäumnisse". Trotz eines seit Jahren anhaltenden
Wirtschaftswachstums würden alte, einsame, kranke, hilflose Menschen
ihrem Schicksal überlassen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8398: Arbeit, Soziales und Familie - 12.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Papst will das Zölibat für Amazonien nicht lockern

Papst Franziskus, Oberhaupt der katholischen Kirche, ist auf die
Bitte der Amazonas-Synode vom Oktober nach Ausnahmen beim Zölibat in
seinem am Mittwoch veröffentlichten, nachsynodalen Lehrschreiben
nicht eingegangen. Verheiratete sollen selbst dann nicht zu Priestern
geweiht werden können, wenn sie lange als Diakone gearbeitet haben
und in stabilen Familien leben. Frauen wiederum sollen nicht zu
Diakoninnen geweiht werden. Das Papstschreiben ist für die Mitglieder
der katholischen Kirche verbindlich. Die Synode der Bischöfe in Rom
hatte sich in ihrem mit Zweidrittelmehrheit unterstützten
Abschlußdokument für Regelungen zur Behebung des chronischen
Priestermangels in der Amazonasregion ausgesprochen. Der Papst rief
in seinem Schreiben "Geliebtes Amazonien" die Bischöfe dazu auf, für
mehr Priester zu beten und mehr Missionare in den Regenwald zu
schicken.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8375: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 12.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Deutsche Städte mit weniger Stickstoff-Belastung

Beim Kampf gegen die Stickstoff-Belastung in deutschen Städten sieht
sich das Umweltbundesamt (UBA) auf dem richtigen Weg. So befand
Bundesumweltministerin Svenja Schulze (SPD) laut Deutschem
Ärzteblatt, daß sich die Luftqualität 2019 verbessert hat. Zwar wurde
letztes Jahr der Grenzwert für Stickstoffdioxid (NO2) noch an 20
Prozent der verkehrsnahen Meßstationen überschritten. Im Jahr davor
war der Anteil aber noch mehr als doppelt so hoch gewesen. Als Gründe
für den Rückgang führt das Ministerium unter anderem Tempolimits,
Fahrverbote und umweltfreundlichere Busse, aber auch Updates der
Software für die Abgasreinigung, der Austausch älterer Autos durch
neuere und das Wetter an.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8386: Märkte und Finanzen - 12.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Westafrika soll Wasserstoff nach Deutschland exportieren

Bundesforschungsministerin Anja Karliczek (CDU) hat am Dienstag in
Berlin mit Yahouza Sadissou, dem Amtskollegen aus dem
westafrikanischen Niger, über die geplante strategische
Zusammenarbeit im Bereich Wasserstofftechnologie und -handel
gesprochen. Die Bundesregierung will Wasserstoff als Energieträger
der Industrie in Deutschland großmaßstäblich zur Verfügung stellen.
Die erforderlichen Kapazitäten an Ökostrom reichen dafür nicht aus.
An der Stelle könnten westafrikanische Staaten einspringen, die über
Ressourcen an Wind und Sonne verfügen. Das benötigte Wasser könnte
über Entsalzungsanlagen aus dem Atlantik gewonnen werden. Karliczek
und Sadissou wollen zusammen mit 15 Staaten bis Ende des Jahres einen
sogenannten Potentialatlas für nachhaltig produzierten Wasserstoff
auflegen. Den daraus ableitbaren Erkenntnissen zufolge sollen in
Afrika Demonstrationsprojekte unter Beteiligung von Industrie und
Wissenschaft realisiert werden. Investoren werden noch gesucht. Zur
Förderung des wissenschaftlichen Austausches steuert die
Bundesregierung in den kommenden Jahren 30 Millionen Euro bei.
Sadissou will im Rahmen der Wasserstoffpartnerschaft zunächst einmal
zur Energieversorgung des eigenen Landes beitragen und erst auf
längere Sicht Wasserstoff exportieren. Das
Bundeswirtschaftsministerium schlägt mit seiner Ende Januar
vorgestellten Wasserstoffstrategie vor, bis 2030 rund ein Fünftel des
in Deutschland verbrauchten Wasserstoffs mit regenerativer Energie zu
erzeugen. Auf längere Sicht soll Wasserstoff außer aus Westafrika aus
Nordafrika und auch Australien importiert werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8398: Aus Forschung und Technik - 12.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Samsung hat die neue Galaxy S20-Reihe vorgestellt

Jetzt ist es offiziell. Der südkoreanische Hightech-Gigant Samsung
hat seine neue Galaxy S20-Reihe vorgestellt. Es handelt sich dabei um
die drei Modelle Galaxy S20, Galaxy S20 Plus und Galaxy S20 Ultra.
Während die Displays des S20 mit 6,2 Zoll und des S20 Plus mit 6,7
Zoll im Vergleich zu den Vorgängern (Galaxy S10 und Galaxy S10 Plus)
geringfügig größer geworden sind, ist das Display des neue Galaxy S20
Ultra mit 6,9 Zoll fast schon überproportioniert. Auf jeden Fall ist
Chip Online zufolge eine einhändige Bedienung nicht gerade einfach.
Auch der Transport in der Hosentasche ist praktisch ausgeschlossen.
Allerdings ist die Verarbeitung einwandfrei. So sind die Übergänge
vom Display auf die Glasrückseite überaus angenehm abgerundet. 

Sofort sticht das rechteckige Kamera-Modul auf der Rückseite des S20 
Ultra ins Auge, das beim Galaxy S20 Ultra aus vier Sensoren besteht. 
Der Hauptsensor ist eine 108-Megapixel-Kamera. Sie schießt in der 
Standard-Einstellung 12-Megapixel-Fotos, da die Software neun Pixel zu 
einem kombiniert. Das soll die Fotos besonders gut und hell machen. 
Demgegenüber verfügen die beiden anderen Galaxy S20-Modelle über 
einen 12-Megapixel-Hauptsensor. 

Alle drei Modelle haben einen Sensor für Ultra-Weitwinkelaufnahmen. 
Ultra und Plus besitzen zudem einen Time-of-Flight-Sensor für 
Tiefenschärfe-Informationen bei Porträtaufnahmen. Beim 
Telephoto-Sensor müssen die beiden kleineren Modelle mit einem 
dreifachen Hybridzoom auskommen, während beim Ultra ein Vierfach-Zoom 
möglich ist. Alle drei neuen Modelle verfügen über einen seitlich 
leicht abgerundeten OLED-Display. Das Loch für die Frontkamera sitzt 
in der Mitte. 

Auch bei der Bildwiederholrate wurden die Gerüchte bestätigt. Sie kann 
optional auf 120 Hertz eingestellt werden. In der Folge ist die 
Darstellung besonders weich, was besonders bei Animationen oder beim 
Scrollen auf Webseiten auffällt. Da eine solch hohe Bildwiederholrate 
merklich mehr Strom verbraucht, sind standardmäßig herkömmliche 60 
Hertz aktiviert. Herzstücke der drei neuen Galaxy-S-Modelle ist der 
neue Exynos 990-Prozessor von Samsung, der mit bis zu 2,73 GHz taktet 
und eine höhere Lese- und Schreibgeschwindigkeit im Vergleich zu den 
Vorgängern bieten soll. Während man beim S20 und S20 Plus zwischen 
einer 4G- und 5G-Variante wählen kann, wird das S20 Ultra hierzulande 
nur als 5G-Version erhältlich sein. Mit 16 GByte RAM (S20 Ultra), 12 
GByte RAM (S20 Plus) und 8 GByte RAM (S20) verfügen alle drei Modelle 
über einen ausgesprochen großen Arbeitsspeicher. Auch der interne 
Speicher ist mit 128 GByte ansehnlich, wobei es Plus und Ultra auch 
mit 512 GByte gibt. Erweitern läßt sich der Speicherplatz über eine 
MicroSD-Karte um 1 TByte. Die Akkukapazität beträgt beim S20 Ultra 
5000 mAh. Das S20 Plus hat 4500 mAh, und das S20 verfügt über eine 
Kapazität von 4000 mAh. Beim Ultraschall-Fingerabdrucksensor hat sich 
gegenüber den Vorgängern wenig geändert. Allerdings soll dessen Fläche 
etwas nach oben gerutscht und auch etwas größer geworden sein.
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





INNEN/3193: Michael Kellner zu den Angriffen auf FDP-Politiker


Pressedienst von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 12. Februar 2020

Michael Kellner zu den Angriffen auf FDP-Politiker



Michael Kellner, Politischer Bundesgeschäftsführer von Bündnis 90/Die
Grünen, ruft angesichts zahlreicher Angriffe gegen Politiker der FDP
zu Besonnenheit auf:

"Mit großer Sorge sehe ich die Angriffe und Bedrohungen, denen Thomas
Kemmerich und andere Politikerinnen und Politiker der FDP nach den
Ereignissen der letzten Woche in Thüringen ausgesetzt sind.
Es darf nicht sein, dass die Ehefrau von Thomas Kemmerich auf offener
Straße angespuckt, seine Kinder wegen massiver Anfeindungen unter
Polizeischutz zur Schule gebracht werden. Dass andere
FDP-Politikerinnen und Politiker beleidigt und bedrängt werden.

Zur Demokratie gehören mitunter harte verbale Auseinandersetzungen -
in der Sache. Angriffe auf Personen jedoch sind eine klare
Grenzüberschreitung."

 * 

Quelle:

Pressedienst vom 12. Februar 2020

Bündnis 90/Die Grünen Bundesvorstand

Pressestelle

Platz vor dem Neuen Tor 1, 10115 Berlin

Telefon: 030 / 284 42 130, Fax: 030 / 284 42 234

E-Mail: presse@gruene.de

Internet: www.gruene.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





UMWELT/1903: Glyphosat-Studien - Schlechte Laborpraxis


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. Februar 2020

Glyphosat-Studien: Schlechte Laborpraxis



Zu Berichten über Glyphosat-Studien in den Skandal-Tierversuchslaboren
der Firma LPT und zum Statement des Bundesinstituts für
Risikobewertung (BfR) dazu erklärt Harald Ebner, Sprecher für
Gentechnik- und Bioökonomiepolitik:

Der Skandal um die LPT-Labore muss umfassend aufgeklärt werden. Nach
allem, was bisher über gefälschte Versuche und Ergebnisse bekannt ist,
müssen sämtliche LPT-Untersuchungen hinterfragt werden. Auch an der
amtlichen Unbedenklichkeitsbescheinigung für Glyphosat des deutschen
Bundesinstituts für Risikobewertung (BfR), die Grundlage der aktuellen
Wiederzulassung ist, war die Skandal-Firma beteiligt. Das dokumentiert
der behördliche Risikobewertungsbericht schwarz auf weiß.

Dabei erfüllte LPT angeblich den hohen internationalen 'Gute
Laborpraxis (GLP)'-Standard, der eigens geschaffen wurde, um weltweit
korrekte und allgemeingültige Studienergebnisse zu garantieren. Das
stellt den ganzen GLP-Standard in Frage, der eigentlich gerade dazu
dienen soll, Fälschungen zu verhindern. Denn wenn Tierrechtsverstöße
und wissenschaftlicher Betrug bei LPT jahrzehntelang keiner Behörde
auffielen, wirft das auch Fragen im Hinblick auf andere GLP-Studien
und Einrichtungen auf.

Ausgerechnet das BfR ist auch oberster Hüter des GLP-Standards in
Deutschland und führt das Verzeichnis der angeblich 'guten' Labore, in
denen das Skandallabor LPT bis heute zu finden ist. Es ist
Grundaufgabe einer solchen 'GLP-Bundesstelle', in so einem Fall aktiv
zu werden!

Die Aussage des BfR, dass Fälschungen nicht ausgeschlossen werden
können, jedoch 'krimineller Energie' und 'hohem Aufwand' bedürfen, ist
alarmierend. Kriminelle Energie ist die Voraussetzung für Fälschungen,
und auch der Aufwand wird nicht gescheut, wie schon die bisher
bekannten Fälle im LPT belegen. Wenn der GLP-Standard das nicht
verhindern kann, was ist er dann überhaupt wert?

Der LPT-Skandal ist eine weitere deutliche Mahnung: die Studien dürfen
auf keinen Fall in den Händen der Hersteller liegen. Die
Zulassungsverfahren müssen so reformiert werden, dass Studien zur
Risikobewertung von Pestiziden und anderen Chemikalien künftig
öffentlich ausgeschrieben werden statt von den Konzernen selbst
beauftragt. Finanzieren müssen sie das selbstverständlich trotzdem,
über ein Gebührenmodell. Nur so können Interessenkonflikte vermieden
werden, und damit auch gefälschte Studien. Der GLP-Standard alleine
ist dazu offensichtlich nicht in der Lage, wie das BfR jetzt selbst
eingeräumt hat.

Das BfR ist jetzt eine ganze Reihe weiterer Antworten schuldig. Was
hat die Behörde seit Bekanntwerden der Betrugsvorwürfe unternommen, um
Zulassungen zu überprüfen, in die zweifelhafte LPT-Studien
eingeflossen sind? Warum wurden die Zustände bei LPT jahrzehntelang
übersehen? Welche Konsequenzen werden aus diesem katastrophalen
Kontrollversagen gezogen? Wie kann sichergestellt werden, dass
vergleichbare Machenschaften nicht gängige Praxis in vielen anderen
Laboren sind? Was bedeutet das für den GLP-Standard insgesamt? Julia
Klöckner muss jetzt als zuständige Ministerin dafür sorgen, dass das
BfR Antworten liefert.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. Februar 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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WIRTSCHAFT/2903: Wirtschaftsinteressen werden über Menschenrechte und Klimaschutz gestellt


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. Februar 2020

Wirtschaftsinteressen werden über Menschenrechte und Klimaschutz gestellt



Zur Verabschiedung des Handels- und Investitionsabkommens zwischen der
EU und Vietnam im Europäischen Parlament erklären Katharina Dröge,
Sprecherin für Wirtschaftspolitik, und Uwe Kekeritz, Sprecher für
Entwicklungspolitik:

Katharina Dröge, Sprecherin für Wirtschaftspolitik:

Mit dem heutigen Abschluss des Freihandelsabkommens mit Vietnam haben
die EU und die Bundesregierung eine große Chance verpasst. Angesichts
der schwierigen Menschenrechtssituation in Vietnam wäre es dringend
notwendig gewesen, den Handelsvertrag mit starken und effektiv
durchsetzbaren Menschenrechtsklauseln zu verbinden. Die Handelspolitik
der EU und auch der Bundesregierung hat eine erhebliche Schieflage.
Für wirtschaftliche Fragen gibt es einen zwischenstaatlichen
Streitbeilegungsmechanismus mit effektiven Sanktionen. Sogar die
hochproblematischen Investor-Staat-Schiedsgerichte soll es mit Vietnam
wieder geben. Für Menschenrechte und Umweltschutz soll es hingegen nur
unverbindliche Mechanismen geben. Auch der Pariser Klimavertra g ist
trotz aller Beteuerungen nur schmückende Prosa, statt verbindlicher
Kern des Vertrags. Mit diesem Abkommen werden wieder einmal
Wirtschaftsinteressen über Menschenrechte und Klimaschutz gestellt.
Eine bessere Handelspolitik ist dringend nötig.

Uwe Kekeritz, Sprecher für Entwicklungspolitik:

Das Handelsabkommen der EU mit Vietnam ist mehr Bremsklotz als Motor
für eine nachhaltige Entwicklung. Statt neue Chancen für inklusives
Wachstum zu eröffnen, schreibt es das Wirtschaftsmodell der
verlängerten Werkbank fort. Trotz der wirtschaftlichen Erfolge
Vietnams in den letzten Jahren leidet das Land unter enormer sozialer
Ungleichheit und Armut. Die EU und Vietnam sind ungleiche Partner in
diesem Deal. Es wäre zentral gewesen, dass Vietnam seinen
Schutzinteressen als Entwicklungsland nachkommen darf. Beispielsweise
darf das Handelsabkommen die Ernährungssouveränität des Landes nicht
gefährden. Im Abkommen fehlt es zudem an handelspolitischen
Maßnahmen, die eine diversifizierte Industrie un d Wertschöpfung
befördern würden. Gleichzeitig sind die Verweise auf Menschenrechte
reine Makulatur. Ein sanktionsbewährtes Nachhaltigkeitskapitel sucht
man vergebens. Dabei ist die Menschenrechtslage verheerend. Arbeits-
und Bürgerrechte und freie Meinungsäußerungen erfahren willkürliche
Einschränkungen. Auf freien Handel statt auf freie Meinungsäußerung zu
setzen ist ein Offenbarungseid.
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WIRTSCHAFT/2902: Verpasste Chance für eine echte Kreislaufwirtschaft


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. Februar 2020

Verpasste Chance für eine echte Kreislaufwirtschaft



Zum heute vom Bundeskabinett beschlossenen Gesetzesentwurf zur
Novellierung des Kreislaufwirtschaftsgesetzes erklärt Dr. Bettina
Hoffmann, Sprecherin für Umweltpolitik:

Mit der Novelle des Kreislaufwirtschaftsgesetzes verpasst die
Bundesregierung einen Einstieg in eine ressourcenleichte,
klimaneutrale und giftfreie Kreislaufwirtschaft. Dringend benötigte
Impulse für die Vermeidung von Abfall und die Kreislaufführung von
Wertstoffen fehlen in dem Gesetzentwurf.

Ein schnelles Ende der Vernichtung gebrauchsfähiger Retouren bleibt
aus, weil eine verbindliche Folgeverordnung fehlt. So ist die
Obhutspflicht nicht mehr als eine freundliche Erinnerung an die
Hersteller, ihrer Produktverantwortung gerecht zu werden.

Produkte, die für eine Kreislaufwirtschaft geeignet sind, sollen
künftig stärker durch die öffentliche Beschaffung nachgefragt werden.
Die öffentliche Beschaffung in den Blick zu nehmen ist grundsätzlich
richtig, setzt aber am falschen Ende an. Solange es im Produktrecht
keine verbindlichen Standards für den Einsatz von Rezyklaten,
Reparaturfähigkeit oder Langlebigkeit gibt, wird es kaum geeignete
Produkte am Markt geben. Die Bundesregierung löst also auch an dieser
Stelle nicht die grundlegenden Probleme.

Der Gesetzesentwurf sieht vor, dass Kommunen künftig die Kosten für
die Entsorgung von ToGo-Bechern und anderen Einwegverpackungen an die
Hersteller umlegen können. Die Möglichkeit der Kostenumlage ist
richtig, aber das eigentliche Problem - die wachsende Flut von
Einweg-Verpackungen - wird von der Bundesregierung überhaupt nicht
angegangen. Es fehlen ein konkretes, gesetzlich verankertes Ziel zur
Müllvermeidung und der Aufbau von Mehrwegsystemen.

Es ist völlig unambitioniert, dass die Bundesregierung die
Recyclingquoten für Siedlungsabfälle nun sogar absenkt. So begräbt die
Bundesregierung den Anspruch, dass Deutschland wieder Vorreiter bei
der Kreislaufwirtschaft wird.
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FRAKTION/132: Steineke ist Verbraucherschutzbeauftragter der CDU/CSU-Bundestagsfraktion


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 11. Januar 2020

Steineke ist
Verbraucherschutzbeauftragter der CDU/CSU-Bundestagsfraktion



In der Fraktionssitzung am heutigen Dienstag hat der Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ralph Brinkhaus, den Abgeordneten
Sebastian Steineke zum Verbraucherschutzbeauftragten der Fraktion
ernannt.

Der Brandenburger war bereits vor seiner Ernennung für

Verbraucherschutzthemen als Berichterstatter der

CDU/CSU-Bundestagsfraktion im Ausschuss für Recht und

Verbraucherschutz zuständig.
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ARBEIT/1897: Gesetzentwurf zum Arbeitnehmerentsendegesetz bietet keinen ausreichenden Schutz gegen grenzübergreifendes Lohndumping


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 12. Februar 2020

Gesetzentwurf zum Arbeitnehmerentsendegesetz bietet keinen ausreichenden Schutz gegen grenzübergreifendes Lohndumping



"Den vollmundigen Ankündigungen, grenzübergreifendes Lohndumping
entschieden zurückzudrängen, will die Bundesregierung offenkundig
keine Taten folgen lassen. Arbeitsminister Hubertus Heil ist im
Begriff, eine riesige Chance zu verpassen, das Tarifvertragssystem in
Deutschland zu stabilisieren. Wenn die Große Koalition ihren
Gesetzentwurf nicht noch einmal grundsätzlich überarbeitet, bleiben
der rücksichtslosen Ausbeutung entsandter Beschäftigter weiter Tür und
Tor geöffnet", kritisiert Pascal Meiser, gewerkschaftspolitischer
Sprecher der Fraktion DIE LINKE, den heute vom Bundeskabinett
verabschiedeten Entwurf zur Umsetzung der überarbeiteten
EU-Entsenderichtlinie in deutsches Recht. Meiser weiter:

"Noch im Sommer 2019 versprach Bundesarbeitsminister Heil, er wolle
die Voraussetzungen dafür schaffen, dass Lohndumping künftig
verhindert werde. Der heute beschlossene Gesetzentwurf bleibt jedoch
weit hinter dem europarechtlich Möglichen zurück. Das Ziel des
europäischen Gesetzgebers, die Anwendung von Tarifverträgen auf
entsandte Beschäftigte deutlich zu erweitern, wird so verfehlt. So ist
im Entwurf der Bundesregierung die Anwendung von regionalen
allgemeinverbindlich erklärten Tarifverträgen erst bei Entsendungen
von länger als zwölf beziehungsweise 18 Monaten vorgesehen, obwohl
diese Entsendungen nur einen kleinen Teil aller Entsendungen
ausmachen. Stattdessen sollen nach dem Willen der Bundesregierung
zunächst nur bundesweit allgemeinverbindliche Tarifverträge Anwendung
finden, welche im deutschen Tarifvertragssystem eher die Ausnahme denn
die Regel darstellen.

Der Entwurf muss daher jetzt im Gesetzgebungsverfahren kräftig
nachgebessert werden. Es ist dringend geboten, dass künftig alle
allgemeinverbindlichen Tarifverträge auch für kurzzeitig nach
Deutschland entsandte Beschäftigte gelten. Die Einhaltung dieser
Regeln muss zudem von den zuständigen Behörden konsequent kontrolliert
werden, Tarifverträge müssen deutlich leichter für
allgemeinverbindlich erklärt werden können. Arbeitsminister Heil
bleibt in der Pflicht, den Grundsatz 'gleicher Lohn für gleiche Arbeit
am gleichen Ort' ausnahmslos für entsandte und einheimische
Beschäftigte sicherzustellen. Aus dieser werden wir ihn nicht
entlassen."
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AUSSEN/1965: Bundeswehr und NATO aus Irak abziehen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 12. Februar 2020

Bundeswehr und NATO aus Irak abziehen



"Die angekündigte Wiederaufnahme der NATO-Ausbildungsmission und auch
die Präsenz der US-geführten Militärallianz im Irak verstoßen gegen
demokratische Grundsätze und werden die Spannungen in der Region
weiter zuspitzen. Die Bundesregierung muss daher auch die Bundeswehr
aus Nord-Irak umgehend abziehen und sich für einen Rückzug der NATO
einsetzen", erklärt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der
Fraktion DIE LINKE, anlässlich des NATO-Außenministertreffens in
Brüssel. Die Außenpolitikerin weiter:

"Das irakische Parlament hat sich eindeutig für einen Abzug der
ausländischen Truppen ausgesprochen. Wenn sich die NATO nun auf das
Votum der Regierung beruft, betreibt sie Augenwischerei, denn die
amtierende Führung unter Mohammed Alawi ist nur kommissarisch im Amt
und demokratisch nicht legitimiert. Soldaten der NATO-Mitgliedstaaten
würden bei einer Wiederaufnahme der Missionen als Besatzungskräfte im
Irak wahrgenommen werden. Die Bundesregierung gefährdet damit auch die
Sicherheit der Soldaten, da US-Präsident Trump weiterhin provoziert
und mit weiteren Ermordungen iranischer Militärs droht.

Statt NATO-Soldaten als Besatzungstruppen in den Irak zu entsenden, um
vorgeblich die Terrormiliz Islamischer Staat zu bekämpfen, sollten
Bundesregierung und NATO-Mitgliedstaaten in Brüssel beraten, wie Geld-
und Waffenströme an den IS gekappt werden können."
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INNEN/5109: Cryptoleaks offenbaren einen beispiellosen BND-Skandal


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 12. Februar 2020

Cryptoleaks offenbaren einen beispiellosen BND-Skandal



"Ich halte das für einen bislang einmaligen Skandal in der Geschichte
des Bundesnachrichtendienstes, sollte auch nur ein Bruchteil der
bislang vorliegenden Informationen zutreffen. Als ehemaliges Mitglied
des NSA/BND-Untersuchungsausschusses der letzten Wahlperiode kann ich
nur feststellen: Die nach den Enthüllungen von Edward Snowden
erhobenen Vorwürfe haben sich erneut bestätigt. Mehr noch: Die
anlasslose Massenüberwachung aller weltweit irgendwie verfügbaren
Kommunikation sowie das Ausspähen auch von Freunden und politischen
Partnern gab es offenkundig nicht erst in jüngster Zeit, sondern diese
Vorgehensweise hat eine jahrzehntelange, aus meiner Sicht absolut
unselige Tradition", erklärt André Hahn, stellvertretender
Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE und Mitglied des Kontrollgremiums
für die Geheimdienste, anlässlich der Berichte über die Abhöroperation
von Bundesnachrichtendienst (BND) und CIA. Hahn weiter:

"Ich fordere von der Bundesregierung in der heutigen Sitzung des
Parlamentarischen Kontrollgremiums für die Geheimdienste eine
umfassende und rückhaltlose Aufklärung zu dem, was damals vorgegangen
ist, was der BND mit den erlangten Erkenntnissen getan oder
unterlassen hat und welche Informationen der BND durch die CIA
offenbar noch bis 2018 erhalten hat, ohne dass das Parlamentarische
Kontrollgremium des Deutschen Bundestages über diese Aktivitäten etwas
erfahren hat.

Mich interessiert dabei vor allem: Ist es zutreffend, dass der BND von
Kriegsverbrechen, Menschenrechtsverletzungen, der Tötung zehntausender
Menschen durch die Militärjunta in Argentinien sowie geplanten
Staatsstreichen, z. B. in Chile bis hin zur möglichen Ermordung des
chilenischen Präsidenten Salvador Allende wusste und nichts
unternommen hat, um die Bundesregierung davon in Kenntnis zu setzen
und diplomatisches Einschreiten zu ermöglichen, oder hat er die
Regierung davon in Kenntnis gesetzt und diese hat ganz bewusst nichts
unternommen? Beides wäre absolut unentschuldbar.

Daraus ergibt sich die Frage: Wofür braucht man einen
Auslandsnachrichtendienst, wenn dieser die Bundesregierung und das
Parlament nicht umfassend und wahrheitsgemäß unterrichtet? Zudem
fordere ich dringend Auskunft darüber, ob es sogenannte schwarze
Kassen beim BND gab oder noch gibt, die ganz bewusst der
parlamentarischen Kontrolle entzogen werden. Fakt ist, dass die Firma
Crypto AG über Jahre hinweg und auch beim Verkauf Millionen-Gewinne
erzielt hat. Was ist mit diesem Geld geschehen? Wurde es womöglich für
weitere Geheimoperationen des BND benutzt, die ohne jegliche Kontrolle
am Parlament vorbei liefen oder sogar noch laufen? All das und auch
die Frage, warum das Parlamentarische Kontrollgremium von all diesen
Vorgängen wieder erst über die Medien Kenntnis erlangte, bedürfen der
umfassenden Aufklärung."
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INNEN/5108: Katja Kipping zum Gedenken der Bombardierung Dresdens


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 12. Februar 2020

Kipping zum Gedenken der Bombardierung Dresdens



Am 13. Februar 2020 jährt sich die Bombardierung Dresdens zum 75. Mal.
Für viele Dresdnerinnen und Dresdner ist dies ein Tag des Gedenkens,
womöglich auch der persönlichen Trauer. Auch dieses Jahr werden
Neonazis durch die Dresdner Innenstadt marschieren, um dieses Gedenken
für ihre Zwecke zu missbrauchen. Ein breites zivilgesellschaftliches
Bündnis hat deshalb zu Gegenprotest aufgerufen. Hierzu erklärt Katja
Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

"Leider werden auch in diesem Jahr Neonazis das Gedenken um den
13. Februar 1945 für ihren Geschichtsrevisionismus missbrauchen.

Den Neonazis geht es dabei weder um Trauer, noch um Gedenken. Es geht
ihnen darum, die Lebendigkeit faschistischen Gedankengutes zu
zelebrieren. Die Neonazis brauchen ihre Aufmärsche, um sich selbst
stark zu fühlen und um Stärke zu demonstrieren. Das Gedenken um den
13. Februar in Dresden dient ihnen dabei lediglich als Vorwand.

75 Jahre nach der Befreiung vom Faschismus geht es beim Gedenken nicht
um individuelle Schuld, sondern um kollektive Verantwortung: Auf das
gelte: nie wieder Krieg, nie wieder Faschismus.

In Zeiten wie diesen, in denen das antifaschistische Gedenken von
rechts als 'Schuldkult' diffamiert wird, heißt es mehr denn je: kein
Fußbreit den Faschisten!"
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INNEN/5107: Ostdeutschland braucht eine starke Interessenvertretung


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 11. Februar 2020

Ostdeutschland braucht eine starke Interessenvertretung



"Ostdeutschland braucht eine starke und seriöse Interessenvertretung
in der Bundespolitik, Verständnis für die differenzierte Gemengelage
und mehr Verteidiger der demokratischen Kultur - auch in der CDU. Für
das Amt des neuen Ostbeauftragten der Bundesregierung verdient Marco
Wanderwitz Bewährungszeit", erklärt Matthias Höhn, Beauftragter für
Ostdeutschland der Fraktion DIE LINKE, zur geplanten Ernennung von
Marco Wanderwitz als neuem Ostbeauftragten. Höhn weiter:

"Er hat zumindest zu den Vorgängen in Thüringen eine klare Haltung
gegen die Kooperation mit Nazis gezeigt. Ich hoffe, dies ist ein
belastbares Vorzeichen für seine Amtsführung. Denn nicht alles aus
seiner politischen Vergangenheit stimmt erwartungsfroh. Mit
verfassungsrechtlich hoch bedenklichen Forderungen wie höheren
Krankenkassenbeiträgen für Übergewichtige löste der Jurist Wanderwitz
öffentliches Kopfschütteln aus. In der Schuldenkrise 2010 empfahl er
den Griechen den Verkauf von Inseln, um ihre Staatsschulden zu tilgen.
Der Verkauf von öffentlichem Grund und Boden dürfte vor dem
Hintergrund des Treuhand-Ausverkaufes in Ostdeutschland keine guten
Erinnerungen auslösen.

Marco Wanderwitz muss nun Verbesserungen für die ostdeutschen Länder
erreichen, statt mit Krawallmeldungen Schlagzeilen zu füllen.
Abgedroschene Erfolgsmeldungen will dort keiner mehr hören. Nach
seinem geplanten Wechsel ins Wirtschaftsministerium muss ihm auch im
Innenministerium wieder eine Frau oder ein Mann aus Ostdeutschland als
Staatssekretär folgen. Sonst schwächt die Entlassung seines Vorgängers
Hirte die ohnehin höchst schwächelnde Statistik der Ostdeutschen in
Spitzenpositionen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 11. Februar 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





INNEN/5106: Die CDU muss ihr Verhältnis zur Linken klären


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 11. Februar 2020

Die CDU muss ihr Verhältnis zur Linken klären



Zur aktuellen Debatte um die Mit-Wahl von Bodo Ramelow zum
Ministerpräsidenten von Thüringen sagt Bernd Riexinger, Vorsitzender
der Partei DIE LINKE:

Die CDU muss ihr Verhältnis zur Linken klären. Das heißt in Konsequenz
nichts anderes, als dass sie ihr Verhältnis zur Demokratie klären
muss. Ist sie in der Lage anzuerkennen, dass eine Partei, die in den
meisten politischen Fragen grundsätzlich andere Positionen vertritt
als die CDU, legitimer Teil des politischen Spektrums ist? Hat sie die
Größe anzuerkennen, dass Die Linke inzwischen zu den entschiedensten
Verteidigern von Demokratie und Menschenrechten gehört? Und kann sie
sich dazu durchringen, klar zu benennen, dass sich die AfD in genau
die andere Richtung bewegt, hin zu antidemokratischen und
menschenfeindlichen Positionen? Vor diese Wahl gestellt kann eine
demokratische Partei nicht neutral sein.

Aktuell melden sich aus der CDU mal Demokratinnen und Demokraten, mal
Naziversteherinnen und Relativierer zu Wort. Diesen Konflikt muss die
CDU entscheiden und ich hoffe sehr, dass sie den zugunsten der
Demokratie entscheidet. Und ich muss noch einmal klar sagen: Wer
glaubt, dass ein Pakt mit Faschisten eine akzeptable Option ist, hat
in einer demokratischen Partei nichts verloren.

Die CDU vertritt andere Ziele und Interessen als Die Linke. Aber
diesen Unsinn mit der Gleichsetzung von rechts und links muss sie
endlich und ein für alle Mal begraben.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 11. Februar 2020

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





VERKEHR/528: Strafanzeige gegen Verkehrsminister Scheuer wegen PKW-Maut-Skandal wird weiter geprüft


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 12. Februar 2020

Strafanzeige gegen Verkehrsminister Scheuer wegen PKW-Maut-Skandal wird weiter geprüft



"Die Staatsanwaltschaft Berlin prüft weiterhin, ob nach unserer
Strafanzeige ein Ermittlungsverfahren gegen Verkehrsminister Andreas
Scheuer wegen Untreue eröffnet wird", erklären Fabio De Masi,
stellvertretender Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE, und Victor
Perli, für Verkehr zuständiger Haushaltspolitiker der Fraktion,
anlässlich fehlerhafter Medienberichte über ihre Strafanzeige. Bei
diesen Berichten handelte es sich um eine Verwechslung mit anderen
abgelehnten Strafanzeigen.

"Wir haben Strafanzeige gegen Verkehrsminister Scheuer erstattet, weil
die Tragweite seines Handelns über den Rahmen einer politischen
Fehlentscheidung deutlich hinausgeht. Der Verkehrsminister hat bei der
geplanten PKW-Maut ohne Skrupel über eine halbe Milliarde Euro
Steuergelder in den Sand gesetzt und gegen Haushalts- und Vergaberecht
verstoßen", erklärt Perli zur Begründung der Strafanzeige.

"Minister Scheuer wusste um die Risiken, die er mit dem
Vertragsabschluss eingeht, und er wurde unter anderem aus seinem
Ministerium und vom Bundesrechnungshof mehrfach gewarnt. Jeder normale
Arbeitnehmer hätte bei so einem Vergehen längst seinen Job verloren.
Es kann nicht sein kann, dass der Maut-Skandal folgenlos bleibt.",
ergänzt De Masi.
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BUNDESTAG/9487: Heute im Bundestag Nr. 178 - 12.02.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 178

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 12. Februar 2020, Redaktionsschluss: 17.10 Uhr

1. Ausländische Ärzte sehr gefragt

2. Bekämpfung von Tropenkrankheiten

3. Keine Anerkennung von Klimaflüchtlingen



1. Ausländische Ärzte sehr gefragt

Gesundheit/Anhörung

Berlin: (hib/PK) Ausländische Ärzte und Pflegekräfte sind nach Ansicht
von Gesundheitsexperten für die medizinische Versorgung in Deutschland
von tragender Bedeutung. Ohne die Hilfe eingewanderter Mediziner und
anderer Gesundheitsfachkräfte wäre das Gesundheitssystem geschwächt,
erklärten Experten in schriftlichen Stellungnahmen anlässlich einer
Anhörung des Gesundheitsausschusses des Bundestages am Mittwoch zu
Anträgen der Fraktionen von AfD (19/6423) und Grünen (19/16844).

Nach Ansicht der Grünen-Fraktion muss das Gesundheitssystem
systematisch für ausländische Fachkräfte geöffnet werden. Die
AfD-Fraktion warnte hingegen vor Gefahren für Patienten durch
unzureichend qualifizierte Mediziner aus Drittstaaten.

Laut Bundesärztekammer (BÄK) arbeiten rund 49.000 ausländische
Mediziner in Deutschland. Die Versorgung wäre ohne die Fachkräfte aus
dem Ausland "in der gewohnten Form nicht aufrechtzuerhalten", sie
trügen wesentlich zur Patientenversorgung bei. Unabhängig von der
Herkunft eines Arztes sei ein Einsatz ohne ausreichende fachliche
Qualifikation unzulässig.

Mit dem sogenannten Anerkennungsgesetz von 2012 haben nach Angaben der
Ärztegewerkschaft Marburger Bund auch Ärzte, die in einem Drittstaat
ausgebildet wurden, die Möglichkeit, die Gleichwertigkeit ihrer
Ausbildung feststellen zu lassen (Gleichwertigkeitsprüfung). Ist die
Gleichwertigkeit nicht gegeben, muss eine Kenntnisprüfung abgelegt
werden.

2018 hat es nach Angaben der Gewerkschaft 6.162 Anträge auf
Anerkennung einer im Ausland erworbenen ärztlichen Qualifikation
gegeben, in knapp zwei Drittel der Fälle hätten Abschlüsse aus
Drittstaaten vorgelegen. In wenigen Fällen ergehe ein negativer
Bescheid, weil mit der Dokumentenprüfung eine Anerkennung von
vornherein ausgeschlossen sei oder weil die Kenntnisprüfung nicht
bestanden werde. Ärzte aus Drittstaaten klagten häufig über die lange
Verfahrensdauer.

Die Deutsche Krankenhausgesellschaft (DKG) forderte, die Dauer der
Anerkennungsverfahren zu verkürzen. Zudem sollten die Angebote an
fachspezifischen Sprachkursen verbessert werden.

 * 

2. Bekämpfung von Tropenkrankheiten

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Nach Ansicht der Bundesregierung ist die Stärkung
multisektoraler Ansätze zur Bekämpfung von Infektionskrankheiten,
inklusive vernachlässigter Tropenkrankheiten (NTDs), von besonderer
Bedeutung. So könnten Projekte für eine bessere Wasser- und
Sanitärsituation einigen NTDs vorgebeugen, schreibt sie in einer
Antwort (19/17029) auf eine Kleine Anfrage (19/16571) der
FDP-Fraktion.

Derzeit erstelle die Weltgesundheitsorganisation (WHO) eine neue
Roadmap für den Kampf gegen vernachlässigte Tropenkrankheiten. Diese
solle bei der 73. Weltgesundheitsversammlung 2020 verabschiedet
werden. Die Erstellung habe die Bundesregierung im Rahmen von
Konsultationen 2019 inhaltlich unterstützt.

Infolge der deutschen G7-Ratspräsidentschaft, bei der die NTDs einer
der Schwerpunkte gewesen seien, wie die Bundesregierung betont, sei
bereits der Aufbau von Forschungskapazitäten in Ländern mit hoher Rate
an NTDs sowie die Unterstützung bei Präventions- und
Bekämpfungsmaßnahmen vereinbart worden.

 * 

3. Keine Anerkennung von Klimaflüchtlingen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung plant nicht, die "Flucht vor
klimatischen Bedingungen und Veränderungen" als Asylgrund anzuerkennen
und eine entsprechende Rechtsänderung vorzunehmen. Menschen in
Drittstaaten, die allein aufgrund der negativen Folgen des
Klimawandels ihre Heimat verließen, seien nach derzeitigem
Vertragsvölkerrecht keine Flüchtlinge im Sinne der Genfer
Flüchtlingskonvention, schreibt sie in einer Antwort (19/17039) auf
eine Kleine Anfrage (19/16666) der AfD-Fraktion zur neuen
Fachkommission "Fluchtursachen". Diese hatte sich am 2. Oktober
konstituiert und soll bis Ende 2020 Ursachen von Flucht und
irregulärer Migration identifizieren und Vorschläge für eine Minderung
der Fluchtursachen erarbeiten.

Die 24 Mitglieder der Kommission sind nach Angaben der Bundesregierung
"anhand ihrer Kompetenz und Expertise" ausgewählt worden. "Bei der
Zusammensetzung wurde Wert auf eine möglichst große Bandbreite
fachlicher Expertise gelegt sowie auf die Einbeziehung von Kompetenz
aus Wissenschaft und Praxis", betont sie. Bis Ende 2020 seien
insgesamt sechs Sitzungen vorgesehen, dazwischen tagten die Mitglieder
ein- bis zweimal pro Quartal in Arbeitsgruppen. Im Haushaltsjahr 2020
stünden dafür Mittel in Höhe von einer Millionen Euro zur Verfügung.

 * 
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BUNDESTAG/9486: Heute im Bundestag Nr. 177 - 12.02.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 177

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 12. Februar 2020, Redaktionsschluss: 16.25 Uhr

1. Aufarbeitung der Biografie Alfred Bauers

2. 23 Millionen Euro für Corona-Bekämpfung

3. Mehrheit für Schutz der EU-Symbole

4. Sozialkassenverfahren im Baugewerbe

5. Nachhaltigkeit der Rentenversicherung

6. Prüfung der Verfassungsmäßigkeit



1. Aufarbeitung der Biografie Alfred Bauers

Kultur und Medien/Ausschuss

Berlin: (hib/AW) Die neue Leitung der Internationalen Filmfestspiele
Berlin will die Biografie des ersten Berlinale-Chefs Alfred Bauer und
seine Verstrickung in das nationalsozialistische System aufarbeiten
lassen. Dies kündigten die Berlinale-Leiter Mariette Rissenbeek und
Carlo Chatrian am Mittwoch vor dem Kulturausschuss an. Derzeit stehe
man mit drei unabhängigen Instituten für Zeitgeschichte in Gesprächen.
Eine eigene Veranstaltung zur Person Bauers werde es auf der
diesjährigen Berlinale nicht geben, da dies vor einer Klärung der
Vorwürfe, die Ende Januar in der Wochenzeitung "Die Zeit" unter
Berufung auf bislang unbekannte Dokumente erhoben wurden, keinen Sinn
ergebe, führte Rissenbeek aus. Bauer, der die Berlinale von 1951 bis
1976 leitete, war offenbar ein hochrangiger Beamter in der von den
Nationalsozialisten geschaffenen Reichsfilmintendanz. Bereits Ende
Januar hatte die Leitung der Berlinale angekündigt, auf die
diesjährige Verleihung des 1986 ins Leben gerufene
Alfred-Bauer-Preises zu verzichten.

Chatrian verteidigte zudem vor dem Ausschuss die Benennung des
britischen Schauspielers Jeremy Irons zum Vorsitzenden der
diesjährigen Berlinale-Jury. Dieser war wegen angeblich sexistischer
und homophober Äußerungen in die Kritik geraten. Irons habe die
Äußerungen inzwischen bedauert, sagte Chatrian. Irons habe ihm im
Gespräch versichert, dass diese Äußerungen "weder seiner Denkweise
noch seiner Haltung" entsprechen würden.

 * 

2. 23 Millionen Euro für Corona-Bekämpfung

Haushalt/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung will bis zu 23 Millionen Euro
zusätzlich zur Bekämpfung des Corona-Virus aufwenden. Vertreter der
Bundesministerien für Gesundheit (BMG) und für Finanzen (BMF)
unterrichteten am Mittwochnachmittag die Mitglieder des
Haushaltsausschusses über eine entsprechende außerplanmäßige Ausgabe.
Laut Vorlage des BMF sollen die Mittel für vier Schwerpunktbereiche,
darunter "Nationale Bekämpfung des Ausbreitung des Virus" und
"Maßnahmen bei der Entwicklung von Impfstoffen und Therapeutika",
genutzt werden.

Der Vertreter des BMG berichtete in der Sitzung über die aktuelle
Situation hinsichtlich der Ausbreitung des Virus weltweit sowie in
Deutschland. Zudem umriss er die wesentlichen Maßnahmen in den
Schwerpunktbereichen und erläuterte den bilateralen Austausch mit
China und die internationale Zusammenarbeit. Der
Ministeriums-Vertreter wies zudem darauf hin, dass die
Weltgesundheitsorganisation (WHO) einen Bedarf von mehr als 600
Millionen Euro insbesondere zur Unterstützung der Gesundheitssysteme
schwächerer Staaten angemeldet habe, um das Virus zu bekämpfen. Der
sich daraus für Deutschland ergebende finanzielle Aufwand ließe sich
noch nicht schätzen, sagte der BMG-Vertreter.

In der Aussprache betonten die Abgeordneten fraktionsübergreifend,
dass die geplante außerplanmäßige Ausgabe sinnvoll sei. Eine
Vertreterin der AfD-Fraktion forderte, angesichts der Unklarheiten
über Ausbreitung, Mortalitätsrate und Verfügbarkeit eines Impfstoffes
sollten die Vorsichtsmaßnahmen "sehr ausgeprägt" sein.

Ein Vertreter der Unions-Fraktion sprach dem Bundesgesundheitsminister
Jens Spahn (CDU) und dem Ministerium Dank aus. Deren Reaktion sie
"professionell und gelassen" gewesen.

Eine Vertreterin der SPD-Fraktion thematisierte die Entwicklung eines
Impfstoffes. Daran schlossen Fragen einer Vertreterin der Fraktion Die
Linke an, die um eine schriftliche Unterrichtung zur aktuellen
Forschung und internationalen Kooperation bat.

Ein Vertreter der FDP-Fraktion sagte, der Vorfall zeige, wie wichtig
das deutsche Engagement im Bereich internationale Gesundheit sei. Er
forderte zudem, die Bundesregierung müsse ihre ankündigte Globale
Gesundheitsstrategie zeitnah vorlegen.

Eine Vertreterin der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sowie ein weiterer
Vertreter der Unions-Fraktion thematisierten den Umgang mit Taiwan im
Zuge der Ausbreitung des Virus. Sie warnten davor, Taiwan im Rahmen
des Monitoring als "Weißen Flecken" zu behandeln.

 * 

3. Mehrheit für Schutz der EU-Symbole

Recht und Verbraucherschutz/Anhörung

Berlin: (hib/MWO) Auf ein unterschiedliches Echo der Sachverständigen
traf ein Gesetzentwurf des Bundesrats zum besseren Schutz der Symbole
der Europäischen Union und ausländischer Flaggen. Während die meisten
Experten in der öffentlichen Anhörung des Rechtsausschusses am
Mittwoch eine Schutzwürdigkeit bejahten, aber durchaus auch
Nachbesserungsbedarf sahen, äußerten mehrere Sachverständige
erhebliche Bedenken gegen die Vorlage.

Der Gesetzentwurf (19/14378) sieht im Strafgesetzbuch (StGB) die
Einführung eines Paragrafen 90c vor, der die Verunglimpfung der Flagge
der EU und ihrer Symbole unter Strafe stellt. Der Strafrahmen der
neuen Vorschrift soll sich an Paragraf 90a orientieren und bei
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe liegen. Vor dem
Hintergrund der besonderen Bedeutung der EU für die Bundesrepublik
bestehe gesetzgeberischer Handlungsbedarf, heißt es in dem Entwurf.
Gegenstand der Anhörung war auch ein als Ausschussdrucksache
(19(6)109) vorliegender Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen zu
dem Gesetzentwurf, nach dem auch ausländische Flaggen durch Änderungen
des Paragrafen 104 besser geschützt werden sollen. Bestraft werden
soll demnach, wer öffentlich die Flagge eines ausländischen Staates
zerstört oder beschädigt.

Jörg Eisele von der Eberhard Karls Universität Tübingen erklärte,
hinsichtlich der Verunglimpfung der Flagge und der Hymne der EU
bestehe eine Schutzlücke, da Paragraf 104 nur Flaggen und
Hoheitszeichen ausländischer Staaten, nicht aber der EU schütze. Sie
werde auch nicht über die Vorschrift des Paragrafen 90a erfasst, der
nur die Bundesrepublik Deutschland und ihre Symbole schütze. Das
Verbrennen einer Flagge eines ausländischen Staates im Rahmen von
Kundgebungen werde bislang nicht erfasst. Eisele machte wie auch
weitere Sachverständige eine Reihe von Änderungsvorschlägen.

Martin Heger von der Humboldt-Universität zu Berlin erklärte, der
vorgeschlagene Paragraf 90c erscheine ihm nicht problematisch,
wenngleich das praktische Bedürfnis nicht allzu groß sein dürfte. Auch
die vorgeschlagene Einfügung in Paragraf 104 lasse sich durchaus
rechtfertigen Er schlug unter anderem vor, die Erfassung auch
ähnlicher Flaggen klarzustellen und Tathandlungen auf tatsächlich
strafwürdige Fälle zu begrenzen.

Diethelm Klesczewski von der Universität Leipzig sprach sich wie auch
die Berliner Rechtsanwältin Nadja Samour gegen den Gesetzentwurf aus.
Klesczewski bestätigte zwar wie seine Vorredner die Schutzwürdigkeit
der EU-Symbole, sieht hier aber eine Ausweitung des Strafrechts als
nicht notwendig an. Es handele sich bei Verunglimpfungen um den
typischen Anwendungsbereich des Ordnungswidrigkeitengesetzes (OWiG).
So könnte der Paragraf 124 des OWiG ergänzt werden. Dies treffe sowohl
auf die Vorschläge zu Paragraf 90 als auch zu Paragraf 104 zu.

Samour sagte, der Gesetzesentwurf sei abzulehnen, weil damit dem
Ultima-Ratio-Prinzip des Strafrechts nicht genüge getan werde.
Gleichzeitig werde der Grundrechtsschutz gefährdet. Es möge zwar sein,
dass mit der Einführung von Paragraf 90c der Verrohung des politischen
Diskurses entgegnet werden könnte. Andererseits sei davor zu warnen,
dass illiberalen Kräften Instrumente zur Hand gereicht werden, mit
denen sie politische Gegner verfolgen könnten. Das zu schützende
Rechtsgut müsse demnach mit widerstreitenden Grundrechten wie der
Meinungsäußerungs-, der Kunst-, oder der Versammlungsfreiheit im
Einzelfall abgewogen werden.

Thomas Weigend von der Universität zu Köln sprach sich ebenfalls für
eine Regelung als Ordnungswidrigkeit aus. Legitimer Kern der
angestrebten Gesetzesänderung sei der Wunsch, gegen das Zerstören und
Beschädigen sowie andere beschimpfende Behandlung der Europaflagge in
der Öffentlichkeit rechtlich vorgehen zu können. Bei einer Einstufung
als Ordnungswidrigkeiten könnte die Polizei zur Verhinderung der Taten
präventiv eingreifen, und die gesetzliche Androhung von Geldbußen
hätte abschreckende Wirkung.

Einhellig begrüßt wurde der Entwurf von den beiden eingeladenen
Vertretern der Anklagebehörde. Oberstaatsanwalt Andreas Franck von der
Staatsanwaltschaft München I erklärte, die gegenwärtige Gesetzeslage
weise einen Wertungswiderspruch auf. Während die Symbole der
Bundesrepublik Deutschland und ausländischer Staaten strafrechtlich
geschützt seien, gelte dies nicht für Symbole der EU. Auch gemessen am
Schutzzweck von Paragraf 104 bestehe nach geltender Gesetzeslage eine
Strafbarkeitslücke.

Auch Kai Lohse, Bundesanwalt beim Bundesgerichtshof, hatte keine
Einwände gegen den Entwurf. Der strafrechtliche Schutz der Symbole der
EU sei gerechtfertigt. Eine hinreichende Beachtung der Grundrechte im
Einzelfall sei sichergestellt. Absehbar werde dies vielfach im
Ergebnis zur Straffreiheit führen. Bezüglich Paragraf 104 erklärte
Lohse, eine Strafandrohung sei auch mit Blick auf die
Völkerrechtsfreundlichkeit des Grundgesetzes gerechtfertigt.

 * 

4. Sozialkassenverfahren im Baugewerbe

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion verlangt in einem Antrag (19/16989)
die Aufhebung der Sozialkassenverfahrensicherungsgesetze (SokaSiG;
SokaSiG2) im Baugewerbe. Seit Gründung der "Urlaubs- und
Lohnausgleichskasse der Bauwirtschaft" (ULAK) vor 70 Jahren und der
"Zusatzversorgungskasse des Baugewerbes AG" (ZVK) vor mehr als 60
Jahren hätten sich die Arbeitsbedingungen derart gewandelt, dass ein
ganzjähriges Arbeiten in den betreffenden Branchen möglich und üblich
sei. Somit würden Aufrechnungsansprüche der Vertragsparteien nicht
mehr gehäuft vorkommen. Zwangsabgaben der Unternehmen seien also nicht
mehr gerechtfertigt, schreibt die Fraktion. Neben der Aufhebung der
Gesetze verlangt die AfD außerdem, die ULAK und die ZVK anzuweisen,
bestehende Forderungen der beitragenden Unternehmen ihnen gegenüber
und etwaige Überschüsse an ebendiese rückzuerstatten beziehungsweise
abzutreten.

 * 

5. Nachhaltigkeit der Rentenversicherung

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung verteidigt in ihrer Antwort
(19/16954) auf eine Große Anfrage (19/12500) der FDP-Fraktion die
rentenpolitischen Maßnahmen der vergangenen Jahre. So habe der
Gesetzgeber mit dem RV-Leistungsverbesserungs- und
-Stabilisierungsgesetz festgelegt, dass der Beitragssatz zur
allgemeinen Rentenversicherung die Marke von 20 Prozent bis zum Jahr
2025 nicht überschreite und die Marke von 18,6 Prozent nicht
unterschreite. Damit seien die bisherigen Ziele für den Beitragssatz
und das Sicherungsniveau für die Zeit bis 2025 angepasst, verbessert
und in rechtliche Ansprüche verwandelt worden.

Denn bisher sollte nur bis 2020 ein Beitragssatz von 20 Prozent und
ein Sicherungsniveau von 46 Prozent erreicht werden. Durch die
Umwandlung dieser Ziele in eine gesetzliche Beitragssatzgarantie und
eine Niveauschutzklausel bis zum Jahr 2025 werde erreicht, dass die
Interessen der Rentner als auch der Beitragszahler sowie der
Steuerzahler angemessen berücksichtigt werden, betont die
Bundesregierung.

 * 

6. Prüfung der Verfassungsmäßigkeit

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat
(BMI) und das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz
(BMJV) prüfen alle Gesetzentwürfe der Bundesregierung auf ihre
Vereinbarkeit mit dem Grundgesetz. Dies geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/17026) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/16601) hervor.

 * 
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BUNDESTAG/9485: Heute im Bundestag Nr. 176 - 12.02.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 176

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 12. Februar 2020, Redaktionsschluss: 15.30 Uhr

1. Clubs als kulturelle Einrichtungen

2. FDP-Steuersenkungsvorschläge abgelehnt

3. Bundesregierung nimmt zu Kritik Stellung



1. Clubs als kulturelle Einrichtungen

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Ausschuss

Berlin: (hib/SUK) Clubs und Livemusikspielstätten sollten künftig in
der Baunutzungsverordnung als kulturelle Einrichtungen und nicht wie
bisher als Vergnügungsstätten klassifiziert werden. Darin waren sich
Sachverständige in einem öffentlichen Fachgespräch des Ausschusses für
Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen am Mittwoch, 12. Februar
2020 unter Vorsitz von Mechthild Heil (CDU) einig.

So sagte Tine Fuchs, Referatsleiterin Stadtentwicklung, Planungsrecht,
Bauleitungsplanung, nationale Verbraucherpolitik beim Deutschen
Industries- und Handelskammertag (DIHK), für den wünschenswerten
Erhalt der Clubkultur seien Änderungen etwa im Baugesetzbuch, beim
Lärmschutz und der Stadtentwicklungsplanung nötig. Die Clubszene
stelle "einen wichtigen Baustein für das Stadtmarketing" dar und sei
auch mit Blick auf den Fachkräftemangel ein "Standortfaktor". Sie sei
Teil eines vielfältigen kulturellen Angebots und richteten die
Aufmerksamkeit auf "eigentlich vergessene" Räume in der Stadt. In fast
allen Städten herrsche Mangel an Flächen für Wohnungsbau, Industrie
und Kultur; es brauche aber eine "ordentliche Nutzungsmischung".

Der Hamburger Rechtsanwalt Wolfgang Hopp sagte, die Einordnung der
Clubs als Vergnügungsstätten und eine "dogmatische Unterscheidung" von
Kulturstätten sei "nicht sachgerecht" und überzeuge nicht. Es gebe
dazu keine höchstrichterliche Entscheidung, aber eine deutliche
Tendenz, bei der vor allem auf die negativen Folgen der
Stadtentwicklung wie etwa Verkehr und Lärm abgehoben werde. Clubs
seien dadurch häufig aus den Bebauungsplänen ausgeschlossen und hätten
keine Planungssicherheit. Es sei stattdessen ratsam, die Clubs als
Einrichtungen für kulturelle Zwecke zu definieren und sie etwa von
Diskotheken, die gewerbliche Zwecke erfüllten, abzugrenzen. Ein
Kriterium dafür könne etwa die Zahl der Konzerte sein.

Steffen Kache, Clubbetreiber und Vorstandsmitglied des Verbands der
Musikspielstätten in Deutschland, berichtete von seinen eigenen
Erfahrungen mit dem Club Distillery in Leipzig. 1992 gegründet habe
sich der Club national und international einen guten Ruf erwiesen und
"die Techno-Szene nach Leipzig geholt". Nach einem Umzug gebe es für
den Club nun die Unterstützung aus der Politik, der Investor aber, der
auf dem Gelände Wohnungen bauen wolle, bügele mit dem Verweis, die
Einrichtung sei eine Vergnügungsstätte, "alle Argumente" weg.

Auch die Betreiberin des Berliner Gretchen-Clubs, Pamela Schobeß,
bezeichnete die Klassifizierung als Vergnügungsstätte als eine "Art
Damoklesschwert", das über den Clubs schwebe. Eine "Gleichstellung von
Clubs mit Bordellen und Spielkasinos" sei unangemessen.

Der frühere Clubbetreiber Jakob Turtur sagte, werde die
Baunutzungsverordnung, die schon Jahrzehnte alt sei, nicht verändert,
drohe eine weitere "Kommerzialisierung und Mainstreamisierung". Schon
jetzt würden die Clubs aus dem städtischen Raum vertrieben, weil die
Mieten zu hoch seien und Investoren keine langfristigen Mietverträge
abschließen würden. Ein diverses Kulturangebot könne so nicht
existieren.

Die Oppositionsfraktionen wollen diese Entwicklung nicht hinnehmen.
FDP, Linke und Grüne haben Anträge (19/16833, 19/14156, 19/15121)
vorgelegt, nach der Clubs in der Baunutzungsverordnung als Anlagen für
kulturelle Zwecke behandelt und Einrichtungen wie Opern, Theatern oder
Programmkinos gleichgestellt werden sollen.

 * 

2. FDP-Steuersenkungsvorschläge abgelehnt

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Der Finanzausschuss hat am Mittwoch ein von der
FDP-Fraktion vorgeschlagenes umfangreiches Steuersenkungspaket
abgelehnt. In der von der neuen Ausschussvorsitzenden Katja Hessel
(FDP) geleiteten Sitzung stimmten die Koalitionsfraktionen CDU/CSU und
SPD sowie die Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen gegen den
von der FDP-Fraktion eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung
des Einkommensteuergesetzes - Steuerentlastungsgesetz 2020 (19/16830).
Die FDP- und AfD-Fraktion stimmten dafür.

Dem Entwurf zufolge soll der Tarif der Einkommensteuer so "gestreckt"
werden, dass man erst bei einem deutlich höheren Einkommen als jetzt
den Spitzensteuersatz zahlen muss und auch mit darunterliegenden
Einkommen jeweils erst später in einen höheren Steuertarif kommt. Die
FDP-Fraktion begründet ihren Vorstoß damit, dass die Steuerquote in
Deutschland, also der Anteil des Steueraufkommens an der
Wirtschaftsleistung des Landes, Jahr für Jahr steige. 2014, im ersten
Jahr mit einem gesamtstaatlich ausgeglichenen Haushalt, habe die
Steuerquote 22,01 Prozent betragen. Laut der Steuerschätzung der
Bundesregierung solle sie bis 2024 auf 23,58 Prozent steigen. "Dieser
unaufhörlichen Steigerungsspirale muss etwas entgegengesetzt werden",
heißt es in der Begründung des Gesetzentwurfs.

Ziel ist es nach den Worten der Antragsteller, den Tarif "gerechter"
zu gestalten. "Einerseits soll die Steuerlast nicht am stärksten bei
den kleinen und mittleren Einkommen ansteigen und andererseits soll
nicht die Mitte der Gesellschaft mit einem Teil ihres Einkommens den
Spitzensteuersatz zahlen müssen." Die gestreckten Tarife sollen nach
dem Willen der FDP-Fraktion bereits für das laufende Jahr gelten.
Darüber hinaus solle in den Folgejahren der sogenannte
Mittelstandsbauch, also die relativ hohe Besteuerung mittlerer
Einkommen, "schrittweise und haushaltsverträglich weiter abgeschmolzen
werden". Ziel sei "ein linear-progressiver Tarif ohne Stufen".

In der Aussprache erklärte die CDU/CSU-Fraktion, das Thema habe eine
umfassendere Betrachtung verdient. Einiges werde in dem Entwurf gar
nicht angesprochen. Die SPD-Fraktion bewertete den Entwurf als
unausgewogen. Es müsse außerdem über eine stärkere Belastung höherer
Einkommen und Vermögen gesprochen werden. Die von der FDP-Fraktion in
Aussicht gestellte Entlastung sei nicht gegenfinanziert. Die
AfD-Fraktion widersprach der SPD-Fraktion. Eine soziale
Unausgewogenheit sei in dem Entwurf der FDP-Fraktion nicht zu
erkennen, da inzwischen selbst Durchschnittsverdiener den
Spitzensteuersatz zahlen müssten. Der Haushaltsüberschuss von 17
Milliarden Euro sei eine gute Gegenfinanzierung, so die AfD-Fraktion.

Der gesamtstaatliche Überschuss ist nach Ansicht der FDP-Fraktion
einer der Gründe, warum die Debatte an Fahrt gewinnt. Der
Spitzensteuersatz beginne viel zu früh und fresse sich immer weiter in
die Mitte der Gesellschaft hinein. Das Steuersystem insgesamt sei
"extrem leistungsfeindlich".

Die Linksfraktion kritisierte, die Entlastungswirkung finde
insbesondere bei höheren Einkommen statt. Zwar sei es richtig, dass
der Spitzensteuersatz später greifen müsse, aber er müsse dann erhöht
werden. Kleine und mittlere Einkommen könnten durch eine Anhebung des
Grundfreibetrages entlastet werden, schlug die Linksfraktion vor.

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erklärte, es müsse über
Gegenfinanzierung und Umverteilungswirkung des FDP-Vorschlags geredet
werden. Bei einem Bruttogehalt von 90.000 Euro gebe es bei dem
FDP-Vorschlag eine Entlastung von 3.000 Euro. "Das ist nicht das, was
wir brauchen", so ein Sprecher der Fraktion, der eine Entlastung im
unteren und mittleren Einkommensbereich forderte. Vorstellbar sei,
dass Geringverdiener eine Auszahlung durch das Finanzamt erhalten
würden. Für untere Einkommensbereiche wäre diese auch als "tax credit"
bekannte Methode zielführend.

 * 

3. Bundesregierung nimmt zu Kritik Stellung

Wirtschaft und Energie/Unterrichtung

Berlin: (hib/PEZ) Auf Kritikpunkte des Bundesrats zum Gesetzentwurf
für Gebäudeenergie (19/16716) geht die Bundesregierung in einer als
Unterrichtung (19/17037) vorgelegten Stellungnahme ein. In der
Gegenäußerung nimmt sie Bezug auf die detaillierten Änderungswünsche,
die der Bundesrat an dem Gesetzentwurf hegt. Dabei geht es auch um
Vereinfachungen für die Praxis bezüglich des Umgangs mit Normen. Der
Gesetzentwurf "zur Vereinheitlichung des Energieeinsparrechts für
Gebäude" sieht vor, das Energieeinsparungsgesetz, die
Energieeinsparverordnung und das Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz in
einem neuen Gesetz, dem Gesetz zur Einsparung von Energie und zur
Nutzung erneuerbarer Energien zur Wärme- und Kälteerzeugung in
Gebäuden (Gebäudeenergiegesetz - GEG), zusammenführen. Künftig soll
für den Neubau von Gebäuden ein einheitliches Anforderungssystem
gelten, in dem Energieeffizienz und erneuerbare Energien integriert
sind.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 175

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 12. Februar 2020, Redaktionsschluss: 14.20 Uhr

1. Nein zu Smart-Meter-Vorstoß

2. Biodiversität und Klima unter Druck



1. Nein zu Smart-Meter-Vorstoß

Wirtschaft und Energie/Ausschuss

Berlin: (hib/PEZ) Der Wirtschaftsausschuss im Bundestag hat sich gegen
einen Vorstoß der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ausgesprochen, der
auf finanzielle Vorteile für Haushalte bei der Einführung
intelligenter Stromzähler dringt. Mit dem Stimmen der
Regierungsfraktionen sowie der Linken und AfD bei Enthaltung der FDP
lehnt das Gremium einen entsprechenden Antrag (19/16048) am Mittwoch
ab. In dem Antrag fordern die Abgeordneten neben variablen Tarifen,
die sich vorteilhaft für Kunden auswirken sollen, eine
Informationskampagne für mehr Akzeptanz der so genannten "Smart
Meter".

Man brauche eine positive Kommunikation, aber die finde bislang nicht
statt, begründete eine Abgeordnete der Grünen die Initiative. Führende
Verbände hätten ihre ablehnende Haltung gegenüber intelligenten
Stromzählern deutlich gemacht und dienten daher schwerlich als
Multiplikatoren einer Informationskampagne. Ein Vertreter der Fraktion
CDU/CSU bezog sich auf die lange Vorlaufzeit vor der Einführung der
Geräte. Die Schwierigkeiten seien auf Sicherheits- und
wettbewerbsrechtliche Aspekte zurückzuführen. Nun aber würden die
Geräte eingeführt, insofern habe sich der Antrag ein Stück weit
überholt. Ein Vertreter der SPD-Fraktion sagte ebenfalls, die
Einführung sei positiv zu sehen, auch wenn die Verzögerungen ärgerlich
gewesen seien. Er bekräftigte, dass eine Informationskampagne geplant
sei - angetrieben durch die Tatsache, dass nun auch Stadtwerke aktiv
werden könnten.

Ein Vertreter der AfD-Fraktion lehnte den Vorstoß als Bevormundung von
Bürgern ab. Niemand solle zu solchen Zählern gezwungen werden, und
auch nicht per Preisunterschied zum Verrichten stromintensiver
Tätigkeiten zu bestimmten Zeiten. Von der FDP hieß es, der Antrag
enthalte wichtige und richtige Punkte. Es gebe allerdings unklare
Punkte, beispielsweise wie genau die Menschen finanziell profitieren
können sollen. Auch der Bezug zum Stilllegen von Kohlekraftwerken sei
künstlich konstruiert. Die Linksfraktion fand das Konzept
überdimensioniert. Ökologischer Nutzen und ökonomische Belastung
stünden in einem Missverhältnis. Außerdem hegte ein Abgeordneter
Bedenken, dass die Zähler Rückschlüsse auf Lebensgewohnheit zuließen.

 * 

2. Biodiversität und Klima unter Druck

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Anhörung

Berlin: (hib/LBR) Die Biodiversität und das Klima sind in den
vergangenen Jahren verstärkt unter Druck geraten. Darin war sich eine
Mehrzahl der geladenen Sachverständigen in einem öffentlichen
Fachgespräch des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und nukleare
Sicherheit am Mittwochvormittag einig. Naturschutz und Klimaschutz
müssten daher eng zusammen gedacht werden, befanden sie.

Steffen Pingen (Deutscher Bauernverband e.V.) verwies darauf, dass die
Landwirte zu den Hauptbetroffenen des Klimawandels zählten. Als
Landwirtschaftssektor habe man sich eigene Ziele gesetzt, um
Emissionen zu senken und die Biodiversität zu fördern. "Die letzten
Jahre haben gezeigt, der Wandel ist da und er ist spürbar", sagte der
Sachverständige. Daher müsse die Resilienz gegenüber dem Klimawandel
gestärkt werden. Gleichzeitig müssten wirtschaftlich tragfähige
Lösungen gefunden werden, dies umfasse etwa das Arbeiten an neuen
Kulturen und Sorten, die widerstandsfähiger seien. Darüber hinaus
müssten Prognosemodelle und neue Strategien im Pflanzenschutz
vorangebracht werden, forderte Pingen.

Auf vom Aussterben bedrohte Arten ging Josef Settele vom
Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung ein. Die Krisen im Bereich
Biodiversität und Klima seien nur in Kombination lösbar, sagte er. Ein
gezieltes Management, um Lebensräume und Konnektivitäten wieder
herzustellen, könne eine Lösung sein. Settele führte aus, dass die
größten Treiber bei der Veränderung der Natur die veränderte
Landnutzung, die direkte Ausbeutung wie etwa durch Fischerei und an
dritter Stelle der Klimawandel seien. "Jedes Grad zählt, jeder
Quadratkilometer zählt", betonte der Sachverständige im Hinblick auf
die begrenzte Landoberfläche und eine Änderung der Ökosystemfunktionen
durch Erwärmung. Gleichzeitig verwies er darauf, dass Szenarien
zeigten, dass die Ziele für nachhaltige Entwicklung bis 2030 und auch
die 2050-Vision für Biodiversität erreicht werden können.

Morten J¢dal, ein Biologe aus Norwegen, verwies darauf, dass seit dem
Jahr 1500 860 Spezies verloren gingen "Dies ist kein großer Verlust,
zudem gehen die Aussterberaten runter", sagte er. Der Hauptgrund für
den Verlust der Biodiversität sei der Verlust des Lebensraums, auf den
die Landwirtschaft Einfluss habe. Der Klimawandel sei kein
Haupttreiber für den Artentod, sagte J¢dal. Er erklärte, dass die
meisten der bedrohten Arten regional bedrohte Arten seien, die sich am
Rande von Ausbreitungsgebieten befänden. J¢dal verwies auch darauf,
dass es seit der Eiszeit vor 11.000 Jahren zehn Wärmeperioden gegeben
habe, die alle "insgesamt wärmer waren als heute" und, dass in den
vergangenen 500 Jahren auch 12.000 neue Pflanzenarten entstanden
seien.

Beate Jessel vom Bundesamt für Naturschutz betonte, dass der
Klimawandel zu "erheblichen Veränderungen und Verschiebungen" führen
werde, die über die natürliche Ausbreitungs- und Anpassungsfähigkeit
der Systeme hinausgehe. Gleichzeitig sei die Natur nicht nur
Betroffene, sondern könne auch Teil der Lösung sein, indem
ökosystembasierte Ansätze gezielt eingesetzt würden, etwa im Bereich
des Moor- und Grünlandschutzes. "Unter den Arten wird es Gewinner und
Verlierer geben, aber in der Summe wird das Ausmaß der Verluste höher
sein", sagte Jessel. In Deutschland könnten etwa bis zu 30 Prozent der
heimischen Arten aufgrund des Klimawandels verschwinden, sagte sie.
Ein weiterer Aspekt liege in der Entkoppelung ökologischer Beziehungen
und dem Entzerren der Wirkungsbeziehungen. "Da gibt es
Erkenntnisdefizite", sagte Jessel.

Dass der Mensch der wesentliche Treiber mit Blick auf Klima und
Biodiversität in der Krise sei, befand auch Magnus J. K. Wessel (Bund
für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.). Die Veränderungen durch
den Klimawandel träfen ein bereits geschwächtes System. Einzelne Arten
seien bei der Anpassung überfordert, sagte er. Es brauche daher
konkrete Schritte, um beiden Krisen zu lösen. Er betonte, dass in
Deutschland die Wälder am stärksten von der Klimakrise betroffen
seien. Wessel plädierte auch dafür, dass der Moorschutz förderbar
bleiben müsse, damit hochbedrohte Arten davon profitieren könnten.
Neben Maßnahmen, wie einer Wiederherstellung des Biotopverbunds,
brauche es aber auch Veränderungen im Konsumverhalten der Verbraucher,
plädierte er.

Auf den starken Anstieg der Treibhausgasemissionen verwies Thomas
Hickler vom Senckenberg Forschungszentrum Biodiversität und Klima.
"Eine Erwärmung um fünf Grad wäre der Unterschied von einer Warmzeit
und einer Eiszeit", sagte er. Das Risiko eines stärkeren Anstiegs
dürfe auf keinen Fall eingegangen werden. Ein weiteres zentrales
Problem sei der Meeresspiegelanstieg. Der Sachverständige verwies auch
darauf, dass viele der Effekte indirekt seien, etwa könne die
Risikostreuung bei der Baumartenwahl positive Effekte haben, die
Bioenergieförderung hingegen sei "nicht immer förderlich für die
Biodiversität" gewesen, so Hickler.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 174

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 12. Februar 2020, Redaktionsschluss: 13.25 Uhr

1. Dürreversicherungen werden begünstigt

2. Ausschuss berät erneut über Coronavirus

3. KMK lobt gute Beziehungen zum Bund

4. Zahl der Selbständigen in Deutschland

5. Grüne fragen nach Situation von LSBTI



1. Dürreversicherungen werden begünstigt

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Der Finanzausschuss hat am Mittwoch dem von der
Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Einführung
von Sondervorschriften für die Sanierung und Abwicklung von zentralen
Gegenparteien und zur Anpassung des Wertpapierhandelsgesetzes an die
Unterrichtungs- und Nachweispflichten nach den Artikeln 4a und 10 der
Verordnung (EU) Nummer 848/2012 (19/15665) zugestimmt. Damit sollen
Risiken durch zentrale Gegenparteien (Central Counterparty - CCP), die
bei Transaktionen mit verschiedenen Finanzinstrumenten zwischen die
Vertragsparteien treten, in Zukunft besser abgedeckt werden. Für den
Gesetzentwurf stimmten neben den Koalitionsfraktionen von CDU/CSU und
SPD auch die Fraktionen von FDP und Bündnis 90/Die Grünen.
AfD-Fraktion und Fraktion Die Linke enthielten sich.

Zuvor waren noch von den Koalitionsfraktionen eingebrachte
Änderungsanträge beschlossen worden. Zu den wichtigsten Ergänzungen
des Gesetzes gehört die Erweiterung des Katalogs der wetterbedingten
Elementargefahren im Versicherungsteuergesetz um die Gefahr der Dürre.
Damit wird die Möglichkeit geschaffen, Versicherungen gegen
Dürreschäden unter dieselben steuerrechtlichen Konditionen zu nehmen,
wie sie für andere Wetterelementargefahren gelten. Die Maßnahme gilt
rückwirkend ab 1. Januar 2020. In der Begründung des Koalitionsantrags
wird darauf hingewiesen, dass der Gesetzgeber bereits mit dem
Verkehrssteueränderungsgesetz vom 5. Dezember 2012 auf die
Auswirkungen des Klimawandels reagiert und die für die
Hagelversicherung bestehende versicherungssteuerliche Begünstigung auf
andere Wetterelementargefahren wie Sturm, Starkfrost, Starkregen und
Überschwemmung ausgeweitet habe.

Außerdem fügte die Koalition steuerrechtliche Änderungen bei
Anteilsausgabe oder -rücknahme von Investmentfonds in den
Gesetzentwurf ein. Der eigentliche Entwurf sieht unter anderem die
Einrichtung eines Ausfallfonds vor. Daneben soll jede zentrale
Gegenpartei ausreichend vorfinanzierte Eigenmittel bereithalten. Ziel
müsse es sein, Maßnahmen festzulegen, die die Finanzstabilität
bewahren und gleichzeitig die Kosten eines Ausfalls einer CCP für die
Steuerzahler minimieren. Aufsichts- und Abwicklungsbehörden müssten
mit Befugnissen ausgestattet sein, die sie in die Lage versetzen
würden, auf eine mögliche Abwicklung einer CCP und auf den
koordinierten Umgang mit einer in Schieflage geratenen CCP reagieren
zu können, schreibt die Bundesregierung in dem Gesetzentwurf.

 * 

2. Ausschuss berät erneut über Coronavirus

Gesundheit/Ausschuss

Berlin: (hib/PK) Bei der Verbreitung des neuen Coronavirus ist nach
Einschätzung von Bundesgesundheitsminister Jens Spahn (CDU) der
Höhepunkt womöglich noch nicht erreicht. Es könnte noch einmal
schlechter werden, bevor es besser werde, sagte der Minister am
Mittwoch im Gesundheitsausschuss des Bundestages, wo die Abgeordneten
erneut über das Thema berieten.

Eine Pandemie könne derzeit auch noch nicht ausgeschlossen werden. Die
Gesundheitsgefahren für Deutschland würden jedoch vom
Robert-Koch-Institut (RKI) als gering eingeschätzt. Deutschland sei
auf mögliche weitere Infektionen gut vorbereitet. Derzeit sind in
Deutschland 16 Fälle gemeldet, die meisten in Bayern. Auch in
zahlreichen anderen Ländern sind Infektionen mit dem neuen Coronavirus
registriert worden.

Auch wenn das Virus inzwischen weltweit verbreitet sei, liege der
Schwerpunkt der Infektionen nach wie vor in China, betonte Spahn. In
Deutschland sei es auch mit Hilfe der Sofortmaßnahmen gelungen, eine
schnelle Ausbreitung des Virus zu verhindern. Spahn fügte hinzu, die
Erfahrung mit dem Coronavirus habe allerdings die Notwendigkeit
gezeigt, das Infektionsschutzgesetz zu reformieren.

Ein Impfstoff gegen das Virus ist laut Spahn erst in Monaten zu
erwarten. Deutschland sei an der Impfstoffforschung beteiligt. Im
Kampf gegen das Virus sollen weitere Haushaltsmittel bereitgestellt
werden. Am Donnerstag sei zudem ein Sondergesundheitsministerrat auf
europäischer Ebene in Brüssel geplant.

 * 

3. KMK lobt gute Beziehungen zum Bund

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Ausschuss

Berlin: (hib/ROL) Um die Kooperation in der Bildung zwischen Bund und
Ländern ging es am Mittwoch im Ausschuss für Bildung und Forschung.
Stefanie Hubig (SPD), Präsidentin der Kultusministerkonferenz (KMK)und
Bildungsministerin in Rheinland Pfalz, sagte: "Bildung ist eine
gesamtgesellschaftliche Aufgabe und wir werden nur gemeinsam Erfolg
haben." Sie lobte gleich zu Beginn das gute Verhältnis der Länder zum
Bund. Es sei richtig, dass über den Bildungsföderalismus immer wieder
gestritten werde und dieser auch hoch gehalten werde, dennoch sei die
Kooperation zwischen Bund und Ländern ein wichtiges Anliegen. Sie
berichtete, dass sich die KMK im Dezember dazu entschlossen habe -
obwohl zuvor das grün regierte Baden-Württemberg und das CSU regierte
Bayern aus dem Projekt Nationaler Bildungsrat ausgestiegen seien -
dennoch einen Bildungsrat zu gründen. "Wir brauchen ein
wissenschaftliches und bildungsbasiertes Gremium, das die Länder
berät", sagte Hubig.

Dieses solle auch Ideen zu Fragen entlang der gesamten Bildungskette,
also von der frühkindlichen Bildung bis zu beruflichen Bildung,
entwickeln, wie auch zur Sprachförderung, dem Lehrermangel und der
Lehrerqualifzierung, allesamt Themen, die die KMK derzeit beschäftigen
würden. Wichtig sei auch das Thema Vergleichbarkeit von Bildung in den
Ländern, auch beim Abitur.

Hubig lobte zudem die Verabschiedung des Digitalpaktes, bei dem die
Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern gut geklappt habe und wies
darauf hin, dass nunmehr dazu bei allen 16 Ländern die
Antragsverfahren laufen würden. Dennoch unterstrich sie auch, dass die
Schüler in Deutschland in Sachen Digitalisierung im Vergleich zu
anderen Ländern hinterher hinken würden. "Aber die Aufholjagd hat
begonnen."

Zudem unterstrich die KMK-Präsidentin, dass künftig das Thema Chancen-
und Bildungsgerechtigkeit einen größeren Stellenwert einnehmen
müssten. Die soziale Herkunft beim Thema Bildung spiele eine zu
schwerwiegende Rolle. Um die Diskrepanz zwischen Kindern aus
bildungsfernen- und bildungsaffinen Elternhäusern zu mildern, sei die
Ganztagsbetreuung ein wichtiges Unterpfand. Darauf haben Eltern bei
Grundschulen ab 2025 einen Rechtsanspruch.

Als Kultusministerpräsidentin habe sie sich das Thema "Europa"
gesetzt, sagte Hubig. "Wir müssen uns fragen, wie wir den Wert von
Europa den Schülern und jungen Leuten näher bringen, und zwar nicht
nur in dem Sinne, dass für sie ein Schüleraustausch oder ein Studium
innerhalb von Europa normal ist." Vielmehr müsse deutlich gemacht
werden, welche Errungenschaft Europa im Sinn der Freiheit und des
Wohlstandes sei. Hubig mahnte: "Europa ist selbstverständlich aber
keine Selbstverständlichkeit." Gerade in Zeiten des Rechts- und
Linksextremismus und des Islamismus, müsste das deutlich gemacht
werden.

Ein Vertreter der CDU/CSU-Fraktion lobte den Wettbewerbs- und
Bildungsföderalismus, mahnte aber, dass die KMK in Sachen
Bildungstransparenz nur wenig vorankäme. Ein Vertreter der SPD
bewertet es als Zeichen der Ermutigung, dass Hubig gleich zu Beginn
ihrer Amtszeit den Ausschuss für Bildung und Forschung aufgesucht hat,
denn man sei im Bund schon sehr irritiert gewesen, als zwei Länder die
Verhandlungen zur Einsetzung des Nationalen Bildungsrates kurzerhand
verlassen und andere Länder die Einsetzung zumindest zwischenzeitig in
Frage gestellt hätten. Ein Vertreter der AfD mahnte den Föderalismus
nicht immer weiter einzuschränken und warnte vor dem Hintergrund des
von der KMK-Präsidentin gesetzten Themas "Europa", der EU nicht immer
mehr Macht und Einfluss zu gewähren. Die Vertreter der FDP und von
Bündnis 90/Die Grünen lobten, dass sich die Länder nun doch für die
Idee des Bildungsrates einsetzten. Gleichwohl sei fraglich, woher die
KMK-Präsidentin so viel Optimismus für das Gelingen des Projektes
schöpfen würde. Die Linke verwies grundsätzlich darauf, dass der
Föderalismus insgesamt von vielen in Frage gestellt werden würde.

 * 

4. Zahl der Selbständigen in Deutschland

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Zahl der Selbständigen in Deutschland ist von
4,16 Millionen im Jahr 2015 in den Folgejahren kontinuierlich auf 4,01
Millionen im Jahr 2018 gesunken. Dies geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/17027) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/15755) hervor.

Danach waren von den 2018 verzeichneten 4,01 Millionen Selbständigen
2,68 Millionen Männer und 1,33 Millionen Frauen. Bei 1,78 Millionen,
darunter 171.000 Ausländern, handelte es sich im Jahr 2018 der Vorlage
zufolge um Selbständige mit abhängig Beschäftigten, während 2,23
Millionen "Solo-Selbständige" waren, davon 295.000 Ausländer.

 * 

5. Grüne fragen nach Situation von LSBTI

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Große Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen verlangt Auskunft
über die soziale und gesundheitliche Situation von Lesben, Schwulen,
Bisexuellen, trans- und intergeschlechtlichen Menschen (LSBTI) in
Deutschland. In einer Großen Anfrage (19/16992) will sie unter anderem
wissen, welche Regelungen im deutschen Recht nach Kenntnis der
Regierung LSBTI direkt oder indirekt diskriminieren, welche Regelungen
in der Kritik internationaler Organisationen wie Europarat oder
Vereinte Nationen stehen und welche dieser Regelungen die Regierung zu
reformieren beziehungsweise zu beseitigen beabsichtigt. Zudem
erkundigen sich die Grünen nach Diskriminierungen von LSBTI am
Arbeitsmarkt und bei der Wohnungssuche, nach der Erkrankungs- und
Suizidrate sowie sexuellem Missbrauch.

 * 
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BUNDESTAG/9482: Heute im Bundestag Nr. 173 - 12.02.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 173

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 12. Februar 2020, Redaktionsschluss: 12.43 Uhr

1. Bahn-Gutachten der Monopolkommission

2. FDP fragt nach WLAN an Schienenwegen

3. AfD thematisiert Emissionen von LNG-Lkw



1. Bahn-Gutachten der Monopolkommission

Verkehr und digitale Infrastruktur/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Aus Sicht der Monopolkommission sollte der Bund von
der in der Dritten Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung zwischen
Bund und Deutscher Bahn AG (DB AG) (LuFV III) enthaltenen
Kündigungsmöglichkeit Gebrauch machen, wenn die ausdifferenzierten
Qualitätskennzahlen der LuFV III in der Praxis nicht zu dem
gewünschten Mehr an Transparenz führen. Das machte Jürgen Kühling,
Mitglied der Monopolkommission, am Mittwoch vor dem Verkehrsausschuss
während der Vorstellung des "7. Sektorgutachtens Bahn der
Monopolkommission" (19/12300) deutlich. Die zehnjährige Laufzeit der
LuFV III sei "nicht in Stein gemeißelt", sagte er. Nach fünf Jahren
könnten die Bedingungen der LuFV III neu verhandelt werden.

Kühling kritisierte zudem, dass das Problem der Pönalisierung
(Unter-Strafe-Stellen) nicht angegangen worden sei. Aus Sicht der
Monopolkommission funktioniere die Sanktionierung im Falle des
Nichterreichens bestimmter Ziele strukturell nicht gut.
Rückforderungen des Bundes an das Unternehmen hätten nicht die
richtigen Anreizwirkungen, befand Kühling. Besser sei es, die
Erreichung der Qualitätskennzahlen stärker in die Managemententlohnung
einfließen zu lassen.

Von der Einführung des Deutschland-Taktes verspricht sich
die Monopolkommission laut Kühling "Wettbewerb im
Schienenfernverkehr". Dazu müsse aber darauf geachtet werden, dass
die Streckenausschreibungen - ähnlich wie beim
Schienenpersonennahverkehr - als Hebel genutzt werden, "um im Sinne
der Kunden, der Qualität und der Effizienz Wettbewerb zu
implementieren". Wichtig sei, dass auch Marktneulinge bei den
Ausschreibungen eine Chance bekommen, betonte der Vertreter der
Monopolkommission.

Das "Ceterum censeo" der Monopolkommission sei die "vertikale
Desintegration", also die Herauslösung des Infrastrukturbereichs aus
der DB AG, sagte Kühling weiter. Anders als die DB AG, die das ablehne
oder zumindest aktuell nicht den richtigen Zeitpunkt dafür sehe, ist
aus Sicht der Monopolkommission jetzt genau der richtige Zeitpunkt
dafür, da auf diesem Wege mit Blick auf den Deutschland-Takt
Diskriminierungsanreize aktiv beseitigt werden könnten, betonte er.

Was den Zugang zu Zugmaterial - Lokomotiven und Waggons - angeht, so
steht die Monopolkommission nach Aussage Kühlings einem Bundespool
skeptisch gegenüber. Zu bevorzugen seien Leasingmodelle, sagte er.

 * 

2. FDP fragt nach WLAN an Schienenwegen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die Verfügbarkeit von WLAN im
Schienenpersonenverkehr thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/16872). Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung
unter anderem wissen, wie viel Prozent der vom
Schienenpersonennahverkehr (SPNV) sowie vom
Schienenpersonenfernverkehr (SPNV) genutzten Schienenwege gegenwärtig
mindestens über eine Netzabdeckung von 4G/LTE verfügen. Gefragt wird
auch, ob die Mobilfunkbetreiber nach Kenntnis der Bundesregierung
ihrer Verpflichtung nachgekommen sind, bis zum 31. Dezember 2019 eine
vollständige Mobilfunkabdeckung an den ICE-Trassen zu erreichen.

 * 

3. AfD thematisiert Emissionen von LNG-Lkw

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die Emissionen von mit Flüssigerdgas (LNG)
betriebenen Lkw thematisiert die AfD-Fraktion in einer Kleine Anfrage
(19/16821). Die Abgeordneten verweisen in der Vorlage auf einen
Pressebericht, wonach LNG-Lkw schädlicher als Diesel-Lkw seien. Dies
hätten Praxistests im Auftrag der niederländischen Regierung ergeben,
über die die Umweltorganisation Transport & Environment (T&E)
berichtet habe. Von der Bundesregierung will die AfD-Fraktion nun
wissen, ob ihr die Studie bekannt ist und welche Schlussfolgerungen
für ihr eigenes Handeln sie aus den Erkenntnissen zieht. Gefragt wird
auch, ob "im Vorfeld der Begünstigungen von Gas-Nutzfahrzeugen im
Auftrag der Bundesregierung" die tatsächlichen Abgaswerte von
Gas-Nutzfahrzeugen "im Echtbetrieb" gemessen wurden.

 * 
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BUNDESTAG/9481: Heute im Bundestag Nr. 172 - 12.02.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 172

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 12. Februar 2020, Redaktionsschluss: 11.52 Uhr

1. FDP-Plan zu Kassenbons erneut abgesetzt

2. Lage in Syrien wird immer dramatischer

3. A4-Ausbau zwischen Nossen und Bautzen

4. FDP fragt nach Emissionen des Seeverkehrs

5. Spatenstiche mit dem Verkehrsminister

6. Kosten der Fehmarnbeltquerung erfragt

7. Radwegeausbau an Bundeswasserstraßen



1. FDP-Plan zu Kassenbons erneut abgesetzt

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Der Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am
Mittwoch die Beratung des von der FDP-Fraktion eingebrachten
Gesetzentwurfs zur Änderung der Abgabenordnung - Gesetz zur
Verhinderung einer Bon-Pflicht für Bäcker (19/15768) erneut von der
Tagesordnung abgesetzt. Ein Sprecher der CDU/CSU-Fraktion begründete
dies mit weiterem Beratungsbedarf. Für die Absetzung von der
Tagesordnung stimmten die Fraktionen von CDU/CSU und SPD, dagegen
waren die Fraktionen von AfD, FDP, Die Linke und Bündnis 90/Die
Grünen. Die abschließende Beratung im Ausschuss war bereits am 29.
Januar geplant gewesen, wurde aber ebenfalls von der Tagesordnung
abgesetzt.

Die FDP-Fraktion will mit dem Gesetz die vor allem den Bäckereien seit
Anfang des Jahres auferlegte Pflicht zur Ausgabe von Kassenbelegen
selbst bei kleinsten Einkäufen wieder abschaffen. Die Finanzbehörden
sollen im Fall der Nutzung einer zertifizierten technischen
Sicherheitseinrichtung beim Verkauf von Waren und der Erbringung von
Dienstleistungen an eine Vielzahl von nicht bekannten Personen eine
Befreiung von der Pflicht zur generellen Ausgabe von Belegen
aussprechen können. Die Belege würden größtenteils nicht von den
Kunden mitgenommen, sondern direkt im Geschäft entsorgt, argumentiert
die FDP-Fraktion. Dies führe zu einer erheblichen Zunahme von Abfall,
der unter dem Gesichtspunkt des Umweltschutzes vermeidbar wäre.

 * 

2. Lage in Syrien wird immer dramatischer

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Ausschuss

Berlin: (hib/JOH) Die Reduzierung der Grenzübergänge nach Syrien, über
die humanitäre Güter in das Bürgerkriegsland gelangen, von vier auf
zwei im Zuge der Verlängerung der UN-Resolution für Syrien am 11.
Januar 2020, führt nach Angaben der Bundesregierung zu einer
Verschärfung der humanitären Situation im Land. Allerdings könne die
Bundesregierung den Ausfall bislang kompensieren, betonte die
Parlamentarische Staatssekretärin im Bundesministerium für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ), Maria
Flachsbarth (CSU), am Mittwochmorgen im Ausschuss für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung.

Indes werde die Lage in der syrischen Provinz Idlib angesichts der
erneuten Militäroffensive von Machthaber Baschar al-Assad immer
dramatischer. So seien laut des UN-Nothilfebüros Ocha seit dem 1.
Dezember 2019 rund 586.000 Menschen vertrieben worden. "Die
Flüchtlingslager sind völlig überfüllt", berichtete Flachsbarth, viele
Menschen schliefen in Schulen, Moscheen oder auf offenem Feld. "Diese
Menschen brauchen unmittelbar sehr viel Hilfe", betonte sie.

Laut Flachsbarth hätten auch zehn der vom BMZ unterstützten
Gesundheitseinrichtungen in Idlib schließen müssen. Neun von ihnen
seien an andere Standorte gezogen. Besorgt zeigte sie sich aufgrund
der Tatsache, dass die UN-Resolution auf Drängen Russlands nur um
weitere sechs Monate verlängert worden sei. "Wir wissen nicht, ob
Russland einer weiteren Verlängerung zustimmen wird", sagte
Flachsbarth. Wenn nicht, würde das Wegfallen der Grenzrouten, über die
Millionen Menschen mit Hilfsgütern versorgt werden, "katastrophale
Auswirkungen" haben.

Helfer können seit 2014 gemäß den Beschlüssen des UN-Sicherheitsrates
humanitäre Güter über bestimmte Grenzstationen direkt in Gebiete
liefern, die das Assad-Regime nicht kontrolliert. Im Dezember 2019
hatten Deutschland, Belgien und Kuwait in einem Resolutionsentwurf
eine Verlängerung des Mandats um ein Jahr vorgeschlagen. Russland und
China legten dagegen aber ein Veto ein.

 * 

3. A4-Ausbau zwischen Nossen und Bautzen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Das Bundesministerium für Verkehr und digitale
Infrastruktur (BMVI) hat einer Antwort der Bundesregierung (19/16879)
auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/16559) zufolge im August
2019 der Aufnahme der Planungen für den acht- beziehungsweise
sechsstreifigen Ausbau der Bundesautobahn A 4 zwischen dem
Autobahndreieck (AD) Nossen und der Anschlussstelle (AS) Bautzen-Ost
zugestimmt. Nach Auskunft der sächsischen Straßenbauverwaltung sei
aufgrund des Übergangs der Zuständigkeit für die Bundesautobahnen auf
die Autobahn GmbH des Bundes der Planungsauftrag im Oktober 2019 an
die DEGES Deutsche Einheit Fernstraßenplanungs- und -bau GmbH (DEGES)
erteilt worden, heißt es in der Antwort.

Nach Übergabe der Unterlagen Anfang Januar 2020 werde die DEGES "die
Unterlagen sichten, die Planungs- und Bauabschnitte verkehrlich und
nach Dringlichkeit festlegen sowie die Vergabeverfahren für die
Voruntersuchungen durchführen". Die Auswirkungen auf die Umwelt würden
im Rahmen der Umweltverträglichkeitsprüfung untersucht, die
Bestandteil der Abwägungen im Planungsprozess sei, schreibt die
Bundesregierung.

 * 

4. FDP fragt nach Emissionen des Seeverkehrs

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für die Emissionen des internationalen Seeverkehrs
interessiert sich die FDP-Fraktion. Die Abgeordneten wollen in einer
Kleinen Anfrage (19/16904) von der Bundesregierung unter anderem
wissen, welche Alternativen ihr für den Welthandel bekannt sind, die
weniger CO2 emittieren als der Seeverkehr. Gefragt wird auch, welchen
Stellenwert für die Bundesregierung die Senkung der CO2-Emissionen im
Seeverkehr im Vergleich zum individualisierten Straßenverkehr hat.

 * 

5. Spatenstiche mit dem Verkehrsminister

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach "Spatenstichen für
Verkehrsinfrastrukturprojekte und Verkehrsfreigaben in Anwesenheit von
Vertretern des Bundesministeriums für Verkehr und digitale
Infrastruktur (BMVI)" erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/16939). Die Bundesregierung soll
unter anderem darüber Auskunft erteilen, welche Kosten durch die
Veranstaltungen im Jahr 2019 jeweils entstanden sind. Die Grünen
wollen zudem wissen bei welchen dieser Veranstaltungen der Minister
oder seine Staatssekretäre jeweils teilgenommen haben und fordern
dabei eine getrennte Auflistung nach Bundesfernstraßenprojekten,
Bundesschienenwegeprojekten, Bundeswasserstraßenprojekten,
Nahverkehrsinfrastrukturprojekten und Projekten für Radwege.

 * 

6. Kosten der Fehmarnbeltquerung erfragt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Kostenexplosion bei der Fehmarnbeltquerung" lautet
der Titel einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/16868). Die
Abgeordneten verweisen darin auf eine Pressemeldung, wonach der
Bundesrechnungshof (BRH) angesichts einer Steigerung der Kosten für
die Fehmarnbeltquerung von ursprünglich 817 Millionen Euro auf 3,5
Milliarden Euro empfehle, "das Projekt zu überdenken". Die
Bundesregierung wird nun gefragt, welche Konsequenzen das
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) ziehen
werde, wenn das Nutzen-Kosten-Verhältnis (NKV), wie vom BRH
befürchtet, unter 1,0 sinkt. Wissen will die AfD-Fraktion auch, welche
Faktoren dazu führen, "dass die Kilometerkosten für den Neubau der
Strecke über denen von Hochgeschwindigkeitsstrecken liegen".

 * 

7. Radwegeausbau an Bundeswasserstraßen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Eine Erfassung aller Radwege an Bundeswasserstraßen
liegt der Bundesregierung nach eigener Aussage nicht vor. Das geht aus
der Antwort der Regierung (19/16880) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/16261) hervor. In der Antwort wird
außerdem mitgeteilt, dass der Bund den radverkehrstauglichen Ausbau
von Wegen entlang der Bundeswasserstraßen "auf Antrag" fördert. Der
radverkehrstaugliche Ausbau von Betriebswegen an Bundeswasserstraßen
diene der Erreichung der Klimaschutzziele der Bundesregierung, heißt
es in der Vorlage. Zur Förderung des allgemeinen Radverkehrs
unterstütze der Bund seit 2015 die Bemühungen von Kommunen und
Gemeinden, den radverkehrstauglichen Ausbau der bundeseigenen
Betriebswege zu ermöglichen. Um das Interesse der Kommunen und
Gemeinden zu erhöhen, sei ab dem Haushalt 2020 der Förderanteil des
Bundes auf 90 Prozent erhöht worden, schreibt die Bundesregierung.

 * 
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BUNDESTAG/9480: Heute im Bundestag Nr. 171 - 12.02.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 171

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 12. Februar 2020, Redaktionsschluss: 11.20 Uhr

1. Rechtsausschuss beschließt Gesetzentwürfe

2. Hessel neue Ausschussvorsitzende

3. FDP-Vorstoß zu 5G-Sicherheit abgelehnt

4. Grünen-Antrag zu sauberer Luft abgelehnt



1. Rechtsausschuss beschließt Gesetzentwürfe

Recht und Verbraucherschutz/Ausschuss

Berlin: (hib/MWO) Zwei Gesetzesvorlagen, die noch in dieser Woche im
Plenum abschließend behandelt werden sollen, hat der Ausschuss für
Recht und Verbraucherschutz in seiner 80. Sitzung am Mittwoch
verabschiedet. Mit den Stimmen der Abgeordneten der
Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD sowie der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen und den meisten AfD-Abgeordneten wurde zum einen der
Gesetzentwurf der Bundesregierung zum Ausschluss der Stiefkindadoption
in nichtehelichen Familien in geänderter Fassung (19/15618)
angenommen. FDP und Linke stimmten dagegen, ein AfD-Abgeordneter
enthielt sich.

Mit dem Gesetz soll eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts
umgesetzt werden, wonach der Ausschluss der Stiefkindadoption in
nichtehelichen Familien verfassungswidrig ist. Der Gesetzgeber wurde
verpflichtet, bis zum 31. März 2020 eine Neuregelung zu treffen.
Abgelehnt wurde ein FDP-Antrag für ein modernes Adoptionsrecht
(19/15772) sowie ein Gesetzentwurf von Bündnis 90/Die Grünen zur
Anpassung der abstammungsrechtlichen Regelungen an das Gesetz zur
Einführung des Rechts auf Eheschließung für Personen gleichen
Geschlechts (19/2665).

Ebenfalls in geänderter Fassung angenommen wurde ein Gesetzentwurf der
Bundesregierung zur Verlängerung und Verbesserung der Regelungen über
die zulässige Miethöhe bei Mietbeginn (19/15824). Mit der Vorlage soll
die Mietpreisbremse geschärft werden. Wie die Bundesregierung in ihrem
Entwurf schreibt, besteht die für deren Einführung maßgebliche
Ausgangslage im Wesentlichen fort. Ein baldiges Auslaufen der
Mietpreisbremse erscheine deshalb nicht sinnvoll. Für den Entwurf
stimmten die Koalitionsfraktionen und die Grünen, dagegen votierte die
AfD. FDP und Linke enthielten sich. Abgelehnt wurden ein Antrag von
Bündnis 90/Die Grünen mit dem Titel "Robuste Mietpreisbremse
einführen" (19/15122) sowie ein Antrag der Fraktion Die Linke mit dem
Titel "Bezahlbares Wohnen garantieren - Mieten deckeln, sozialen
Wohnungsbau retten" (19/13502).

Ebenfalls abgelehnt wurden Anträge der Fraktionen AfD, Die Linke und
Bündnis 90/Die Grünen zum Schutz der Fluggäste bei Insolvenz der
Fluggesellschaft (19/7035, 19/1036, 19/6277). Vonseiten der
Bundesregierung hieß es, eine eigene Vorlage sei in Arbeit und solle
im Frühjahr fertig sein. Ein Antrag der FDP-Fraktion zur
Neuheitsschädlichkeit von Gebrauchsmustern (19/15760) wurde vertagt.

Das Gremium beschloss, die dem Grunde nach bereits beschlossene
öffentliche Anhörungen zu Gesetzentwürfen über die Entschädigung für
Strafverfolgungsmaßnahmen (BR-Drucksache 639/19, 19/15785) auf den 23.
März 2020 zu terminieren. Weiter stimmten die Abgeordneten für die
Einbeziehung eines Antrags der Grünen mit dem Titel "Anwaltliches
Berufsrecht zukunftsfest machen" (19/16884) in die bereits
beschlossene öffentliche Anhörung zu einem Gesetzentwurf der FDP zur
Modernisierung des Rechtsdienstleistungsrechts (19/9527).

Der Ausschuss nahm eine Empfehlung des Unterausschusses Europarecht zu
Richtlinienvorschlägen an und stimmte über eine Reihe von
Gesetzentwürfen und Anträgen ab, bei denen er nicht federführend ist.

 * 

2. Hessel neue Ausschussvorsitzende

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Katja Hessel FDP) ist am Mittwoch zur neuen
Vorsitzenden des Finanzausschusses bestimmt worden. Hessel ist
Fachanwältin für Steuerrecht und gehörte bisher schon dem
Finanzausschuss an. Sie folgt auf Bettina Stark-Watzinger, die in der
FDP-Fraktion neue Aufgaben als Parlamentarische Geschäftsführerin
übernimmt. Stark-Watzinger lobte die vertrauensvolle Zusammenarbeit im
Ausschuss, was ihr als neues Mitglied des Bundestages die Arbeit
erleichtert habe.

 * 

3. FDP-Vorstoß zu 5G-Sicherheit abgelehnt

Inneres und Heimat/Ausschuss

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion ist mit einem Vorstoß zur
"Cybersicherheit der 5G-Netze" im Innenausschuss gescheitert. Mit der
Stimmenmehrheit der Koalitionsfraktionen von CDU/CSU und SPD lehnte
das Gremium am Mittwochvormittag einen entsprechenden FDP-Antrag
(19/14046) bei Enthaltung der übrigen Oppositionsfraktionen ab.

In der Vorlage wird die Bundesregierung aufgefordert, die von der
Europäischen Kommission empfohlenen Maßnahmen zur "Cybersicherheit der
5G-Netze" national umzusetzen sowie "von jeglicher Schwächung der
Sicherheit des 5G-Standards abzusehen und anstatt dessen die Chancen
eines sicheren 5G-Standards voranzutreiben".

Hierzu soll sich die Bundesregierung dem Antrag zufolge "in dem noch
laufenden Standardisierungsprozess mit allen durch sie beteiligten
Akteuren aktiv für ein höchstmögliches Maß an Sicherheit einsetzen".
Hierzu zähle unter anderem der Einsatz für eine standardmäßige
Ende-zu-Ende-Verschlüsselung und die Ablehnung von Sicherheitslücken
zur weiteren Möglichkeit der Nutzung von sogenannten IMSI-Catchern.

Auch soll die Bundesregierung nach dem Willen der FDP-Fraktion unter
anderem durch staatliche Behörden keine Produkte von chinesischen
Unternehmen beziehen, "deren Produkte Kern des Systems der uferlosen
Massenüberwachung der Menschen in China sind". Dazu fordert die
Fraktion von der Bundesregierung, bei sicherheitskritischer
Infrastruktur wie der 5G-Technologie bereit zu sein, "sowohl national
als auch durch das entsprechende Engagement auf europäischer Ebene auf
die Nutzung chinesischer Technik zu verzichten" und "den Export von
Überwachungstechnologien in Zeiten digitaler Vernetzung als kritischen
Bereich zu betrachten".

 * 

4. Grünen-Antrag zu sauberer Luft abgelehnt

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Ausschuss

Berlin: (hib/LBR) Die Mitglieder des Ausschusses für Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit haben am Mittwochmorgen einen
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/8985) zu einer Strategie
für saubere und gesunde Luft mit den Stimmen der CDU/CSU, der SPD, der
AfD und der FDP gegen die Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen und bei
Enthaltung der Fraktion Die Linke abgelehnt.

Die Grünen-Fraktion begründet ihren Antrag damit, dass Deutschland in
Bezug auf die in der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung
formulierten Ziele noch weit entfernt sei von sauberer Luft. Es
brauche eine umfassende Strategie zur Vermeidung von Luftschadstoffen,
sagte eine Vertreterin der Fraktion. Konkret schlagen die Abgeordneten
in dem Antrag vor, den Grenzwertempfehlungen der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) stärker zu folgen und die 39.
Bundesimmissionsschutzverordnung daran anzupassen. Unter anderem
sollen die Jahresgrenzwerte für Feinstaub (PM10 und PM2,5) und der
Tagesgrenzwert für Schwefeldioxid deutlich verschärft werden. Für
Schwefeldioxid soll beispielsweise ein Tagesgrenzwert von 20
Mikrogramm/Kubikmeter statt aktuell 125 Mikrogramm/Kubikmeter gelten.
Weiterhin soll etwa die bisher 18 Mal im Jahr zulässige Überschreitung
des Stundenwertes für Stickstoffdioxid von 200 Mikrogramm/Kubikmeter
künftig unzulässig sein.

In der Diskussion im Ausschuss betonten Vertreter aller Fraktionen die
Wichtigkeit einer guten Luftqualität. Vertreter der Union und der SPD
führten aus, dass sich weiter an den EU-weiten Grenzwerten orientiert
werden müsse und zusätzliche nationale Lösungen nicht zielführend
seien. Kritik am Antrag übte auch ein Vertreter der AfD-Fraktion. Man
sei seit Jahrzehnten auf einem guten Weg, dass die Luftkontamination
abnehme und sehe keine Notwendigkeit, die Grenzwerte zu verschärfen.
Eine Vertreterin der FDP-Fraktion sagte, dass das Ziel gut, der Weg
aber falsch sei. Insbesondere fehle es dem Antrag an
Technologieoffenheit. Der Antrag enthalte viele richtige Forderungen
wie etwa die Reduzierung des Methanausstoßes oder die Überarbeitung
des Stands der Technik bei kleinen Feuerungsanlagen, betonte ein
Vertreter der Linken-Fraktion.

 * 
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BUNDESTAG/9479: Heute im Bundestag Nr. 170 - 12.02.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 170

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 12. Februar 2020, Redaktionsschluss: 10.54 Uhr

1. Investitionsprogramm für Sportstätten

2. Politisch rechts motivierte Straftaten

3. Versorgung von Terroropfern

4. FDP fragt nach Ganztagsbetreuung

5. Umstrittener Standort für Batteriefabrik

6. Kosten innerhalb Max-Planck-Gesellschaft



1. Investitionsprogramm für Sportstätten

Sport/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der Bundesregierung ist der hohe Investitionsbedarf
bei Sportstätten bundesweit nach eigener Aussage grundsätzlich
bekannt. Vor diesem Hintergrund prüfe sie die Neuauflage eines
Investitionsprogramms für Sportstätten "unter Berücksichtigung der
verfassungsrechtlichen Grundlagen", heißt es in der Antwort der
Regierung (19/16985) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/16577). "Die Prüfung befindet sich in einer sehr frühen Phase, so
dass aktuell keine Aussagen zu konkreten Fördermodalitäten getroffen
werden können", schreibt die Bundesregierung. In einer Vorbemerkung zu
der Antwort heißt es: Die Sportförderung, insbesondere die Förderung
des Breitensports, sei in erster Linie Angelegenheit der Länder. Dazu
gehöre grundsätzlich auch der Erhalt und Ausbau von Sportstätten.
Daher lägen der Bundesregierung speziell zu vereinseigenen
Sportstätten nur begrenzt Informationen vor.

 * 

2. Politisch rechts motivierte Straftaten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) In Deutschland sind im November vergangenen Jahres
31 Menschen infolge politisch rechts motivierter Straftaten verletzt
worden. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/17020) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/16599) hervor.

Danach wurden für November 2019 vorläufigen Zahlen zufolge insgesamt
913 solcher Straftaten gemeldet, darunter 45 Gewalttaten. Die Zahl der
zu diesen Delikten ermittelten Tatverdächtigen beläuft sich laut
Vorlage auf 387. Vier Tatverdächtige seien vorläufig festgenommen
worden. Wie es in der Antwort weiter heißt, wurde kein Haftbefehl
erlassen.

 * 

3. Versorgung von Terroropfern

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion will wissen, ob es nach Kenntnis
der Bundesregierung ein bundesweites Konzept zur Verteilung von Opfern
nach Terroranschlägen auf Krankenhäuser im Bundesgebiet sowie
gegebenenfalls des europäischen Auslands gibt. Auch erkundigt sie sich
in einer Kleinen Anfrage (19/17031) danach, wie die Verteilung nach
Kenntnissen der Bundesregierung in solchen Fällen konkret abläuft.
Ferner fragt sie unter anderem, welche konkreten Maßnahmen seit 2010
ergriffen wurden, um die Krankenhäuser der Bundeswehr auf die
Versorgung von Opfern nach Terroranschlägen vorzubereiten.

 * 

4. FDP fragt nach Ganztagsbetreuung

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die FDP-Fraktion verlangt Auskunft über den geplanten
Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung im Grundschulalter. In einer
Kleinen Anfrage (19/16997) will sie unter anderem wissen, wie hoch
nach Ansicht der Bundesregierung die benötigten Investitionskosten für
den Ausbau der Ganztagsbetreuung sind und auf welche Studien oder
Gutachten sich die Regierung bei der Berechnung der Kosten stützt.
Zudem möchte sie erfahren, auf welcher Grundlage die Regierung den
Investitionsbedarf in den Jahren 2020 und 2021 auf zwei Milliarden
Euro beziffert und warum sie die Einrichtung eines Sondervermögens auf
zwei Jahre befristen will.

 * 

5. Umstrittener Standort für Batteriefabrik

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Bei der Förderung von Wissenschaft und Forschung ist
der Bundesregierung nach eigenem Bekunden Good Governance ein
wichtiger Auftrag. Die Bundesregierung setze Rahmenbedingungen für
Wissenschaft und Forschung mit entsprechenden politischen
Schwerpunkten; Verfassungs- und haushaltsrechtliche Prinzipien wie
Rechtsstaatlichkeit, Transparenz, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
seien in allen entsprechenden Regularien für die Entscheidung zur
Vergabe von öffentlichen Geldern bei Forschungs- und
Entwicklungsprojekten (FuE-Projekte) abgebildet, heißt es in der
Antwort (19/16874) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/16078).

Bei den Verfahren zur Förderung von FuE-Projekten, auf die sich
Bündnis 90/Die Grünen in ihrer Anfrage beziehen, werde die
Projektförderung des Bundes strategisch in den Themenfeldern der
Hightech-Strategie der Bundesregierung und auf Grundlage von
Programmen gelenkt. Die Mittelvergabe zeichne sich durch eine große
Vielfalt an innovations- und forschungsfeldspezifischen Zielsetzungen,
Themen und Akteuren aus. Die Verfahren würden zugleich den
vielfältigen inhaltlichen Anforderungen und den rechtlichen
Rahmenbedingungen einschließlich der grundlegenden
Verfahrensgrundsätze entsprechen. Im Jahr 2017 sei in rund 93 Prozent
der Fälle von veröffentlichen Förderbekanntmachungen eine Begutachtung
durch zusätzliche externe wissenschaftliche Experten erfolgt, im Jahr
2018 in rund 88 Prozent der Fälle.

Die Einhaltung dieser Prinzipien betont die Bundesregierung auch
gerade vor dem Hintergrund der Entscheidung zur Errichtung der
Forschungsfertigung Batteriezelle (FFB) im Rahmen des Dachkonzeptes
"Forschungsfabrik Batterie". Dieses sei von der Bundesministerium für
Bildung und Forschung (BMBF) auf der Basis eines Konzeptes der
Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der angewandten Forschung (FhG)
getroffen worden und umfasst insgesamt ein Finanzvolumen von rund 500
Millionen Euro. Bundesministerin Anja Karliczek (CDU) war wegen des
umstrittenen Vergabeverfahrens für das Zentrum für
Batteriezellenforschung unter Druck geraten. Die Wahl war trotz
anderer starker Bewerber auf den Standort Münster gefallen. Münster
ist der Nachbarwahlkreis von Karliczeks Wahlkreis Ibbenbühren. Die
Bundesministerin hatte sich vor dem Ausschuss für Bildung und
Forschung für die Entscheidung für Münster als Standort rechtfertigen
müssen. Im November hatten Mitglieder des Haushaltsausschusses
gefordert, das Geld erst einmal nicht freizugeben. Der Antrag
scheiterte jedoch an der Mehrheit der Stimmen der großen Koalition.
Die Grünen hatten in ihrer Kleinen Anfrage festgestellt, dass
Bundesministerin Anja Karliczek die Bedenken für die Standortvergabe
nicht hätte ausräumen können.

Die Bundesregierung unterstreicht in ihrer Antwort erneut, dass
zeitgleich für die Entscheidung für die Batteriezellenforschung die
Bundesministerin entschieden hätte, einen Wettbewerb für den Standort
der FFB zu starten. Die Standortentscheidung basiere auf einem breiten
Beteiligungsverfahren unter Mitwirkung der Mitglieder der
Gründungskommission, der FhG und des Bundesministerium für Wirtschaft
und Energie. Danach habe eine Vielzahl an Beurteilungen und
Einschätzungen vorgelegen, die in dem Vermerk aufgelistet und
berücksichtigt worden seien.

Die Bundesregierung räumt gleichzeitig ein, dass es sich im Verlauf
des Standortauswahlverfahrens gezeigt habe, dass die Bezeichnung
"Gründungskommission" zu Missverständnissen bezüglich der Aufgaben
dieses Gremiums geführt habe. Das BMBF werde daher künftig in
vergleichbaren Fällen klarere Bezeichnungen solcher Gremien wählen und
deren Aufgaben im Außenraum entsprechend kommunizieren. Das BMBF
beabsichtigt, sich auch weiterhin bei Auswahlprozessen durch den Rat
externer Experten unterstützen zu lassen.

 * 

6. Kosten innerhalb Max-Planck-Gesellschaft

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) In einer Kleinen Anfrage (19/17042) thematisiert die
FDP-Fraktion die Verwaltungs- und Personalkosten in der
Generalverwaltung der Max-Planck-Gesellschaft (MPG). Die Abgeordneten
möchten wissen, welche Aufgaben insgesamt in den Geschäftsbereich des
Präsidenten, des Generalsekretärs, der Personalverwaltung- und
Entwicklung fallen und wie viele Abteilungen jeweils dazu gehören und
welche weiteren Kosten und Ausgaben, wie etwa Zulagen und Reisen,
anfallen.

Die Abgeordneten unterstreichen, dass die im Mai 2019 beschlossene
vierte Fortschreibung des erstmalig 2005 beschlossenen Pakts für
Forschung und Innovation (PFI) an die vier außeruniversitären
Forschungseinrichtungen Fraunhofer-Gesellschaft (FhG),
Helmholtz-Gemeinschaft (HGF), Leibniz-Gemeinschaft (WGL) und
Max-Planck-Gesellschaft (MPG) in den Jahren 2021 bis 2030 eine
jährliche Steigerung der Zuwendungen um jeweils drei Prozent vorsieht.
Insbesondere vor diesem Hintergrund der stetig wachsenden Mittel ist
es für die Liberalen wichtig, dass die für den Pakt für Forschung und
Innovation vorgesehenen Bundesmittel in allererster Linie tatsächlich
in Forschung und Innovation fließen.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 170 - 12. Februar 2020 - 10.54 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/9478: Heute im Bundestag Nr. 169 - 12.02.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 169

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 12. Februar 2020, Redaktionsschluss: 10.24 Uhr

1. Vorbeugung gegen Gebärmutterhalskrebs

2. Mehr Erwachsene mit Übergewicht

3. Einflussnahme auf Gesetzentwürfe

4. AfD fragt nach Bedarf an ETS-Zertifikaten

5. Nato-Manöver Defender 2020 im Fokus



1. Vorbeugung gegen Gebärmutterhalskrebs

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Gebärmutterhalskrebs (Zervixkarzinom) entwickelt sich
über viele Jahre und kann bei einer Früherkennung erfolgreich
behandelt werden. Überdies bestehe die Möglichkeit der Impfung gegen
Humane Papillomviren (HPV) zur Vorbeugung gegen diese Krebsform, heißt
es in der Antwort (19/17004) der Bundesregierung auf eine Kleine
Anfrage (19/16642) der FDP-Fraktion.

Das Zervixkarzinom-Screening zur Früherkennung ist zum 1. Januar 2020
gestartet. Die gesetzlichen Krankenkassen lüden ihre weiblichen
Versicherten zwischen 20 und 65 Jahren nunmehr alle fünf Jahre zu
einem solchen Screening ein. Der Einladung beigefügt sei eine
altersgruppenspezifisch ausgestaltete Entscheidungshilfe.

Frauen im Alter von 20 bis 34 Jahren könnten wie bisher einen
jährlichen zytologischen Abstrich (Pap-Abstrich) in Anspruch nehmen.
Neu sei, dass Frauen ab 35 Jahren künftig statt des jährlichen
zytologischen Abstrichs alle drei Jahre eine Kombinationsuntersuchung,
bestehend aus einem HPV-Test und einem zytologischen Abstrich,
angeboten werde.

 * 

2. Mehr Erwachsene mit Übergewicht

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Zahl der Erwachsenen mit starkem Übergewicht
nimmt weiter zu. Während bei Kindern und Jugendlichen inzwischen eine
Stagnation der Zahlen eingetreten sei, werde bei Erwachsenen immer
noch ein Anstieg der von Adipositas Betroffenen festgestellt, heißt es
in der Antwort (19/17012) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/16570) der FDP-Fraktion.

Adipositas gilt als Risikofaktor für Herz-Kreislauf-Erkrankungen und
Diabetes mellitus Typ 2. Eine Adipositas bei Erwachsenen liege vor,
wenn der Body-Mass-Index (BMI) 30 kg/m² und mehr aufweise. Der BMI
berechnet sich aus Körpergröße und Gewicht. Bei Befragungen werde das
Köpergewicht häufig unterschätzt, die Größe hingegen überschätzt.

Laut Mikrozensus waren 2017 insgesamt 16,3 Prozent der Erwachsenen
adipös, darunter 14,6 Prozent Frauen und 18,1 Prozent Männer. Die Zahl
der Betroffenen erhöht sich mit dem Lebensalter.

 * 

3. Einflussnahme auf Gesetzentwürfe

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Die Bundesregierung hat zu einer weiteren Kleinen
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/16370) zu einer möglichen
Einflussnahme Dritter auf den Gesetzentwurf zur Einführung eines
Bundes-Klimaschutzgesetzes Stellung genommen. In der Antwort
(19/17005) heißt es, die Regierung sei bestrebt, ihr Handeln
transparent und damit für die Bürger nachvollziehbar zu gestalten.
Referentenentwürfe des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und
nukleare Sicherheit (BMU) und die dazu eingegangenen Stellungnahmen
würden auf der Internetseite des BMU veröffentlicht. Die betroffenen
Verbände seien beteiligt worden. Der Referentenentwurf habe infolge
der Ressortabstimmung sowie der Länder- und Verbändeanhörung
Änderungen erfahren. Weiter enthält die Antwort eine Auflistung der
Gespräche der Leitungsebene mit externen Dritten bezogen auf den
Regelungsgegenstand des Referentenentwurfs.

 * 

4. AfD fragt nach Bedarf an ETS-Zertifikaten

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Die AfD-Fraktion verlangt Auskunft über den
Kohleausstieg und den Bedarf an Zertifikaten im europäischen
Emissionshandelssystem (EU-ETS). In einer Kleinen Anfrage (19/17013)
will sie unter anderem wissen, welche Anzahl an ETS-Zertifikaten in
den Jahren bis 2030 jährlich freigesetzt wird. Auch möchte sie
erfahren, ob diese gelöscht oder dem System entnommen werden. Die
Abgeordneten fragen außerdem, welche Einnahmeausfälle sich aus der
Löschung oder Entnahme von Zertifikaten ergeben und inwiefern
Deutschland dafür entschädigt werde.

 * 

5. Nato-Manöver Defender 2020 im Fokus

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Linksfraktion verlangt Auskunft über das
Nato-Manöver "Defender 2020" im Frühjahr. In einer Kleinen Anfrage
(19/17000) will sie unter anderem wissen, wie viele Soldaten, Panzer
und andere Militärfahrzeuge im Rahmen des Manövers durch das
Territorium der Bundesrepublik auf Straßen, dem Schienennetz und
Wasserstraßen transportiert werden. Zudem möchte sie über
Verladebahnhöfe, die militärische Sicherung der Transporte,
Auswirkungen auf den zivilen Verkehr und die entstehenden Kosten
informiert werden.

 * 
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BUNDESTAG/9477: Heute im Bundestag Nr. 168 - 12.02.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 168

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 12. Februar 2020, Redaktionsschluss: 09.57 Uhr

1. Mehr Schutz durch ePrivacy-Verordnung

2. Änderung Wissenschaftszeitvertragsgesetz

3. Abstimmung zu Nato-Einsatz im Baltikum

4. Fragen der FDP zur Bismarck-Stiftung

5. FDP-Fragen zum Deutschen Künstlerbund

6. FDP fragt nach Deutschem Filminstitut



1. Mehr Schutz durch ePrivacy-Verordnung

Petitionen/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Der Petitionsausschuss unterstützt die Zielstellung
des Vorschlags der EU-Kommission für eine "Verordnung über die Achtung
des Privatlebens und den Schutz personenbezogener Daten in der
elektronischen Kommunikation" (ePrivacy-Verordnung), ein hohes
Schutzniveau für die Vertraulichkeit von Kommunikationsdaten zu
schaffen und zugleich den Spielraum für Innovation und digitale
Geschäftsmodelle zu sichern sowie die Datensouveränität zu stärken. In
der Sitzung am Mittwochmorgen beschlossen die Abgeordneten mit den
Stimmen der Fraktionen von CDU/CSU, SPD, AfD und Die Linke, eine
Petition zum Thema Datenschutz bei Smartphones dem Bundesministerium
des Innern, für Bau und Heimat "als Material" zu überweisen und sie
dem Europäischen Parlament zuzuleiten "soweit es um die Regelungen
durch die zukünftige ePrivacy-Verordnung geht" sowie das
Petitionsverfahren "im Übrigen abzuschließen".

Mit der Petition wird gefordert, Services und Dienste in Deutschland
zu untersagen, die Zugriff auf Datenspeicher von Nutzern nehmen und
dabei Daten Dritter, beispielsweise über das Auslesen des Adressbuches
im Smartphone in Zusammenhang mit der Nutzung eines
Messenger-Dienstes, ausspähen und speichern oder sich sogar eine
Weitergabe dieser Daten vorbehalten. Zur Begründung heißt es,
bestimmte Messenger-Dienste könnten nur dann verwendet werden, wenn
den Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) und damit dem Auslesen,
Speichern und Weiterleiten von Daten aus dem Adressbuch des Nutzers
zugestimmt werde. Nichtöffentliche Daten unterlägen jedoch der
informationellen Selbstbestimmung und seien nach dem
Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) geschützt, heißt es in der Petition.
Dienste und Services regelten über solche AGB-Klauseln also einen
"regelmäßig rechtswidrigen Zugriff".

In der Begründung zu seiner Beschlussempfehlung macht der
Petitionsausschuss darauf aufmerksam, dass Zugriffe auf das Adressbuch
eines Nutzers durch einen Messenger-Dienst nur dann
datenschutzrechtlich zulässig ist, wenn der Nutzer und die von dem
Zugriff auf die Kontaktdaten betroffenen Person eingewilligt hätten
oder die Voraussetzungen eines gesetzlichen Erlaubnistatbestandes nach
der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) erfüllt seien. Unbefugte
Synchronisation der Kontaktdaten sei damit nicht zulässig und könne
unter der DSGVO mit erheblichen Bußgeldern sanktioniert werden,
schreiben die Abgeordneten.

Im Hinblick auf die mit der Petition angeregte Gesetzesänderung habe
der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit
darauf hingewiesen, dass die DSGVO "unmittelbar anwendbares
Unionsrecht" sei, das Anwendungsvorrang vor deutschem Recht genieße,
heißt es in der Vorlage. Als Vollharmonisierung des europäischen
Datenschutzrechts sei eine abweichende nationale Gesetzgebung
grundsätzlich nicht möglich. Eine Öffnungsklausel, die nationale
Ausgestaltungen oder Abweichungen ermöglicht, sei in diesem Bereich
nicht vorgesehen.

Die ePrivacy-Verordnung, so heißt es weiter, solle durch die
anvisierte Gleichstellung der internetbasierten Anbieter mit den
herkömmlichen Telekommunikationsdiensten insgesamt die Sicherheit der
Kommunikationswege erhöhen, bisherige Rechtslücken schließen und somit
für die Rechte von Privatpersonen einen höheren Schutz gewährleisten.
Angesichts der andauernden Beratungen auf europäischer Ebene empfiehlt
der Petitionsausschuss die angeführte Materialüberweisung "soweit es
um die Regelungen durch die zukünftige ePrivacy-Verordnung geht".

 * 

2. Änderung Wissenschaftszeitvertragsgesetz

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/ROL) Die FDP-Fraktion hat einen Entwurf eines Zweiten
Gesetzes zur Änderung des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes (19/17067)
vorgelegt. Die vorgeschlagene Neufassung sieht vor, dass von nun an in
der Folge alle vier Jahre eine Evaluation stattfinden soll. Die
Evaluationen ab dem Jahr 2024 sollen jeweils nicht länger als ein Jahr
dauern, so dass der Bericht dem Deutschen Bundestag mit einer
Bewertung durch die Bundesregierung jeweils spätestens zum 1. Februar
des Folgejahres zuzuleiten ist.

Den Vorschlag legt die FDP-Fraktion nach eigenem Bekunden vor, weil
das Wissenschaftszeitvertragsgesetz (WissZeitVG)
Sonderbefristungsregeln für das wissenschaftliche Personal an
staatlichen Hochschulen und Forschungseinrichtungen enthält, die über
die allgemeinen arbeitsrechtlichen Befristungsmöglichkeiten nach dem
Teilzeit- und Befristungsgesetz hinausgehen. Das Gesetz trat im April
2007 in Kraft. Bereits im Jahre 2011 sei eine erste Evaluation
erfolgt. Allerdings habe das WissZeitVG keine entsprechende
Verpflichtung vorgesehen. Eine entsprechende Anregung dazu habe sich
aber in der Gesetzesbegründung (16/3438, 16.11.2006, Seite 10)
gefunden. Im dem nachfolgend beschlossenem Ersten Gesetz zur Änderung
des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes (18/6489) sei in dem neuen § 8
WissZeitVG geregelt worden, dass die Auswirkungen dieses Gesetzes im
Jahr 2020 evaluiert werden. Nicht geregelt sei, was mit dem Bericht
geschehen soll oder ob es weitere Evaluationen der Auswirkungen des
Gesetzes geben soll.

 * 

3. Abstimmung zu Nato-Einsatz im Baltikum

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die AfD-Fraktion fordert die Bundesregierung auf,
die Beteiligung der Bundeswehr an der Nato-Kampfgruppe im Rahmen der
Enhanced Forward Presence dem Deutschen Bundestag zur Abstimmung
vorzulegen. Die Beteiligung deutscher Streitkräfte an der
Nato-Kampfgruppe im Baltikum habe erhebliche politische Auswirkungen
auf das Verhältnis zwischen den Nato-Mitgliedstaaten und Russland,
schreiben die Abgeordneten in einem Antrag (19/17095), der heute
erstmals auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht. "Zum ersten
Mal seit Ende des Kalten Krieges beteiligt sich die Bundeswehr damit
an einer zielgerichteten militärischen Präsenz zur Abschreckung eines
möglichen Gegners. In der Abschlusserklärung des Nato-Gipfeltreffens
in Warschau vom 8. bis 9. Juli 2016 wird die Russische Föderation als
dieser mögliche Gegner benannt." Die außenpolitische Tragweite und die
möglichen Konsequenzen der dauerhaften Truppenpräsenz unter deutscher
Beteiligung an der Ostgrenze der Nato machten eine Beteiligung des
Bundestages an dieser Entscheidung zwingend erforderlich.

 * 

4. Fragen der FDP zur Bismarck-Stiftung

Kultur und Medien/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die FDP-Fraktion verlangt Auskunft über die Förderung
der kulturellen Bildung in der Otto-von-Bismarck-Stiftung. In einer
Kleinen Anfrage (19/16993) will sie unter anderem wissen, wie groß der
Anteil des Bundeszuschusses für die Stiftung ist, der für kulturelle
Bildung aufgewendet wird, und welche konkreten Vereinbarungen die
Bundesregierung mit der Stiftung getroffen hat. Zudem möchte sie
erfahren, über welche Kenntnisse die Regierung über die Zielgruppen
und die Nutzung des kulturellen Bildungsangebotes der
Otto-von-Bismarck-Stiftung verfügt.

 * 

5. FDP-Fragen zum Deutschen Künstlerbund

Kultur und Medien/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die FDP-Fraktion verlangt Auskunft über die Förderung
der kulturellen Bildung im Deutschen Künstlerbund. In einer Kleinen
Anfrage (19/16994) will sie unter anderem wissen, wie groß der Anteil
des Bundeszuschusses für den Künstlerbund ist, der für kulturelle
Bildung aufgewendet wird, und welche konkreten Vereinbarungen die
Bundesregierung mit dem Künstlerbund getroffen hat. Zudem möchte sie
erfahren, über welche Kenntnisse die Regierung über die Zielgruppen
und die Nutzung des kulturellen Bildungsangebotes des Deutschen
Künstlerbundes verfügt.

 * 

6. FDP fragt nach Deutschem Filminstitut

Kultur und Medien/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die FDP-Fraktion verlangt Auskunft über die Förderung
der kulturellen Bildung im Deutschen Filminstitut. In einer Kleinen
Anfrage (19/16995) will sie unter anderem wissen, wie groß der Anteil
des Bundeszuschusses für das Deutsche Filminstitut ist, der für
kulturelle Bildung aufgewendet wird, und welche konkreten
Vereinbarungen darüber mit der Bundesregierung getroffen wurden. Zudem
möchte sie erfahren, über welche Kenntnisse die Regierung über die
Zielgruppen und die Nutzung des kulturellen Bildungsangebotes des
Deutschen Filminstituts verfügt.

 * 
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BUNDESTAG/9476: Heute im Bundestag Nr. 167 - 12.02.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 167

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 12. Februar 2020, Redaktionsschluss: 09.20 Uhr

1. Fortsetzung des Einsatzes im Südsudan

2. Reduzierung beim Darfur-Einsatz

3. Nato-Parlamentariertreffen in Warschau

4. Nato-Parlamentariertreffen in Halifax

5. Humanitäre Hilfsleistungen in Syrien

6. Unterstützung der Ukraine



1. Fortsetzung des Einsatzes im Südsudan

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Bundeswehr soll sich weiterhin an der von den
Vereinten Nationen geführten Friedensmission im Südsudan (UNMISS)
beteiligen. Wie die Bundesregierung in einem Antrag (19/17032)
schreibt, sollen wie bisher bis zu 50 Soldatinnen und Soldaten
eingesetzt werden können, die "Führungs-, Verbindungs-, Beratungs-,
Beobachtungs- und Unterstützungsaufgaben" übernehmen und bei der
technischen Ausrüstung und Ausbildung truppenstellender Nationen
helfen sollen. Der Einsatz erfolge auf Grundlage der Resolution 1996
(2011) und folgender Resolutionen des UN-Sicherheitsrates. Aufgabe der
UNMISS-Mission im Südsudan ist laut Antrag der Schutz der
Zivilbevölkerung, die Beobachtung der Menschenrechtslage, die
Absicherung der Bereitstellung humanitärer Hilfe und die Unterstützung
bei der Umsetzung des Friedensabkommens. Das Mandat ist bis Ende März
2021 befristet. Die einsatzbedingten Zusatzausgaben beziffert die
Bundesregierung für diesen Zeitraum auf rund 0,9 Millionen Euro.

Der Südsudan bleibe auf die intensive Unterstützung durch die
internationale Gemeinschaft angewiesen, schreibt die Bundesregierung.
Deutschland sei daran interessiert, eine Lösung für eine der größten
humanitären Krisen weltweit zu finden und an der Stabilisierung der
Sahel-Sahara-Region mitzuwirken. Die Bundesregierung verweist unter
anderem auf das im September 2018 von den wichtigsten
Bürgerkriegsparteien unter Vermittlung der ostafrikanischen
Regionalorganisation IGAD (Intergovernmental Authority on Development)
geschlossene Friedensabkommen. Es sei von Präsident Salva Kiir und dem
wichtigsten Rebellenführer und ehemaligen Vizepräsidenten Riek Machar
in Anwesenheit unter anderem der Staatspräsidenten aus Uganda und
Sudan sowie des äthiopischen Premierministers unterzeichnet worden.
Dieses Abkommen solle in mehreren Schritten zu Wahlen 2022 führen, bei
der Umsetzung sei es bisher aber zu Verzögerungen gekommen.

Nach Abschluss des Friedensvertrags sei es zu einer gewissen
Beruhigung der politisch motivierten Gewalt im Lande gekommen. Der
Waffenstillstand werde zwischen den Parteien des Friedensvertrags
wieder weitgehend eingehalten. Die Sicherheitslage bleibe aber vor dem
Hintergrund fortbestehender, auch ethnischer Differenzen, von
Verteilungskämpfen um Macht und Ressourcen fragil. Sie sei ferner
durch eine weitere Fragmentierung der einzelnen Krisenschauplätze seit
2016, auch und gerade in den südlichen Landesteilen (den
"Equatorias"), gekennzeichnet und werde begleitet von einem
Zusammenbruch des Handels bei hohem Ausmaß an Kriminalität. "Damit
bestehen zusammen mit den stark unterschiedlichen Interessen der
politischen Gruppierungen und Ethnien erhebliche Risiken für eine
erneute, auch plötzliche Lageverschlechterung. Ein Scheitern des
Friedensprozesses kann nicht ausgeschlossen werden." Umso mehr seien
sowohl Unterstützung als auch politischer Druck auf die
südsudanesische Regierung und alle anderen Konfliktparteien durch die
internationale Gemeinschaft für die vollständige Umsetzung des
Waffenstillstandes und des Friedensabkommens erforderlich.

 * 

2. Reduzierung beim Darfur-Einsatz

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Bundeswehr soll sich weiterhin an der
Friedensmission der Vereinten Nationen und der Afrikanischen Union
(UNAMID) in der sudanesischen Region Darfur beteiligen, den
Personaleinsatz aber reduzieren. Wie aus einem Antrag (19/17033) der
Bundesregierung hervorgeht, können "im Einklang mit den bisher
durchgeführten Truppenreduzierungen" nunmehr noch bis zu 20 statt wie
bisher bis zu 50 Soldatinnen und Soldaten eingesetzt werden, die
weiterhin "Verbindungs-, Beratungs- und Unterstützungsaufgaben"
übernehmen und bei der technischen Ausrüstung und Ausbildung
truppenstellender Nationen helfen sollen. Der Einsatz im Sudan erfolge
auf Grundlage der Resolution 1769 (2007) und folgender Resolutionen
des UN-Sicherheitsrates. Das Mandat ist bis Ende Dezember 2020
befristet. Die einsatzbedingten Zusatzausgaben werden für diesen
Zeitraum mit rund 0,2 Millionen Euro beziffert.

Die Bundesregierung verweist unter anderem auf die fragile
Umbruchphase nach der Absetzung des sudanesischen Präsidenten Omar
al-Bashir im April 2019 durch das Militär. Auf Basis einer Einigung
zwischen Vertretern des Militärrats und der Koalition "Freiheit und
Veränderung" sei im September 2019 eine Übergangsregierung unter
Leitung von Ministerpräsident Abdalla Hamdok vereidigt worden, die in
einer 39-monatigen Übergangsphase zu einer zivilen Regierung die
Regierungsgeschäfte führen soll. Die neue Regierung habe die
wirtschaftliche Entwicklung des Landes und den erfolgreichen Abschluss
des innersudanesischen Friedensprozesses zu ihrer Priorität erklärt
und bereits einige deutliche Zeichen gesetzt, dass sie mit der
Vergangenheit brechen will. "Dazu gehört der explizite Wunsch nach
Verlängerung der unter der Bashir-Regierung zuletzt unerwünschten
UNAMID-Mission, aber auch der Abbau bürokratischer Hürden beim Zugang
von Hilfsorganisationen", schreibt die Bundesregierung.

 * 

3. Nato-Parlamentariertreffen in Warschau

Auswärtiges/Unterrichtung

Berlin: (hib/AHE) Die Frage der gerechten Lastenteilung innerhalb des
Bündnisses, die Umsetzung des Zwei-Prozent-Ziels der Nato, die
Beziehungen zu Russland sowie der Umgang mit hybriden Bedrohungen sind
Schwerpunkte der Parlamentarischen Versammlung der Nato im Mai 2018 in
Warschau gewesen. Wie aus der Unterrichtung der deutschen Delegation
(19/16839) hervorgeht, war die Beratung des Wirtschaftsausschusses zum
Thema "Herausforderungen für die Energiesicherheit in Mittel- und
Osteuropa" für die deutschen Parlamentarier im Hinblick auf die
geplante Pipeline Nord Stream 2 von besonderem Interesse.

 * 

4. Nato-Parlamentariertreffen in Halifax

Auswärtiges/Unterrichtung

Berlin: (hib/AHE) Die Einmischung Russlands in Wahlen und Referenden
in Nato-Mitgliedstaaten, das Zwei-Prozent-Ziel des Bündnisses und der
Umgang mit Cyber-Angriffen sowie hybriden Bedrohungen seitens
Russlands sind Schwerpunkte der Parlamentarischen Versammlung der Nato
im November 2018 in Halifax in Kanada gewesen. Wie aus der
Unterrichtung der deutschen Delegation (19/16840) hervorgeht, waren
die Beratungen im Ausschuss für Wirtschaft und Sicherheit zum
Berichtsentwurf "Herausforderungen für die Energiesicherheit in
Mittel- und Osteuropa" für die deutschen Parlamentarier im Hinblick
auf die Darstellung der geplanten Pipeline Nord Stream 2 von
besonderem Interesse.

 * 

5. Humanitäre Hilfsleistungen in Syrien

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Finanzierung humanitärer Hilfe in Syrien
erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/16689). Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen, welche
Nicht-Regierungsorganisationen und UN-Organisationen in den von der
syrischen Regierung kontrollierten Gebieten humanitäre Hilfe
bereitstellen und in welchem Umfang die Bundesregierung den Syria
Recovery Trust Funds unterstützt.

 * 

6. Unterstützung der Ukraine

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Unterstützung der Ukraine erkundigt sich
die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/16978). Die
Abgeordneten wollen unter anderem wissen, für welchen Zeitraum der
"Aktionsplan Ukraine" der Bundesregierung zur Unterstützung von
Reformen angelegt ist und welche Fortschritte die Initiative "Agentur
zur Modernisierung der Ukraine" (AMU) im Bereich der politischen
Stabilität und des wirtschaftlichen Wachstums erreicht hat.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 167 - 12. Februar 2020 - 09.20 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/9475: Heute im Bundestag Nr. 166 - 11.02.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 166

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 11. Februar 2020, Redaktionsschluss: 16.01 Uhr

1. Ökologischer Landbau in Deutschland

2. Reduktion von Lebensmittelverschwendung

3. Handelspraktiken bei Lebensmitteln

4. Nachbesserungen beim Tierschutz

5. Schutz von Rehkitzen durch Technik

6. Novellierung der Düngeverordnung

7. Direktzahlungen für Agrarflächen



1. Ökologischer Landbau in Deutschland

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Auf Grundlage verfügbarer Informationen kann nicht
fundiert abgeschätzt werden, ob bei einer Ausdehnung des ökologischen
Landbaus in Deutschland die deutsche Agrarproduktion die Preise
einzelner Kulturen auf den internationalen Agrarmärkten ändern würde.
Eine Ausweitung des Öko-Landbaus in Deutschland habe auf die globale
Ernährungssicherheit einen geringen Einfluss, schätzt die
Bundesregierung in einer Antwort (19/16773) auf eine Kleine Anfrage
(19/16082) der AfD-Fraktion unter Berücksichtigung der relativ
geringen Bedeutung der deutschen Agrarproduktion für die globale
Erzeugung landwirtschaftlicher Erzeugnisse und für die Versorgung der
Bevölkerung in den Entwicklungsländern ein. Exporte aus Deutschland
würden zwar mit einem Anteil von rund sechs Prozent bezogen auf den
Wert der Ausfuhren in Millionen US-Dollar zum internationalen
Agrarhandel beitragen, allerdings sei die Bedeutung der deutschen
Ackerbauproduktion für die globale Erzeugung deutlich kleiner. Nach
Angaben des United States Department of Agriculture würden
beispielsweise rund drei Prozent der weltweiten Weizenerträge und
unter ein Prozent der Maiserträge in Deutschland erzielt.

 * 

2. Reduktion von Lebensmittelverschwendung

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Laut Tafel-Jahresbericht 2018 werden jedes Jahr rund
264.000 Tonnen Lebensmittel gerettet und an etwa 1,5 Millionen
Bedürftige weitergegeben. Das geht aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/17008) auf eine Kleine Anfrage (19/16694) der
AfD-Fraktion zur Reduktion der Lebensmittelverschwendung in
Deutschland hervor. Weiter heißt es nach Angaben der Organisation
Tafel Deutschland e.V., dass die Kapazitäten der Tafeln an ihre
Grenzen stoßen, mehr Lebensmittel zu retten.

 * 

3. Handelspraktiken bei Lebensmitteln

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Bis zum Jahresende soll durch eine Regelung gegen
unlautere Handelspraktiken in den Geschäftsbeziehungen zwischen
Unternehmen in der Lebensmittelversorgungskette vorgegangen werden.
Das kündigt die Bundesregierung in einer Antwort (19/17009) auf eine
Kleine Anfrage (19/16669) der AfD-Fraktion an. Dazu heißt es weiter,
dass die Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über
unlautere Handelspraktiken in den Geschäftsbeziehungen zwischen
Unternehmen in der Lebensmittelversorgungskette durch eine Änderung
des Agrarmarktstrukturgesetzes umgesetzt werden soll. Ein durch das
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) erarbeiteter
Entwurf werde derzeit innerhalb der Bundesregierung abgestimmt. Im
Anschluss soll die Anhörung der Bundesländer und der fachlich
betroffenen Verbände erfolgen.

 * 

4. Nachbesserungen beim Tierschutz

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die Richtlinie 2010 / 63 / EU zum Schutz der für
wissenschaftliche Zwecke verwendeten Tiere (EU-Versuchstierrichtlinie)
wurde im Jahr 2013 durch Änderung des Tierschutzgesetzes und Erlass
der Tierschutz-Versuchstierverordnung in nationales Recht umgesetzt.
Im Rahmen des laufenden Vertragsverletzungsverfahrens bemängelt die
Europäische Kommission, dass mit den genannten Rechtstexten einige
Punkte der Richtlinie nicht oder nicht korrekt in nationales Recht
umgesetzt worden seien, schreibt die Bundesregierung in einer Antwort
(19/16878) auf eine Kleine Anfrage (19/16554) der FDP-Fraktion. Im
bisherigen Verfahren seien bereits einige durch die EU-Kommission
bemängelten Punkte ausgeräumt worden, heißt es weiter. Eine Prüfung
der verbliebenen Punkte zeige, dass eine Überarbeitung einiger
nationaler Regelungen erforderlich ist, um die vollumfängliche
Umsetzung der EU-Versuchstierrichtlinie sicherzustellen. Die
Bundesregierung sehe Änderungsbedarf bei der Regelungen zum Schutz von
Versuchstieren im Tierschutzgesetz, in der
Tierschutz-Versuchstierverordnung sowie in der
Versuchstiermeldeverordnung. Betroffen seien unter anderem das
Genehmigungsverfahren von Tierversuchen, die behördliche Kontrolle von
Versuchstiereinrichtungen, die Aufgaben des Tierschutzbeauftragten in
den Forschungseinrichtungen, die Zusammensetzung des
Tierschutzausschusses der Forschungseinrichtungen und die jährliche
Meldeverpflichtung der Forschungseinrichtungen. Entsprechende
Rechtsetzungsvorschläge würden derzeit in den betreffenden Ressorts
abgestimmt und sollen danach in die Länder- und Verbändebeteiligung
gegeben werden.

 * 

5. Schutz von Rehkitzen durch Technik

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Das Bundesministerium für Ernährung und
Landwirtschaft hat seit dem Jahr 2010 das Verbundprojekt "System und
Verfahren zur Rehkitzrettung während der Grünmahd" initiiert und
gefördert. Dafür seien im Zeitraum von Mai 2012 bis Dezember 2015
Fördermittel in einer Höhe von knapp über zwei Millionen Euro in das
Projekt geflossen, heißt es in einer Antwort (19/16974) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/16569) der FDP-Fraktion.
Das Ziel sei die Verbesserung der arbeitsintensiven
Vergrämungsmethoden durch technisches Gerät gewesen. Dazu würden
Kameras, Infrarot- oder Wärmebildkameras zählen, die an Drohnen oder
Treckern befestigt werden und Kitze auf der Fläche erkennen können.
Mittlerweile hätten verschiedene kommerzielle Anbieter sogenannte
Wildretter-Systeme in ihrem Programm.

 * 

6. Novellierung der Düngeverordnung

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen interessiert sich
in einer Kleinen Anfrage (19/16798) für den aktuellen Stand zur
Düngeverordnung. Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter
anderem wissen, welche Mitteilungen seit Sommer 2019 von der
EU-Kommission bezüglich des Vertragsverletzungsverfahrens und der von
Deutschland in Aussicht gestellten Maßnahmen eingegangen sind. Darüber
hinaus soll mitgeteilt werden, ob bereits ein formales Verfahren zur
erneuten Novellierung der Düngeverordnung eingeleitet wurde und wie
die EU-Kommission darauf reagiert hat.

 * 

7. Direktzahlungen für Agrarflächen

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Reform der Gemeinsamen Europäischen Agrarpolitik
und die Verhandlungen zum Mehrjährigen Finanzrahmen 2021 bis 2027 sind
das Thema einer Kleinen Anfrage (19/16977) der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen. Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter anderem
wissen, wie lange die Regierung an ihrer Unterstützung für
Direktzahlungsprämien für den reinen Flächenbesitz festhalten will,
obwohl der Beirat für Agrarpolitik, Ernährung und gesundheitlichen
Verbraucherschutz im Bundesministerium für Ernährung und
Landwirtschaft und der europäische Rechnungshof das für eine
Fehlausrichtung halten würden. Weiter wird gefragt, ob die
Bundesregierung plane, diese Direktzahlungen zugunsten der Förderung
von Umwelt- und Tierwohlleistungen der Betriebe abzubauen.

 * 
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EUROPA/1659: Freihandelsabkommen mit Vietnam sendet wichtiges Signal gegen Protektionismus


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 12. Februar 2020

KULITZ: Freihandelsabkommen mit Vietnam sendet wichtiges Signal
gegen Protektionismus



Zur Verabschiedung des Freihandelsabkommens mit Vietnam im
Europäischen Parlament erklärt der außenhandelspolitische Sprecher
der FDP-Fraktion Alexander Kulitz:

"Mit der Verabschiedung des Freihandelsabkommens mit Vietnam sendet
das Europaparlament ein wichtiges Signal inmitten einer Welle von
Protektionismus. Zudem ist der schrittweise Abbau aller Zölle auf
EU-Exporte nach Vietnam eine sehr gute Nachricht für die deutsche
Wirtschaft. Es zeigt sich erneut: Freihandel ist gut für Wachstum und
Wohlstand. Gleichzeitig bietet das Abkommen die Chance, Fortschritte
bei Arbeitnehmer- und Menschenrechten in Vietnam zu erreichen. Neben
bilateralen Freihandelsabkommen ist es jedoch notwendig, die
Welthandelsorganisation mit Reformen zu stärken. Bundesregierung und
EU-Kommission müssen sich vehement dafür einsetzen, damit Deutschland
und Europa nicht in Handelskonflikten mit den USA oder China unter
die Räder geraten."

 * 
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GESUNDHEIT/953: Reform der Intensivpflege darf Recht auf Selbstbestimmung nicht untergraben


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 12. Februar 2020

WESTIG: Reform der Intensivpflege darf Recht auf Selbstbestimmung
nicht untergraben



Zum Kabinettsbeschluss zur Reform der Intensivpflege erklärt die
pflegepolitische Sprecherin der FDP-Fraktion Nicole Westig:

"Es ist richtig und notwendig, die Qualität in der Intensivpflege zu
erhöhen und Missbrauch zu bekämpfen. Der nun beschlossene
Gesetzentwurf stellt eine Verbesserung gegenüber dem bisherigen
Referentenentwurf dar, der Betroffene massiv verunsichert hat.
Dennoch müssen dringend weitere Nachbesserungen und Klarstellungen
erfolgen: So muss sichergestellt werden, dass die Prüfungen der
häuslichen Versorgung durch den medizinischen Dienst das Wunsch- und
Wahlrecht der Betroffenen respektieren. Die Formulierungen im
Gesetzesentwurf sind hier zu vage und führen zu neuer Verunsicherung.
Das Recht auf Selbstbestimmung darf auf keinen Fall untergraben
werden. Zudem ist generell fraglich, ob es überhaupt genug Personal
und Plätze gibt, um mehr Intensivpflege-Patienten in stationären
Pflegeeinrichtungen zu versorgen."

 * 
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SICHERHEIT/768: Deutsche Ausbildungsmission im Irak in NATO-Mandat integrieren


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 12. Februar 2020

STRACK-ZIMMERMANN: Deutsche Ausbildungsmission im Irak in
NATO-Mandat integrieren



Zum Treffen der NATO-Verteidigungsminister erklärt die
verteidigungspolitische Sprecherin der FDP-Fraktion Dr. Marie-Agnes
Strack-Zimmermann:

"Die deutsche Ausbildungsmission im Irak muss endlich in ein
NATO-Mandat integriert werden. Dies fordert die FDP-Fraktion bereits
seit langem. Der Alleingang der Bundesregierung ist auf Drängen der
SPD zustande gekommen und muss jetzt beendet werden. Dadurch würde
auch die internationale Zusammenarbeit im Rahmen der NATO gestärkt.
Dabei muss sichergestellt werden, dass keine dem Iran nahestehenden
Soldaten ausgebildet werden. Darüber hinaus muss sich
Kramp-Karrenbauer in der Großen Koalition dafür stark machen, dass
der deutsche Tornado-Einsatz gegen den IS nicht sang- und klanglos
Ende März ausläuft."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





HAMBURG/5051: Die Wahlen zur Bürgerschaft müssen barrierefrei werden (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 12. Februar 2020

Die Wahlen zur Bürgerschaft müssen barrierefrei werden



Nicht einmal ein Viertel der 1.283 Wahllokale in Hamburg ist für
Menschen mit Geh- und Körperbehinderungen barrierefrei erreichbar.
Kein einziges bietet eine Gebärden-Verdolmetschung für gehörlose
Menschen, die Wahlbenachrichtigungen gibt es nicht in Leichter Sprache
für Menschen mit kognitiven Einschränkungen, nicht in Gebärdensprache
für Gehörlose, nicht als Audio-CD oder in Braille-Schrift für Blinde.
Briefwahlunterlagen gibt es lediglich in Leichter Sprache. DIE LINKE
fordert deshalb heute in einem Antrag (Drs. 21/19939) zur letzten
Sitzung der Hamburgischen Bürgerschaft, bei der anstehenden Wahl
Barrierefreiheit zumindest soweit wie möglich herzustellen

"Wir fordern, kurzfristig mobile Urnen und oder Rampen an den
Wahllokalen einzusetzen, in drei oder vier Wahlstellen
Gebärdensprachverdolmetschung anzubieten und dies im Internet bekannt
zu geben", erklärt Cansu Özdemir, sozial- und inklusionspolitische
Sprecherin der Fraktion. "Für alle diese Maßnahmen müssen finanzielle
Mittel bereitgestellt werden. Niemand darf von der Stimmabgabe
ausgeschlossen werden!"

Zudem müsse geprüft werden, ob mittelfristig die Internetseite
wahl-o-mat.de um Leichte Sprache und/oder Gebärdensprache ergänzt
werden kann. "Langfristig müssen weitere Barrieren bei allen
zukünftigen Wahlen abgebaut werden", so Özdemir. "Dabei müssen auch
die Erfahrungen von Verbänden von Menschen mit Behinderungen
einbezogen werden, wo es noch welche Barrieren gibt. Einige haben wir
in unserem Antrag bereits aufgeführt."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 12. Februar 2020
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HAMBURG/5050: Ausbildungsreport 2020 - LINKE fordert Ausbildungsgarantie (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 11. Februar 2020

Ausbildungsreport 2020: LINKE fordert Ausbildungsgarantie



Die DGB-Jugend Hamburg hat heute im Rahmen eines Pressegesprächs ihren
Ausbildungsreport 2020 vorgestellt. "Der Bericht zeigt: Obwohl 70% der
Befragten mit der Ausbildungssituation zufrieden sind, gibt es in
Hamburg noch sehr viel zu tun," kommentiert Sabine Boeddinghaus,
bildungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft. "4500 Jugendliche haben keinen
Ausbildungsplatz gefunden. 25% der Jugendlichen brechen ihre
Ausbildung ab. Und nur 25% der Befragten haben eine Zusage für einen
unbefristeteten Arbeitsvertrag nach der Ausbildung erhalten."

Boeddinghaus kritisiert: "Unternehmen beklagen einen Fachkräftemangel.
Aber nur 17% der Betriebe bilden Jugendliche aus. Vor diesem
Hintergrund unterstütze ich auch die Forderung der DGB-Jugend nach
einer Ausbildungsgarantie."

Aus den Zahlen wird für Boeddinghaus auch deutlich, "dass viele Azubis
aus angrenzenden Bundesländern kommen. Sie konkurrieren mit Hamburger
Schulabgänger_innen der Sekundarstufe 1 um die knappen Plätze auf dem
Ausbildungsmarkt. Wir brauchen eine Strategie, die sich auf die
Schwächeren konzentriert. Wir brauchen ein Azubi-Ticket für den HVV.
Und wir brauchen ein Ausbildungsgehalt, das in seiner Höhe die
Hamburger Wohn- und Lebensverhältnisse widerspiegelt."

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/5467: Hochschulen erhalten Gestaltungsspielraum (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
11.02.2020

Hochschulen erhalten Gestaltungsspielraum

Nächster Schritt für Neustrukturierung der Uni-Standorte in
Kaiserslautern, Landau und Koblenz



Heute hat die Landesregierung in erster Befassung den Gesetzentwurf
zur Neustrukturierung der Universitätsstandorte in Kaiserslautern,
Landau und Koblenz beraten. Hierzu erklärt der hochschulpolitische
Sprecher der SPD-Fraktion, Johannes Klomann:

"Heute ist ein weiterer wichtiger Schritt vollzogen worden, um die
Universitätsstandorte in Kaiserslautern, Landau und Koblenz bestens
für die Zukunft aufzustellen. Mit dem Gesetz sollen die
Rahmenbedingungen festgezurrt werden, wie in Koblenz eine
selbstständige Universität und in Kaiserslautern und Landau eine neue
Technische Universität Rheinland-Pfalz entstehen können. Das Ziel ist:
An den drei Standorten sollen sich Universitäten etablieren, die
bestmöglich regional eingebunden und gleichzeitig national und
international äußerst sichtbar sind. Zu begrüßen ist auch, dass die
Universitäten im anstehenden Prozess einen Gestaltungspielraum
erhalten, um ihre wissenschaftlichen Profile zu schärfen. Als
SPD-Fraktion werden wir das Gesetz im parlamentarischen Verfahren eng
begleiten. Wir wollen, dass die Universitäten so schnell wie möglich
die organisatorischen und rechtlichen Grundlagen vorliegen haben. In
den vergangenen Monaten haben sich die Beteiligten sehr konstruktiv
eingebracht; wir freuen uns darauf, auch in den kommenden Monaten
genauso gut voranzukommen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. Februar 2020
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RHEINLAND-PFALZ/5366: Hochwasservorsorge in Rheinland-Pfalz auf einem guten Weg (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 11.02.2020

Hochwasservorsorge in Rheinland-Pfalz auf einem guten Weg



Rheinland-Pfalz ist eine der am stärksten vom Klimawandel betroffenen
Regionen in Deutschland. Unwetter mit Starkregen werden in Zukunft
noch häufiger dafür sorgen, dass viele Städte und Gemeinden auf
funktionierende Hochwasserschutzsysteme angewiesen sind. Für deren
Ausweitung hat das Land im Doppelhaushalt 2019/20 die Mittel
bereitgestellt. Die GRÜNE Landtagsfraktion hat im heutigen
Umweltausschuss den aktuellen Stand der Hochwasservorsorge abgefragt.
Dazu der umweltpolitische Sprecher Andreas Hartenfels:

"Rhein, Mosel, Nahe und die zahlreichen kleineren Flüsse und Bäche
machen viele Städte und Gemeinden in Rheinland-Pfalz besonders
lebenswert. Wenn Pegelstände steigen, kann aus einem idyllischen
Gewässer aber schnell ein reißender Strom werden. Viele
Rheinland-Pfälzerinnen und Rheinland-Pfälzer haben in der
Vergangenheit durch Überschwemmungen schon ihr Hab und Gut verloren.
Um das in Zukunft zu verhindern, brauchen wir funktionierende Konzepte
zur Hochwasservorsorge.

Wir begrüßen es deshalb sehr, dass das Kompetenzzentrum
Hochwasservorsorge und Hochwasserrisikomanagement inzwischen seine
Arbeit aufgenommen hat und dort bereits acht Stellen besetzt wurden.
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unterstützen die Kommunen bei der
Ausarbeitung und Umsetzung der Konzepte. Schon 900 Ortschaften und
Stadtteile arbeiten zurzeit an Hochwasservorsorgekonzepten oder haben
sie bereits fertiggestellt. Im Doppelhaushalt 2019/20 hat die
Landesregierung insgesamt 18 Millionen Euro für den Hochwasserschutz
bereitgestellt. Eine sinnvolle Investition in eine sichere Zukunft der
Bürgerinnen und Bürger in unserem Land."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. Februar 2020
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AUSSEN/1616: Ein neues Kapitel in der deutsch-sudanesischen Zusammenarbeit


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 12. Februar 2020

Arbeitsgruppe: Außenpolitik

Ein neues Kapitel in der deutsch-sudanesischen Zusammenarbeit



Christoph Matschie, stellvertretender außenpolitischer Sprecher:

Der Bundestag beschließt Morgen einen Antrag zur Unterstützung des
Transformationsprozesses im Sudan und sendet damit ein starkes Signal
in die Region. Deutschland unterstützt die Demokratisierung im Sudan.
Der Beschluss ermöglicht die Wiederaufnahme der bilateralen
Entwicklungszusammenarbeit beider Länder.

"Seit Dezember 2018 befindet sich der Sudan in einem demokratischen
Wandlungsprozess. Der ehemalige Präsident Omar al-Bashir wurde
abgesetzt und eine Übergangsregierung gebildet. Ziel ist es, 2022
allgemeine und freie Wahlen abzuhalten.

Damit der angestoßene demokratische Wandel gelingt, ist der Sudan auf
Unterstützung der internationalen Gemeinschaft angewiesen. Denn die
wirtschaftliche Lage ist äußerst angespannt. Eine schnelle
Verbesserung der Lebensbedingungen der Menschen ist nötig. Deshalb ist
es wichtig, dass die Bundesregierung ihr Engagement ausbaut. Der
Koalitionsantrag macht eine Wiederaufnahme der bilateralen
Entwicklungszusammenarbeit nun möglich.

Der politische Umbruch im Sudan bietet die Chance für eine wirkliche
Demokratisierung des Landes. Das wirkt sich positiv auf die gesamte
Region am Horn von Afrika aus. Eine friedliche und stabile Entwicklung
dort ist auch für die Sicherheit in Deutschland und Europa von
Bedeutung. Die Übergangsregierung steht vor enormen Herausforderungen,
die einen langen Atem benötigen. Deutschland sollte deshalb sein
Engagement im Rahmen der Gruppe 'Friends of Sudan' für eine
international abgestimmte Unterstützung des politischen Wandels weiter
verstärken."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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BILDUNG/1538: Auch für Erzieherinnen - Aufstiegs-BAföG stärkt beruflichen Aufstieg in über 700 Berufen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 12. Februar 2020

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

Auch für Erzieherinnen: Aufstiegs-BAföG stärkt beruflichen Aufstieg in über 700 Berufen



Ulrike Bahr, zuständige Berichterstatterin:

Heute wurde das neue Aufstiegs-BAföG im Ausschuss für Bildung,
Forschung und Technikfolgenabschätzung verabschiedet. Die
SPD-Bundestagsfraktion hat bei der Reform entscheidende Punkte
durchgesetzt. Auch an die Fördersituation der angehenden Erzieherinnen
und Erzieher wurde gedacht.

"Vom neuen Aufstiegs-BAföG profitieren viele angehende Technikerinnen,
Fachwirte und Meister. Beispielsweise ist die Anhebung der staatlichen
Zuschüsse während der Fortbildung für Maßnahmen- und Prüfungsgebühren
ein wichtiger Schritt, um Hürden zur Aufnahme einer
Weiterbildungsmaßnahme abzubauen und der Gebührenfreiheit in der
beruflichen Bildung einen Schritt näher zu kommen.

Besonders für die Gruppe der angehenden Erzieherinnen und Erzieher
erreichen wir mit der Novelle viel: Fast alle absolvieren ihre
Ausbildung in Vollzeit. Das qualifiziert sie für die Inanspruchnahme
des neuen Unterhaltsvollzuschusses. Das heißt, dass die Erzieherinnen
und Erzieher ihren Unterhalt während einer AFBG-Förderung komplett
bezuschusst bekommen und nichts mehr davon zurückzahlen müssen. Das
war der SPD-Bundestagsfraktion besonders wichtig.

Immer wieder kommt es bei der Ausbildung aber zu Förderlücken, gerade
wenn sich Erzieherinnen und Erzieher in einer praxisintegrierten
Ausbildung befinden. Dabei wechseln sich Theoriephasen und
Praxiszeiten unmittelbar ab - ein Ausbildungsmodell welches immer noch
nicht flächendeckend angeboten wird. Eine Dualisierung der Ausbildung,
ohne dabei Abstriche in der Ausbildungsqualität hinzunehmen, heißt für
die SPD-Bundestagsfraktion aber auch, dass Ausbildungsvergütungen
gezahlt werden müssen. Daher bekommt der Bund von uns im Rahmen der
Novelle den Auftrag, gemeinsam mit den Ländern die bundesweite
Einführung von vergüteten praxisintegrierten Ausbildungen umzusetzen.
2023 soll hier eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe Ergebnisse vorstellen."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. Februar 2020

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / AUSLAND





LATEINAMERIKA/1955: El Salvador - Präsident Bukele lässt Parlament durch Militär besetzen (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

El Salvador

Präsident Bukele lässt Parlament durch Militär besetzen

Von Knut Hildebrandt



(Oaxaca-Stadt, 11. Februar 2020, npla) - Am Sonntag, den 9. Februar
besetzten schwer bewaffnete Polizisten und Soldaten das Parlament El
Salvadors. Sie begleiteten Präsident Nayib Bukele, der versuchte die
Zustimmung der Abgeordneten zu einem Kredit für den weiteren Ausbau
des Sicherheitsapparates zu erzwingen.


Bukele setzt auf die Unterstützung der Straße

Während vor dem Parlament Unterstützer*innen Bukeles demonstrierten
und die Abgeordneten als Ratten beschimpften, setzte der Präsident den
Parlamentarier*innen ein Ultimatum von einer Woche, um dem Kredit
zuzustimmen. Schon am vorangegangenen Samstag hatte sich Bukele bei
einer Rede vor dem Parlamentsgebäude der Unterstützung Tausender
Anhänger*innen für seine Sicherheitspolitik versichert.

El Salvador ist gespalten über das weitere Vorgehen gegen die
ausufernde Bandenkriminalität. Viele Salvadorianer*innen fordern ein
härteres Vorgehen gegen die Maras. Mit dem Kredit von knapp 100
Millionen Euro will Bukele den Sicherheitsapparat weiter ausbauen. Dem
verweigerten allerdings die beiden großen Oppositionsparteien ARENA
und FMLN auf der am Sonntag vom Präsidenten einberufenen Sondersitzung
ihre Zustimmung.


Militär im Parlament: ein Tabubruch

Kritiker*innen von Bukeles Plan argumentieren, dass die Politik der
"Harten Hand" bisher keinen Erfolg hatte. Davon abgesehen sei Bukeles
Vorgehen ein Tabubruch. Der Einsatz der Armee im Parlament ruft
Erinnerungen an die Zeit des Bürgerkriegs hervor. Während des
bewaffneten Konfliktes in den achtziger Jahren haben Angehörige der
Streitkräfte zahlreiche Gräueltaten und Menschenrechtsverletzungen
begangen. Deshalb wurde nach dem Ende des Krieges per
Verfassungsänderung der Armee jegliche Einmischung in die Politik
untersagt.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/tagespolitik/praesident-bukele-laesst-parlament-durch-militaer-besetzen/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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FORSCHUNG/1259: Risiko oder Chance für den Reisanbau? Forscher entdecken neue Arsenverbindungen in Reisfeldern (idw)


Universität Bayreuth - 11.02.2020

Risiko oder Chance für den Reisanbau? Bayreuther Forscher entdecken neue
Arsenverbindungen in Reisfeldern



Forscher der Universität Bayreuth haben zusammen mit Wissenschaftlern aus
Italien und China erstmals systematisch untersucht, unter welchen
Bedingungen und in welchem Umfang schwefelhaltige Arsen-Verbindungen in
Reisböden entstehen. Diese Thioarsenate wurden bei Beurteilungen der
gesundheitlichen Folgen des Reiskonsums bisher nicht berücksichtigt. Im
Fachmagazin "Nature Geoscience" stellen die Wissenschaftler ihre
Ergebnisse vor und identifizieren dringenden Forschungsbedarf mit dem
Ziel, die Verbraucher vor gesundheitlichen Risiken zu schützen.

Ein neues Messverfahren für Thioarsenate

Das Forschungsteam unter Leitung der Bayreuther Umweltgeochemikerin Prof.
Dr. Britta Planer-Friedrich hat ein Messverfahren entwickelt, mit dem sich
Thioarsenate in Reisböden zuverlässig nachweisen lassen. Hierfür reichen
die Verfahren, die bisher routinemäßig zur Kontrolle des Arsens auf
Reisfeldern eingesetzt werden, nicht aus. Denn sie sind nicht in der Lage,
schwefelhaltige Arsen-Verbindungen als solche zu identifizieren und von
sauerstoffhaltigen Arsen-Verbindungen zu unterscheiden. Dieser Mangel ist
im Hinblick auf mögliche Gesundheitsrisiken hochproblematisch. Zumindest
von einer organischen schwefelhaltigen Arsen-Verbindung, die auf
Reisfeldern entdeckt wurde, ist bereits bekannt, dass sie die Entstehung
von Krebserkrankungen begünstigt. Umso wichtiger ist es, organische
schwefelhaltige Arsen-Verbindungen gezielt aufzuspüren und auf ihre
Giftigkeit hin zu untersuchen. Vermutlich wurden diese Verbindungen
infolge unzureichender Messverfahren bisher mit ungiftigen organischen
sauerstoffhaltigen Arsen-Verbindungen verwechselt.

Grenzwertkontrollen für alle giftigen Arsen-Verbindungen

"Die Aufnahme der unterschiedlichen Thioarsenate in Reispflanzen und davon
ausgehende potentielle Gefahren für die menschliche Gesundheit müssen
dringend weiter erforscht werden. Reis ist das weltweit wichtigste
Nahrungsmittel und sichert die Lebensgrundlage für mehr als die Hälfte der
Weltbevölkerung", erklärt Planer-Friedrich und fordert, dass künftig für
alle giftigen Arsen-Verbindungen gesetzlich festgelegte Grenzwerte gelten.
"Analytische Verfahren zur Grenzwertkontrolle, die alle diese Verbindungen
korrekt erfassen, müssen zur Routine werden", sagt die Bayreuther
Wissenschaftlerin. Bislang gibt es nur für anorganische sauerstoffhaltige
Arsen-Verbindungen einen gesetzlichen Grenzwert, organische
sauerstoffhaltige Arsen-Verbindungen gelten als ungiftig.

Neue Ansätze für Prognose-Verfahren

Mit ihrem neuen Messverfahren haben die Forscher über lange Zeiträume
hinweg die Entstehung von schwefelhaltigen Arsen-Verbindungen auf
Reisfeldern in Italien und China beobachtet. Dabei stellte sich heraus:
Die Mengen der auftretenden Thioarsenate stehen in einem signifikanten
Zusammenhang mit den pH-Werten der Böden und weiteren einfach zu messenden
Parametern. "Diese Erkenntnisse enthalten wertvolle Ansatzpunkte für die
Entwicklung von Prognose-Verfahren. Wenn sich künftig ohne großen
technischen Aufwand vorhersagen lässt, auf welchen Reisfeldern besonders
große oder nur geringe Mengen schwefelhaltiger Arsen-Verbindungen zu
erwarten sind, wäre dies ein wichtiger Beitrag zur Einschätzung von
Gesundheitsrisiken", sagt der Bayreuther Doktorand und Erstautor der
Studie, Jiajia Wang MSc.

Dringender Forschungsbedarf zu Chancen und Risiken

Um die von Thioarsenaten ausgehenden Gesundheitsrisiken wissenschaftlich
beurteilen zu können, halten die Autoren der neuen Studie weitere
Forschungsarbeiten für unabdingbar. So ist beispielsweise zu klären, auf
welchen Transportwegen und in welchem Umfang diese Arsen-Verbindungen von
den Reisfeldern in die Reiskörner gelangen. Dass schwefelhaltige
Arsen-Verbindungen in die Reispflanze und auch bis in Reiskorn gelangen
können, wurde bei Untersuchungen in Bayreuther Laboratorien schon bestätigt.
Allerdings ist beim derzeitigen Erkenntnisstand nicht auszuschließen, dass
die Gesamtbelastung von Reisernten mit Arsen sogar sinkt, wenn sich in den
Böden schwefelhaltige statt sauerstoffhaltige Arsenverbindungen bilden.
Das wäre dann der Fall, wenn schwefelhaltige Arsen-Verbindungen im Boden
größtenteils zurückgehalten werden oder wenn Reispflanzen diese
Verbindungen schlechter aufnehmen könnten.

An der Universität Bayreuth werden diese Zusammenhänge in den
Arbeitsgruppen von Prof. Dr. Britta Planer-Friedrich und dem
Pflanzenphysiologen Prof. Dr. Stephan Clemens untersucht. Die Deutsche
Forschungsgemeinschaft (DFG) und das Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) fördern diese interdisziplinär angelegten
Forschungsprojekte. "Unsere weiteren Studien werden zeigen, ob
Thioarsenate insgesamt ein Risiko oder eine Chance für die Produktion von
Reis darstellen, der möglichst geringe Mengen an gesundheitsgefährdendem
Arsen enthält. Erst dann können fundierte Handlungsanweisungen für das
Wasser- oder Bodenmanagement auf Reisfeldern sowie die gezielte Züchtung
neuer Reissorten gegeben werden", sagt Planer-Friedrich.


Originalpublikation:

Wang J, Kerl C, Hu P, Martin M, Mu T, Brüggenwirth L, Wu G, Said-Pullicino
D, Romani M, Wu L, Planer-Friedrich B:

Thiolated arsenic species observed in paddy soil pore-waters,

Nature Geoscience (2020),

DOI: http://dx.doi.org/10.1038/s41561-020-0533-1

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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VERBAND/2393: Höhere Tierwohlstandards müssen Tierhaltern Perspektive geben (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 11. Februar 2020

Bauernverband zur Borchert-Kommission

Rukwied: Höhere Tierwohlstandards müssen Tierhaltern Perspektive geben



Der Präsident des Deutschen Bauernverbandes, Joachim Rukwied, sieht in
den Vorschlägen des Kompetenznetzwerks Nutztierhaltung zur Zukunft der
deutschen Nutztierhaltung grundsätzlich eine Möglichkeit, der
Nutztierhaltung in Deutschland eine Zukunftsperspektive zu geben. "Der
Weg zu höheren Tierwohlstandards muss mit Verlässlichkeit und
wirtschaftlicher Tragfähigkeit angegangen werden. Entscheidend ist,
dass die Honorierung für höhere Standards tatsächlich bei den
Landwirten ankommt", so Rukwied. Eine langfristige und dauerhafte
Verlässlichkeit der vorgeschlagenen Tierwohlprämien müsse daher für
alle Tierhalter sichergestellt werden. Nur so seien Investitionen
möglich. "Dabei benötigen wir nicht nur Konzepte für Neubauten,
sondern vor allem eine Perspektive für die Weiterentwicklung der
bestehenden Ställe. Die Tierhaltung ist für die deutsche
Landwirtschaft von enormer Bedeutung und darf nicht in andere Länder
exportiert werden", stellt Rukwied klar. Außerdem müsse die bereits
erfolgreich am Markt tätige Initiative Tierwohl der Wirtschaft
eingebunden und ihre Erfahrung genutzt werden.

Eine wesentliche Bedingung muss aus Sicht des Bauernpräsidenten vorab
geschaffen werden: "Die derzeitige Blockade in den Planungs- und
Genehmigungsverfahren für Um- und Neubauten muss beseitigt werden,
sonst läuft jede Maßnahme ins Leere." Schließlich gehe das
vorgeschlagene Konzept nicht auf, wenn die Nachfrageseite nicht
mitziehe. "Ebenfalls braucht es eine klare Kennzeichnungsregelung für
Tierwohlstandards. Verbraucher müssen bei ihrem Einkauf den
Tierwohlstandard eindeutig erkennen können - und auch aus welchem Land
das Fleisch kommt. Deshalb fordern wir eine verpflichtende und
flächendeckende Haltungs- und Herkunftskennzeichnung für Fleisch- und
Wurstwaren."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. Februar 2020

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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INFOPOOL / POLITIK / FAKTEN





ASYL/1449: Afghanistan-Abschiebungen - Fälle zeigen neue Dimension der Härte (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 12. Februar 2020

Afghanistan-Abschiebungen: Fälle zeigen neue Dimension der Härte

Kurz nach großem Anschlag in Kabul schieben Bundesländer weiter ab



Trotz des jüngsten großen Anschlags in Kabul mit Toten und Verletzten setzt
die Bundesregierung Sammelabschiebeflüge in die afghanische Hauptstadt
ungerührt weiter fort. Der mittlerweile 32. Sammelabschiebeflieger soll am
heutigen Mittwoch vom Flughafen Düsseldorf aus nach Kabul starten.

Seit Beginn der Sammelabschiebungen im Dezember 2016 schiebt Bayern
besonders rigide in das kriegserschütterte Land ab. Dem Bayerischen
Flüchtlingsrat und PRO ASYL nun vorliegende Fälle betroffener Afghanen
weisen eine neue Dimension der Härte aus: Von der für heute angesetzten
Sammelabschiebung könnten Ehemänner und (werdende) Familienväter betroffen
sein. PRO ASYL fordert dringend, die Betroffenen vom Flieger zu nehmen und
die Abschiebungen nach Afghanistan zu stoppen.

Einer der Betroffenen ist ein junger Mann aus Augsburg, der mit seiner
afghanischen Lebensgefährtin ein fünf Monate altes Mädchen hat. Trotzdem
will ihn die Zentrale Ausländerbehörde Schwaben jetzt abschieben. Der
Bayerische Flüchtlingsrat berichtet, dass die Ehefrau in Ohnmacht gefallen
ist, als ihr Mann verhaftet wurde. Gerichtlich wird noch in letzter Sekunde
versucht, den ihm zustehenden Rechtsschutz als Familie zu erhalten.

Bei einem weiteren Fall handelt es sich ebenfalls um einen verheirateten
Mann, der als unbegleiteter Minderjähriger nach Deutschland gekommen war.
Eine Ausbildung stand in Aussicht, wurde ihm aber von den Behörden
verwehrt. Jetzt soll er abgeschoben werden - trotz Heirat mit einer
Afghanin. Ein dritter Betroffener hat vor gut einem Jahr seine deutsche
Partnerin kennengelernt, sie sind mittlerweile verlobt, das Paar erwartet
im August sein erstes Kind. Weitere Details zu allen drei Fällen gibt es
hier.

Wenn diese Abschiebungen nach Afghanistan tatsächlich vollzogen werden,
würden sie in gleich drei bekannten Fällen zu Trennungen der Kernfamilie
führen. Bislang bestand die Bundesregierung auf ihrem Mantra, bei den
Abgeschobenen würde es sich um alleinstehende Männer handeln. Einmal mehr
prescht Bayern in Sachen Hartherzigkeit nach vorne. Sollten die Betroffenen
nach Kabul abgeschoben werden, bestünde nicht nur Gefahr für ihr Leib und
Leben; auch das Grund- und Menschenrecht auf ein Zusammenleben als Familie
würde mit Füßen getreten.

PRO ASYL erinnert einmal mehr daran, dass es sich bei Afghanistan laut
Global Peace Index um das gefährlichste Land der Welt handelt,
Abschiebungen in das Kriegsland dürfen nicht stattfinden. PRO ASYL fordert
unverändert das Ende der Abschiebungen nach Afghanistan.

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 12. Februar 2020

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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INTERNATIONAL/102: Schweiz - Sicherheitspolitische Kommission will sogar Investitionen in Atomwaffen weiter zulassen (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Mutlose Sicherheitspolitische Kommission will sogar 
Investitionen in Atomwaffen weiter zulassen

Medienmitteilung der GSoA - Gruppe für eine Schweiz ohne Armee, 
11. Februar 2020



Heute wurde in der Sicherheitspolitischen Kommission des Nationalrats
entschieden, die Kriegsgeschäfteinitiative ohne Gegenvorschlag
abzulehnen. Die GSoA und die Jungen Grünen sind empört darüber, dass
nicht einmal die absolute Minimalforderung nach einem
Investitionsverbot in verbotenes Kriegsmaterial wie Atombomben,
biologische und chemische Waffen sowie Antipersonenminen und
Streumunition eine Mehrheit in der Kommission fand.

Die Kriegsgeschäfte-Initiative (KGI), die im vorletzten Sommer nach
nur knapp 15 Monaten Sammelzeit gemeinsam von der Gruppe für eine
Schweiz ohne Armee (GSoA), den Jungen Grünen und über vierzig weiteren
Organisationen eingereicht wurde, wurde am heutigen Dienstag von der
Sicherheitspolitischen Kommission des Nationalrats (SiK-N) ohne
Gegenvorschlag zur Ablehnung empfohlen. Die Initiative verlangt, dass
jegliche Art von Finanzierung von Kriegsmaterialproduzenten durch die
Schweizerische Nationalbank (SNB) und Institutionen der staatlichen
und beruflichen Vorsorge verboten wird. Die SiK-N vergibt mit der
Ablehnung der KGI die Chance, das Mitspracherecht der Bevölkerung zu
stärken und die Verantwortung der Schweiz als einer der grössten
Finanzplätze der Welt wahrzunehmen.

Besonders empörend ist die Tatsache, dass nicht einmal der
Gegenvorschlag in der Kommission eine Mehrheit fand. Dieser wollte
lediglich Investitionen in verbotenes Kriegsmaterial, namentlich
Atombomben, biologische und chemische Waffen sowie Antipersonenminen
und Streumunition verbieten - ein Verbot, das so bereits existiert,
jedoch wirkungslos ist. Die Entwicklungen der letzten Woche zeigen
denn auch exemplarisch auf, warum die Kriegsgeschäfteinitiative heute
nötiger denn je ist. Donald Trumps Entscheid, dass die
US-amerikanische Armee wieder Landminen einsetzen könne, wird
zweifellos auch deren Produktion ankurbeln.

Nadia Kuhn, politische Sekretärin der GSoA, meint dazu:

"Waffen müssen zuerst finanziert werden, bevor sie produziert werden
können. Die SNB allein hat 2019 mehr als eine Milliarden Franken in
Firmen investiert, die verbotenes Kriegsmaterial herstellen. Das ist
inakzeptabel."

Julia Küng, Co-Präsidentin der Jungen Grünen Schweiz, fügt hinzu:

"Diese Investitionen sind mit der Neutralität und der humanen
Tradition der Schweiz unvereinbar. Die Kriegsgeschäfteinitiative
bietet die Gelegenheit, diese Situation zu korrigieren und gibt der
Schweiz die Chance, ihre Glaubwürdigkeit im Bereich der
Sicherheits- und Aussenpolitik zu stärken."


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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KRIEG/1764: Europa - für mehr Einfluß in der Welt ... (SB)




Deshalb kritisiere ich diejenigen in Deutschland, die
traumtänzerisch eine Welt ohne Konflikte und ein Deutschland ohne
Militär fordern und dabei die Ängste unserer Nachbarn - Polen und
Balten - komplett ausblenden. Ich bin sehr für Abrüstung, aber bitte
nicht einseitig. Helmut Schmidt würde sich im Grabe rumdrehen. Ohne
ein Mindestmaß an politisch-militärischer Glaubwürdigkeit und
Handlungsfähigkeit der EU und auch der Bundesrepublik Deutschland wird
es nichts werden mit der Wahrung unserer Interessen, egal ob beim
Thema Flüchtlingsströme, Russland oder bei Friedensbemühungen im Nahen
Osten.

Wolfgang Ischinger im Vorfeld der Münchner Sicherheitskonferenz [1]

Wenige Tage vor der Münchner Sicherheitskonferenz hat deren Chef
Wolfgang Ischinger seine alljährliche Botschaft unters Volk gebracht,
Deutschland müsse wieder eine wichtigere Rolle in der Welt spielen und
zu diesem Zweck endlich kräftig aufrüsten. Insofern wiederholt er nur
das, was er seit langem predigt, wenngleich sein Ton noch klagender
und vorwurfsvoller als im vergangenen Jahr geworden ist. Als Gauck
2014 in München die pastoral-präsidiale Losung verkündigte,
Deutschland sei bereit, mehr Verantwortung zu übernehmen, geschah das
mit breiter Brust und wurde als Fanal des Aufbruchs verstanden, den
militärischen Ambitionen freien Lauf zu lassen. Was mit deutscher
Gründlichkeit akribisch vorgedacht und vorgeplant war, erwies sich
jedoch als strategischer Entwurf eines Vormachtstrebens, dessen
Umsetzung an den in der Folge eskalierenden weltweiten Krisen und
internationalen Verwerfungen wenn nicht zu scheitern drohte, so doch
massiv ausgebremst wurde.

Er sei "zutiefst aufgewühlt über das Versagen, soweit das Auge
reicht", empört sich Ischinger. "Wieso sind wir eigentlich so unfähig?
So total unfähig?" Die Welt sei gefährlicher geworden: "Wir haben mehr
Krisen und mehr schlimme Krisen, mehr grauenhafte Vorgänge, als man
sich das eigentlich vorstellen kann." Ischinger kritisiert das
"unverzeihliche Versagen der internationalen Staatengemeinschaft in
Sachen Syrien", das sich nun in Idlib zeige. Die EU habe in neun
Jahren "keinen einzigen Versuch" unternommen, die beteiligten Seiten
an einen Tisch zu bringen und einen Friedensprozeß zu starten. Dies
sei eine "Verantwortungslosigkeit erster Klasse der Europäischen Union
und all ihrer Mitgliedsstaaten". [2]

Aber auch Libyen bleibe eine offene Wunde. Wenn er an die nicht
umgesetzten Beschlüsse der Berliner Libyen-Konferenz Mitte Januar
denke, dann werde ihm schlecht. Trotz der dabei eingegangenen
Verpflichtungen, die libyschen Konfliktparteien nicht weiter zu
unterstützen und das Waffenembargo einzuhalten, würden nach UN-Angaben
weiter Waffen in das Bürgerkriegsland geliefert. Er werde alles tun,
damit die Politiker in München Rede und Antwort stehen, warum es nicht
möglich sei, solche Zustände in der europäischen Nachbarschaft zu
verhindern. "Wer versagt denn hier eigentlich? Und wessen
Verantwortung ist das?" [3]

Wäre es Ischinger mit diesen Fragen ernst, müßte er jene Staaten beim
Namen nennen, die durch ihren Angriffskrieg gegen Libyen und den Sturz
Gaddafis die verheerenden Zustände herbeigeführt haben, die er heute
bitter beklagt. Sein Lamento gilt vielmehr dem Umstand, daß die
europäischen Aggressoren nicht entschiedener nachgelegt haben, um das
Feld "in der Nachbarschaft" zu beherrschen. Auch die Bundesrepublik
hat seines Erachtens in Afrika und im Nahen Osten den Zugriff
vermissen lassen, der erforderlich wäre, um sich in diesen Regionen
als Führungsmacht zu etablieren, wie es im Strategiepapier "Neue
Macht. Neue Verantwortung" längst konzeptionell vorweggenommen ist.

Ischinger hält den öffentlich wenig kritisierten Einsatz der
Bundeswehr in Mali und die Unterstützung der kurdischen Peshmerga im
Irak für erfreuliche Schritte, die aber bei weitem nicht ausreichten.
Die Diskussion gehe zwar "in die richtige Richtung", aber nicht
schnell und nicht weit genug. Besonders bedauert der ehemalige
Diplomat, daß in manchen Teilen der politischen Debatte die Figur,
mehr Verantwortung zu übernehmen, nichts weiter als eine "völlig leere
Worthülse" sei. Bei der Frage, was genau Deutschland gemeinsam mit
Partnern aus EU und NATO tun könne, geht es laut Ischinger "nicht ums
Philosophieren und ums so tun als ob", sondern vielmehr um "konkrete
Entscheidungen". Explizit kritisiert er, daß die Bundesrepublik noch
weit davon entfernt sei, ihre eigene Selbstverpflichtung zu erfüllen,
bis 2024 zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts in die Verteidigung zu
stecken, wie es der damalige Außenminister Frank-Walter Steinmeier
beim NATO-Gipfel in Wales vor sechs Jahren zugesagt hatte. "Das ist
zum Beispiel nicht toll", rügt Ischinger, und er könne noch weitere
Beispiele nennen.

Grundsätzlich ruft er die Deutschen und ihre europäischen Partner dazu
auf, die gesamte Palette der Interventionsmittel zu nutzen. "Wer
glaubt, dass der Instrumentenkasten internationaler Krisendiplomatie
militärische Mittel nicht umfassen sollte", der verstehe von diesem
Thema nichts. Dann könne man gleich nach Hause gehen, da
Beschwörungsformeln allein nichts nützten. Vielmehr müsse man die
Streitparteien an einen Tisch zwingen können, da es in vielen Fällen
bei internationalen Konflikten erst zu einer diplomatischen Lösung
komme, wenn beide Seiten wüßten, daß sie militärisch nichts mehr zu
gewinnen haben. Ischingers Doktrin der Krisendiplomatie und
Friedensbemühungen gründet auf eigener militärischer Stärke, läuft in
der Konsequenz also auf Kriegsdrohung oder Kriegsführung hinaus, die
eine Übereinkunft der Konfliktparteien erzwingt, die der
Interessenlage der Bundesrepublik entspricht. Aus seinem Munde ist das
keine Machtpolitik, die er verbrämt bis offen Rußland und China
zuschreibt, während er der EU gute Absichten, aber mangelnde Einigkeit
attestiert.

Er kritisiert deutsche Politiker, die über eine europäische Armee
"fantasierten", da diese erst Sinn machen würde, wenn die EU
geschlossen agiert. Diese müsse lernen, konsequent mit einer Stimme zu
sprechen: "Wenn wir nicht schneller, klarer und mutiger bei
außenpolitischen Entscheidungen werden, dürfen wir uns nicht wundern,
dass wir bei Konflikten in unserer Nachbarschaft machtlos aussehen.
Solange wir die Kakophonie von siebenundzwanzig möglichen Vetos bei
jeder außenpolitischen Entscheidung haben, würde ich als Schwabe
sagen: Da ist Hopfen und Malz verloren." Ischinger schwört auf die
Formel, daß Einigkeit nur herbeizuführen sei, indem das Prinzip der
Einstimmigkeit zugunsten von Mehrheitsentscheidungen auf EU-Ebene
entsorgt wird. Sowohl Bundeskanzlerin Angela Merkel als auch Manfred
Weber, Sigmar Gabriel und Außenminister Heiko Maas hätten sich dafür
ausgesprochen: "Warum legt die große Koalition denn dann keinen Plan
dafür in Brüssel vor?" [4]

Wenngleich Ischinger vorausschickt, daß der Vertrauensverlust in der
internationalen Politik in alle Richtungen gelte, deutet er doch in
den dafür gewählten Beispielen allenthalben an, wie die Zweifel seines
Erachtens zu gewichten sind. Die NATO verliere das Vertrauen in
Rußland, weil Verträge etwa bei nuklearer Rüstungskontrolle nicht
verläßlich eingehalten werden oder wegen der Ukraine. Umgekehrt
zweifle Rußland am guten Willen des Westens. Demnach hält also Moskau
Abkommen nicht ein, während der Westen guten Willens ist, was aber
Putin in Abrede stellt? Auch gebe es "Sorgen angesichts angeblicher
russischer militärstrategischer Überlegungen, im Falle eines Konflikts
sehr frühzeitig Atomwaffen einzusetzen, um dem Gegner gleich zu Anfang
den Schneid abzukaufen". Daß US-Militärs seit Jahrzehnten laut über
einen begrenzten Atomkrieg und einen erfolgreichen Erstschlag
nachdenken, erwähnt Ischinger nicht. Auch das Vertrauen in China
sinke, weil es im Zuge seines Aufstiegs "nicht zum Stakeholder des
liberalen internationalen Systems" geworden ist, "wie wir alle gehofft
hatten", sondern sich in seine eigene Richtung, eher weg vom Westen
entwickelt. "Das alles hat Folgen für unsere Sicherheit."

Was Putin betrifft, habe dieser seit seiner "Brandrede" auf der
Sicherheitskonferenz 2007 getan, was er sich vorgenommen hat: dem aus
seiner Sicht unverantwortlich vorgehenden Westen einen Riegel
vorzuschieben, indem er die russische Fähigkeit, eigene Interessen
durchzusetzen, nachhaltig stärkt. Rußland setze sich, "egal wie hoch
der moralische Preis ist", gegen Regimewechsel ein. Putin stütze
"sogar das syrische Regime" und möchte verhindern, daß der Westen wie
etwa 2011 in Libyen die strategische Landschaft zu Lasten Rußlands
verändert. Diese Außenpolitik sei insoweit durchaus erfolgreich
gewesen.

Warum sollte die EU überhaupt Angst vor Rußland haben, wo sie doch
ökonomisch siebenmal so stark ist und die militärische Stärke ihrer
Mitglieder die russische weit übertrifft? Auch an dieser Stelle ist
Ischinger um eine Ausflucht nicht verlegen, indem er die russische
Außen- und Verteidigungspolitik als hocheffektiv ausweist, weil sie
von einer einzigen Person gesteuert werde und den ganzen
diplomatischen und politisch-ökonomischen Instrumentenkasten
einschließlich militärischer Mittel umfasse. Hingegen gebe die EU zwar
für Verteidigung ein Mehrfaches des russischen Budgets aus, tue dies
aber außerordentlich ineffektiv, da sich die EU-Staaten zu viele
verschiedene Waffensysteme leisteten, statt ihre Kräfte zu bündeln. Ob
er eine autokratische Staatsführung, wie er sie Putin attestiert, am
Ende insgeheim sogar für die beste Lösung hält, läßt uns Ischinger
natürlich nicht wissen, wenn er zum sicherheitspolitischen Höhenflug
ansetzt.

Eines aber schickt er warnend voraus, als wolle er FFF und Konsorten -
 nur für den Fall der Fälle - präventiv das Wasser abgraben.
Selbstverständlich werde auch die Klimapolitik in München Raum
einnehmen, doch wäre es ein "Granaten-Fehler" und ein "Verbrechen", so
zu tun, als sei dies das einzige sicherheitspolitische Thema, wo es
doch so viele andere Krisenherde gebe. Die drei Tage für die Konferenz
seien ohnehin zu wenig, schließlich finden nicht nur öffentliche
Vorträge und Diskussionen, sondern auch Gespräche in Hinterzimmern
statt, bei denen sich politische Gegner austauschen können. Wenngleich
niemand behauptet hat, daß die Klimakatastrophe der einzige Krisenherd
sei, lektioniert Ischinger die Klimagerechtigkeitsbewegung, daß sie im
Dunstkreis des Hotels Bayerischer Hof nichts zu suchen hat, wenn dort
die 56. Münchner Sicherheitskonferenz mit ihren mehr als 800
hochrangigen Teilnehmenden residiert.


Fußnoten:

[1] www.tagesspiegel.de/politik/wolfgang-ischinger-ueber-einseitige-abruestung-helmut-schmidt-wuerde-sich-im-grabe-umdrehen/25524518.html

[2] www.welt.de/newsticker/news1/article205739599/Sicherheit-Ischinger-wirft-Staatengemeinschaft-unverzeihliches-Versagen-in-Syrien-vor.html

[3] www.n-tv.de/politik/Ischingers-Klage-und-das-grosse-Versagen-article21567141.html

[4] www.zeit.de/politik/ausland/2020-02/wolfgang-ischinger-eu-einstimmigkeitsprinzip-reform
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RAUB/1224: Automobil - und darüber hinaus ... (SB)




Gewaltige Verkehrsmittel, Bauten und Werkzeuge entmachten den politischen
Prozeß und zwingen den wehrlosen Menschen in ihren Dienst. Sobald das kritische
Quantum des Energieverbrauches pro Kopf überschritten ist, muß die Erziehung für
die abstrakten Ziele einer Technokratie an die Stelle der legalen Garantien für
die individuelle, konkrete Initiative treten. Dieses Quantum ist die Grenze, an
der Rechtsordnung und Politik zusammenbrechen und die technische Struktur der
Produktionsmittel die soziale Struktur vergewaltigen muß

Ivan Illich - Fortschrittsmythen [1] 

Bei der Forderung nach einem generellen Tempolimit auf Autobahnen geht es nicht
nur um Fragen der Verkehrssicherheit und des Klimaschutzes. Nichts Geringeres
als der Einstieg in den Ausstieg aus dem motorisierten Individualverkehr steht
zur Disposition. Dafür gibt es viele gute Gründe, nicht zuletzt soziale, weil
sich diese Form der Mobilität niemals auf alle Menschen übersetzen ließe. Eine
Weltbevölkerung von acht Milliarden und mehr wird schon aus stofflichen und
ökonomischen, aber auch klimapolitischen und infrastrukturellen Gründen niemals
gleichberechtigt an einem System des motorisierten Individualverkehrs teilnehmen
können. Vorprogrammiert mit der prognostizierten Ausweitung dieser
Mobilitätsform ist eine Klassengesellschaft, in der die einen den angeblich
allen Menschen zur gleichberechtigten Nutzung zustehenden öffentlichen Raum auf
Rädern und hinter Glas durchqueren, während die anderen sich zur raumgreifenden
Dimension ihrer mit tödlicher kinetischer Energie aufgeladenen Fahrzeuge
defensiv zu verhalten haben.

Gleiches gilt für die anteilige Verwendung von fossilen oder erneuerbaren
Treibstoffen als Antriebsenergie. Da deren Verbrauch mit zunehmender
Geschwindigkeit exponentiell zunimmt, wird diese knappe Ressource für den
privaten Nutzen in Anspruch genommen, die Zeit zur Überwindung einer Strecke zu
verkürzen, und entfällt damit für sozial verträglichere Verbrauchsformen. Das
bedeutet, wie der Philosoph und Begründer des Konvivialismus, Ivan Illich, 1973
in der Urfassung seines Textes über "Energie und Gerechtigkeit" erklärte, daß
jenseits einer bestimmten Geschwindigkeit niemand Zeit sparen kann, ohne andere
dabei zu benachteiligen. Man könnte auch von einem individuellen
Geschwindigkeitskapitalismus sprechen, der materiell privilegierten Menschen
ermöglicht, Lebenszeit durch eine Beschleunigung zu akkumulieren, die die davon
Ausgeschlossenen mit den Folgen des überproportionalen Energieverbrauches
belastet. Illich jedenfalls war schon damals klar: "Produktive Sozialbeziehungen
unter freien Menschen bleiben auf das Fahrradtempo beschränkt" [2].

Die Versiegelung wertvoller Böden für Autobahnen, die nicht zu Fuß betreten
werden dürfen und damit den Besitzern von Autos exklusiv vorbehalten bleiben,
die Privatisierung des öffentlichen Raums durch mobile Wohnzimmer, die das
direkte Umfeld zahlreicher Menschen bei der Passage von einem Ort zum anderen
durchqueren und deren lokale Lebensqualität massiv verschlechtern, der Energie-
und Rohstoffhunger der Baustoffindustrie, deren Zementproduktion zu den großen
Emittenten von Treibhausgasen gehören, die Krankheit und vorzeitigen Tod
bringende Vergiftung der Atemluft durch die Abgase fossiler Treibstoffe wie den
aus dem Abrieb von Reifen und Bremsbelägen entstehenden Feinstaub, die
Okkupation weiterer, auch zum Anbau von Nahrungsmitteln geeigneter Flächen zur
Herstellung von Agrosprit oder Elektrizität, all das sind soziale und
ökologische Verbrauchsfaktoren, die den motorisierten Individualverkehr
insgesamt zum Problem erheben und nicht nur seine fossilistische Variante. 

Denkt man an die zahllosen Wildtiere, die bei Autounfällen getötet werden, und
schaut man auf andere Weltregionen, wird die Bilanz noch desaströser. Laut der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) der Vereinten Nationen [3] erliegen jedes Jahr
etwa 1,35 Millionen Menschen einem tödlichen Verkehrsunfall, davon mehr als die
Hälfte FußgängerInnen und ZweiradfahrerInnen. Verkehrsunfälle sind die
Todesursache Nummer eins bei jungen Menschen im Alter von 5 bis 25 Jahren. Auf
20 bis 50 Millionen wird die Zahl dabei verletzter Menschen geschätzt, von denen
viele dauerhafte körperliche Einschränkungen und Behinderungen davontragen. Die
finanziellen Folgen dieser Unfälle belaufen sich laut WHO in den meisten Ländern
auf drei Prozent ihres Bruttoinlandproduktes, zu entrichten natürlich auch von
denjenigen, die sich kein Automobil leisten. 90 Prozent, also die weit
überdurchschnittliche Zahl dieser Verkehrsunfälle, entfallen auf Länder mittleren
oder geringen Wohlstandes. Doch auch in den reichen Industriestaaten fallen Menschen
geringen Einkommens eher Unfällen zum Opfer als wohlhabende Personen, wie die
Mentalität, sich eine fahrende Festung in Form eines SUV zuzulegen, illustriert.

Der Automobilismus ist eine, auf die mindestens 5000 Jahre menschlicher
Zivilisationsgeschichte bezogen, noch sehr junge Entwicklung, hat die
industrielle, sozialräumliche und gesellschaftliche Entwicklung der Welt jedoch
fest im Griff. Dabei mußte er, wie in der sehr empfehlenswerten
arte-Dokumentation Die Erdzerstörer dargelegt, erst gegen den Widerstand der
Bevölkerung der Städte durchgesetzt werden, die sich ihr Recht, gefahrlos auf
der Straße zu flanieren, nicht nehmen lassen wollten. Ein Konzernkartell setzte
die Automobilisierung der urbanen Zentren planmäßig zu Lasten des in den USA
damals noch gut ausgebauten, mit Straßenbahnen auf der Schiene verlaufenden
Personennahverkehrs durch. In der Folge wurde der Städtebau primär durch die
Automobilität geprägt, und Autobahnprojekte wie in Deutschland und den USA
wurden zum Inbegriff der industriellen Moderne. Noch in den 1920er Jahren waren
Demonstrationen gegen den Tod zahlreicher Kinder im motorisierten Straßenverkehr
US-amerikanischer Städte an der Tagesordnung. 

Der Protest gegen den Automobilismus findet heute wieder in Form von
Fahrrademonstrationen statt, deren AktivistInnen die Straße für sozialökologisch
verträgliche Verkehrsformen zurückerobern [4], er tritt in Kampagnen für einen
kostenlosen Öffentlichen Personen- und Nahverkehr (ÖPNV) [5] hervor und wird in
den Aktivitäten zahlreicher selbstorganisierter Initiativen für eine
Mobilitätswende manifest [6]. Daher wird im Autoland Deutschland schon der
Brandgeruch der Revolution gewittert, wenn die höchst sinnvolle und von einer
Mehrheit der BürgerInnen unterstützte Maßnahme eines absoluten Tempolimits auf
Autobahnen gefordert wird. Vehementen Widerstand dagegen leistet eine Gruppe von
HerrenfahrerInnen, die nicht von ungefähr mehrheitlich männlichen Geschlechtes
sind und das liberale Argument, sich in ihrer Freiheit nicht beschneiden lassen
zu wollen, in Form eines hierarchischen Gewaltverhältnisses artikulieren, denn
die Freiheit der vom Automobilismus betroffenen Menschen kommt in dieser
Weltsicht nicht vor. Hier geht es nicht nur um das Interesse der Autoindustrie,
auch weiterhin lukrative Geschäfte selbst in Ländern zu machen, in denen die
Folgen des Straßenverkehrs weit tödlicher sind als in der Bundesrepublik. Auch
die neokolonialistischen Rohstoffinteressen, mit denen die deutsche Regierung
auch in Zukunft das steil abfallende Produktivitätsgefälle zum Globalen Süden
bewirtschaften will, sind nicht die entscheidenden Faktoren für unbehindertes Rasen.

Es geht ganz fundamental um das Insistieren auf den motorisierten
Individualverkehr, auf eine raumgreifende Verbrauchsform, deren
Sozialbeziehungen an der schlichten Frage ausgerichtet werden, wer wen vor der
Stoßstange hertreiben beziehungsweise im Rückspiegel zurücklassen kann. Dieses
Verhältnis mutet nicht nur archaisch an, es ist die Fortschreibung einer
primitiven Hackordnung, die im patriarchalen Kapitalismus einen Stand von
Destruktivität erreicht hat, der auch die durch Gaspedal und Lenkrad zu Herren
über Leben und Tod ermächtigten AutofahrerInnen zu verschlingen droht.


Fußnoten:

[1] Ivan Illich: Fortschrittsmythen, Reinbek bei Hamburg, 1978, S. 77 [1]

[2] a.a.O S. 82

[3] https://www.who.int/news-room/fact-sheets/detail/road-traffic-injuries

[4] http://www.schattenblick.de/infopool/buerger/report/brrb0123.html

[5] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0357.html

[6] http://www.schattenblick.de/infopool/buerger/report/brrb0100.html
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LAIRE/1364: Frankreich - die Atommacht ... (SB)




Entgegen der landläufigen Rezeption der Rede des französischen
Präsidenten Emmanuel Macron am 7. Februar an der Militärakademie in
Paris bestand der bedeutendere Teil nicht in dessen Absage an den
deutschen Vorstoß, die französischen Atomraketen unter die Kontrolle
der NATO oder EU zu stellen, sondern in seinem unerschütterlichen
Bekenntnis zur nuklearen Abschreckungsdoktrin. Auch wenn Macron
häufiger das Wort "Abrüstung" verwendete, sprach er sich nicht gegen,
sondern umgekehrt für die Aufrüstung aus. 35 Milliarden Euro steckt
die "Grande Nation" in die Modernisierung seiner rund 300 Atombomben,
und niemand anderes als der Oberbefehlshaber der französischen
Streitkräfte soll weiterhin den roten Knopf drücken dürfen.

Die Europäer sollten sich gemeinsam darüber im klaren sein, daß auf
ihrem Boden wieder ein konventionelles oder gar nukleares Wettrüsten
einsetzen könnte. Dabei dürfe man sich nicht auf die Rolle des
Zuschauers beschränken. Das wäre bei einer Konfrontation mit
außereuropäischen Atommächten nicht akzeptabel, verfing sich Macron
in der durchaus verbreiteten, indes selbstreferentiellen Logik der
Aufrüstungsspirale: Weil andere Nationen finstere Absichten hegen und
sich nuklear bewaffnen, darf Frankreich nicht zurückstehen.

Ist es nicht seltsam, daß man die gleichen Reden auch von den
Staatsführern in Washington, Moskau und Peking hören kann und alle
eigentlich gar nicht das tun wollen, was sie tun, nämlich
konventionell und nuklear aufrüsten? Nein, es ist nicht seltsam. In
einer nach Nationen geordneten Welt, in der eine mit der anderen
konkurriert oder Bündnisse eingeht, um sich gegenüber der Konkurrenz
zu behaupten, sind unterschiedlichste Formen von Gewalt und deren
Bemittelung von vornherein angelegt. Beispielsweise mit Atomwaffen.
Davon wurden schon so viele angehäuft, daß mehrfache
Overkillkapazitäten entstanden sind.

Nationenkonkurrenz belebt das Rüstungsgeschäft, drängt Arbeiterinnen
und Arbeiter an die Werkbänke und sorgt bei passender Gelegenheit
dafür, daß die Bevölkerung einer ganzen Stadt mit Atombomben
ausradiert wird. So geschehen im August 1945 an zwei Orten Japans,
Hiroshima und Nagasaki, durch die USA. Die dabei zu Hunderttausenden
Getöteten standen nicht in Konkurrenz zu den Maisbauern in Kansas,
der Zeitungsverkäuferin in New York oder dem diversen Comedian in San
Francisco. Es waren die Nationen und deren Sachwalter, die die
Abschreckungsdoktrin erfunden und damit ganze Bevölkerungen in Schach
gehalten hatten und dies heute noch tun. Jedoch nicht die
Bevölkerungen der anderen Staaten, sondern die eigenen! Darin besteht
die hauptsächliche Funktion des bislang mächtigsten
Zerstörungswerkzeugs, das die menschliche Zivilisation ersonnen hat.

Nicht nur die zum Feindbild auserkorenen Russen oder Chinesen werden
durch französische Atomwaffen bedroht, sondern die Menschen in
Frankreich. Weil der Einsatz der eigenen Atombombe einen Gegenschlag
mit Atomwaffen von der anderen Seite provozieren würde. Und was
machen Menschen mit ihren Ängsten ob der wachsenden Kriegsgefahr? Wie
gehen sie damit um? Sie wollen beruhigt werden, und da bietet sich
die eigene Regierung als Ausweg an. Macron verspricht Stärke. Das tun
all die Putin, Trump und Xi dieser Welt gegenüber ihren Bevölkerungen
ebenfalls. War nicht das Schüren von Furcht schon immer ein Mittel
der Herrschaftssicherung?

Abrüstung an sich könne kein Ziel sei, sondern zuerst müßten die
Bedingungen der internationalen Sicherheit verbessert werden, meinte
Macron. Als sei Frankreich nie daran beteiligt gewesen, eben jene
Bedingungen zu schaffen, die heute für die vermeintliche
Notwendigkeit einer starken Militärmacht herhalten müssen!

Es war Frankreich, das am 14. April 2018 an der Seite der USA und
Großbritanniens die syrische Hauptstadt Damaskus und die Stadt Homs
mit Marschflugkörpern attackierte, weil, so die unbewiesene
Behauptung, die syrische Regierung die eigene Bevölkerung mit Giftgas
angegriffen hatte. Frankreich war auch 2011 eine der treibenden
Kräfte bei der gewaltsamen Beseitigung des libyschen
Revolutionsführers Muammar al-Gaddafi. Libyen zählte bis dahin zu den
afrikanischen Staaten mit den höchsten Sozialleistungen. Deshalb war
es auch lange Zeit ein begehrtes Einwanderungsland für Menschen aus
anderen Teilen Afrikas.

Nach dem von einigen NATO-Nationen herbeigeführten Umsturz tauchten
libysche Waffen in Sahelstaaten wie Niger und Mali auf und fachten
die dortigen Konflikte an, was wiederum Frankreich zum Anlaß nahm,
Truppen dorthin zu entsenden. Wie praktisch! Ebenfalls 2011 war
Frankreich in der Elfenbeinküste am Beschuß des Präsidentenpalastes
beteiligt, in dem sich der bisherige Amtsinhaber Laurent Gbagbo
verschanzt hatte, weil er, unterstützt vom Verfassungsrat seines
Landes, die umstrittenen Ergebnisse, die zu seiner "Abwahl" geführt
hatten, nicht kampflos hinnehmen wollte. In jüngerer Zeit waren oder
sind französische Soldaten im Irak, in Afghanistan, Mali, der
Zentralafrikanischen Republik und der Sahelzone im Einsatz.

Wenn also Macron eine zunehmend unsicher werdende Welt konstatiert,
dann unterschlägt er die Rolle Frankreichs darin. Denn der französische
Interventionismus hat, meist im Bündnis mit anderen Nationen,
nirgends zu der in Aussicht gestellten Konfliktbewältigung, sondern
stets zu dessen Verschleppung oder gar Verschärfung geführt. Außerdem
unterstützt Frankreich als ständiges Mitglied im UN-Sicherheitsrat
Sanktionen gegen Länder, die den Zweck haben, die Versorgungslage der
Bevölkerungen massiv zu beeinträchtigen, so daß sich diese gegen ihre
Regierungen erheben. Man kann auch sagen, Unsicherheit zu produzieren
ist das Ziel von Sanktionen.

Stellenweise besaßen Macrons Ausführungen vor den Offizieren und
Offiziersanwärtern an der Kriegsschule (l'école de guerre) den
Charakter einer Brandrede. Indem der Staatspräsident behauptete, daß
die französische Armee durch ihre Präsenz und ihre Operationen in
Übersee zur Stabilisierung von Regionen beiträgt, in denen das
"Chaos" zunimmt, hat er die heutigen und zukünftigen militärischen
Führungskräfte ideologisch auf bevorstehende kriegerische
Auseinandersetzungen eingestimmt. Zugleich versprach er ihnen mehr
Waffen. Und zwar reichlich! Alles Gerede um Abrüstung, der Frankreich
eigentlich verpflichtet sei, wird durch Bemerkungen hinfällig, wonach
die "langsame Erosion unserer militärischen Fähigkeiten" gestoppt und
die Streitkräfte an das neue strategische Umfeld angepaßt werden
sollen. Im Bereich der Verteidigung würden "beispiellose"
haushaltspolitische Anstrengungen unternommen; das sei eine
"dauerhafte Anstrengung".

Hinsichtlich des Nutzens von Atomwaffen war die Rede des
französischen Präsidenten von einer äußerst gefährlichen Ambivalenz
geprägt. Gefährlich deshalb, weil er einerseits die "nukleare
Abschreckung" einschränkungslos gutheißt, andererseits aber
behauptet, daß er als Verantwortlicher einer "streng defensiven"
Doktrin folgt. Doch nur im Diskurs der Abschreckungsapologeten
erscheint die Drohung mit Atomwaffen als defensiv. Alle anderen,
gegen die sich die Drohung richtet, dürften das anders sehen, nämlich
als Aggression, Erpressung oder Mittel der Unterwerfung. So erklärte
Macron, daß sein Land schon morgen in einem "großen Konflikt" -
sprich: Krieg - zur Verteidigung der kollektiven Sicherheit oder
Achtung des Völkerrechts und des Friedens involviert sein könnte.

Jene von ihm reklamierte "Kollektivität" schließt folgerichtig andere
Staaten aus, und was die Achtung des Völkerrechts betrifft, so gehört
Frankreich zu den Staaten, die das Völkerrecht zu ihren Gunsten
interpretieren und gegebenenfalls Vorwände erfinden, Anlässe
überhöhen, unklare Sachlagen zum Schaden der anderen Seite auslegen,
um sich als UN-Sicherheitsratsmitglied selbst zu mandatieren und
"humanitär" zu intervenieren.

Kernwaffen dürfen nicht als Mittel der Einschüchterung, des Zwangs
oder der Destabilisierung verstanden werden; sie müßten Instrumente
der Abschreckung bleiben, um einen Krieg zu verhindern, behauptete
Macron. Wenn aber ein solcher Staatsführer reklamiert, daß seine
Verteidigungsstrategie ein kohärentes Ganzes ist und sich
konventionelle und nukleare Streitkräfte gegenseitig unterstützen,
und eben dieser Staatsführer das Bild einer Welt entwirft, die
zunehmend ins Chaos fällt, müßten sich dann nicht alle vor den
französischen Atomwaffen fürchten?

Deren Einsatzschwelle könnte niedriger liegen, als man es sich
wünscht. Denn bereits bei einer mutmaßlichen Bedrohung
"lebenswichtiger Interessen" Frankreichs werden Atomwaffen letztlich
zu einem Mittel, diese Interessen zu verteidigen und Frankreichs
"Sicherheit" zu garantieren. Die nukleare Abschreckung habe eine
grundlegende Bedeutung für die Bewahrung des internationalen Friedens
und der Sicherheit gespielt, insbesondere in Europa, führte Macron
großspurig aus. Er sei fest davon überzeugt, daß die
Abschreckungsstrategie alle ihre stabilisierenden Tugenden behält und
in der Welt des Wettbewerbs zwischen den Mächten, der Enthemmung des
Verhaltens und der Erosion der Normen, "die sich nun vor unseren
Augen abspielt", ein besonders wertvolles Gut bleibt. In solchen
Formulierungen wird das vermeintlich Abnorme bereits ins Fadenkreuz
genommen.

Die französische Nuklearstrategie ziele im wesentlichen auf die
Verhinderung eines Krieges ab, schwadronierte Macron, und man möchte
fragen: Und was ist mit dem, was über das "Wesentliche" hinausgeht?
Macht es keinen wesentlichen Unterschied im Verhältnis der Staaten
untereinander, wenn ein Land über Atomwaffen verfügt, das andere aber
nicht? Der Frieden, den Macron anstrebt, ist mit dem Schwert
geschaffen, und auf dessen Klinge steht: Liberté, Égalité,
Fraternité.
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NAHOST/1697: Irak - taktischer Mord und seine Folgen ... (SB)


Irak - taktischer Mord und seine Folgen ...



Als US-Präsident Donald Trump am 3. Januar Qassem
Soleimani per Drohnenangriff nach der Ankunft am Bagdader Flughafen
hinrichten ließ, lautete die Rechtfertigung für das Kriegsverbrechen,
der Oberbefehlshaber der Al-Quds-Einheit der iranischen
Revolutionsgarden bereitete gerade Überfälle auf amerikanische
Einrichtungen und Personen im Nahen Osten vor, er wäre zudem als
Drahtzieher dafür verantwortlich zu machen, daß am 26. Dezember der
Stützpunkt K1 nahe der kurdischen Stadt Kirkuk im irakischen Norden
von 36 Scud-Raketen getroffen und daß dabei ein US-Militärübersetzer
tödlich verletzt wurde. Doch als sich in den darauffolgenden Tagen 
die Mitglieder der Geheimdienstausschusse im Repräsentantenhaus und 
Senat über die absolute Dürftigkeit der vorgelegten "Beweise" für 
diese Behauptung öffentlich beschwerten, flüchtete die Trump-Regierung 
ins Nebulöse. Soleimani sei bekanntlich ein "böser Kerl" und ein 
"Feind Amerikas" gewesen, seine Beseitigung werde "abschreckend" auf 
andere potentielle oder echte Gegner wirken, sitzen diese in Teheran, 
Moskau oder Peking, so Außenminister Mike Pompeo und Pentagonchef Mark 
Esper.

Vermutlich ohne daß es jemals irgendwelche politischen Konsequenzen 
haben wird, stellt sich der Verdacht immer mehr als richtig heraus, 
daß es sich bei dem damaligen Hinweis des Weißen Hauses und des 
Pentagons auf die Urheberschaft der schiitischen Kata'ib- 
Hezbollah-Miliz für den K1-Angriff um die reine Täuschung handelte. 
Ohne zu wissen, wer wirklich dahinter steckte, hat das US-Militär zwei 
Tage später Luftangriffe auf mehrere rund 400 Kilometer vom Kirkuk 
entfernte Basen der vom Iran im Kampf gegen die Terrormiliz 
Islamischer Staat (IS) unterstützten Kata'ib-Hezbollah ausgeübt und 
Dutzende von deren Mitgliedern getötet. Mit derselben Begründung 
wurde eine Woche später Soleimani durch den Einsatz einer 
Hellfire-Rakete liquidiert. Doch am 7. Februar berichtete die New York 
Times von Gesprächen mit einer Reihe von irakischen Militärs und 
Geheimdienstexperten, die allesamt davon überzeugt seien, daß der 
Raketenangriff auf die K1-Basis von keinen schiitische Milizionären, 
sondern von IS-Freiwilligen ausgeführt wurde.

Für diese These sprechen mehrere von den irakischen
Sicherheitsexperten angeführten Umstände, unter anderem daß 
K1 in einer sunnitischen Gegend liegt, die als IS-Hochburg gilt und 
wo die Kata'ib-Hezbollah noch niemals Operationen durchgeführt hat 
sowie daß die schiitische Gruppierung jede Beteiligung an dem Vorfall
abgestritten hatte. In dem NYT-Artikel mit der Überschrift "Was U.S.
Wrong About Attack That Nearly Started a War With Iran?" äußert sich
Brigadegeneral Ahmed Adman, der Leiter des Geheimdiensts der
irakischen Bundespolizei, wie folgt:

Alle Indizien sprechen dafür, daß es Daesh [gebräuchlicher
 arabischsprachiger Terminus für IS - Anm. d. SB-Red.] war. Ich habe
 Ihnen von den drei Vorfällen im selben Gebiet in den Tagen davor
 erzählt - schließlich verfolgen wir die Daesh-Bewegungen. Wir als
 irakische Polizei können uns in jener Region nicht betätigen, ohne
 dabei von einer größeren Schutztruppe begleitet zu werden, denn
 dort ist es nicht sicher. Wie sollen dann irgendwelche Leute,
 welche die Region nicht kennen, dahin gelangt sein, die richtige
 Position zum Abschießen der Raketen gefunden und den Angriff
 durchführt haben?".



Eine gute Frage, die zu beantworten sich offenbar niemand in 
Washington bemüßigt fühlt. Fest steht, daß die USA Soleimani 
umgebracht haben, um ihre Strategie des "maximalen Drucks", mittels 
derer der Iran durch diplomatische Isolation und Wirtschaftssanktionen 
in die Knie gezwungen und eventuell sogar das "Mullah-Regime" in 
Teheran weggeputscht werden soll, durchzusetzen. Soleimani war 
Washington ein besonderer Dorn im Auge, weil er seit Jahren 
erfolgreich die Zusammenarbeit Teherans mit der libanesischen 
Hisb-Allah-Miliz koordinierte und im Irak und Syrien die Bekämpfung 
des IS und anderer sunnitischen Mudschaheddingruppen geleitet hatte. 
Hinzu kommt, daß Soleiman Ende 2019 eine wichtige Rolle bei der 
Niederschlagung größerer Proteste, die den gesellschaftlichen Frieden 
im Irak und im Iran gefährdeten und hinter denen die Regierungen in 
Bagdad und Teheran gleichermaßen eine fremdländische Steuerung - 
namentlich die der USA und Israels - vermuteten.

Im Irak haben Ende letzten Jahres die großen Demonstrationen gegen
Arbeitslosigkeit, Korruption und Mittelverschwendung Premierminister
Adel Abdul Mahdi sein Amt gekostet. Hauptanlaß für den Rücktritt Abdul
Mahdis waren die vielen gewaltsamen Todesfällen in Verbindung mit den
Protesten, für die möglicherweise nicht nur die schiitischen Milizen,
sondern auch Scharfschützen der CIA und des Mossads verantwortlich
sind. Wohlwissend, daß die Protestierer allen Grund zur
Unzufriedenheit mit der gesellschaftlichen Lage im Irak haben, hat
sich Anfangs der einstige Radikalprediger Muktada Al Sadr, dessen
Anhänger die größte Fraktion im Bagdader Parlament bilden, auf ihre
Seite gestellt. Nach der spektakulären Ermordung Soleimanis hat Al
Sadr, der bis dahin einen neutralen Kurs zwischen USA und dem Iran zu
verfolgen versucht hatte, die Geduld mit den Amerikanern endgültig
verloren. In einer ersten Reaktion und auch in den Wochen seitdem hat
Al Sadr den schnellstmöglichen Abzug aller US-Truppen aus dem Irak
gefordert.

Der Mann, dessen Mahdi-Armee in den Nullerjahren die US-Streitkräfte
im schiitischen Teil des Zweistromlands heftig bekämpfte, hat sich
nach Angaben von Suadad al-Salhy, der stets bestens informierten
Bagdader Korrespondentin von Middle East Eye, über mehrere Tage Ende
Januar in der iranischen Pilgerstadt Qom mit den wichtigsten Anführern
der anderen schiitischen Parteien beraten, um einen Ausweg aus der
innenpolitischen Krise auszuloten. Unter der Leitung Al Sadrs hat sich
die informelle Gruppe auf Mohammed Tawfiq Allawi als neuen
Premierminister geeinigt. Der Bruder des früheren Premierministers
Ijad Allawi war selbst unter Nuri Al Maliki zweimal irakischer
Kommunikationsminister. Beide Male ist er aus Protest gegen die
Duldung korrupter Praktiken zurückgetreten. Auch wenn Mohammed Allawi
dem schiitischen Establishment angehört - zwei seiner Töchter sind mit
Männern aus dem Al-Sadr-Klan verheiratet -, so haftet ihm nicht der 
Ruf der Korruption an. Damit ist er eine Ausnahmeerscheinung in der
irakischen Politik.

Nach der Ernennung Allawis zum Nachfolger Abdul Mahdis hat Al Sadr
erneut die Demonstranten, welche wichtige Plätze in den meisten
irakischen Städten seit Monaten besetzt halten, zur Rückkehr an die
Hochschule bzw. zum Abbruch der Proteste aufgefordert. Gleichzeitig
hat er den Mitgliedern seiner "Friedensbrigaden" -
Nachfolgeorganisation der Mahdi-Armee - die weitere Teilnahme an den
Protesten verboten. Seitdem kommt es immer wieder zu gewalttätigen
Auseinandersetzungen zwischen Korruptionsgegnern, welche die Proteste
fortsetzen wollen, und Al-Sadr-Anhängern, welche die Zeltstädte räumen
und blockierte Straßen für den Autoverkehr freimachen wollen. Die
komplizierte Gemengelage zu meistern - schließlich gehören die 
Friedensbrigadisten in der Regel den ärmeren Bevölkerungsschichten an 
- stellt sich für Al Sadr als große Herausforderung dar. Um den
Protestierenden und ihren Forderungen gerecht zu werden, hat er vom
Allawi, der seine neue Regierung bis zum 2. März präsentiert haben
muß, ein Technokratenkabinett verlangt, dessen Minister über jeden
Korruptionsverdacht stehen müssen. Gleichzeitig soll Al Sadr selbst
durch gewaltsame Angriffe auf die eigene Anhängerschaft zu
überstürzten, kontraproduktiven Handlungen offenbar provoziert werden.
Am 5. Februar wurde Al Scheich Hasim Al Haffi, der wichtigste
Vertrauensmann Al Sadrs in der südlichen Stadt Basra, dort auf offener
Straße erschossen. Als mögliche Täter kommen Stammesleute, die den Tod
ihrer Angehörigen bei den jüngsten Protesten rächen wollten, genauso 
in Betracht wie ausländische Geheimdienste, vor allem die CIA.

12. Februar 2020
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VERBRAUCHERSCHUTZ/578: Vorsicht bei billigem Modeschmuck (idw)


Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) -
11.02.2020

Vorsicht bei billigem Modeschmuck

Ketten, Ringe und Co. können zu viel Blei und Cadmium enthalten



Im Jahr 2018 wurde preiswerter Modeschmuck, vorwiegend aus China, von den
deutschen Überwachungsbehörden auf Blei und Cadmium untersucht. Ergebnis:
In jedem achten untersuchten Schmuckstück (12,6 %) wurde der zulässige
Grenzwert überschritten. Einige Schmuckstücke bestanden sogar fast
ausschließlich aus Blei oder Cadmium. Da eine längerfristige Aufnahme
hoher Schwermetallmengen zu ernsten gesundheitlichen Problemen führen
kann, rät das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit
(BVL) zur Vorsicht beim Kauf von billigem Modeschmuck.

Bereits im Jahr 2015 wurde Modeschmuck im Rahmen des Bundesweiten
Überwachungsplans (BÜp) von den Behörden in den Bundesländern auf die
Schwermetalle Blei und Cadmium untersucht. Dabei wurde festgestellt, dass
die Grenzwerte für Blei und Cadmium bei bis zu 20 % der Proben nicht
eingehalten wurden. Diese Befunde wurden in den folgenden Jahren durch die
Überwachungsbehörden der Länder bestätigt.

In einem Folgeprogramm wurden daher im BÜp 2018 preiswerte
Modeschmuckartikel, vorwiegend auf Märkten angebotene Importware aus
China, erneut untersucht. Auch hier wurden die Grenzwerte für Blei und
Cadmium zum Teil deutlich überschritten. Von den 257 auf ihren Bleigehalt
und den 286 auf ihren Cadmiumgehalt untersuchten Proben überschritten
jeweils ca. 8 % die jeweiligen Grenzwerte. Bei einigen der insgesamt 296
untersuchten Schmuckstücke lagen die jeweils gemessenen Blei- bzw.
Cadmiumgehalte sogar bei über 90 %.

Gesundheitliche Folgen

Die Verwendung von Blei und Cadmium in Schmuck ist im Chemikalienrecht
stark reglementiert. Die Grenzwerte für Schmuckwaren liegen für Cadmium
bei 0,01 % und für Blei bei 0,05 %, jeweils auf das Gewicht des
Gesamterzeugnisses bzw. einheitliche Teile davon bezogen.

Die längerfristige Aufnahme hoher Schwermetallmengen kann zu
gesundheitlichen Problemen führen. Blei kann unter anderem das
Nervensystem schädigen und zu Unfruchtbarkeit führen. Cadmium und
Cadmiumoxid sind als krebserzeugend eingestuft. Cadmium kann weiterhin
Knochen- und Nierenschäden verursachen.

Besonders gefährlich wird es, wenn Kinder solche belasteten
Schmuckanhänger oder Ketten beim Spielen in den Mund nehmen, an ihnen
lecken, lutschen oder auch verschlucken. Beim Kauf von Schmuck,
insbesondere auch für Kinder, wird daher geraten, einen Händler des
Vertrauens oder ein Fachgeschäft aufzusuchen.

Meldungen im Europäischen Schnellwarnsystem

Über das Europäische Schnellwarnsystem für Verbraucherprodukte (RAPEX)
tauschen sich die zuständigen Behörden in der EU Informationen über
gefährliche oder potentiell gefährliche Produkte wie Kosmetik, Kleidung
und Spielzeug aus. Die durch die amtlichen Labore ermittelten hohen Blei-
und Cadmiumgehalte in Modeschmuck spiegeln sich auch in den
RAPEX-Meldungen der vergangenen Jahre wider.

Zu Cadmium in Schmuck wurden in den Jahren 2015 bis 2019 insgesamt 150
RAPEX-Meldungen erstellt. Für 78 % dieser Meldungen wurde das
Ursprungsland China angegeben. Zu Blei in Schmuck wurden im selben
Zeitraum insgesamt 62 RAPEX-Meldungen vorgenommen, 58 % der Produkte
stammten aus China.

Für jedes in der Europäischen Union verkaufte Produkt trägt eine in der EU
ansässige Firma die Verantwortung. Diese muss die Sicherheit und
Rechtskonformität des Produkts gewährleisten und auf der Produktverpackung
namentlich genannt werden. Bei Produkten, die nicht in der EU hergestellt
wurden, wäre dies der EU-Importeur, der mit seiner EU-Adresse angegeben
sein muss. Fehlt diese Angabe, entspricht das Produkt nicht den
rechtlichen Anforderungen der Europäischen Union.


Weitere Informationen unter:

http://www.bvl.bund.de/buep

- Bundesweiter Überwachungsplan (BÜp) 2018

http://www.bfr.bund.de/cm/343/kinder-sollten-keinen-bleihaltigen-modeschmuck-tragen.pdf

- BfR-Stellungnahme "Kinder sollten keinen bleihaltigen Modeschmuck tragen"

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution914

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL), 11.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERKEHR/1574: Automatisiert fahrender Kleinbus wird im ÖPNV getestet (idw)


Technische Universität Berlin - 11.02.2020

Automatisiert fahrender Kleinbus wird im ÖPNV getestet

Doch noch ein Fortkommen auf dem Lande?

Wissenschaftler testen einen automatisiert fahrenden Kleinbus für den
Einsatz im öffentlichen Nahverkehr in ländlichen Regionen



Die acht Kilometer lange Teststrecke durch die 6000-Einwohner-Stadt
Wusterhausen/Dosse im Landkreis Ostprignitz-Ruppin ist kurvig und voller
"Hindernisse". Mal muss nach rechts, mal nach links abgebogen werden.
Kreuzungen sind zu überfahren, Vorfahrten sind zu gewähren. Es geht über
Kopfsteinpflaster, vorbei an parkenden Autos. Zebrastreifen sind zu
beachten und Ampelanlagen. Für Autofahrer aus Fleisch und Blut natürlich
kein Problem. Für EZ10 jedoch ist die Strecke eine Herausforderung. Denn
EZ10 hat kein Lenkrad und ein Platz für den Fahrer ist erst gar nicht
vorgesehen: EZ10 ist ein Gefährt aus der Zukunft - ein automatisiert
fahrender elektrischer Kleinbus. "Wir wollen mit ihm testen, inwiefern
autonom fahrende Fahrzeuge im öffentlichen Nahverkehr in ländlichen
Regionen eingesetzt werden können", sagt Arne Holst, wissenschaftlicher
Mitarbeiter in dem Projekt "Autonomer öffentlicher Nahverkehr im
ländlichen Raum - Wirkungsforschung zu neuen Formen innovativer Mobilität
und Nutzerakzeptanz".

Ersatz für fehlende ausgebildete Busfahrer*innen

Die Wissenschaftler*innen um Arne Holst und Alexander Egoldt haben sich
für den brandenburgischen Landkreis Ostprignitz-Ruppin entschieden, weil
er vom demografischen Wandel betroffen ist. Durch Abwanderung,
(Über)alterung, aber auch durch den dominanten individuellen Autoverkehr
sind die Fahrgastzahlen im öffentlichen Nahverkehr (ÖPNV) in dieser Region
stetig gesunken. Abwanderung und Alterung lassen außerdem die
Schülerzahlen wegbrechen, die aber das Rückgrat des ÖPNV in ländlichen
Regionen sind. Um überhaupt noch wirtschaftlich arbeiten zu können, sind
die Verkehrsbetriebe gezwungen, immer mehr Linien zu streichen. Das macht
den ÖPNV dann aber noch unattraktiver und schränkt besonders ältere
Menschen ohne Pkw in ihren Mobilitätswünschen extrem ein. Für sie ist dann
im wahrsten Sinne des Wortes kein Fortkommen mehr. "Es ist eine
Abwärtsspirale, wobei ein negativer Faktor den anderen verstärkt. Durch
Abwanderung und Alterung fehlt es eben auch an geschulten Busfahrerinnen
und -fahrern", sagt Arne Holst. Ziel des Projektes ist es deshalb, den
ÖPNV im ländlichen Raum weiterhin zu ermöglichen, damit Landkreise wie
Ostprignitz-Ruppin nicht abgeschrieben werden.

Warum sich Arne Holst und Alexander Egoldt dazu entschieden haben, die
Zukunftsfähigkeit des Nahverkehrs auf dem Lande mit automatisiert
fahrenden Bussen zu erforschen, hat seine Ursache in den fehlenden
ausgebildeten Busfahrern. "Wirklich autonom fahrende Busse werden keine
mehr brauchen, auch wenn das im Moment noch Zukunftsmusik ist, da es
wirklich autonom fahrende Busse, die die gesamte Komplexität des
Straßengeschehens beherrschen, noch nicht gibt. In unserem Testbus fährt
immer ein Operator mit, der in schwierigen Situationen eingreift" erklärt
Holst.

Die Teststrecke verbindet das historische Ortszentrum von
Wusterhausen/Dosse, den Bahnhof, einen im Süden der Stadt gelegenen
Supermarkt und die nördliche Stadtrandsiedlung "Am Horstberg". Diese
Streckenführung ergab sich aus einer Nutzerbefragung, den derzeit
technischen Möglichkeiten des Kleinbusses und rechtlichen Bedingungen.
"Wir wollten die Strecke so realitätsnah wie möglich gestalten, so dass
sie so weit wie möglich das gängige komplexe Verkehrsgeschehen abbildet.
Diese Komplexität der Strecke war uns wichtig, um später
Übertragbarkeitsaussagen treffen zu können", sagt Holst.

Der Minibus fährt entlang eines einprogrammierten Streckenverlaufs. Die
Orientierung erfolgt per GPS, per Korrektursignal über das Mobilfunknetz
und per Laser-Sensoren. Mit diesen drei Ortungsmöglichkeiten wird die
zuvor eingespeicherte Geometrie des Streckenverlaufs mit markanten
Orientierungspunkten (zum Beispiel Gebäude) "wiedererkannt". Demnach
gehören zu den "infrastrukturellen Voraussetzungen eine stabile GPS- und
Mobilfunknetzabdeckung, Orientierungspunkte und eine Lade- und
Unterstellmöglichkeit", so Holst.

Der Kleinbus kommt gut an

Obwohl der Testbus im Rahmen seiner jetzigen technischen Möglichkeiten
relativ fehlerlos fährt? zeigt sich, dass er von den intuitiven
Fähigkeiten eines Menschen noch weit entfernt ist. "Momentan braucht es
noch ein einfaches Verkehrsgeschehen. Auf der Straße parkende Fahrzeuge
erkennt er zwar als Hindernis, kann sie aber aktuell noch nicht umfahren,
da er durch die einprogrammierte Strecke wie auf einer Schiene fährt. Ein
Ausweichen nach rechts oder links bewältigt er nicht. Da muss der Operator
eingreifen. Auch auf die Fahrbahn ragende Äste oder Grashalme detektiert
er als Hindernis und stoppt. Vorfahrtsregeln "beherrscht" der EZ10 noch
nicht. Das muss der Operator regeln. Auch Ampeln sind ein Problem. Bei
Grün gibt ebenfalls der Operator das Ok", resümiert Arne Holst, sodass
beim jetzigen Stand der Technik noch kein Personal eingespart werden kann.

Trotz all dieser Schwächen kommt der Kleinbus bei den Menschen gut an.
Zwar wurde auf einer Skala von 0 bis 5 die die Geschwindigkeit - mit 15
Kilometer pro Stunde war er vielen zu langsam - nur mit 3,52 Punkten
bewertet, also mit "weniger zufrieden". Die Sicherheit des Fahrgastes im
Bus, die Sicherheit des Busses im Straßenverkehr und die Zuverlässigkeit
bekamen jedoch vier und mehr Punkte. Der Aussage "Insgesamt vertraue ich
dem fahrerlosen Bus" stimmten 42 Prozent der Befragten "völlig" und 44
Prozent "eher" zu. 46 Prozent der Befragten beurteilten die Auswirkungen
eines solchen automatisiert fahrenden elektrischen Busses auf den ÖPNV
"eher positiv" und 16 Prozent "sehr positiv".

Das Projekt ist am Fachgebiet Straßenplanung und Straßenbetrieb von Prof.
Dr.-Ing. Thomas Richter angesiedelt und wird von Bundesministerium für
Verkehr und digitale Infrastruktur mit zwei Millionen Euro gefördert.
Außerdem war es für den Deutschen Nachhaltigkeitspreis 2019 nominiert.

Mehr Informationen sowie aktuelle Betriebsinformationen auf

www.autonv.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin, 11.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INTERNATIONAL/307: Inhaftierung von Milagro Sala - Ein Skandal, der sich immer mehr ausweitet (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin, 11. Februar
2020


Argentinien

Inhaftierung von Milagro Sala: ein Skandal, der sich immer mehr auf
die Mächtigen von Jujuy ausweitet

Von Osvaldo Bocero, Mitglied des Comité por la Libertad de Milagro
Sala



Mar del Plata, Argentinien. Die vor kurzem veröffentlichten
Tonaufnahmen, in denen der Präsident des Obersten Gerichtshofs der
argentinischen Provinz Jujuy, Pablo Baca, zugibt, dass Milagro Sala
auf Entscheidung des Gouverneurs Gerardo Morales hin inhaftiert wurde,
haben einen Skandal unter den verschiedenen Mächtigen der Provinz
ausgelöst.

Diese Beweise sind die Grundlage für einen politischen Prozess gegen
Baca, der von der Abgeordnetenfraktion der Peronistischen Partei mit
Zustimmung eines Teils der Funktionäre verfolgt wird. Der Fall hat in
der Provinz an Resonanz gewonnen und eine Reihe von widersprüchlichen
Erklärungen ausgelöst, die die Unabhängigkeit der Justiz von der
Exekutive in Frage stellen.

Der Prozess konzentriert sich auch auf die Rolle des Staatsanwalts
Sergio Lello Sanchez, Leiter der Staatsanwaltschaft der argentinischen
Republik. Aus den Tonaufnahmen von Baca geht weiterhin hervor, dass
Lello Sanchez in die Erpressung von Richtern und Ministern verwickelt
ist. Zudem hat er zusammen mit dem Sohn des Gouverneurs von Jujuy,
Gerardo Morales, ein auf die Exekutivgewalt zugeschnittenes Gesetz
entworfen.

Nachdem die Aufnahmen veröffentlicht wurden, gab Pablo Baca zu, dass
es seine Stimme war, die zu hören ist, und dass die Audiodateien
jedoch manipuliert, verändert und falsch interpretiert worden wären.
Das Internetmagazin El Cohete a la luna [1], das die Aufnahmen
öffentlich machte, antwortete, dass nur die Stimme des
Gesprächspartners verändert wurde, um seine/ihre Identität zu
schützen.

Am vergangenen Montag beantragte Baca angesichts des durch seine
Aussagen verursachten Skandals eine Suspendierung von seinem Amt,
sagte aber, er werde nicht zurücktreten, da dies einem
Schuldeingeständnis gleichkäme, und erklärte sich selbst auf
inkonsistente und daher unglaubwürdige Weise als Opfer "eines
Hinterhalts".


Ein Rückblick auf die Geschehnisse

Gerardo Morales trat sein Amt als Gouverneur am 10. Dezember 2015 an.
In der ersten Woche seiner Amtszeit änderte er die Struktur der
Justizabteilung. Nur 5 Tage nach seinem Amtsantritt schlug er vor, die
Zahl der Mitglieder des Obersten Gerichtshofs von 5 auf 9 zu erhöhen.
Die Abstimmung für das Projekt bedeutete, dass zwei radikale
Abgeordnete (die dafür stimmten) am nächsten Tag zu Richtern des
Gerichtshofs ernannt wurden. Einer von ihnen war Pablo Baca. Die
beiden anderen neuen Richter waren ehemalige radikale Abgeordnete.
Dies garantierte eine automatische Mehrheit von fünf Stimmen zusammen
mit der damaligen Präsidentin des Obersten Gerichtshofes Clara Langhe
de Falcone, ebenfalls radikal und ehemalige Anwältin von Morales. Sie
ist mit Ihrer öffentlichen Erklärung im Gedächtnis geblieben, dass
Milagro Sala im Gefängnis sei, weil es das Volk so wolle.

Zwei Tage nach der Erweiterung des Gerichtshofes entschied der
Gesetzgeber, das Ministerium für Anklage schaffen, das Lello Sanchez,
einem Freund des Gouverneursohnes, anvertraut wurde, der laut Baca
später auch den Plan für die Verfolgung von Milagro Sala entwarf.

Wir erinnern daran, dass Milagro Sala und ihre
Nachbarschaftsorganisation Tupac Amaru am 14. Dezember desselben
Jahres auf der Plaza Belgrano vor dem Büro des Gouverneurs protestiert
hatten, um für Unterstützung der Arbeiter und Kooperativen zu bitten,
da Morales eindeutig beschlossen hatte, die Organisation nicht in neue
Projekte einzubeziehen.

Einen Monat später wurde Milagro Sala für diesen Protest unter dem
Vorwurf der Störung der öffentlichen Ordnung verhaftet. Da es sich um
einen geringfügigen Verstoß handelte, hätte die Verhaftung nicht
länger als 48 Stunden andauern dürfen. Dies war aber Zeit genug für
Morales und das ihm unterstellte Justizsystem, um zahlreiche
konstruierte Beschwerden und Klagen gegen die sozialen Leiterin
einzureichen. Mehr als vier Jahre sind inzwischen vergangen und
Milagro ist immer noch inhaftiert (jetzt unter Hausarrest), wie auch
andere Mitglieder von Tupac Amaru, was den moralisch verwerflichsten
Fall politischer Verfolgung in einer Demokratie darstellt.

Mit erstaunlich gutem Timing hat diese Woche in Jujuy die ebenfalls
radikale Josefa Herrera, Beraterin von Gerardo Morales im Senat, das
Anti-Korruptionsbüro übernommen. Nach ihrer Nähe zum Gouverneur
befragt, gab Herrera eine Erklärung ab, die in Jujuy ebenfalls in
Erinnerung bleiben wird: "Ich werde unabhängig sein, weil dies die
Anweisungen des Gouverneurs sind".


Übersetzung aus dem Italienischem vom deutschen Komitee für
die Freiheit von Milagro Sala

Weitere Informationen und Hintergründe zum Fall gibt es auf 

https://komiteefreiheitmilagrosala.wordpress.com/


Anmerkung:

[1] https://www.elcohetealaluna.com/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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KIRCHE/2257: Ratsvorsitzender Bedford-Strohm dankt Kardinal Marx (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 11.02.2020

EKD-Ratsvorsitzender dankt Kardinal Marx

Tiefe Verbundenheit zwischen den Kirchen ist noch weitergewachsen



Zum angekündigten Verzicht von Kardinal Reinhard Marx auf eine Kandidatur
für eine weitere Amtszeit als Vorsitzender der Deutschen Bischofskonferenz
äußert sich der Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche in Deutschland
(EKD), Landesbischof Heinrich Bedford-Strohm, wie folgt:

"Mit Bedauern habe ich die Entscheidung von Kardinal Reinhard Marx zur
Kenntnis genommen, dass er für eine weitere Amtszeit als Vorsitzender der
Deutschen Bischofskonferenz nicht zur Verfügung stehen wird. Vor seiner
Entscheidung habe ich großen Respekt. Mit Reinhard Marx verbindet mich
nicht nur eine langjährige vertrauensvolle Zusammenarbeit; zwischen uns ist
auch eine echte Freundschaft entstanden. Für beides bin ich zutiefst
dankbar. Die tiefe Verbundenheit zwischen unseren Kirchen ist insbesondere
in der Zeit der Vorbereitungen und Durchführung des 500-jährigen
Reformationsjubiläums noch weitergewachsen. Das Gedenkjahr 2017 haben wir
gemeinsam in ökumenischer Übereinstimmung als großes Christusfest gefeiert.
Voller Zuversicht blicken wir auch auf den aktuellen Strategieprozess, den
Kardinal Marx maßgeblich mit auf den Weg gebracht hat. Die Beziehungen der
EKD zur Deutschen Bischofskonferenz sind von so viel Vertrauen geprägt,
dass die enge Verbindung über die aktive Zeit von Kardinal Marx als
Vorsitzender der Bischofskonferenz hinaus weitertragen wird. Ich
freue mich auf einen umso intensiveren Kontakt mit Reinhard Marx in
Bayern."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 16/2020 vom 11.02.2020

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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KIRCHE/2256: Frühjahrs-Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz - Wahl des Vorsitzenden (DBK)


Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 11.02.2020

Frühjahrs-Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz

Wahl des Vorsitzenden



Die Frühjahrs-Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz findet vom 2.
bis 5. März 2020 in Mainz statt. Dabei ist auch die Wahl des Vorsitzenden
der Deutschen Bischofskonferenz vorgesehen.

Der amtierende Vorsitzende, Kardinal Reinhard Marx, hat aus diesem Anlass
einen Brief an die Mitglieder der Deutschen Bischofskonferenz geschrieben.
Wörtlich heißt es in diesem Brief:

"Das Jahr 2020 schreitet voran und damit auch der Blick auf die Agenda und
die Terminplanung für dieses und das kommende Jahr. Das gilt auch für die
Verpflichtungen des Vorsitzenden der Deutschen Bischofskonferenz. Ich finde
es deshalb richtig, schon jetzt vor der Wahl des Vorsitzenden in der
Frühjahrs-Vollversammlung klarzustellen, dass ich für eine eventuelle
zweite Amtszeit nicht zur Verfügung stehe.

Schon seit einiger Zeit steht das für mich fest. Meine Überlegung ist, dass
ich am Ende einer möglichen zweiten Amtszeit 72 Jahre alt wäre, und dann
auch das Ende meiner Aufgabe als Erzbischof von München und Freising nahe
sein wird. Ich finde, es sollte die jüngere Generation an die Reihe kommen.
Und vielleicht ist es auch gut, wenn es häufiger einen Wechsel in dieser
Aufgabe gibt. Ich habe das Amt des Vorsitzenden der Deutschen
Bischofskonferenz sehr gerne ausgeübt, aber 'alles hat seine Zeit'
(Kohelet).

Selbstverständlich werde ich auch weiterhin aktiv in der Bischofskonferenz
mitarbeiten und mich besonders engagieren für den Synodalen Weg, der aus
meiner Sicht gut gestartet ist. Zugleich möchte ich jetzt auch wieder
stärker im Erzbistum München und Freising präsent sein, gerade in dem
umfassenden Strategieprozess, den wir in diesem Jahr beginnen wollen."



Die Deutsche Bischofskonferenz ist ein Zusammenschluss der katholischen
Bischöfe aller (Erz-)Bistümer in Deutschland. Derzeit gehören ihr 69
Mitglieder (Stand: Februar 2020) aus den 27 deutschen (Erz-)Bistümern an.
Sie wurde eingerichtet zur Förderung gemeinsamer pastoraler Aufgaben, zur
Koordinierung der kirchlichen Arbeit, zum gemeinsamen Erlass von
Entscheidungen sowie zur Kontaktpflege zu anderen Bischofskonferenzen.
Oberstes Gremium der Deutschen Bischofskonferenz ist die Vollversammlung
aller Bischöfe, die regelmäßig im Frühjahr und Herbst für mehrere Tage
zusammentrifft.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 017 vom 11. Februar 2020

Deutsche Bischofskonferenz

Kaiserstraße 161, 53113 Bonn

Postanschrift: Postfach 29 62, 53019 Bonn

Telefon: 0228/103-0, Fax: 0228/103-254

E-Mail: pressestelle@dbk.de

Internet: www.dbk.de
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MELDUNG/111: WWF - UN-Untersuchung offenbart massiven Missbrauch (Survival)


"Survival International" - Deutsche Sektion - 10. Februar 2020

WWF: Untersuchung der UN offenbart massiven Missbrauch; heftige Kritik
an WWF-Vorzeigeprojekt



Ein WWF-Projekt in der Republik Kongo ist für Misshandlungen und
Rechtsverletzungen in schockierendem Ausmaß verantwortlich, belegt eine
vernichtende neue Untersuchung der Vereinten Nationen.

Das Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP) untersuchte das
umstrittene Vorhaben zur Umwandlung des Gebietes Messok Dja in einen
Nationalpark, nachdem Survival International 2018 eine Beschwerde
eingereicht hatte. Der Zeitung The Guardian liegt nun eine Kopie der
vorläufigen Ergebnisse der Untersuchung vor.

Dies ist das erste Mal, dass die UN ein WWF-Projekt untersucht hat. Die
Schlussfolgerungen sind vernichtend:

- Bewaffnete Ranger, die vom WWF unterstützt werden, schlagen und
misshandeln regelmäßig Angehörige der Baka, die in Messok Dja leben.

- Das Projekt hat bei den Baka "Trauma und Leid" verursacht.

- Das UNDP, einer der Geldgeber des Projekts, hat seine eigenen Standards
verletzt, indem es das Projekt ohne die Zustimmung der Baka unterstützt
hat. Das UNDP hat sich nicht die Mühe gemacht, die Zustimmung der Baka
einzuholen, weil es einfach davon ausging, dass ein "Naturschutzprojekt"
für die Baka vorteilhaft wäre.

- Der Erfolg des Projektes wird anhand von "quantitativen Indikatoren"
gemessen, etwa die Anzahl der Anti-Wilderer-Patrouillen und die Zahl der
Verhaftungen. Es überrascht daher nicht, dass viele unschuldige Baka
verhaftet und inhaftiert wurden. Im Bericht heißt es, dass die Ranger "die
einfachsten Ziele" bestrafen.

- Das Projekt wurde ohne die Zustimmung der Baka durchgeführt, was gegen
internationales Recht und gegen die Standards des WWF verstößt.

- Obwohl der WWF den Geldgebern mitteilte, dass er sich seit 2017 in einem
"Konsultationsprozess" befinde, hat der WWF "ein begrenztes Verständnis für
das Konzept der Umsetzung [der Zustimmung]. Die Information der Gemeinden,
dass ein Nationalpark eingerichtet wird, greift diesem Recht [die
Zustimmung zu verweigern] vor."

- Der WWF behauptete, dass die anhaltenden Menschenrechtsverletzungen nur
"isolierte Vorfälle" seien.

- Das Projekt hatte keine Auswirkungen auf die "Zerschlagung der
kriminellen Netzwerke hinter dem illegalen Handel mit Wildtieren".

Die Untersuchung förderte höchst vernichtende Aussagen zutage: "Die Schläge
betreffen Männer, Frauen und Kinder gleichermaßen. Andere Berichte
beschreiben Wildhüter, die eine Waffe auf einen Baka richten, um ihn zu
zwingen, einen anderen Baka zu schlagen. Andere beziehen sich darauf, dass
die Ranger den Baka die Macheten wegnahmen und sie dann mit diesen Macheten
schlugen. Es gibt Berichte über Ranger, die Baka-Frauen zwingen, sich
auszuziehen und 'wie nackte Kinder' zu verhalten. Es gab eine spürbare
kulturelle Abneigung der Frauen, über diese Vorfälle zu sprechen, außer zu
sagen, dass es sich um beschämende 'Erniedrigungen' handelte".

Der Direktor von Survival International Stephen Corry sagte: "Dies ist eine
vernichtende Anklage. Sie sollte das Ende des WWF-Modells von
'Festungs-Naturschutz' bedeuten, das in ganz Afrika so viel Schaden für
Mensch und Umwelt verursacht hat."

"Millionen wurden bereits für das geplante Schutzgebiet ausgegeben, ein
Großteil davon kam von Holz-, Palmöl- und Tourismusunternehmen sowie von
Naturschutzorganisationen. Sie arbeiten zusammen, um den Baka ihr Land zu
stehlen. Es wurden Ranger eingesetzt, die die lokalen Baka seit Jahren
terrorisieren."

"Alle relevanten UN-Standards und Rechtsvorschriften bezüglich der Achtung
indigener Völker und der Menschenrechte wurden von Anfang an ignoriert, da
man der Meinung war, dass ein Naturschutzprojekt irgendwie darüber steht."

"All dies geschah, weil es viel einfacher war, unschuldige Baka-Männer,
Frauen und Kinder ins Visier zu nehmen, als die kriminellen Netzwerke
anzugehen, zu denen auch lokale Beamte und Regierungspersonal gehören.
Keine dieser Rechtsverletzungen schien die geringste Auswirkung auf die
Bekämpfung von Wilderei zu haben."

"Vor dreißig Jahren sagten wir dem WWF, dass seine Projekte im Kongobecken
Gefahr laufen, die lokale indigene Bevölkerung ihres Landes und ihrer
Selbstversorgung zu berauben und sie in die Armut zu treiben. Wir
wiederholten diese Warnung immer wieder, aber sie traf auf taube Ohren. Der
WWF ist in einen Landdiebstahl und gravierende Menschenrechtsverletzungen
verwickelt - im großen Stil."

Survival setzt sich führend gegen Menschrechtsverletzungen im Namen des
Naturschutzes ein. Wir fordern einen neuen Ansatz im Naturschutz, der
indigene Völker in den Mittelpunkt stellt. Ein neuer Ansatz ist das Beste
für indigene Völker, für die Natur und für die ganze Menschheit. Mehr dazu
>>



Survival International ist die globale Bewegung für indigene Völker. Wir
helfen indigenen Völkern ihr Leben zu verteidigen, ihr Land zu schützen und
ihre Zukunft selbst zu bestimmen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Februar 2020

Survival Deutschland

Haus der Demokratie und Menschenrechte

Greifswalderstr. 4, 10405 Berlin

Telefon: +49 (0)30 72 29 31 08, Fax: +49 (0)30 72 29 73 22

E-Mail: info@survivalinternational.de

Internet: www.survivalinternational.de
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SCHACH-SPHINX/07179: Kämpferischer Boris Spasski (SB)


Bei einem Turnier gibt es Kampf- und auch Ruhephasen. Kein Mensch kann
seine Nerven über eine längere Dauer mit Hochbetrieb beanspruchen. Und
so müssen Schonpausen eingelegt werden. Die Spieler wissen dies und
kalkulieren entsprechend. So kommt es relativ oft vor, daß starke
Meister untereinander gerne remisieren, um so ihre Kräfte gegen
schwächere Gegner voll einzusetzen. Dies ist keine Feigheit an der
Front, sondern ein Zugeständnis an die begrenzte menschliche
Leistungsfähigkeit. Bei Interzonenturnieren wird dieses Kalkül jedoch
beiseitegeschoben. Wer sich für die Weltmeisterschaft qualifizieren
will, darf sich nicht aufs Ruhekissen legen. Kampf bis zum Äußersten,
heißt die Parole. Für die Anwärter ist es eine Zeit der Torturen an
Leib und Seele. Doch das Weiterkommen hat eben seinen Preis. Geschenkt
wird einem nichts. Wer nicht aufs Gaspedal tritt, fliegt heraus. Eine
einfache Rechnung, und so erhielt zum Beispiel in Toluca 1982 die
sowjetische Belegschaft ihre Quittung dafür, daß sie sich in ihren
Partien zu Tode remisierten. Mit einer Ausnahme: Boris Spasski, der
sich nach eigenen Angaben für "faul" hält, gab nichtsdestotrotz sein
Bestes und spielte in einer Ritterrüstung aus Ehrgeiz und fester
Entschlossenheit. Trotzdem konnte er sich in Toluca nicht
qualifizieren, was jedoch nicht wie bei seinen Landsleuten, an seiner
Friedfertigkeit lag, was auch das heutige Rätsel der Sphinx beweist.
Mit den schwarzen Steinen zerschmetterte er nun die Stellung seines
Kontrahenten Hulak, Wanderer.
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Hulak - Spasski

Toluca 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

1...b5-b4? war ein flüchtiger Gedanke, die Konsequenzen allerdings
hatten Hand und Fuß: 2.e4-e5! Sf6-d7 - ein weiterer Fehler wäre
2...d6xe5? 3.Sd4-f5 gewesen - 3.e5xd6 c7xd6 4.Sd4-f5 b4xc3 - es gab
nichts Besseres, zum Beispiel 4...0-0 5.Sf5xe7+ Kg8-h8 6.Lc1-f4 b4xc3
7.Lf4xd6 oder 4...Ke8-f8 5.Lc1-f4 - 5.Sf5xg7+ Ke8-f8 6.Lc1-h6 Kf8-g8
7.Sg7-e6! Lb7-f3 - eine winzige Ausrede, auf 8.De2xf3 kann der
schwarze König über f7 fliehen - 8.g2xf3 Dd8-c8 9.Kg1-h1 f7-f6 10.Se6-
d8! und Schwarz gab auf, denn es drohte 11.De2-e6# und auf 10...Sd7-e5
gewinnt 11.De2xe5 f6xe5 12.Te1-g1+ nebst Matt.



Erstveröffentlichung am 23. Januar 2007
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MELDUNG/256: Wie ansteckend es ist, Kinder zu kriegen (idw)


Otto-Friedrich-Universität Bamberg - 11.02.2020

Wie ansteckend es ist, Kinder zu kriegen

Die Bamberger Familienforschung hat in einer Studie die Auswirkungen
sozialer Kontakte auf die Fertilität erforscht.



Schon wieder ist eine Kollegin schwanger, der eigene Bruder ist gerade
Vater geworden. Soziale Kontakte und Netzwerke können großen Einfluss auf
die Entscheidung haben, ein Kind zu bekommen. Aber wie stark sind solche
Ansteckungseffekte? Das Staatsinstitut für Familienforschung (ifb) und die
Professur für Demografie der Universität Bamberg haben mehrfach
unterschiedliche Netzwerke wie Familie und Arbeitsplatz untersucht. In der
jüngsten Studie "Familie, Firmen und Fertilität: Eine Studie über soziale
Interaktionseffekte" stellt das Forschungsteam erstmals
netzwerkübergreifende Effekte fest. Die Ergebnisse wurden im Januar 2020
in der Fachzeitschrift "Demography" veröffentlicht.

Vier Familienforscherinnen und -forscher haben die Studie durchgeführt:
Prof. Dr. Henriette Engelhardt-Wölfler von der Universität Bamberg, Zafer
Büyükkeçeci von der Humboldt-Universität zu Berlin sowie Prof. Dr. Thomas
Leopold und Prof. Dr. Ruben I. Van Gaalen von der Universität Amsterdam.
Büyükkeçeci wertete Daten aus dem "System of Social Statistical Datasets"
(SSD) aus - eine Datenquelle, in der verschiedene Registerdaten aller
Einwohner der Niederlande verknüpft sind. Der Datensatz enthält Angaben
über Geschwister und über Arbeitgeber, sodass das Forschungsteam beide
Bereiche miteinander verbinden konnte.

"Mit den Daten konnten wir zeigen: Es ist wahrscheinlicher, ein Kind zu
bekommen, wenn Geschwister, Kolleginnen und Kollegen eines bekommen",
resümiert Engelhardt-Wölfler. "Darüber hinaus konnten wir erstmals
sogenannte Spillover-Effekte über Netzwerkgrenzen hinweg nachweisen."
Damit ist eine Art Kettenreaktion gemeint: Wird eine Person von
Kolleginnen oder Kollegen mit dem Kinderwunsch angesteckt, beeinflusst sie
wiederum ihre Geschwister. Und diese haben Einfluss auf ihre eigenen
Kolleginnen und Kollegen. Umgekehrt bekommen Personen im gebärfähigen
Alter, die kaum Geburten in ihrem Umfeld miterleben, mit niedrigerer
Wahrscheinlichkeit Kinder. Die Mechanismen, die der Ansteckung zugrunde
liegen, konnten mit den vorliegenden Daten nicht detailliert untersucht
werden.

Die Studie wurde von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) mit rund
100.000 Euro gefördert. Sie ist angesiedelt am Staatsinstitut für
Familienforschung an der Universität Bamberg (ifb) und veranschaulicht
dessen Schwerpunkt: Die Forschungsprojekte des ifb reichen von der
vorgeburtlichen Familienphase bis zur Lebenssituation im Alter, von der
Kinderlosigkeit bis zu großen Familien. Das ifb ist deutschlandweit das
einzige sozialwissenschaftliche Forschungsinstitut, das sich
ausschließlich der Familie widmet. Gegründet wurde es 1994 als
wissenschaftlich unabhängiges Institut.


Originalpublikation:

Zafer Büyükkeçeci, Thomas Leopold, Ruben I. Van Gaalen, Henriette
Engelhardt-Wölfler. 2020.

Family, Firms, and Fertility: A Study of Social Interaction Effects,

Demography,

https://doi.org/10.1007/s13524-019-00841-y

Weitere Informationen unter:

http://www.uni-bamberg.de/univers-forschung 

- mehrere Artikel über Forschungsprojekte des ifb im Magazin
"uni.vers Forschung" der Universität Bamberg (2019)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution93

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Otto-Friedrich-Universität Bamberg, 11.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INTERVIEW/046: Digital - Kontrollverlust ...    Christoph Marischka im Gespräch (SB)
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Digitalisierung

Sirenentöne oder Schlachtruf der "kannibalistischen Weltordnung"


Christoph Marischka ist Verfasser des Buches "Cyber Valley -
Unfall des Wissens" und einer der Referenten beim diesjährigen
Kongress der Neuen Gesellschaft für Psychologie am 6. und 7. März 2020
in Berlin.(*)

Wer treibt Digitalisierung und Künstliche Intelligenz voran?

Von selbstfahrenden Autos bis zu Personalauswahl per Gehirnscan,
von möglicher Urteilsfindung bei Gericht durch Algorithmen bis zu
neuen diagnostischen Möglichkeiten in der Medizin - Digitalisierung
und Künstlicher Intelligenz begegnet man in den Medien fast täglich -
mal als Riesenchance, mal als Horrorvision von einer Welt, in der
Roboter die Herrschaft übernehmen werden. Aber welches sind wirklich
die treibenden Kräfte, die der Öffentlichkeit beides als
alternativlose Entwicklungen verkaufen wollen, bei denen Deutschland
zusammen mit EU-Partner Frankreich unbedingt Gas geben müsse, um nicht
den Anschluss an China und die USA zu verlieren? Darüber sprach
der Schattenblick mit Christoph Marischka von der
Informationsstelle Militarisierung (IMI).

Schattenblick (SB): Wenn Begriffe wie Digitalisierung und Künstliche
Intelligenz (KI) täglich im Kontext mit absehbaren "disruptiven" -
übersetzbar durch "zerstörerischen" - Innovationen genannt werden,
stellt sich die Frage: Wer steckt dahinter? Ist es die
Bundesregierung, die eine KI-Strategie beschlossen hat und diesen
Beschluss anscheinend entschiedener umsetzt als die Klimaziele und
manches andere?

Christoph Marischka (CM): Hochtechnologien wie diese, von denen sowohl
ökonomische als auch militärische Quantensprünge erwartet werden - die
von Ihnen erwähnten disruptiven Innovationen - spielen für die Politik
eine große Rolle. Diese Innovationen vereinen die ökonomische
Perspektive des Wettbewerbsstaates mit der geopolitischen Perspektive
der Vorherrschaft und suggerieren die existenzielle Notwendigkeit
eines Kampfes um Technologieführerschaft. Aber die treibenden Kräfte
sitzen nicht in der Regierung.

SB: Wer treibt Digitalisierung und KI dann voran?

CM: Es fällt auf, dass die KI-Strategie der Regierung stark dem
ähnelt, was Beratungsunternehmen wie Roland Berger an dringend
erforderlichen Entwicklungsschritten bereits 2016 angeregt haben:
zentrale Startup-Campi zu errichten, junge Wissenschaftler zum Gründen
zu bewegen und unproduktives Kapital als Risikokapital zu
mobilisieren. Roland Bergers Papiere und die anderer Berater fließen
regelmäßig - manchmal wörtlich, manchmal umschrieben - in Dokumente
und Entscheidungen der Bundesregierung ein.

SB: Das klingt, als setzten Beratungsgesellschaften die Demokratie
außer Kraft.

CM: Und genau das geschieht auf einigen Gebieten. Ihre Rolle ist mit
dem heutzutage für viele Entscheidungen erforderlichen Expertenwissen
gestiegen. Es ist kein Zufall, dass im Koalitionsvertrag von 2018 über
70 Mal das Wort Digitalisierung und 7 Mal der Begriff Künstliche
Intelligenz vorkommt. Die besondere Rolle von Beratungsgesellschaften
ist in diesem Vertrag nicht zu übersehen. Sie kommen als scheinbar
neutrale Experten daher. Die aufgrund ihrer Empfehlungen beschlossenen
Maßnahmen sind nachweislich jedoch sehr direkte Umsetzungen von
Forderungen sowohl der Industrie als auch der mit ihr verbundenen
wissenschaftlichen Institute. Gleiche oder ähnliche Empfehlungen wie
Roland Berger gaben auch Price Waterhouse Cooper und Capgemeni ab, die
alle sehr nah an Ministerien dran sind und immer wieder von der
Bundesregierung beauftragt werden. Diese Gesellschaften haben den
Staat mehr oder weniger stark durchdrungen. Das ist eine andere
Qualität als der Lobbyismus, den wir seit Jahrzehnten kennen. Hinzu
kommt als treibende Kraft das Risikokapital.

SB: Welche Rolle spielt das Risikokapital?

CM: Das ist auch ein Faktor, den es so früher nicht in vergleichbarem
Umfang gab. Die niedrigen Zinsen machen das Kapital erfinderisch.
Risikokapital ist auf der Suche nach zweistelliger Rendite; die neue
Technologie bietet sich an. Deshalb versuchen Kapitalgesellschaften,
dieses Feld zu besetzen und dazu die Politik Huckepack zu nehmen, sie
ebenfalls zu Investitionen zu bewegen. Allein dadurch kommt bereits
Rendite zustande, bevor noch ein wirkliches Produkt erzeugt worden
ist. Es wird nach dem Vorbild der USA, wo Wissenschaftler schon länger
gleichzeitig Forscher und Unternehmer sind, mehr und mehr in Startups
investiert. Ganz logisch verändert es die Herangehensweise, wenn man
neben dem Interesse an wissenschaftlichen Ergebnissen auch massiv den
unternehmerischen Erfolg sucht. In Deutschland ist gerade eine ganze
Reihe von Forschungsparks entstanden bzw. im Entstehen begriffen, so
z.B. in Berlin und Tübingen. In diesen Einrichtungen verschwimmen die
Grenzen zwischen Wirtschaft und Wissenschaft. Und die Politik
übernimmt m.E. sehr unreflektiert - übrigens bei wenig Kontroverse
zwischen Parteien und von ihnen repräsentierten Weltanschauungen - den
Diskurs, der ihnen da vorgegeben wurde.

SB: Ist das Militär, also die Bundeswehr, keine treibende Kraft der
Digitalisierung und Künstlichen Intelligenz?

CM: Militär ist immer an der Technik interessiert, die im weitesten
Sinn militärisch genutzt werden kann. Und Teile des Militärs würden
auch lieber heute als morgen eine Aufrüstungsspirale in Gang setzen,
die an Vorgehensweisen in der Kriegswirtschaft erinnert. Thesenpapiere
des Drei-Sterne-Generals Leidenberger aus den Jahren 2017 und 2018
zielten darauf, nach dem Vorbild des Spiralmodells aus der
Softwareentwicklung Strukturen zu schaffen, die einem
militärisch-ökonomischen Primat unterliegen und damit die Politik
weiter entmachten.

In der Bundeswehr besteht Interesse an der KI u.a. im Bereich
Krisenvorerkennung. Es geht dabei um militärnachrichtendienstliche
Erkenntnisse in verschiedenen Regionen der Welt, um digitale
Nachrichtenauswertung geheimdienstlicher Quellen und sozialer Medien.
Das Militär interessiert sich auch für die Einstellung der Bevölkerung
oder einzelner Bevölkerungsgruppen in relevanten Regionen oder für
opposing militant forces. Gesucht wird nach Erkenntnissen darüber, wo
vielleicht eine Guerilla-Bewegung entsteht, wo und wie man hearts
und minds gewinnen kann.

SB: Worin sehen Sie die Gründe für die Zurückhaltung der Bundeswehr
gegenüber der totalen Digitalisierung in den Streitkräften? Liegt
diese nur daran, dass das Militär keinen Profit mit der Technologie
machen kann?

CM: Die Bundeswehr unterscheidet sich in mancher Hinsicht deutlich von
der Politik und den anderen genannten Akteuren: sie sieht in
Digitalisierung noch nicht das Allheilmittel. Der Grund:
Digitalisierung heißt Vernetzt-Sein. Einerseits will man durchaus,
dass Soldaten überall vernetzt sind und militärische Entscheidungen
auch mit Hilfe von KI getroffen werden können, aber andererseits macht
Vernetzung angreifbar. Wenn ein Hightech-Panzer nicht mehr
funktioniert, braucht es einen reboot (Neustart); Elektronik lässt
sich nicht so einfach reparieren wie Mechanik. Das sind Gefahren, die
das Militär besser erkennt als die Politik und skeptischer beurteilt
als die Rüstungsindustrie. Die Bundeswehr bedenkt Risiken für die
Soldaten, die Verwundbarkeit von Technik und Menschen und beobachtet
sehr aufmerksam, was in vielen anderen Bereichen durch Digitalisierung
und KI alles schief geht. Denken Sie an die vielen Hackerangriffe auf
sensible Daten in Politik und Wirtschaft, an die abgestürzten Boeing
737max oder an Unfälle bei Tests mit selbstfahrenden Autos.

SB: Bei der Rüstungsindustrie scheint es eine ähnliche Zurückhaltung
nicht zu geben. Ihr Kollege Thomas Pflüger vom IMI hat auf einer
Tagung im November davon gesprochen, dass die neuen europäischen
Rüstungsbudgets auf Vorlagen der Rüstungslobby basieren würden. Beim
Europäischen Verteidigungsfonds (EVF), für den 2021 bis 2027 13 Mrd.
aus dem EU-Haushalt vorgesehen sind, sollen mindestens vier bis acht
Prozent der Gelder in "disruptive Technologien" fließen.

CM: Richtig. Es ist m.E. symptomatisch, dass Thierry Breton als
Kommissar für Binnenmarkt und Dienstleistungen mit der erweiterten
Zuständigkeit für Verteidigung und Raumfahrt in der EU-Kommission
diesen Fonds verwalten wird. Breton war zuvor Chef von Atos, einem der
größten europäischen IT-Unternehmen mit engen Verbindungen zur
Rüstungsindustrie. Atos ist in Deutschland für das Projekt HaFIS
(Harmonisierung der automatischen Führungs- und Informationssysteme)
zuständig. In der Praxis ist dies das Cloud Computing der Bundeswehr.
Atos fusionierte unter anderem mit dem Hardware-Hersteller Bull, der
in Frankreich das Battle Management System der französischen
Streitkräfte zur Verfügung stellte, durch das die Luft- und
Bodentruppen miteinander vernetzt werden. Da Thierry Breton in seiner
Zeit als Atos-Chef Fusionen vor allem im Bereich Rüstung
vorangetrieben hat, ist zu erwarten, dass noch mehr Fusionen
stattfinden werden, um die deutsch-französische Rüstungsindustrie
auszubauen.

SB: Welchen Platz nehmen wissenschaftliche Einrichtungen wie
Universitäten, Institute und wissenschaftlich tätige Stiftungen in
diesem Zusammenhang ein?

CM: Sie undifferenziert als neutrale Institutionen anzusehen, wäre
naiv. Die Zusammenarbeit von Wissenschaft und Industrie ist weit
fortgeschritten. Das im Koalitionsvertrag formulierte Ziel, 3,5
Prozent des Bruttoinlandsprodukts für Forschung auszugeben, hatte kurz
vor der Einigung über den Vertrag die Max-Planck-Gesellschaft zusammen
mit ihren Industriepartnern im kleinen Kreis gefordert. Auch die im
Vertrag erwähnte Schaffung einer Agentur für disruptive Innovation,
Cyber- und Informationstechnologie nach Vorbild der DARPA - bekannt
für ihre absurden und riskanten Forschungsprojekte in den USA - stammt
aus diesen Zirkeln.

SB: Erhält das IMI viele Hinweise von Whistleblowern auf bedenkliche
Prozesse in Wissenschaft und Wirtschaft?

CM: Das Geheime ist nicht unser Schwerpunkt. Die meisten Informationen
gewinnen wir aus mit mehr oder weniger Rechercheaufwand zugänglichen
Dokumenten. Wir stehen außerdem in Kontakt mit der
Zivilklauselbewegung, mit Studierenden und Forschenden, bei denen sich
immer mal wieder ein Unwohlsein bei diesem oder jenem Projekt
einstellt.

SB: In manchen Veröffentlichungen von KI-Kritikern wird der
Technologie die Schuld an gesellschaftlichen Folgen - sei es dem
prognostizierten Verlust zahlreicher Arbeitsplätze, sei es einer stark
veränderten Kriegführung oder der Zerstörung der Privatsphäre gegeben.
Wie schätzen Sie das ein?

CM: Dass es ferngesteuerte Bürgerkriege in weiten Teilen der Welt
gibt, von Mauretanien über Mali, Libyen, Tschad, die arabische
Halbinsel bis Afghanistan, wo Drohneneinsätze zur Normalität geworden
sind, liegt nicht an der KI. KI wird entwickelt und genutzt; mit
welchen Zielen, hängt von gesellschaftlichen Verhältnissen und den
damit in Zusammenhang stehenden politischen Interessen ab.

SB: Schätzen Sie den Grad der Gefährdung durch KI auf diesem Gebiet so
hoch ein, dass Sie sich ein Verbot wünschen würden?

CM: Das ist nicht realistisch und wäre auch nicht der richtige Weg.
Die Geschwindigkeit, mit der auf diesem Sektor geforscht, entwickelt
und implementiert wird, macht mir aber schon Angst. Eine seriöse
Folgenabschätzung erfolgt nicht, ist aber aus meiner Sicht
unverzichtbar. Die menschliche Souveränität gerät unter die Räder,
fürchte ich, weil wir manche Systeme nicht mehr durchschauen und nach
dem Wunsch der privaten Hersteller auch gar nicht durchschauen sollen.


(*) Mehr Informationen unter:

https://www.ngfp.de/wp-content/uploads/2019/12/NGfP_2020_Programm.pdf

12. Februar 2020
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SCHAUSPIEL - KOMÖDIE/383: Cuxhaven - "Die Streiche des Scapin" von Molière, 24.02.20


Stadt Cuxhaven

"Die Streiche des Scapin" von Molière



Cleverness ist stärker als Geiz: Am Montag, den 24. Februar 2020, um
20:00 Uhr erwartet Sie meisterhaftes Tourneetheater mit temporeicher
Regie und viel Bühnenwitz: In "Die Streiche des Scapin" verband
Molière bereits 1671 französischen Feinsinn und Eleganz mit dem Witz
und den Figuren der italienischen Commedia dell'arte.

Argante und Geronte, zwei reiche und gierige alte Kaufleute aus
Neapel, sind auf Geschäftsreise und überlassen ihre beiden Söhne den
Dienern zur Aufsicht. Den Söhnen fällt nichts Besseres ein, als sich
Hals über Kopf zu verlieben: Leandre, Gerontes Sohn umgarnt die schöne
Zerbinette und Octave, Argantes Sohn, heiratet heimlich Hyacinthe. Die
beiden Väter haben aber vereinbart, dass der Sohn des einen die
Tochter des anderen ehelichen soll! Was also tun? Scapin, der
gerissene und schlagfertige Diener von Leandre, soll helfen Geld zu
beschaffen. Mit Hilfe von allerlei Tricks und Possenspiel werden die
Väter um ihr Geld gebracht und zum Ende erleben alle noch eine
Überraschung, mit der selbst das Schlitzohr Scapin in seinen kühnsten
Träumen nicht gerechnet hat!

Die Komödie gehört zum Spätwerk Molières und ist somit eines seiner
Stücke, das von der turbulenten Handlung in Verbindung mit jeder Menge
Situationskomik lebt. In der Fassung von Peter Lotschak, die das Neue
Globe Theater in dieser Saison spielt, bekommt die Komödie noch eine
Rahmenhandlung: Bevor das eigentliche Stück beginnt, gibt es einen
Einblick in die Theaterwelt zu Zeiten Molières. Molière und seine
Theatergruppe brauchen eine neue Spielstätte. Um diese zu bekommen,
müssen sie das Publikum überzeugen, und zwar noch am gleichen Abend -
so will es der Marquis, dem das Theater gehört. Der Theaterchef
entscheidet kurzerhand: "Komödie geht immer", es wird "Die Streiche
des Scapin" gespielt ...

Verpassen Sie nicht dieses Meisterstück, das für Molières Truppe zum
Kassenschlager wurde und seither zu den meistgespielten Stücken des
französischen Theaters gehört

Eintrittskarten erhalten Sie in der Kulturinformation im Schlossgarten
4, 27472 Cuxhaven, Tel. 0 47 21/6 22 13 (geöffnet Mo-Fr 9-13 Uhr, Di-
Fr 15-18 Uhr, Sa 10-13 Uhr), online unter www.cuxhaven.de/tickets oder
am Veranstaltungsabend ab 19:00 Uhr an der Abendkasse im Stadttheater
(Tel. 0 47 21/3 56 56).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 12.02.20

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/7006070, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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TANZ - PERFORMANCE/265: Hamburg - No Apocalypse Not Now, Kampnagel, 28., 29.2.2020


Kampnagel - Internationales Zentrum für schönere Künste

Ariel Efraim Ashbel and Friends

NO APOCALYPSE NOT NOW

Rollstuhlgerecht / Theater & Performance

Dauer: 90 Min.

Fr. 28.02. und Sa. 29.02.2020. 19:30 Uhr, K1

Tickets: 15 Euro (erm. 9 Euro, [k]-Karte 7,50 Euro)

Sprache kein Problem



In seiner neuen Arbeit, betitelt nach dem gleichnamigen Essay von
Jacques Derrida, beschäftigen sich der Berliner Regisseur Ariel Efraim
Ashbel und sein internationales Team auf ausgelassene, kritische und
gleichsam hoffnungsvolle Weise mit dem Ende der Welt. Indem sie die
apokalyptische Kultur durch eine Vielzahl an Perspektiven betrachtet,
illustriert die Performance neue Welten und verweilt in ihnen. Hier
zeigen sich die Chancen und ästhetischen Möglichkeiten der Welt nach
der Menschheit. NO APOCALYPSE NOT NOW schlägt eine Auflösung vor: Die
Arbeit lädt dazu ein, sich immer wieder zu verlieren und
wiederzufinden, Freude ohne Nihilismus zu proklamieren, Optimismus
ohne Konformität und Spaß ohne Ironie.

Gefördert im Rahmen von ACT - art climate transition, gefördert von
der Europäischen Union / Creative Europe.

 * 


Kartentelefon:

Mo. bis Sa. 10:00-19:00 Uhr

Telefon: +49 (0)40 270 949 49

E-Mail: tickets@kampnagel.de

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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FORSCHUNG/1586: Bestäubung funktioniert in Städten besser als auf dem Land (idw)


Deutsches Zentrum für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv)
Halle-Jena-Leipzig - 29.01.2020

Bestäubung funktioniert in Städten besser als auf dem Land



Blütenpflanzen werden in Städten besser bestäubt als im Umland. Das
zeigt ein Experiment mitteldeutscher Forscher. Diese fanden zwar auf
dem Land insgesamt eine größere Vielfalt an Fluginsekten - in den
Städten sorgten aber mehr Bienen und Hummeln für mehr bestäubte Blüten
an den Testpflanzen. Mit Abstand am fleißigsten bestäubten Hummeln,
die vermutlich von einer höheren Zahl geeigneter Lebensräume in der
Stadt profitieren. Um Bestäubung zu fördern, empfehlen die Forscher,
die Bedürfnisse von Bienen bei der Grünflächenplanung besser zu
berücksichtigen. Die Ergebnisse wurden in der Zeitschrift Nature
Communications veröffentlicht.

Städte dehnen sich weltweit aus. Dass sich die Umwandlung von
Naturflächen in Bauland auf das Vorkommen von Insekten auswirkt, haben
mehrere Untersuchungen gezeigt. Oft sinken Vielfalt und Anzahl der
Insekten, manchmal profitieren aber einzelne Artengruppen. Was die
Verstädterung jedoch für die ökologischen Leistungen der Insekten wie
etwa die Bestäubung der Pflanzen bedeutet, ist kaum bekannt.

Ein Wissenschaftler-Team unter Leitung des Deutschen Zentrums für
integrative Biodiversitätsforschung (iDiv), der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU) und des
Helmholtz-Zentrums für Umweltforschung (UFZ) wollte den Effekt eines
urbanen Umfeldes auf Insektenbestäuber und die Bestäubung untersuchen.
Dafür verglich es blütenreiche Flächen in Innenstadtlage wie Parks und
botanische Gärten mit solchen im direkten Umland neun deutscher
Großstädte (Berlin, Braunschweig, Chemnitz, Dresden, Göttingen, Halle,
Jena, Leipzig und Potsdam).

An allen Orten dienten Rotklee-Topfpflanzen als Referenzpflanze für
Bestäubung. Die Wissenschaftler erfassten die Artenvielfalt mit
Insektenfallen. Darüber hinaus zeichneten sie alle Insektenbesuche an
ihren Rotkleeblüten 20 Mal am Tag für 15 Minuten auf. Später zählten
sie die produzierten Samen und bestimmten damit den Bestäubungserfolg.

Am erfolgreichsten wurden Pflanzen in den Innenstädten bestäubt. Hier
wurden die Blüten häufiger besucht als auf dem Land. Zwar fanden die
Forscher auf dem Land eine insgesamt höhere Artenvielfalt und Biomasse
von Fluginsekten als in der Stadt - insbesondere von Fliegen und
Schmetterlingen. Letztere trugen jedoch nur wenig zur Bestäubung des
Rotklees bei. Dies taten jedoch umso mehr Bienen, von denen in den
Städten mehr Arten vorkamen und die die Blüten auch wesentlich
häufiger besuchten als andere Insekten. Drei von vier der erfassten
Blütenbesucher waren Hummeln. Die Honigbiene war mit nur 8,7 Prozent
der Blütenbesuche zweitwichtigster Bestäuber.

Die große Vielfalt und Anzahl an Wildbienen und Hummeln in den Städten
erklären die Forscher mit einer höheren Zahl geeigneter Lebensräume.
So finden sie gute Nistmöglichkeiten in freiliegenden Böden, Totholz
und Mauerhohlräumen und dauerhaft Nahrung durch die große Vielfalt an
Blütenpflanzen in Parks und Gärten. Vermutlich kommen Bienen aber auch
mit den gesamten Lebensbedingungen dort besser zurecht als andere
Insektengruppen.

"Städte verändern ständig ihr Bild. Sich darin zu orientieren, ist
eine Herausforderung, der besonders Bienen mit ihren ausgeprägten
Fähigkeiten zur Orientierung und zum Lernen gewachsen sind", sagt der
Leiter der Studie, Prof. Robert Paxton, Wissenschaftler der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU) und des Deutschen
Zentrums für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv). "Fliegen und
Schmetterlingen haben es hier offenbar schwerer."

Grundsätzlich profitierten fast alle untersuchten Insektenarten von
vielfältigen Lebensraumstrukturen, die dauerhaft Nahrung, Nistplätze
und Orientierung boten. Das sind im Agrarland Blühstreifen, Grünland,
Wald und Hecken; in Innenstadtlagen sind es Gärten, Brachen und Parks.
In einer weitreichend ausgeräumten Agrarlandschaft fehlen diese
häufig. "Ich war wirklich erschüttert, wie durchgehend schlecht die
Bestäubungsleistung im Agrarland war", erzählt Paxton. "Aus anderen
Studien ist bekannt, dass gerade Wildbienen und Hummeln besonders
anfällig für Pestizide sind. Das könnte auch erklären, weshalb ihre
Vielfalt auf dem Land geringer ausfällt bzw. in der Stadt höher ist,
wo Insektizide kaum eine Rolle spielen."

Wie wichtig Bestäubung für die Ökosysteme und uns Menschen ist, zeigen
die Zahlen. 90 Prozent aller Blütenpflanzenarten sind Schätzungen
zufolge auf die Bestäubung durch Tiere angewiesen. Damit bewahren
Bestäuber wesentlich die Pflanzenvielfalt. Doch auch unsere Ernährung
hängt von Bestäubung ab. Ihr Wert für die globale Landwirtschaft lag
2015 zwischen 235 bis 557 Mrd. US-Dollar, was in etwa ein Zehntel des
Marktwertes aller angebauten Nahrungspflanzen ausmacht.

Doch auch in der Stadt spielen Blütenpflanzen und ihre Bestäuber eine
wichtige Rolle. "Was wären unsere städtischen Grünanlagen ohne
Blumen?", sagt Erstautor Dr. Panagiotis Theodorou, Wissenschaftler des
Forschungszentrums iDiv, der MLU und des Helmholtz-Zentrums für
Umweltforschung (UFZ). "Auch die Zahl städtischer Gemüse- und
Obstgärten wächst - aber ohne Bestäuber reifen dort keine Früchte."

Mittelfristig könnten die Städte jedoch auch dabei helfen, die
Bestäubung auf dem Lande zu erhalten. "Wenn das Agrarland weiter
degradiert, könnten Städte als Quelle für Bestäuber im
landwirtschaftlichen Umland dienen", sagt Theodorou. Entsprechend
raten die Forscher, die Städte für Bestäuber attraktiver zu machen und
die Bedürfnisse vor allem der fleißigen Hummeln bei der
Grünflächenplanung zu berücksichtigen. Doch natürlich müssten auch auf
dem Land mehr blütenreiche Flächen und Nistmöglichkeiten geschaffen
und mit den Lebensräumen in den Städten verbunden werden, etwa um die
Bestäubung in kommerziellen Obstgärten zu fördern.

Die Studie führte der Erstautor Panagiotis Theodorou im Rahmen seiner
Doktorarbeit bei der Graduiertenschule yDiv durch. Sie wurde
finanziert vom Deutschen Zentrum für integrative
Biodiversitätsforschung (iDiv), FZT 118 (DFG).

Originalpublikation:

Theodorou, P., Radzeviciute, R., Lentendu, G., Kahnt, B., Husemann,
M., Bleidorn, C., Settele, J., Schweiger O., Grosse, I., Wubet, T.,
Murray, T.E., Paxton, R. J. (2020): Urban areas as hotspots for bees
and pollination but not a panacea for all insects. Nature
Communications 
 DOI:
10.1038/s41467-020-14496-6



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.idiv.de/de/news/pressemitteilungen/press_release_single_view/469.html

 Hummeln sind in Städten produktiver als im Umland -
Medienmitteilung zum Thema vom 22.06.2016

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news730666

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1813

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv)

Halle-Jena-Leipzig - 29.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1585: Hohe Gaskonzentrationen über dem Roten Meer (idw)


Max-Planck-Institut für Chemie - 28.01.2020

Hohe Gaskonzentrationen über dem Roten Meer



Während einer Schiffsexpedition um die Arabische Halbinsel entdeckten
Wissenschaftler unerklärlich hohe Ethan- und Propanwerte in der Luft
über dem nördlichen Roten Meer. Die mysteriöse Emissionsquelle war
tief unter der Wasseroberfläche verborgen.

Der Nahe Osten beherbergt mehr als die Hälfte der weltweit bekannten
Öl-und Gasreserven. Durch die intensive Förderung und Nutzung fossiler
Brennstoffe werden in dieser Region auch große Mengen gasförmiger
Schadstoffe in die Atmosphäre freigesetzt. Da die chemische
Zusammensetzung der Atmosphäre in diesem Gebiet in der Vergangenheit
nur wenig untersucht wurde und Angaben bisher nur auf atmosphärischen
Modellen beruhten, fand 2017 eine große wissenschaftliche Expedition
rund um die Arabische Halbinsel statt. Während dieser Expedition
stellten die Forscher des Max-Planck-Instituts für Chemie eine
merkwürdige Anomalie fest: Die Mengen an Ethan und Propan in der Luft
über dem nördlichen Roten Meer waren extrem hoch. Sie lagen bis zu
40-mal über den Vorhersagen.

Den Modellen zufolge sind Biomassenverbrennung, Kraftstoffproduktion
sowie Emissionen aus der Energieerzeugung für die Gas-Konzentrationen
verantwortlich. Keine dieser Quellen konnte jedoch die hohen Ethan-
und Propanwerte erklären.

Um diese Diskrepanz zu untersuchen, schauten sich Efstratios
Bourtsoukidis, Umweltphysiker am Mainzer Max-Planck-Institut, und
seine Kollegen die möglichen Quellen für diese Emissionen wie etwa
Verkehr, Landwirtschaft, Biomassenverbrennung, Stromerzeugung oder
Ölförderung genauer an. "Da es bisher keine Daten aus dieser Region
gab, mussten wir zahlreiche Berechnungen durchführen, um die Quelle zu
finden. Das Ergebnis hat uns überrascht: Die hohen Konzentrationen von
Ethan und Propan stammen vom Grund des nördlichen Roten Meeres ", sagt
Bourtsoukidis. Genauer gesagt stammen die Gase aus Lecks
unterirdischer Öl- und Gasvorkommen. Zudem strömt Wasser am Grund der
Golfe von Suez und Aqaba in das Rote Meer, das Gas aus der Erdöl- und
Gasförderung enthält. Eine weitere Quelle sind Gasemissionen aus
Solebecken am Meeresboden. Die Kohlenwasserstoffe werden dann durch
Strömungen an die Wasseroberfläche transportiert und schließlich in
die Atmosphäre freigesetzt. Die Menge der Gase ist so außergewöhnlich
hoch, dass sie vergleichbar mit den gesamten anthropogenen Emissionen
aus Ländern wie dem Irak, den Vereinigten Arabischen Emiraten und
Kuwait ist.

Die Messungen fanden im Sommer statt. Da sich die Zirkulation des
Tiefenwassers jahreszeitlich verändert, ist es wahrscheinlich, dass
sich die Emissionen im Winter weiter erhöhen. In vorindustriellen
Zeiten hätten die hohen Mengen an Ethan und Propan in der Atmosphäre
kaum Auswirkungen auf die regionale Luftqualität gehabt. Heutzutage
jedoch stößt der Seeverkehr in der Region große Mengen an Stickoxiden
aus. Diese Gase verbinden sich mit dem Ethan und dem Propan und bilden
troposphärisches Ozon und Peroxyacetylnitrate. Beide Elemente sind
sehr schädlich für die menschliche Gesundheit.

Da der Schiffsverkehr durch das Rote Meer und den Suezkanal in den
kommenden Jahrzehnten vermutlich weiter stark zunehmen wird, werden
auch die Stickoxidemissionen und somit die Emissionen anderer
Schadstoffe zunehmen. Daher gehen die Forscher davon aus, dass sich
die Luftqualität in der Region deutlich verschlechtern wird.

Die Messungen wurden während der AQABA-Schiffsexpedition (Air Quality
and Climate Change in the Arabian Basin) durchgeführt, die in den
Gewässern rund um die Arabische Halbinsel stattfand. Das AQABA-Projekt
ist die erste umfassende In-situ-Messung von Gasen und Aerosolen im
Nahen Osten und wurde zwischen Juni und August 2017 unter der Leitung
des Max-Planck-Instituts für Chemie in Mainz durchgeführt. Die
Forscher durchquerten per Schiff das Mittelmeer, den Suezkanal, das
Rote Meer, den nördlichen Indischen Ozean und den Arabischen Golf,
bevor sie auf derselben Route zurückkehrten. Insgesamt legten sie rund
20 000 Kilometer auf See zurück und sammelten einen reichen Datensatz.

Originalpublikation:

The Red Sea Deep Water is a potent source of atmospheric ethane and
propane

E. Bourtsoukidis, A. Pozzer, T. Sattler, V.N. Matthaios, L. Ernle, A.
Edtbauer, H. Fischer, T. Könemann,
S. Osipov, J.-D. Paris, E.Y. Pfannerstill, C. Stönner, I. Tadic, D.
Walter, N. Wang, J. Lelieveld &
J. Williams

DOI: https://doi.org/10.1038/s41467-020-14375-0

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news730634

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution274

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Chemie - 28.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





PROJEKT/001: Der erste Tiny Forest Deutschlands entsteht in der Uckermark (idw)


Hochschule für nachhaltige Entwicklung Eberswalde - 11.02.2020

Der erste Tiny Forest Deutschlands entsteht in der Uckermark



Stefan Scharfe und Lukas Steingässer, beide Studenten an der
Hochschule für nachhaltige Entwicklung Eberswalde (HNEE), pflanzen
einen Miniwald auf einer Wiese in Brandenburg. Die Idee: Mit diesem
schnell wachsenden Mikrohabitat, einen Beitrag zum Klimaschutz
leisten, der für andere leicht nachahmbar ist. Bis zum 18. Februar
2020 läuft noch ihre Crowdfunding-Aktion.

"Für uns ist es wichtig, selber ins Machen zu kommen", sagt Lukas
Steingässer, der an der HNEE den Bachelor "International Forest
Ecosystem Management" studiert. Gemeinsam mit 25 Freiwilligen wollen
er und sein Kommilitone Stefan Scharfe verschiedene heimische Gehölze
auf eine Fläche von 800 Quadratmetern in Zichow (Uckermark,
Brandenburg) bringen. In diesem Frühjahr soll es losgehen.
"Geplant sind 27 verschiedene Arten mit zirka 3000 Gehölzen
anzupflanzen und so in kürzester Zeit ein möglichst strukturreiches,
dem Standort angepasstes Waldökosystem zu erschaffen", sagt Stefan
Scharfe, der den Master 'Forest System Transformation' studiert.

Vorbild für den Wald der Vielfalt, wie die beiden das Projekt nennen,
ist die Methodik des japanischen Biologen Akira Miyawaki. Seine Idee
ist es, vor allem in urbanen Räumen auf Flächen, die mindestens so
groß wie ein Tennisplatz sind, kleine Habitate anzulegen, die einen
Beitrag zum Erhalt der Artenvielfalt, der Verbesserung der
Luftqualität, sowie der Wasserhaltekapazität des Bodens leisten. In
der Vergangenheit hat er bereits größere Konzerne wie Toyota dazu
beraten und mit ihnen Kompensationsprojekte in Form von Tiny Forests
erfolgreich umsetzt.

"Innerhalb von drei Jahren entstanden so kleine Wälder im städtischen
Raum, diese Systeme tragen sich nun selbst und benötigen kaum Pflege",
erklärt Lukas Steingässer, der zur Akira-Miyawaki-Methode eine
Bachelorarbeit schreiben und seine Erfahrungen aus Zichow einfließen
lassen wird. Auch in Europa gibt es in Frankreich und den Niederlanden
erste Tiny Forests. "In Amsterdam haben wir uns einen bereits
angeschaut, der dort prächtig gedeiht. Beeindruckt hat uns, die
dortige Entwicklung. 2019 wurde dem niederländischen
Naturbildungsinstitut aufgrund seiner umweltbildenden Maßnahmen mit
dem Tiny Forest knapp zwei Millionen Euro zur Verfügung gestellt, um
im Laufe dieses Jahres, 15 weitere zu realisieren", berichtet Lukas
Steingässer.

Das motiviere die beiden, auch in Deutschland dem Thema mehr
Bekanntheit zu verleihen. Denn theoretisch könne jedermann Tiny
Forests realisieren, soweit ihm/ihr eine Fläche zur Verfügung steht.
"Denkbar wäre, dass es langfristig Projekte im Bereich der Bildung für
nachhaltige Entwicklung (BNE) gibt, bei dem Kinder und Jugendliche
Tiny Forests auf ihren Schulhöfen oder ihren Schulorten anpflanzen.
Gerade im urbanen Raum besteht ein dringendes Bedürfnis die Menschen
für die Natur zu sensibilisieren", blickt Lukas Steingässer
optimistisch in die Zukunft.

Unterstützung für "Wald der Vielfalt"

In Zichow werden schon bald die ersten Arbeiten beginnen. Zunächst
wird auf der Fläche humusartige Biomasse eingebracht, um die
Wasserhaltekapazität des Bodens zu verbessern. Zur Finanzierung der
Pflanzaktion und der anschließenden Hege läuft noch bis zum 18.02.2020
eine Crowdfunding-Aktion.



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.startnext.com/walddervielfalt zur Crowdfunding-Aktion


https://bit.ly/31HZlJ2 TED-Talk mit Shubhhendu Sharma

https://de.wikipedia.org/wiki/Akira_Miyawaki über Akira Miyawaki

http://www.hnee.de/K2155 Über den Studiengang International Forest
Ecosystem Management (B.Sc.)

http://www.hnee.de/K6312 Über den Studiengang Forestry System
Transformation (M.Sc.)

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news731347

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution419

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für nachhaltige Entwicklung Eberswalde - 11.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/068: Protest in Stuttgart gegen Entschädigungen für Kohlestromproduzenten (BUND BW)


BUND Landesverband Baden-Württemberg - 12. Februar 2020

BUND fordert: Kein Schulterschluss mit Kohlestromproduzenten!

Umweltschützer*innen des BUND protestieren für echten Klimaschutz und
gegen Entschädigungen für EnBW, MVV und GKM.



Stuttgart. Umweltschützer*innen des BUND haben heute (12. Februar
2020) vor dem Neuen Schloss in Stuttgart für mehr Klimaschutz
protestiert. Anlass war ein Pressegespräch von Ministerpräsident
Winfried Kretschmann und Umweltminister Franz Untersteller gemeinsam
mit Vertretern der baden-württembergischen Kohlestromproduzenten EnBW,
MVV und GKM, bei dem sie die Belastungen des Landes und der
Energieversorgungsunternehmen durch das Kohleausstiegsgesetz der
Bundesregierung beklagten.

"Wir sind uns mit der Landesregierung einig, dass der ursprüngliche
Kohlekompromiss, der einen früheren Ausstieg aus der Braunkohle vor
der Steinkohle und eine Nichtinbetriebnahme von Datteln 4 vorsah,
besser für den Klimaschutz wäre. Wir vermissen bei den Plänen der
Bundesregierung auch eine bessere Förderung der Erneuerbaren
Energien", erklärt Sylvia Pilarsky-Grosch, Landesgeschäftsführerin des
BUND Baden-Württemberg.

"Auch unser Klima braucht einen schnellen Ausstieg aus jeder Art von
fossiler Energie. Mit dem Neubau von Kohlekraftwerksblöcken in
Karlsruhe und Mannheim 2014 beziehungsweise 2015 haben EnBW und MVV
weiter auf Steinkohle gesetzt. Und dies obwohl die Unternehmen seit
Jahrzehnten wissen, wie schädlich diese Form der Stromerzeugung ist",
betont Sylvia Pilarsky-Grosch. "Was die Branche braucht, sind klare
Vorgaben aus der Politik. Jedes Land und jedes Unternehmen muss vor
der eigenen Haustür kehren und das Klima schützen. Dazu gehört
unbedingt der möglichst schnelle Ausstieg aus der Kohleverstromung.
Die Rechenspiele, welches Kraftwerk nun schädlicher sei, verwischen
das eigentliche Problem. Steinkohle als Energieträger kann Baden-
Württemberg nicht in eine lebenswerte Zukunft führen."

Soweit Kohlemeiler noch zur Netzstabilität benötigt werden, haben die
vergangenen Jahre gezeigt, dass dies nur wenige Stunden im Jahr nötig
und deshalb aus Klimaschutzgründen zu vernachlässigen ist.

Unter dem Motto "Raus aus der Steinzeit" präsentiert der BUND
Bundesverband am Donnerstag in Berlin neue Fakten zur von der
Bundesregierung geplanten Inbetriebnahme des umstrittenen
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 im Ruhrgebiet.




Weitere Informationen:

Webseite des BUND Baden-Württemberg zu Klima und Energie: 

https://www.bund-bawue.de/themen/mensch-umwelt/klima-und-energie/

Webseite des BUND Baden-Württemberg zu Steinkohle: 

https://www.bund-bawue.de/themen/mensch-umwelt/klima-und-energie/kohle-
raus-aus-heidelbergs-heizungen/

 * 

Quelle:

Presseinformation, 12.02.2020

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)

Landesverband Baden-Württemberg e.V.

Marienstraße 28, 70178 Stuttgart

Tel.: 0711 620306-17, Fax: 0711 620306-77

E-Mail: presse.bawue@bund.net

Internet: www.bund.net/bawue
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POLITIK/579: Novelle des Kreislaufwirtschaftsgesetzes legt Grundlagen für weniger Abfall und mehr Recycling (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 12. Februar 2020

Novelle des Kreislaufwirtschaftsgesetzes legt Grundlagen für
weniger Abfall und mehr Recycling



Das Bundeskabinett hat heute auf Vorschlag von Bundesumweltministerin
Svenja Schulze den Gesetzesentwurf zur Novelle des
Kreislaufwirtschaftsgesetzes auf den Weg gebracht. Die Bundesregierung
will damit die Abfallvermeidung verbessern und das Recycling
verstärken.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Die Novelle des
Kreislaufwirtschaftsgesetzes legt die Grundlagen für wichtige
Fortschritte auf dem Weg hin zu weniger Abfall und mehr Recycling. Mit
drei zentralen Maßnahmen nehmen wir den Bund, aber auch Hersteller und
Händler stärker als bisher in die Verantwortung: Recycelte Produkte
bekommen Vorrang in der öffentlichen Beschaffung. Mit der neuen
'Obhutspflicht' hat der Staat in Zukunft erstmals rechtliche Handhabe
gegen die Vernichtung von Neuware oder Retouren. Wer Einwegprodukte,
wie To-Go-Becher oder Zigarettenkippen in Verkehr bringt, muss sich an
den Reinigungskosten von Parks und Straßen beteiligen."

Die neuen Regeln zur öffentlichen Beschaffung zielen darauf, die
Nachfrage nach recyceltem Material zu erhöhen. Denn für sogenannte
Rezyklate gibt es häufig noch keinen ausreichend großen Markt. Darum
nimmt sich die Bundesregierung mit diesem Gesetzentwurf selbst in die
Pflicht. Künftig sollen die 6.000 Beschaffungsstellen in
Bundesbehörden sowie bundeseigenen und vom Bund beherrschten
Unternehmen Produkte aus Recycling gegenüber Neuanfertigungen
bevorzugen. Auf Grundlage des neuen Gesetzes müssen sie - sofern keine
unzumutbaren Mehrkosten entstehen - beim Einkauf Produkte bevorzugen,
die rohstoffschonend, abfallarm, reparierbar, schadstoffarm und
recyclingfähig sind.

Ein neues Element in der Produktverantwortung ist die sogenannte
"Obhutspflicht". Mit ihr nimmt die Bundesregierung Hersteller und
Händler stärker in die Verantwortung. "Mit der Obhutspflicht schafft
der Bund erstmals eine gesetzliche Grundlage, um der Vernichtung von
Retouren und Warenüberhängen einen Riegel vorzuschieben. Damit sind
wir in der Europäischen Union die ersten", sagte
Bundesumweltministerin Svenja Schulze. In den Bereichen öffentliche
Beschaffung und Obhutspflicht geht die Bundesregierung damit deutlich
über das hinaus, was EU-weit vereinbart wurde.

Um das bisher sehr intransparente Vorgehen mancher Händler
systematisch auszuleuchten, erarbeitet das Bundesumweltministerium
derzeit eine Transparenzverordnung. Die dafür nötige gesetzliche
Grundlage enthält das novellierte Kreislaufwirtschaftsgesetz.
Hersteller und Händler müssen dann deutlich nachvollzierbar
dokumentieren, wie sie mit nicht verkauften Waren umgehen. Eine
Möglichkeit ist, diese Produkte günstiger zu verkaufen oder zu
spenden.

Für die Reinigung von Parks und Straßen kommen bislang allein die
Bürgerinnen und Bürger über kommunale Gebühren auf. Das soll sich mit
dem neuen Gesetz ändern. Hersteller und Vertreiber von Einweg-
Produkten aus Kunststoff sollen sich künftig an den Kosten für die
Säuberung des öffentlichen Raums beteiligen. "Das Ziel ist klar: Wir
wollen eine saubere Umwelt, in der weder Müll und noch giftige Kippen
rumliegen", sagte Bundesumweltministerin Svenja Schulze.

Neben diesen drei zentralen Maßnahmen enthält der Gesetzentwurf
weitere Anforderungen der EU-Abfallrahmenrichtlinie und teilweise
bereits der EU-Einwegkunststoff-Richtlinie.

Nach der heutigen Kabinettentscheidung wird das parlamentarische
Verfahren eingeleitet. Parallel erfolgt die sogenannte Notifizierung
des Entwurfs bei der Europäischen Kommission.

Den Gesetzesentwurf finden Sie unter:

https://www.bmu.de/GE856

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 028/20, 12.02.2020

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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MASSNAHMEN/080: Beschluss des "Klimanotstands" ist für viele Kommunen mehr als Symbolik (idw)


Institut für ökologische Wirtschaftsforschung GmbH, gemeinnützig -
04.02.2020

Studie: Beschluss des "Klimanotstands" ist für viele Kommunen mehr
als Symbolik




	Über 70 Kommunen in Deutschland im "Klimanotstand" - erste Studie zeigt: Vielen ist es ernst

	Klimanotstandskommunen sind für nationale Klimaschutzpolitik relevant und sollten strukturell gezielt gefördert werden, empfiehlt das Institut für ökologische Wirtschaftsforschung

	Fridays for Future gaben oft den Anstoß, den Klimaschutz kommunal auf eine neue Ebene zu heben





Berlin, 4. Februar 2020 - Immer mehr Kommunen rufen den
"Klimanotstand" aus. Dies ist für viele mehr als ein symbolisches
Anerkennen der Klimakrise, wie eine jetzt veröffentlichte Studie des
Instituts für ökologische Wirtschaftsforschung (IÖW) zeigt. Kommunen,
die es sich vornehmen, alle kommunalen Maßnahmen verpflichtend auf
ihre Klimawirkung zu prüfen und dies mit einem breiten Monitoring
verbinden, heben den Klimaschutz auf eine neue Ebene, so die
Einschätzung der Untersuchung.

"Dieser auch als 'Klimavorbehalt' bezeichnete Mechanismus kann einen
wichtigen Beitrag leisten, damit Klimaschutz in allen kommunalen
Politikfeldern die Aufmerksamkeit bekommt, die ihm gebührt", sagte
Klima-und Energieexperte Professor Bernd Hirschl vom IÖW. "Im
Zusammenklang mit verschärften kommunalen Klimaschutzzielen und
-maßnahmen - die in einigen Fällen bereits beschlossen sind, in vielen
Kommunen noch diskutiert werden - kann eine solche
Klimaverträglichkeitsprüfung eine neue Qualität für Klimaschutz mit
sich bringen."


Studie empfiehlt Bund und Ländern Klimanotstandskommunen zu
unterstützen

Seit im Mai 2019 Konstanz als erste deutsche Kommune den Klimanotstand
ausgerufen hat, haben sich bis heute über 70 Kommunen angeschlossen.
Es wird erwartet, dass weitere folgen werden. "Die
Klimanotstandskommunen sind ein neuer Akteur im Klimaschutz und auch
für die nationale Klimaschutzpolitik interessant", so Studienautorin
Lena Pfeifer vom IÖW. "Die nationale Förderpolitik und die
Bundesländer sollten solche Kommunen, die durch ihren in der Regel
breit angelegten Klimaschutz- und Vorsorgeansatz zu neuen Vorreitern
werden können, bei der Umsetzung unterstützen."

Nach Einschätzung des IÖW sind die Klimanotstandskommunen ein neuer
Akteur mit Potenzial für die Umsetzung der nationalen
Klimaschutzstrategie. Daher sollten sie in der Förderpolitik von Bund
und Ländern auch entsprechende Aufmerksamkeit erhalten. Mit
öffentlicher Unterstützung und durch wissenschaftliche Begleitung
könnten etwa Methoden, Tools und Verfahren entwickelt werden, um die
Klimawirkung von verschiedenen politischen Maßnahmen standardisiert
und vergleichbar zu erfassen. Zudem könnte der Bund die Kommunen bei
der Erfüllung der zusätzlichen personellen Verwaltungsaufgaben
finanziell unterstützen. Auch der Austausch von Erfahrungen und Best
Practices sowie eine Kommunikationsstrategie zur Verbreitung könnten
gefördert werden.

Fridays for Future gaben oft den Anstoß, den Klimanotstand zu
beschließen

Bei den Klimanotstandskommunen handelt es sich weder um
Klimaschutzvorreiter noch um politisch "grüne" oder besonders reiche
Kommunen, sondern um Kommunen mit einem eher durchschnittlichen
Profil, so die Befragungsergebnisse. Oftmals gaben
zivilgesellschaftliche Akteure -darunter häufig Fridays for Future -
den Anstoß zur Ausrufung des Klimanotstands in den Kommunen.

Die Studie hat das IÖW gemeinsam mit der Volksinitiative Klimanotstand
Berlin durchgeführt. Für die Untersuchung wurden alle 78 Kommunen, die
bis Mitte Oktober 2019 einen Klimanotstand oder einen vergleichbaren
Beschluss gefasst haben, befragt. Ein Drittel, also 26 Kommunen,
beantwortete den Fragebogen vollständig. Erste Ergebnisse hatte das
IÖW im November 2019 auf dem ersten bundesweiten
Klimanotstandskongress in Berlin vorgestellt.

Das IÖW engagiert sich seit Jahren auf dem Feld der kommunalen
Klimapolitik. Für das Land Berlin hat das Berliner Institut
federführend gemeinsam mit Partnern in einem breit angelegten
Beteiligungsprozess den Entwurf für das Berliner Energie- und
Klimaschutzprogramm entwickelt. Auf dieser Grundlage beschloss das
Berliner Abgeordnetenhaus einen integrierten Ansatz mit rund 100
Maßnahmen in den Bereichen Klimaschutz und der Anpassung an die Folgen
des Klimawandels. Für den Klimaschutz sollen mit den Maßnahmen in den
Handlungsfeldern Energie, Verkehr, Gebäude und Stadtentwicklung,
Wirtschaft, Private Haushalte und Konsum eine Reduktion von
Kohlendioxidemissionen in der Stadt erwirkt werden.

Das Institut für ökologische Wirtschaftsforschung (IÖW) ist ein
führendes
wissenschaftliches Institut auf dem Gebiet der praxisorientierten
Nachhaltigkeitsforschung. Über 60 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
erarbeiten Strategien und Handlungsansätze für ein zukunftsfähiges
Wirtschaften - für eine Ökonomie, die ein gutes Leben ermöglicht und
die
natürlichen Grundlagen erhält. Das Institut arbeitet gemeinnützig und
ohne
öffentliche Grundförderung.

www.ioew.de



Studie zum Download:

https://www.ioew.de/publikation/kommunen_im_klimanotstand_wichtige_akteure_fuer_kommunalen_klimaschutz

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news730966 

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution472

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für ökologische Wirtschaftsforschung GmbH, gemeinnützig - 04.02.2020

WWW: http://idw-online.de
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INFOPOOL / UMWELT / LANDWIRTSCHAFT





VERBAND/420: Öko-Umstellungsinteresse der deutschen Landwirte hoch (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 12. Februar 2020

Öko-Umstellungsinteresse der deutschen Landwirte hoch

Hohe Importanteile im Öko-Markt trotz Konsumentenwunsch nach mehr
heimischer Öko-Ware



Immer mehr Bauern interessieren sich für eine Umstellung auf den
Ökolandbau. Laut aktuellem DBV-Konjunkturbarometer vom Dezember 2019
können sich 18,4 Prozent der Landwirte eine Umstellung zum Ökolandbau
vorstellen. Darunter sind allerdings nur knapp 3 Prozent derzeit fest
zur Umstellung entschlossen. Bei den schweinehaltenden Betrieben
beträgt dieser Anteil an die 4 Prozent. Das Umstellungsinteresse
steigt seit Jahren an: 2018 lag es bei 16 Prozent und 2017 bei 15
Prozent, in den Jahren zuvor lag es bei etwa 11 Prozent.

Der DBV-Öko-Beauftragte und Brandenburger Bauernpräsident Hendrik
Wendorff hält die Realisierung des 20-Prozent-Ziels von Bund und
Ländern für möglich: "An den Bauern wird es nicht scheitern, wenn der
Markt unsere heimischen Öko-Produkte aufnimmt. Die Bauern stellen um,
wenn die Vermarktung und das Öko-Preisniveau gesichert sind."

Derzeit liegt der Öko-Flächenanteil bei rund 10 Prozent. Über 12
Prozent der deutschen Betriebe wirtschaften ökologisch. Für weitere
Umstellung muss die Nachfrage im Mittel der Jahre im Einklang mit der
zusätzlichen Öko-Erzeugung wachsen und die Importe müssten durch
heimische Rohstoffe ersetzt werden. Durch die starke
Umstellungstätigkeit in den letzten 5 Jahren reicht das deutsche
Öko-Rohstoffaufkommen bereits jetzt, um den inländischen Öko-Konsum an
Getreideprodukten, Milch und Fleisch zu decken. Derzeit werden
beispielsweise noch etwa 30 Prozent des inländischen Verbrauchs an
ökologischen Milchprodukten importiert, obwohl deutsche
Milchviehbetriebe auf der Umstellungswarteliste der Molkereien stehen.

Die deutsche Öko-Ackerfläche hat seit 2015 laut Daten der Agrarmarkt
Informations-Gesellschaft um 53 Prozent zugenommen, die
Öko-Schweinehaltung um 57 Prozent und die Öko-Milcherzeugung wuchs in
den letzten fünf Jahren sogar um 64 Prozent. Damit legen im Ökolandbau
die marktrelevanten Bereiche besonders stark zu, während vorher lange
Zeit überproportional nur extensive Grünlandstandorte umgestellt
wurden. Der Einfluss des Öko-Marktpreises auf die ökonomische
Nachhaltigkeit der Öko-Betriebe ist infolge stark gewachsen. Der
DBV-Ökobeauftragte Wendorff, selbst Ökolandwirt, erklärt, dass die im
Rahmen der Agrar-Umweltprogramme gezahlte Öko-Prämie zwar sehr wichtig
sei, aber in der Öko-Tierhaltung nicht stabile Erzeugerpreise ersetzen
könne. Sinke der Öko-Milchpreis beim Bauern von derzeit etwa 47 Cent
pro kg nur um 10 Prozent werde die durchschnittlich in Deutschland
gewährte Öko-Prämie aufgezehrt. Der beim Verbraucher erzielte
Öko-Mehrpreis könne also nur begrenzt durch staatliche Prämien
ausgeglichen werden. Es gelte aber auch die Öko-Prämie als
Ausgleichzahlung für die besonderen Umweltleistungen des Ökolandbaus
abzusichern. Dazu müsse entsprechend Budget in den Agrarhaushalten von
Bund und Ländern eingeplant werden.

Detailliertere Daten zur Umstellungsbereitschaft aus dem
DBV-Konjunkturbarometer im Download. Für das DBV-Konjunkturbarometer
werden im Westen Deutschlands Betriebe über 30 Hektar
landwirtschaftlich genutzte Fläche und im Osten Deutschlands Betriebe
über 100 Hektar und mehr befragt, um vor allem die Konjunkturlage der
Haupterwerbsbetriebe abzubilden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. Februar 2020

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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INFOPOOL / UMWELT / LEBENSRÄUME





FORSCHUNG/513: Klimawandel könnte Artenvielfalt der Alpen künftig stärker beeinflussen als Landwirtschaft (idw)


Universität Wien - 30.01.2020

Klimawandel könnte Artenvielfalt der Alpen künftig stärker
beeinflussen als Landwirtschaft



Intensive landwirtschaftliche Nutzung wirkt sich stark auf die
Artenvielfalt aus. Der Klimawandel könnte die Landwirtschaft in
Zukunft aber als Hauptursache der Biodiversitätskrise ablösen.
Modellrechnungen dazu waren bislang selten, da Vorhersagen über die
Entwicklung der Landwirtschaft schwierig sind. Wissenschafter*innen
der Universität Wien und der Universität für Bodenkultur haben ein
kombiniertes Modell für eine Beispielregion in den österreichischen
Alpen entwickelt. Die Ergebnisse bestätigen, dass der Klimawandel
tatsächlich zum einflussreichsten Faktor für die Verbreitung von Arten
in dieser Region werden könnte. Die Studie erscheint in der
Fachzeitschrift Global Change Biology.




[image: Getreidefeld mit Kornblumen - Foto: © Iwona Dullinger]

Forscher*innen der Universität Wien und der BOKU haben berechnet,
welche Einflüsse die Landwirtschaft und der Klimawandel in Zukunft auf
die Artenvielfalt in den Alpen haben.

Foto: © Iwona Dullinger



Die massiven Auswirkungen intensiver landwirtschaftlicher Nutzung auf
wildlebende Tier- und Pflanzenarten sind gut dokumentiert.
Modellrechnungen zur Zukunft der Biodiversität konzentrieren sich
bislang aber stärker auf den Klimawandel als auf die Landnutzung. Ein
Team von Biolog*innen der Universität Wien und Sozial-Ökolog*innen der
Universität für Bodenkultur hat jetzt ein gekoppeltes Modell
entwickelt, das Bewirtschaftungsentscheidungen von ca. 1.300
landwirtschaftlichen und Forstbetrieben simuliert und daraus die
Folgen für die Pflanzendiversität einer Beispielregion - den
oberösterreich-steirischen Eisenwurzen - berechnet.




[image: Kühe auf einer Weide vor Bergen und Wald - Foto: © Iwona Dullinger]

Für die Berechnung wurde eine Modellregion verwendet, die sich über
etwa 1500 km² zwischen Steyr und dem Nationalpark Gesäuse erstreckt.

Foto: © Iwona Dullinger



Die Land- und Forstwirt*innen reagieren in der Simulation auf
verschiedene mögliche Entwicklungen der wirtschaftlichen und
klimatischen Rahmenbedingungen. Sie entscheiden nach Kriterien, die
aus Daten über den Strukturwandel der letzten Jahrzehnte und
Interviews mit Akteur*innen in der Region entwickelt wurden. Die
simulierten Entscheidungen führen zu Veränderungen in der Landschaft,
die, gemeinsam mit dem Klimawandel, die Lebensräume der Pflanzen
verändern.

Handlungsspielraum der Landwirt*innen beschränkt

Die Ergebnisse der Berechnungen legen nahe, dass die Lebensräume der
meisten Arten in der Region - unter allen Annahmen über die
wirtschaftliche und klimatische Entwicklung der nächsten Jahrzehnte -
schrumpfen werden. Für diese Lebensraumverluste spielt der Klimawandel
eine wesentlich größere Rolle als die Landnutzung. "Dieses Ergebnis
überrascht", sagt Iwona Dullinger vom Department für Botanik und
Biodiversitätsforschung der Universität Wien, "weil ein großer Teil
der von uns modellierten 834 Pflanzenarten sensibel auf
Landnutzungsunterschiede reagiert."

Der scheinbare Widerspruch entsteht, weil das Modell keine großen
Änderungen der Landnutzung vorhersagt. Diese Stabilität hat
verschiedene Ursachen. Einerseits ist der Wald, die regional
vorherrschende Nutzungsform, in Österreich gesetzlich geschützt.
Andererseits eignen sich große Teile der heutigen Wiesen und Weiden
aufgrund der gebirgigen Lagen kaum für weitere Intensivierung oder
alternative Nutzungsformen. "Der Handlungsspielraum der Landwirte ist
unter den von uns angenommenen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen
begrenzt", erklärt Projektleiter Stefan Dullinger.

Ergebnisse nicht auf alle Weltregionen übertragbar Im Unterschied dazu
führt der Klimawandel bei etwa 60 Prozent der Arten zu
Lebensraumverlusten. Diese Verluste sind teilweise massiv, besonders
bei Arten, die heute schon höhere Berglagen besiedeln. Die Ergebnisse
unterstreichen die Bedrohung der Biodiversität von Gebirgslebensräumen
durch den Klimawandel.

Den allgemeinen Schluss, dass die Zukunft der Biodiversität stärker
vom Klimawandel als von der Landnutzung bestimmt wird, möchte
Dullinger aber trotzdem nicht ziehen. "Das ist eine regionale Studie,
die für andere Landschaften in den Randlagen der Alpen repräsentativ
sein kann, aber sicher nicht für Gegenden der Welt, in denen starke
Veränderungen natürlicher oder naturnaher Ökosysteme eventuell noch
bevorstehen, wie zum Beispiel in vielen tropischen Ländern". Die
Modellregion hat den großen landwirtschaftlichen Strukturwandel längst
hinter sich, und größere Umbrüche sind daher nur in Reaktion auf
massive Veränderungen der Rahmenbedingungen möglich. "Um deutlicher
positive Effekte auf die Lebensräume von Arten in der Region zu
erzielen, bräuchte es eine wirklich ambitionierte Agrarpolitik mit
starken finanziellen Anreizen für eine biodiversitätsfreundliche
Landwirtschaft", meint Stefan Dullinger.

Publikation in Global Change Biology:

Dullinger, I., Gattringer, A., Wessely, J., Moser, D., Plutzar, C.,
Willner, W., Egger, C., Gaube, V., Haberl, H., Mayer, A., Bohner, A.,
Gilli, C., Pascher, K. Essl, F. & Dullinger, S. 2020: A
socio-ecological model for predicting impacts of land-use and climate
change on regional plant diversity. Global Change Biology.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news730736

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution84
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STELLUNGNAHME/594: Neues Gesetz zur Kreislaufwirtschaft greift deutlich zu kurz (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressestatement, 12. Februar
2020

NABU: Neues Gesetz zur Kreislaufwirtschaft greift deutlich zu
kurz

Miller: Hersteller müssen verpflichtet werden, Recyclingmaterial
einzusetzen



Berlin - Die Verabschiedung der Novelle des Kreislaufwirtschaftsgesetz
in der heutigen Kabinettssitzung kommentiert
NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller:

"Wir begrüßen, dass die Bundesregierung stärkere Akzente bei
Abfallvermeidung, Produktverantwortung und öffentlicher Beschaffung
recycelter Produkte setzen will. Der vorliegende Novellenentwurf
greift aber deutlich zu kurz. Wir brauchen verbindliche
Abfallvermeidungsziele. Die Bundesregierung muss eine globale
Vorreiterrolle einnehmen, statt nur das umzusetzen, was von der EU
ohnehin vorgegeben wird. Es kann nicht sein, dass das Gesetz erlaubt,
2035 noch über ein Drittel unserer Abfälle zu verbrennen und zu
deponieren. Das ist keine Kreislaufwirtschaft. Kreislauffähige
Produkte bekommen wir nur durch Herstellerverantwortung. Dafür
brauchen wir ein Gesetz, das Unternehmen zwingt, recyclingfreundlich
zu produzieren. Hersteller müssen außerdem verpflichtet werden,
Recyclingmaterial bei der Produktion einzusetzen."

 * 

Quelle:

NABU Pressestatement, 12.02.2020
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